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98. Sitzung 

Bonn, den 4. Dezember 1963 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.02 Uhr 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung 
ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, 

(die Abgeordneten erheben sich) • 

der Deutsche Bundestag erhebt sich heute in Ehr-
erbietung und Dankbarkeit vor John F. Kennedy, 
weiland Präsident der Vereinigten Staaten von 
Amerika. 

Am 22. November fiel der mächtigste Mann der 
Welt unter den Kugeln eines ruchlosen Mörders. 
Noch heute — zwölf Tage danach — ist das Zittern 
nicht ganz verebbt, das an jenem Novembertag stoß-
artig durch die Welt lief. Gewiß: Das Volk und Land 
der Amerikaner hat sich wieder gefangen. In einer 
Trauer voll ergreifender Menschlichkeit scharte sich 
ein großes Volk um den Sarg seines jungen, kühnen 
und besonnenen Staatslenkers. 

Die Anteilnahme Deutschlands an dieser Trauer 
war und ist tief und echt. Nicht der protokollarische 
Takt und nicht die politische Opportunität führten 
Deutschlands Staatsoberhaupt in den Trauerkondukt 
nach Washington, sondern jenes Gefühl der tiefver-
wurzelten Dankbarkeit und getreuen Verbundenheit 
mit Amerika, das im Lauf der Jahre auch in den 
tieferen Schichten der deutschen Seele einen ver-
läßlichen Grund gewonnen hat. Die Bevölkerung 
Berlins hat mit ihren Fackeln, Blumen und Unter-
schriften nicht nur für sich selbst gesprochen, son-
dern sie hat damit für ganz Deutschland einer Be-
wegung des Herzens Ausdruck gegeben. 

Es ist nicht der Sinn dieser Stunde, über dem 
frischen Grabhügel von Arlington noch einmal eine 
Würdigung des Präsidenten John Kennedy zu ver-
suchen. Sie ist tausendfach erfolgt, oft geglückt, zu-
weilen auch weniger geglückt. Der Deutsche Bundes-
tag möchte in dieser ersten Stunde seines Wieder-
zusammentretens nach dem Tode von Präsident Ken-
nedy schlicht ein Zweifaches tun. Er verneigt sich in 
Ehrerbietung vor dem im höchsten Amt gefallenen 
Staatsoberhaupt der Vereinigten Staaten von Ame-
rika, und er verbindet sich erneut in Dank und 
Trauer mit dem Volk, auf dessen Einsicht, Großmut, 
Freiheitsliebe und Opferbereitschaft unser eigener 
Wiederaufstieg und unsere eigene Freiheit mitgrün-
den. Darum ist dieser Augenblick nicht nur dem Ge

-

dächtnis der führenden Gestalt der freien Welt, nicht 
nur dem bis jetzt vielleicht „hellsten, wachsten und 
kühlsten Geiste" im Weißen Hause zu Washington 
gewidmet, sondern er gehört auch seinem Nach-
folger, dem neuen Präsidenten der Vereinigten Staa-
ten, Lyndon B. Johnson. 

An John Kennedy haben sich die Hoffnungen 
Ungezählter in vielen Teilen der Welt gehängt. Die 
Stunde, in der er unter uns war in der Paulskirche 
in Frankfurt, war für uns und für ihn — er sagte es 
— eine Stunde des Glücks vor allem deshalb, weil 
sie eine Stunde der Hoffnung war; der Hoffnung auf 
wachsenden Frieden in der ganzen Welt, der Hoff-
nung auf wachsende Einigkeit der freien Welt und 
der Hoffnung auch auf die künftige Einheit Deutsch-
lands. Man kann gewiß nicht sagen, daß vor dem 
Eintritt John Kennedys in das hohe Amt, in dem er 
gefallen ist, der Kleinmut in der freien Welt Trumpf 
gewesen wäre. Wir halten es für eine Gnade, die 
der Sache der Freiheit in Deutschland und in der 
ganzen Welt zuteil wurde, daß seit den Tagen des 
Präsidenten Truman treffliche Männer in Amerikas 
Regierung die Sache der Freiheit und des Men-
schenrechts in der Welt zur eigenen Sache Amerikas 
gemacht haben. Sie haben es geradlinig und unbeirr-
bar getan. 

John Kennedy aber war es gegeben, mit der 
Probe vor Kuba und dem, was er darnach im Be-
reich der Weltpolitik tat und bedeutete, der freien 
Welt das ihr zustehende Bewußtsein nicht nur der 
moralischen, sondern auch der sicheren faktischen 
Überlegenheit wiederzugeben. Weit entfernt, dar-
aus ein sanftes Ruhekissen zu machen, hat John 
Kennedy die Völker der atlantischen Bündnisge-
meinschaft, hat er insbesondere uns Deutsche im-
mer wieder hineingenommen und hineingefordert in 
die großen Bewegungen und Entscheidungen der 
Weltpolitik unserer Zeit. Ob es uns paßt oder ob es 
uns nicht paßt: Wir sind nicht gemacht für das stille 
Glück im Winkel der Weltgeschichte. Unsere Lage 
und unser Schicksal verlangen anderes. Sie haben 
uns in die Gemeinschaft der freien Welt geführt, 
und unser Volk hat dazu ja gesagt. Deshalb ist es 
unsere Pflicht und unser Auftrag, auch mit dem 
neuen Präsidenten der Vereinigten Staaten von 
Amerika, Lyndon Johnson, und mit seiner Regie-
rung in dankbarer Zuneigung und getreuer Verbun-
denheit der Sache der Freiheit und des Menschen-
rechts in Deutschland, in ganz Deutschland, und in 
der ganzen Welt redlich weiter zu dienen. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Frau Jaqueline Kennedy spricht der Deutsche 

Bundestag in dieser Stunde noch einmal seine Be-
wunderung, seinen Dank und seine herzliche An-
teilnahme aus. 

Gott schütze den neuen Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, Gott schütze das Volk 
der Amerikaner, und Gott schütze die Freiheit und 
das Menschenrecht in dieser Welt. 

Ich danke Ihnen. 

Die Sitzung ist bis 9.30 Uhr unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 9.10 bis 
9.31 Uhr.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die unter-
brochene Sitzung ist wieder eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung spreche ich 
Glückwünsche zu Geburtstagen aus, und zwar dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Dr. h. c. Friedensburg - 
am  17. November - zum 77. Geburtstag, 

(Beifall) 

dem Herrn Abgeordneten Busse - am 23. Novem-
ber - zum 60. Geburtstag, 

(Beifall) 

dem Herrn Abgeordneten Gibbert - am 26. Novem-
ber - zum 65. Geburtstag, 

(Beifall) 

dem Herrn Abgeordneten Schulhoff - am 1. De-
) zember - zum 65. Geburtstag 

(Beifall) 

und dem Herrn Abgeordneten Wullenhaupt - am 
3. Dezember - zum 60. Geburtstag. 

(Beifall.) 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Gesetz-
entwürfe zur Änderung und Ergänzung des Kriegs

-

opferrechtes (Zweites Neuordnungsgesetz) - 
Drucksachen IV/1030, IV/1033, IV/1148, IV/1305  - 
in  der Fassung der Beschlüsse des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen nach § 96 der 
Geschäftsordnung auch dem Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Das Haus ist mit dieser Überweisung 
einverstanden? - Kein Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Schließlich soll nach einer interfraktionellen Ver-
einbarung die heutige Tagesordnung erweitert wer-
den um die Beratung des Antrags der Fraktionen 
der CDU/CSU, FDP betr. Einsetzung eines Sonder-
ausschusses „Strafrecht" - Drucksache IV/1680 -. 
Das Haus ist einverstanden? - Kein Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 

Ich rufe diesen Punkt sogleich auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP betr. Einsetzung eines Son-
derausschusses „Strafrecht" - Drucksache 
IV/1680  -. 

Wird zur Einbringung das Wort gewünscht? - Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Antrag zuzu

-

stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 

- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Antrag ist 
angenommen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den stenographischen Bericht 
aufgenommen. 

Der Bundesrat hat in seinen Sitzungen am 15. und 29. Novem-
ber 1963 den nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen 
Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht ge-
stellt: 

Gesetz über die Fortsetzung aufgelöster saarländischer Unter-
nehmen 
Gesetz zur Ä nderung des Reichs- und Staatsangehörigkeits-
gesetzes 
Zweites Gesetz zur Ä nderung beamtenrechtlicher und be-
soldungsrechtlicher Vorschriften 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Berg-
mannsprämien 
Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des Grundbuch-
wesens 
Gesetz über Umstellung der Abgaben auf Mineralöl 
Gesetz zu dem Protokoll vorn 9. Dezember 1961 zur Ver-
längerung der Geltungsdauer der Erklärung vom 12. No-
vember 1959 über den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum 
allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
Gesetz zu dem Vertrag vom 16. Mai 1961 zwischen der 
Bundesrepub lik Deutschland und der Republik Togo über die 
Förderung der Anlage von Kapital. 

Der Herr Präsident des Bundesrates hat unter dem 29. No-
vember 1963 mitgeteilt, daß der Bundesrat in seiner Sitzung am 
29. November 1963 gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes be-
schlossen hat, gegen die Zweiundzwanzigste Verordnung zur 

Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 (Verlängerung der Zoll-
aussetzung für Melasse) - Drucksache IV/1601 - keine Be-
denken zu erheben. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/1672 
verteilt. 

Der Bundeskanzler hat am 20. November 1963 dem Vorsitzen-
den des Vermittlungsausschusses mitgeteilt, daß die Bundes-
regierung beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen Bun-
destag am 15. Mai 1963 verabschiedeten Ersten Gesetzes zur 

Änderung des Beteiligungsverhältnisses an der Einkommen-
steuer und der Körperschaftsteuer zu verlangen, daß der Ver-
mittlungsausschuß einberufen wird. Sein Schreiben ist als Druck-
sache IV/1656 verteilt. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 13. No-
vember 1963 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wagner, 
Memmel, Dr. Weber (Koblenz), Dr. Zimmer und Genossen betr. 
Behauptungen der Illustrierten Stern" über eine Postkontrolle 
des SPD-Abgeordneten Carlo Schmid - Drucksache IV/1571 - 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/1631 verteilt. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 15. No-
vember 1963 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Süster-
henn, Dr. Zimmermann (München), Dr. h. c. Güde, Stiller und 
Genossen betr. Praxis des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
bei der Zusammenarbeit mit den Alliierten - Drucksache 
IV/1594 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
IV/1652 verteilt. 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat unter dem 18. No-
vember 1963 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kreyssig, 
Arendt (Wattenscheid), Bergmann, Birkelbach, Frau Dr. Elsner, 
Faller, Kriedemann, Seifritz, Frau Strobel und Fraktion der SPD 
betr. Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft - Drucksache IV/1599 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache IV/1647 verteilt. 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat unter dem 25. No-
vember 1963 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Arendt 
(Wattenscheid), Junghans, Bergmann, Hermann (Freiburg) und 
Fraktion der SPD betr. Bundeseinheitliche Regelung des Berg-
rechtes - Drucksache IV/1625 - beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache IV/1661 verteilt. 

Der Herr Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat unter dem 29. November 1963 die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Frau Dr. Hubert, Lenze (Attendorn) und Genossen 
betr. Freiwilliger Internationaler Hilfsdienst - Drucksache 
IV/1643 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
IV/1676 verteilt. 

Der Herr Bundesminister des Auswärtigen hat unter dem 
28. November 1963 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Paul, 
Frau Dr. Maxsein und Genossen betr. Sonderbeitrag für den 
Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge - 
Drucksache IV/1641 - beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache IV/1677 verteilt. 

Der Herr Bundesminister der Justiz hat unter dem 2. De-
zember 1963 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Süster-
henn, Dr. Stammberger, Bauer (Würzburg) und Genossen betr. 
Unterrichtung auf dem Gebiet der Menschenrechte - Drucksache 
IV/1645 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
IV/1678 verteilt. 

Der Herr Bundesminister des Auswärtigen hat unter dem 
23. November 1963 unter Bezug auf den Beschluß des Bundes- 
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tages vom 15. Mai 1963 über die Frage der Stärkung der 
Budgetbefugnisse des Europäischen Parlaments berichtet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache IV/1660 verteilt. 

Die Fraktion der FDP hat unter dem 14. November 1963 die 
Kleine Anfrage von Abgeordneten der FDP betr. NATO-Rohr-
leitungen — Drucksache IV/1506 — im Einverständnis mit den 
Antragstellern zurückgezogen. 

Die Fraktion der FDP hat mit Schreiben vom 28. November 
1963 mitgeteilt, daß durch die Einbringung des interfraktionellen 
Antrages Drucksache IV/1659 ihr Antrag Drucksache IV/1397 
hinfällig geworden sei und sie ihn daher zurückziehe. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung Nr. 122/63/EWG des Rates der EWG vom 
14. November 1963 zur Verlängerung der Geltungsdauer der 
Verordnung Nr. 156 des Rates und der Verordnung Nr. 
10/63/EWG des Rates 
Verordnung Nr. 123/63/EWG des Rates der EWG vom 
14. November 1963 über die Verringerung der Abschöpfungs-
beträge gegenüber dritten Ländern für Schweine und einige 
Teilstücke von Schweinen für Einfuhren in der Zeit vom 
1. bis zum 31. Dezember 1963 

an den Außenhandelsausschuß — federführend — und an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — mit-
beratend — mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Verordnungen 
erhoben werden, 

Verordnung des Rates zur Änderung des Artikels 13 der 
Verordnung Nr. 3 und des Artikels 11 der Verordnung Nr. 4 
(Rechtsvorschriften, die auf entsandte Arbeitnehmer sowie 
auf Arbeitnehmer anzuwenden sind, die ihre Berufstätig-
keit gewöhnlich in mehreren Mitgliedstaaten ausüben) —
Drucksache IV/1669  — 

an  den Ausschuß für Arbeit mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 11. Dezember 1963. 

Nach einer Vereinbarung in der Sitzung des Ältestenrates am 
28. November 1963 ist der in der 97. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 15. November 1963 an den Finanzausschuß über-
wiesene Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bewertungs-
gesetzes auch dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und dem Ausschuß für Kommunalpolitik und Sozialhilfe 
mitberatend überwiesen worden. 

Der Herr Präsident des Europäischen Parlaments hat unter dem 
17. Oktober 1963 

eine Entschließung betreffend das Abkommen über die 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrika-
nischen Staaten und Madagaskar und die dazugehörigen 
Dokumente, 
eine Entschließung über die internen Abkommen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zum Abkommen über die 
Assoziation zwischen der EWG und den mit dieser Gemein-
schaft assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 

mit den dazugehörigen Berichten des Ausschusses dem Bundestag 
zur Kenntnisnahme übermittelt. Sie liegen im Archiv zur Ein-
sichtnahme aus. 

Der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
unter dem 28. November 1963 unter Bezug auf den Beschluß 
des Bundestages vom 8. April 1959 eine Übersicht über die 
Beschäftigung Schwerbeschädigter bel den Bundesdienststellen 
nach dem Stand vom 1. Oktober 1963 übersandt, die als Druck-
sache IV/1679 verteilt wird. 

Der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
am 28. November 1963 unter Bezugnahme auf § 105 d Abs. 3 der 
Gewerbeordnung mitgeteilt, daß er auf Grund des § 105 d 
Abs. 1 der Gewerbeordnung Rechtsverordnungen erlassen habe. 
Sein Schreiben wird als Drucksache IV/1685 verteilt. 

Ich rufe nunmehr auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde (Drucksache IV/1665). 

Zunächst die Frage des Herrn Abgeordneten Ertl 
aus dem Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes: 

Hält es die Bundesregierung aus Gründen der Sicherheit für 
richtig, daß mehrere Mitglieder der Bundesregierung und sogar 
der Bundespräsident im selben Flugzeug reisen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs-
bericht abgedruckt. 

Dann die Frage aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen — des 
Herrn Abgeordneten Dr. h. c. Jaksch — : 

Ist die Bundesregierung bereit, zugunsten der durch die für 
1. Januar 1964 vorgesehene Neuordnung des Postzeitungsdienstes 
in ihrer Existenz gefährdeten Heimatkreiszeitschriften der Ver-
triebenen einen Härteausgleich zu gewähren? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister für 
gesamtdeutsche Fragen! 

Dr. Mende, Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen: Herr Kollege Jaksch, die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß die Zeitschriften und Zei-
tungen der Vertriebenen eine wichtige heimat-
politische und volkstumpolitische Aufgabe erfüllen. 
Sie ist daher gewillt, wie bisher deren Tätigkeit zu 
unterstützen. Soweit die Auswirkungen der am 1. Ja-
nuar 1964 in Kraft tretenden Neuordnung und die 
damit verbundene Gebührenerhöhung im Postzei-
tungsdienst schon jetzt übersehen werden können, 
werden die Verlage der Heimatvertriebenen- und 
Flüchtlingspresse ebenso wie viele andere Zeitungen 
sehr davon betroffen; und es ist nicht möglich, die 
Gebührenerhöhung ohne eine Erhöhung der Bezugs-
preise abzufangen. 

Wenn auch ein genereller Härteausgleich für die 
Vertriebenen- und Flüchtlingspresse aus Gründen 
der Gleichbehandlung aller Sachverhalte und Tat-
bestände nach unserer Verfassung nicht möglich ist, 
so ist das Bundesministerium für gesamtdeutsche 
Fragen doch bereit zu prüfen, welchen Ausgleich 
es in Einzelfällen, in Härtefällen, geben kann. Wir 
sehen daher solchen Anträgen entgegen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Dr. h. c. Jaksch (SPD) : Herr Bundesminister, ist 
Ihnen bekannt, daß notleidende Heimatblätter der 
Vertriebenen von einer bestimmten Interessenten-
gruppe verlockende Kaufangebote erhalten, die eine 
Zweckentfremdung dieser Organe befürchten lassen, 
so daß schon aus diesem Grunde eine wohlwollende 
Sonderregelung am Platze wäre? 

Dr. Mende, Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen: Die Gefahr eines Mißbrauchs des Heimat-
gedankens derart, wie Sie es befürchten, Herr Kol-
lege Jaksch, ist bekannt. Das unterstreicht unsere 
Bereitschaft, diesen Organen zu helfen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Rehs (SPD) : Herr Bundesminister, haben Sie sel-
ber mit dem Herrn Bundespostminister darüber ge-
sprochen, ob nicht auf dem Wege über sein Ressort 
Erleichterungen für diesen Kreis von Zeitungen und 
Zeitschriften möglich sind? 

Dr. Mende, Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen: Herr Kollege, es haben nicht Besprechungen 
zwischen den Ministern, wohl aber zwischen den 
Ressorts stattgefunden, bei denen festgestellt wurde, 
daß der Gleichheitsgrundsatz eine unterschiedliche 
Handhabung nicht gestattet. 

Rehs (SPD) : Herr Minister, wenn, wie Sie sagten, 
ein Härteausgleich nicht möglich sein soll, in wel- 
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cher Weise beabsichtigen Sie dann diesen Kreis von 
Zeitungen und Zeitschriften zu unterstützen? 

Dr. Mende, Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen: Herr Kollege Rehs, es ist Ihnen sicher be-
kannt, daß sich diese Zeitungen und Zeitschriften 
ohnehin einer wohlwollenden Unterstützung des 
Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen er-
freuen. Im Rahmen dieser ohnehin gewährten Unter-
stützung werden diese Überlegungen angestellt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts, Frage III — des 
Herrn Abgeordneten Dr. Mommer —: 

Hat die Bundesregierung auf Grund des bei der Behandlung 
des Antrags der Fraktion der SPD — Drucksache IV/1528 — zum 
Ausdruck gekommenen einmütigen Willens des Bundestages nun-
mehr die Rückführung des entführten Argoud verlangt, ohne 
die weitere Behandlung dieses Antrags und des Rechtshilfe-
ersuchens an die französische Regierung abzuwarten? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Nach den ernsten und eindringlichen Erörte-
rungen, die am 6. November in diesem Hohen 
Hause stattgefunden haben, ist die Bundesregierung 
erneut mit der französischen Regierung in Verbin-
dung getreten. Die auf hoher Ebene geführten Be-
sprechungen beschränkten sich nicht auf das Rechts-
hilfeersuchen des Oberstaatsanwalts in München. 
Sie hatten vielmehr den in der Debatte am 6. No-
vember behandelten Gesamtkomplex zum Gegen-
stand. 

Die Bundesregierung ist bereit, dem Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten möglichst bald zu be-
richten und dabei Einzelheiten über den Stand der 
Angelegenheit mitzuteilen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Staatssekretär, darf 
ich aus Ihrer Antwort schließen, daß die Bundes-
regierung den Fall Argoud so beurteilt, wie das 
Haus ihn beurteilt hat, nämlich als eine Angelegen-
heit, die die guten Beziehungen zwischen unseren 
beiden Ländern ernsthaft berührt? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, die Bundesregierung 
sieht den Fall in einem Gesamtzusammenhang, und 
in diesen Gesamtzusammenhang gehören die im 
Hohen Hause in der Debatte vorgetragenen Ge-
sichtspunkte zweifellos hinein. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage IV — des Herrn Abgeordneten Dr. Mom-
mer — aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz: 

Glaubt die Bundesregierung, daß die der französischen Regie-
rung auf Grund der Attentatsklausel des deutsch-französischen 
Auslieferungsvertrages vielleicht offenstehende Möglichkeit eines 
Auslieferungsverlangens betr. Herrn Argoud nach dessen Rück-
führung auf deutsches Gebiet die von der Staatsanwaltschaft und 
auch von der Bundesregierung eingeleiteten Maßnahmen wegen 
der gewaltsamen Entführung des früheren Obersten berühren 
könnte? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister der 
Justiz. 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Die Maß-
nahmen der Staatsanwaltschaft sind hier ausschließ-
lich rechtlicher Natur und unabhängig davon, ob die 
französische Regierung Argoud an die Bundesrepu-
blik zurückgeben und ob sie die Bundesregierung 
möglicherweise anschließend um Auslieferung er-
suchen wird. Für Maßnahmen, die auf eine Rückfüh-
rung von Argoud in die Bundesrepublik hinzielen, 
sind nicht die Gesichtspunkte der Strafverfolgung 
maßgebend; denn für derartige Fälle ist ein be-
stimmtes vertraglich geregeltes Verfahren nicht vor-
handen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Minister, sind Sie 
falsch verstanden worden, was Ihre Ausführungen 
in Freiburg betrifft, über die in der Presse berichtet 
worden ist, es könnte so etwas geben wie eine Auf-
rechnung von Rückstellungsverlangen wegen Ver-
letzung der Souveränität der Bundesrepublik und 
Auslieferungsverfahren nach dem Auslieferungs-
vertrag? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich bin 
nicht falsch verstanden worden. Ich habe mich in 
Freiburg auf einer Pressekonferenz zu einer Mög-
lichkeit für den Fall geäußert, daß Frankreich die 
Auslieferung mit der Begründung einer Beteiligung 
an einem Attentat begehren würde. Für diesen Fall 
habe ich diese Ausführungen gemacht, von denen 
ich ohne weiteres einräume, daß sie bei streng recht-
licher Betrachtung anfechtbar sind. Aber ich glaube, 
Sie haben Verständnis dafür, wenn ich mich hier 
vielleicht etwas auf das Gebiet der Außenpolitik be-
geben habe und einen gewissen Versuchsballon los-
lassen wollte, um die Reaktion Frankreichs darauf 
festzustellen. 

Dr. Mommer (SPD) : Sind Sie mit mir der Mei-
nung, Herr Minister, daß die Untersuchung der Fra-
ge der Rückstellung des Entführten sauber zu Ende 
geführt werden muß, ehe ein Auslieferungsverfah-
ren mit allen rechtsstaatlichen Garantien in Gang 
gebracht werden könnte? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Das wäre 
natürlich die erfreulichste Lösung dieses Falles. 
Aber in diesem Punkt bestehen, wie ich schon sagte, 
keine vertraglichen Vereinbarungen, auf die wir 
ein Verlangen auf Durchführung eines solchen Ver-
fahrens gründen könnten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich ziehe nun 
den Geschäftsbereich des Bundesministers für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten vor. 

(Abg. Dr. Schäfer: Ich hatte mich noch zu 
Wort gemeldet!) 

— Tut mir leid, wir müssen jetzt weitergehen. 
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Ich rufe die Frage XI/1 — des Abgeordneten 

Kaffka — auf: 
Hat die Bundesregierung im Zuge der Einrichtung von deutsch-

luxemburgischen und deutsch-belgischen Naturparks auch erwo-
gen, einen deutsch-französischen Naturpark einzurichten, für 
welchen sich das Gebiet des Wasgaua und der nördlichen 
Vogesen aus landschaftlichen Gegebenheiten wie aus seiner Lage 
zwischen den Ballungszentren Karlsruhe, Saargebiet und Nord-
Lothringen anbietet? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Abgeordneter, für die Bildung intereuropäi-
scher Naturparke und der darüber abzuschließenden 
Staatsverträge sind gemäß Art. 32 Abs. 3 in Ver-
bindung mit Art. 75 Nr. 3 des Grundgesetzes die 
Länder zuständig, da auf deutscher Seite jeweils 
nur ein Bundesland bei der Bildung intereuropäi-
scher Naturparke betroffen wird. Mit Schreiben 
vom 29. Juli 1963 hat das Auswärtige Amt den 
Staatskanzleien der Länder Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen dies für die Bildung eines 
deutsch-luxemburgischen und eines deutsch-belgi-
schen Naturparks mitgeteilt und um Unterrichtung 
über den Verlauf der Angelegenheit gebeten, da 
der Europarat auf Anregung der Beratenden Ver-
sammlung die Schaffung intereuropäischer Natur-
parke zu einem starken Programmpunkt gemacht 
hat. 

Das Land Rheinland-Pfalz hat mit Schreiben vom 
20. August 1963 den Abschluß des raumplanerischen 
Verfahrens für den deutschluxemburgischen Na-
turpark bestätigt. Ein Verein ,,Deutsch-luxemburgi-
scher Naturpark" wurde am 4. Mai 1963 in Vianden 
(Luxemburg) gegründet. Zwischen dem Land Nord-
rhein-Westfalen und Belgien sind die Verhandlun-
gen noch im Gange. 

Die Gründung eines deutsch-französischen Natur-
parks wird erwogen und ist sowohl von der Inter

-

europäischen Vereinigung für Eifel und Ardennen 
wie vom Verband Deutscher Naturparkträger auf 
seiner Jahrestagung am 10. Oktober 1963 in Irrel/ 
Eifel gutgeheißen worden. Auf deutscher Seite bie-
tet sich dazu der bereits bestehende 1670 gkm 
große Naturpark Pfälzer Wald an, der in einer 
Länge von 40km an der deutsch-französischen Gren-
ze verläuft. Das Land Rheinland-Pfalz hat sich dazu 
noch nicht geäußert. 

Es liegt ein Gutachten des Bezirksplaners der 
Pfalz vor, das inzwischen dem Vogesen-Klub über-
sandt wurde. Darin wird vorgeschlagen, auf franzö-
sischer Seite ein Gebiet von etwa 90 000 ha zwi-
schen Weißenburg und Bitsch im Norden und Za-
bern im Süden zum Naturpark zu erklären und es 
mit dem 170 000 ha großen Naturpark Pfälzer Wald 
zu einem deutsch-französischen Naturpark zu ver-
einigen. Der Vogesen-Klub hat eine Kommission 
eingesetzt, um den Vorschlag zu prüfen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage. 

Ich rufe die Frage XI/2 — des Herrn Abgeordne-
ten Tobaben — auf: 

Wann und wie gedenkt die Bundesregierung den Beschluß des 
Bundestages vom 26. Juni 1963 durchzuführen und die Rechts- 
und Wettbewerbsungleichheit, die sich durch die unterschiedliche 
Behandlung des Gesetzes zur Förderung der deutschen Eier- und 
Geflügelwirtschaft ergeben hat, zu beseitigen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hatte be-
reits durch Erlaß ihrer Richtlinien über die Zahlung 
und Rückforderung von Eierausgleithsbeträgen vom 
6. Juni 1963 angestrebt, die unterschiedliche Hand-
habung des Gesetzes zur Förderung der deutschen 
Eier- und Geflügelwirtschaft zu beseitigen. Die 
Durchführung des wesentlich weitergehenden Bun-
destagsbeschlusses vom 26. Juni 1963 stieß auf un-
überwindliche rechtliche Schwierigkeiten. Es began-
nen daher sofort nach Wiederaufnahme der Parla-
mentssitzungen am 10. Oktober 1963 Verhandlun-
gen darüber, wie die Angelegenheit im Sinne des 
Bundestagsbeschlusses doch noch geregelt werden 
könnte. Sie fanden schließlich ihren Niederschlag in 
dem Entwurf einer Verordnung zur Änderung der 
Ersten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
zur Förderung der deutschen Eier- und Geflügel-
wirtschaft. Diese Rechtsverordnung soll die Bereini-
gung einer Reihe von Härtefällen ermöglichen, die 
die Behörden eines Landes auf Grund meines Erlas-
ses vom 6. Juni 1963 noch nicht glaubten vorneh-
men zu können. Damit dürfte im Rahmen der ge-
setzlichen Möglichkeiten dem Bundestagsbeschluß 
vom 26. Juni 1963 entsprochen worden sein. Der Ent-
wurf der Verordnung liegt zur Zeit den beteiligten 
Bundesressorts zur Zustimmung vor. Er soll mög-
lichst noch im Dezember 1963 verabschiedet und 
verkündet werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage? 

Tobaben (CDU/CSU) : Sind Sie der Meinung, 
Herr Staatssekretär, daß nach diesen neuen Richt-
linien die noch strittigen Fälle in Niedersachsen 
ausgeglichen werden können? 

Hiittebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Soweit bereits rechtskräftige Entscheidungen vor-
liegen, nicht, im übrigen ja. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
von dem Abgeordneten Dr. Schmidt (Gellersen) ge-
stellte Frage XI/3 auf: 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung den materiell 
bedeutsam geänderten Verordnungsentwurf der EWG-Kommission 
für die Milchmarktordnung dem Bundestag noch nicht zur Stel-
lungnahme vorgelegt? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Staats-
sekretär. 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Abgeordneter, eine Neufassung des geänder-
ten Verordnungsentwurfs der EWG-Kommission lag 
der Arbeitsgruppe Milch und Milcherzeugnisse erst-
mals am 26. November 1963 vor. Das Dokument ist 
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Staatssekretär Hüttebräuker 
der Bundesregierung offiziell noch nicht zugegan-
gen. Sobald es hier eingegangen ist, wird es dem 
Bundestag zugeleitet werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, ist es nicht ein eigenartiges Verfahren: Sie ver-
handeln bereits über einen derartigen Entwurf, der 
offiziell nicht einmal vorliegt, geschweige denn daß 
er dem Bundestag nach dem Ratifizierungsgesetz 
vorliegt? 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Die Verhandlungen gelten zunächst nur einer Mei-
nungsbildung oder einer Abstimmung der verschie-
denen Ansichten. Wenn die Kenntnisnahme der 
verschiedenen Ansichten erfolgt ist, wird die Vor-
lage erstellt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie nicht auch der  Meinung, daß gerade 
die Marktordnung für Milch für die deutsche Land-
wirtschaft von ganz entscheidender Bedeutung ist, 
vielleicht entscheidender als die ganze Getreide-
marktordnung, und daß es daher notwendig wäre, 
noch in diesen Tagen mindestens die Ausschüsse des 
Bundestages und möglichst das Plenum zu befassen? 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Ich bin der Meinung, daß die Marktordnung für 
Milcherzeugnisse von außerordentlich großer Be-
deutung ist. Die Beteiligung der Parlamentsaus-
schüsse wird umgehend erfolgen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
von dem Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) ge-
stellte Frage XI/4 auf: 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung bisher davon 
abgesehen, dem Bundestag den Entwurf eines Naturschutz

-

Rahmengesetzes zuzuleiten? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Staats-
sekretär. 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Abgeordneter, Sie gehen in Ihner Frage zutref-
fend davon aus, daß dem Bund nach Art. 75 Nr. 3 
des Grundgesetzes für den Naturschutz das Recht 
der Rahmengesetzgebung zusteht. Grundlage des 
derzeitigen Naturschutzrechts ist das Reichsnatur-
schutzgesetz von 1935. Dieses Gesetz enthält weit 
mehr als Rahmenvorschriften und gilt deshalb nach 
dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
14. Oktober 1958 nicht als Bundesrecht fort, ist also 
mit seinen Durchführungsverordnungen Landesrecht 
geworden. Bislang haben alle Länder am Reichs-
naturschutzgesetz festgehalten. Zudem hat sich das 
Reichsnaturschutzgesetz im wesentlichen bewährt. 

Einzelne Länder haben zwar gewisse Änderungen 
vorgenommen; diese haben jedoch die Belange des 
Naturschutzes nur gefördert und die Rechtseinheit 
nicht gestört. Aus diesen Gründen besteht zur Zeit 
für ein Bundesrahmengesetz kein vordringliches Be-
dürfnis. Mein Haus verfolgt die Entwicklung auf-
merksam und beschäftigt sich vorsorglich mit den 
Vorarbeiten für ein Rahmengesetz des Bundes. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Schmidt (Braunschweig) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, ist das die Auffassung nur Ihres Hauses, oder ist 
dies auch die Auffassung der mitbeteiligten Bundes-
ressorts, wie z. B. das Ministerium für Wohnungs-
wesen, Städtebau und Raumordnung bzw. das Mini-
sterium des Innern und vor allen Dingen auch das 
Bundesministerium für Gesundheitswesen? 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Ich bin im Augenblick über die Abstimmung nicht 
unterrichtet, Aber ich halte es für ausgeschlossen, 
daß sie nicht erfolgt ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Herr Staatssekretär, wird sich Ihr 
Haus oder die  Gesamtregierung aus Anlaß der be-
vorstehenden, von Ihnen eben angekündigten Neu-
regelung auch mit der Frage befassen, welche gesetz-
lichen Maßnahmen ergriffen werden sollen, um der 
Bevölkerung dort, wo bereits Naturschutz gegeben 
ist, wo ein Naturpark eingerichtet ist, die Möglich-
keit zu geben, Waldwege zu begehen, die heute von 
gräflichen Großgrundbesitzern gesperrt werden 
durch Zäune, Stacheldraht und ähnliche nette Ein-
richtungen? 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Abgeordneter, ich kann im Augenblick die 
rechtlichen Möglichkeiten nicht übersehen, aber ich 
halte es für selbstverständlich, daß sich die Bundes-
regierung um diese Frage ernst kümmern wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Ritzel (SPD) : Würden Sie die Freundlichkeit 
haben, besonders auf die Interpretation des Grund-
gesetzes in dieser Hinsicht — in bezug auf die Ver-
pflichtung der Großgrundeigentümer — zu achten? 

Hüttebräuker, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Ja, Herr Abgeordneter. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Fragen 
XI/5 und XI/6 — des Herrn Abgeordneten Wächter 
— werden auf Wunsch des Fragestellers zurückge-
stellt. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Ich kehre zurück zu dem Geschäftsbereich des 

Bundesministers für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte und rufe auf die Frage V des 
Herrn Abgeordneten Reichmann, die von Herrn Ab-
geordneten Dürr übernommen worden ist: 

Welche Durchschnittsleistungen seit der Währungsreform 
wurden von der Bundesregierung je Lastenausgleichsberechtigten 
erbracht? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister für 
Vertriebene. 

Krüger, Bundesminister für Vertriebene, Flücht-
linge und Kriegsgeschädigte: Die Frage hört sich 
einfach an. Ich könnte sagen: es liegen 8 Millionen 
Feststellungsanträge vor, und 50 Milliarden DM sind 
ausbezahlt. Also eine kinderleichte Divisionsauf-
gabe. Das Resultat wäre jedoch falsch und verwir-
rend aus folgenden Gründen: 

1. Lastenausgleichsberechtigte erhalten Leistungen 
nicht nur aus dem Fonds, sondern auch aus dem 
Bundeshaushalt. Ich nenne als Beispiele die unmit-
telbaren Mittel aus dem Fünfjahresplan für die An-
siedlung vertriebener Bauern und die mittelbare 
Förderung durch Steuervergünstigungen. 

2. Unterhaltshilfeempfänger ohne Vermögensver-
luste stellen keinen Feststellungsantrag. Ihre Zahl 
ist rückläufig, während die Unterstützungssätze stei-
gen. 

3. Erst 80 0/o der Feststellungsanträge sind ent-
schieden. Im ersten Halbjahr 1963 sind noch über 
100 000 neue Anträge gestellt worden. 

4. Die Leistungen des Fonds sind teils Darlehen, 
teils Beihilfen zum Lebensunterhalt oder zur Berufs-
ausbildung, teils Hauptentschädigung und deren 
Verzinsung. 

5. Wohnungsbau- und Arbeitsplatzbeschaffungs-
darlehen sind auch an nichtgeschädigte Unternehmer 
und Bauträger zugunsten Geschädigter gegeben 
worden. 

6. Ein hoher Prozentsatz der Empfangsberechtig-
ten erhält zwei und mehr Leistungen, z. B. Existenz-
aufbaudarlehen, Hausratentschädigung und Haupt-
entschädigung, oder Unterhaltshilfe, Ausbildungs-
hilfe und Hausratentschädigung. 

7. Teilgeschädigte werden auch durch indirekte 
Leistungen entschädigt, indem sie ganz oder teil-
weise von der Abgabepflicht befreit werden. 

Schon wegen der Verschiedenartigkeit der Lei-
tungen — denn die Darlehen fließen ja ganz oder 
eilweise zurück —, mehr aber noch wegen der 
Häufung verschiedener Leistungsarten auf eine Per

-

son läßt sich Ihre Frage zur Zeit nicht einmal schät-
zungsweise beantworten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
atzfrage. 

Die Frage des Herrn Abgeordneten Seibert aus 
Lem Geschäftsbereich des Bundesministers für Fa-
milie und Jugend wird im Einverständnis mit dem 
Fragesteller zurückgestellt. Die Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesschatzministers werden 
erst am Donnerstag aufgerufen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Ich rufe auf die Frage VIII/1 
— des Herrn Abgeordneten Haase (Kellinghusen) —: 

Trifft es zu, daß teure Spezialfahrzeuge des Bundesluftschutz

-

verbandes monatelang den Witterungsunbilden ausgesetzt sind, 
weil von Amts wegen eine Garagenmiete von 1 DM je qm als 
Obergrenze festgesetzt wurde? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Bundes-
minister des Innern. 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Haase, Ihre Frage bezieht sich offenbar nicht 
auf die Fahrzeuge des Bundesluftschutzverbandes, 
sondern auf die Fahrzeuge des Luftschutzhilfsdien-
stes. Diese Fahrzeuge werden vom Bund an die 
Länder ausgeliefert und von den Ländern im Auf-
trage des Bundes verwaltet. Auf Grund Ihrer Frage 
habe ich mich bei allen Ländern genau erkundigt, 
ob Fahrzeuge des Luftschutzhilfsdienstes im Freien 
stehen, weil wegen der Begrenzung des Mietsatzes 
keine Unterstellplätze gemietet werden konnten. 
Die Umfrage hat ergeben, daß dies in keinem ein-
zigen Fall zutrifft. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen meldet sich 
zum Wort.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Se-
kunde, Herr Abgeordneter Schmitt-Vockenhausen! 
— Ist der Herr Abgeordnete Haase im Saal? — Er 
ist nicht im Saal. Dann lasse ich auch keine Zusatz-
frage zu. Ich bitte um Entschuldigung, Herr Mini-
ster! 

(Zuruf des Abg. Schmitt-Vockenhausen.) 

— Haben Sie die Frage übernommen? 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ich würde sie 
übernehmen!) 

— Gut! Sonst hätte ich mich jetzt entschuldigen 
müssen, weil der Abgeordnete Haase nicht im Saal 
ist. Fragen, die von einem Abgeordneten gestellt 
werden, werden nicht beantwortet, wenn dieser 
nicht im Saal ist. Sie übernehmen die Frage also? 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ich über-
nehme sie!) 

— Dann bitte ich das doch in Zukunft vorher zu 
sagen. Bitte sehr, eine Zusatzfrage! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Minister, 
ist Ihnen bekannt, daß die Pressemeldung, auf die 
die Frage des Kollegen Haase offensichtlich zurück-
geht, von unzureichenden Informationen ausgegan-
gen war und daß der Sachverhalt im übrigen so ist, 
wie Sie es dargestellt haben? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ja, ich 
kenne die Pressemeldung. Wir haben auf Grund 
dieser Meldung Untersuchungen angestellt und sind 
dabei zu dem angegebenen Ergebnis gekommen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage VIII/2 — des Herrn Abgeordneten 
Cramer —: 

Kann die Bundesregierung berichten, wie hoch das finanzielle 
Ergebnis der letzten „Fernsehlotterie für die Alten" gewesen ist? 
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Höcherl, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent, ich bitte mir zu gestatten, daß ich die drei 
Fragen des Herrn Abgeordneten Cramer zusammen 
beantworte, weil sie miteinander in einem sach-
lichen Zusammenhang stehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sind Sie da-
mit einverstanden, Herr Fragesteller? 

(Abg. Cramer: Ja!) 

— Dann rufe ich zusätzlich die Fragen VIII/3 und 
VIII/4 — des Herrn Abgeordneten Cramer — auf: 

Wie hoch war das Nettoergebnis der „Fernsehlotterie für die 
Alten" nach Abzug der Preise und der Lotteriesteuer? 

Hält die Bundesregierung es für richtig, daß im Falle der 
„Femsehlotterfe für die Alten" die Lotteriesteuer erhoben wird? 

Bitte sehr, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Die unter 
dem Namen „Miteinander-Füreinander" vom 3. Fe-
bruar bis 9. April 1963 veranstaltete „Lotterie für 
die Alten" hat an Lotterieeinsätzen, Spenden, Zin-
sen sowie Skonti 23 900 551,23 DM erbracht. Das ist 
das Bruttoergebnis. Das Nettoergebnis dieser Lotte-
rie betrug nach Abzug der Kosten für Gewinne, Lot-
teriesteuern und Lotterieveranstaltung 14 606 305,76 
DM. 

Zur dritten Frage ist folgendes zu sagen. Nach 
§ 18 des Rennwett- und Lotteriegesetzes sind Aus-
spielungen, die ausschließlich mildtätigen Zwecken 
dienen, steuerbefreit, wenn der Gesamtpreis der 
Lose den Wert von 3000 DM nicht übersteigt. Da im 
Falle der Lotterie. „Miteinander-Füreinander" der 
Gesamtpreis der Lose aber wesentlich über dieser 
Freigrenze liegt, kann die vorbezeichnete Be-
freiungsvorschrift nicht zur Anwendung kommen. 
Ob ein Erlaß der Lotteriesteuer aus Billigkeitsgrün-
den möglich ist, entzieht sich der Beurteilung durch 
die Bundesregierung, weil nach dem Grundgesetz 
die Verwaltung der Lotteriesteuer ausschließlich 
Sache der Länder ist, denen auch das Lotteriesteuer-
aufkommen zufließt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 

Cramer (SPD) : Herr Minister, wären Sie bereit, 
den Ländern Empfehlungen zu geben, in solchen 
Fällen von der Erhebung der Lotteriesteuer abzu-
sehen? Denn der Zweck ist doch zweifellos gemein-
nütziger Art. 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich bin der 
Meinung, daß die Länder, deren Verwaltungshoheit 
der Bund sehr peinlich beachtet, durchaus dieselbe 
Kenntnis von dem mildtätigen Zweck dieses Vor-
habens haben und in eigener Zuständigkeit zutref-
fende Entscheidungen treffen werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zum Geschäftsbereich des Bundesministers der 

Finanzen. Ich rufe auf die Frage IX/1 — des Herrn 
Abgeordneten Dr. Rinderspacher —: 

Welche Erfahrungen hat die Finanzverwaltung mit dem Einsatz 
einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage beim Finanzamt 
Berlin-Charlottenburg gemacht? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesfinanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
elektronische Datenverarbeitungsanlage wurde im 
Finanzamt Berlin-Charlottenburg am 1. Oktober die-
ses Jahres installiert. Erfahrungen über ihren Ein-
satz liegen daher zur Zeit noch nicht vor. Im Augen-
blick werden die sehr umfangreichen Maschinen-
programme auf der Anlage getestet. Mit den Ver-
suchen soll im Laufe des Jahres 1964 begonnen wer-
den. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage? — 

Frage IX/2 — Abgeordneter Dr. Rinderspacher —: 

Kann eine Beschleunigung beim Berechnen des Lohnsteuerjahres-
ausgleichs durch Einsatz einer elektronischen Datenverarbeitungs-
anlage gegebenenfalls auch bei den Finanzämtern im Bundes-
gebiet erwartet werden? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesfinanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Der Lohnsteuerjahresausgleich wurde zwar noch 
nicht in Berlin, aber bereits in den Ländern Baden

-

Württemberg, Bremen, Hamburg, Hessen,  Nord-
rhein-Westfalen,  Rheinland-Pfalz und Saarland, zum 
Teil seit mehreren Jahren, mit Hilfe elektronischer 
Datenverarbeitungsanlagen bearbeitet. Durch den 
Einsatz dieser Maschinen konnten die Arbeiten all-
gemein beschleunigt und verbessert werden. In Ber-
lin ist bisher bei der überwiegenden Anzahl der 
Finanzämter der Lohnsteuerjahresausgleich mit 
Hilfe konventioneller Lochkartenmaschinen bear-
beitet worden. 

Auf Grund der guten Erfahrungen in den genann-
ten Ländern wird auch in Berlin vom Ausgleichsjahr 
1963 ab der Lohnsteuerjahresausgleich erstmals mit 
Hilfe der elektronischen Datenverarbeitungsanlage 
für die Finanzämter Charlottenburg-West und Char-
lottenburg-Ost durchgeführt werden. Dabei sollen 
neue Methoden der Eingabe erprobt werden. Mög-
licherweise können noch weitere Verbesserungen 
erzielt werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage? 
— Bitte  sehr! 

Büttner (SPD) : Herr Bundesfinanzminister, ist 
Ihnen die durchschnittliche Bearbeitungsdauer der 
Lohnsteuererstattungsanträge des Lohnsteuerjahres-
ausgleichs bekannt? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Im Augenblick bin ich überfragt, Ich bin gern bereit, 
die Frage schriftlich zu beantworten, wenn ich fest-
gestellt habe, wie die Lage dort ist. Wahrscheinlich 
wird es in den einzelnen Ländern sehr verschieden 
sein. 



Deutscher  Bundestag  — 4. Wahlperiode — 98. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. Dezember 1963 	4507 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Büttner (SPD) : Darf ich darauf hinweisen, Herr 
Bundesminister, daß es in einzelnen Ländern bis  zu 
dreiviertel Jahren und noch länger dauert, und 
wären Sie bereit, von sich aus entsprechende Emp-
fehlungen auch hinsichtlich der personellen Beset-
zung zu geben, weil die Arbeit mit Datenverarbei-
tungsanlagen dazu geführt hat, daß in Notfällen eine 
individuelle Bearbeitung überhaupt nicht möglich 
ist? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Ich bin dazu bereit, Herr Abgeordneter. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage IX/3 — der Frau Abgeordneten Meermann — 
auf: 

Trägt die Bundesregierung sich mit der Absicht, dem Vorschlag 
zuzustimmen, eine 25-Pfennig-Münze einzuführen? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesfinanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ant-
wort der Bundesregierung lautet: Nein. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage? — 

Frau Meermann (SPD) : Herr Bundesminister, 
können Sie sagen, wer die „interessierten Kreise" 
sind, die diesen Antrag gestellt haben? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Die Frage, ob man nach Änderung des Münzgeset-
zes z. B. 15-Pfennig-Münzen oder 25-Pfennig-Münzen 
prägen sollte oder nicht, wurde von verschiedenen 
Kreisen im Laufe der letzten Jahre immer wieder 
an uns herangetragen. Immer wieder einmal kommt 
es auch zu Presseberichten über solche Wünsche. 
Selbstverständlich gibt es Gründe, die die Einfüh-
rung einer solchen Münze auch positiv erscheinen 
lassen. Denken Sie einmal daran, daß sich der Ver-
kauf durch Automaten im Laufe der letzten Jahre 
immer weiter entwickelt hat und daß gewisse Auto-
matenfirmen oder Herstellerfirmen, die ihre Ware 
durch Automaten verkaufen, gezwungen sind — 
wenn sie die Preise nicht erhöhen wollen —, diese 
25 Pf als Beitrag durch den Automaten zurückzulie-
fern. Das ist natürlich eine umständliche Angelegen-
heit, die gewisse Kreise dazu bringt zu sagen, es 
wäre doch gut, wenn man eine 25-Pfennig-Münze 
hätte. 

Auf der anderen Seite haben sich die Automaten-
hersteller darauf eingestellt, Automaten zu fabrizie-
ren, die in der Lage sind, diese Rückgabe durchzu-
führen. Denen würde man durch die Einführung 
einer solchen Münze nun wieder Schwierigkeiten 
bereiten, weil sie sich bei ihrer Fabrikation auf das 
Fehlen der Münze eingestellt haben, während die 
Herstellerfirmen durch Umstellung des ganzen 
Automatenparks belastet würden, wenn wir eine 

solche Münze einführten. Das Ganze muß gegen-
einander abgewogen werden. Wie ich gesagt habe: 
Wir beabsichtigen nicht, diese Münzsorte einzufüh-
ren. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Bundesminister, 
war für Ihre negative Entscheidung auch die Über-
legung maßgebend, daß die Schaffung einer 25- 
Pfennig-Münze bestehende Tendenzen zum Preis-
anstieg begünstigen könnte, wenn z. B. Dinge, die 
jetzt 20 Pfennig kosten, dann automatisch 25 Pfennig 
kosten würden? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Ich würde nicht sagen, daß das automatisch dazu 
führen würde. Aber ich beantworte Ihre Frage mit 
Ja, weil tatsächlich auch diese Überlegungen bei 
unserer Entscheidung mit berücksichtigt worden 
sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage IX/4 — des Herrn Abgeordneten Flä-
mig —. 

Trifft es zu, daß der von der Firma Western Electric Company 
in New York als wohltätiges Werk fabrizierte und der Welt-
gesundheitsorganisation zum Selbstkostenpreis („non profit 
basis") zur Verfügung gestellte elektronische Kehlkopf, der über 
das Bundesgesundheitsministerium an Personen vermittelt wird, 
die durch Kehlkopfexstirpation u. a. ihre Stimme verloren haben, 
in der Bundesrepublik Deutschland mit einem Zollsatz von 11,4 % 
belegt ist, wozu eine Umsatzausgleichsteuer in Höhe von 6 % 
vom Zollwert kommt? 

Zur Beantwortung der Bundesfinanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Für jede 
eingeführte Ware ist bei der Abfertigung zum freien 
Verkehr grundsätzlich der im Zolltarif für die Ware 
festgesetzte Zoll zu erheben ohne Rücksicht darauf, 
aus welchem Grunde und zu welchem Zwecke die 
Ware jeweils eingeführt wird. Eine Abgabenerhe-
bung entfällt nur dann, wenn auf Grund von Rechts-
vorschriften eine außertarifliche Zollfreiheit vor-
gesehen ist. Eine solche außertarifliche Zollfreiheit 
besteht für elektronische Kehlköpfe nicht. Für diese 
Geräte müssen daher die gesetzlichen Eingangsab-
gaben erhoben werden. Je nach Zusammensetzung 
und Arbeitsweise der Geräte unterliegen sie zur 
Zeit entweder einem Außenzoll von 10,4 % oder 
12,4 % des Wertes. Hinzu kommt eine Umsatzaus-
gleichsteuer von 6 %, die sich nach dem Zollwert 
der Ware zuzüglich des entstandenen Zolls bemißt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage. 

Ich rufe auf die Frage IX/5 — des Herrn Abge-
ordneten Flämig —: 

Besteht die Möglichkeit, elektronische Kehlköpfe zoll- und 
steuerfrei einzuführen angesichts der Tatsache, daß Herstellung 
und Vermittlung eines solchen Gerätes eine soziale Tat ist? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesfinanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Die Außenzollsätze können auf Grund des EWG-
Vertrages nicht mehr von den einzelnen Mitglied-
staaten geändert werden. Es ist deshalb nicht mehr 
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möglich, durch eine autonome Tarifänderung eine 
Zollfreiheit für elektronische Kehlköpfe herbeizu-
führen. Ebensowenig könnte eine außertarifliche 
Zollfreiheit für diese Ware geschaffen werden, weil 
sonst der den deutschen Gesetzgeber bindende Zoll-
tarif umgegangen würde. Die Abgabenfreiheit aus 
Rechtsgründen ist mithin nicht gegeben. 

Es bleibt daher noch zu prüfen, ob eine Möglich-
keit besteht, die Eingangsabgaben für die Sprech-
geräte aus Billigkeitsgründen nach § 131 der Reichs-
abgabenordnung zu erlassen. Das deutsche Zoll- und 
Ausgleichsteuerrecht kennt eine Abgabenbefreiung 
für die vielfältigen Hilfsmittel und Geräte, die für 
Schwerbeschädigte, Körperbehinderte oder Kranke 
von diesen selbst oder auch von gemeinnützigen 
Einrichtungen eingeführt werden oder eingeführt 
werden können, nicht. Der damit zum Ausdruck ge-
langende Gesetzeswille darf nicht durch Billigkeits-
maßnahmen nach § 131 der Abgabenordnung über-
gangen werden. Denn diese Gesetzesvorschrift er-
mächtigt nur zu Abgabenerlassen in sinngemäßer 
Ergänzung der Steuergesetze, nicht jedoch zu Maß-
nahmen, die eindeutig über den vom Gesetz selbst 
gezogenen Rahmen hinausgehen, selbst wenn sie 
im einzelnen Falle gefühlsmäßig noch so erwünscht 
erscheinen sollten. Für den vorliegenden Fall be-
deutet das leider, daß aus der besonderen Zweck-
bestimmung der Sprechgeräte Billigkeitsgründe nicht 
hergeleitet werden können. 

Eine Abgabenvergünstigung läßt sich zu meinem 
Bedauern aber auch nicht mit der sozialen Leistung 
begründen, die zweifellos in der Herstellung und 
Vermittlung der Sprechgeräte zu sehen ist. Dieser

-

halb von der Verzollung abzusehen und auf gesetz-
liche Abgaben zu verzichten, würde praktisch auf 
sine stillschweigende Zuwendung von Haushalts-
mitteln zur Förderung der Einfuhr elektronischer 
Kehlköpfe hinauslaufen. Zu einer solchen Subven-
tionierung außerhalb des Haushaltsplans ist die 
Verwaltung nicht befugt, auch dann nicht, wenn die 
Mittel — wie hier — einem besonders förderungs-
würdigen Zweck zugute kämen. 

Eine derartige Förderungsmaßnahme nur zugun-
sten der Einfuhr dieser Sprechgeräte aus den Ver-
einigten Staaten mit Rücksicht darauf, daß die Ge-
räte vom Hersteller zum Selbstkostenpreis abge-
geben werden, ließe sich zudem mit dem Grundsatz 
Ier gleichmäßigen Behandlung aller Steuerpflichti-
gen nicht vereinbaren. Es wäre ungerecht, nur die 
Erwerber der elektronischen Kehlköpfe deshalb 
steuerlich zu begünstigen, weil sie die Geräte über 
die Weltgesundheitsorganisation zum Selbstkosten

-

preis geliefert erhalten, während von anderen Kör-
perbeschädigten, die auf die Einfuhr anderer Hilfs-
mittel zu den normalen Kosten angewiesen sind, 
weiterhin die vollen gesetzlichen Abgaben gefordert 
werden müßten. 

Ich bedaure und darf um Verständnis bitten, wenn 
bei der gegebenen Rechtslage, auch bei gebührender 
Berücksichtigung der besonderen Lage der Erwerber 
der Sprechgeräte, keine Möglichkeit gefunden wer

-

den kann, die elektronischen Kehlköpfe von den 
Eingangsabgaben freizustellen. Aus den gleichen 
Gründen mußte schon zahlreichen Anträgen, die in 

gleichen oder ähnlichen Fällen in der Vergangenheit 
an die Verwaltung gerichtet wurden, der Erfolg ver-
sagt bleiben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeorneter Flämig! 

Flämig (SPD) : Hält es die Bundesregierung in 
Anbetracht der sozialen Härte, die mit diesem 
engen gesetzlichen Rahmen verbunden ist, für an-
gezeigt, den gesetzlichen Rahmen in absehbarer Zeit 
zu erweitern? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Abgeordneter, ich glaube, daß aus meiner 
Antwort schon geschlossen werden kann, daß diese 
Frage nicht eindeutig zu bejahen ist. Wenn das für 
die elektronischen Kehlköpfe gemacht würde, dann 
würde sich eine Ungerechtigkeit für andere schwer 
körperbeschädigte Kranke ergeben, für die auch 
Hilfsgeräte eingeführt werden. Man müßte die 
Frage für den gesamten Bereich prüfen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Warum sollte man es nicht prüfen? Ich werde mir 
einen Überblick zu verschaffen versuchen, wie groß 
das Volumen ist, wieviel man da einbeziehen müß-
te. Es würden z. B. sicherlich sämtliche Arzneimittel 
dazugehören. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, wir gehen weiter, sonst kommen wir 
mit unseren Fragen in dieser Woche überhaupt 
nicht mehr zu Rande. Ich bitte um Ihr Verständnis 
dafür. Ich darf an kurze Beantwortungen erinnern, 
Herr Bundesminister. Ich würdige Ihre Bemühun-
gen. Aber wir haben so viele Fragen vorliegen, daß 
wir mit diesem System nur durchkommen, wenn wir 
uns knapp fassen. 

Die Frage IX/7 — des Herrn Abgeordneten Jahn 
wird vom Bundesschatzminister beantwortet. 

(Zuruf: Frage IX/6!) 

— Wird die Frage IX/6 — des Herrn Abgeordneten 
Reichmann — übernommen? 

(Abg. Dürr: Ja!) 

— Ich rufe dann die Frage IX/6 — des Herrn Ab-
geordneten Reichmann — auf, die vom Abgeordne-
ten Dürr übernommen wird: 

Welche Durchschnittsleistungen seit der Währungsreform wur-
den von der Bundesregierung je Wiedergutmachungsberechtigten 
erbracht? 

Darf ich um Beantwortung bitten, Herr Bundes-
finanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident, auch auf dem Gebiet der Wieder-
gutmachung läßt sich nicht sagen — ich schließe an 
die Antwort des Herrn Bundesministers für Ver-
triebene an —, wie hoch die Durchschnittsbeträge 
sind, die der einzelne Berechtigte bisher erhalten 
hat. Dazu sind auch hier die einzelnen Fälle zu un-
terschiedlich und die gesetzlichen Regelungen zu 
verschieden. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage? 
— Herr Abgeordneter Jahn! 

Jahn (SPD) : Herr Minister, halten Sie es für 
politisch sinnvoll und moralisch überhaupt vertret-
bar, den Versuch zu machen, das ganze Unglück, 
das eine große Gruppe unseres Volkes und anderer 
Völker betroffen hat, in solche schematische Vor-
stellungen einpressen zu wollen? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Welche schematischen Vorstellungen, Herr Abge-
ordneter? 

Jahn  (SPD) : Mit der Frage nach Durchschnitts-
leistungen. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Das halte ich nicht für richtig. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage IX/7  — 
des  Herrn Abgeordneten Jahn — an den Herrn Bun-
desschatzminister. Zur Beantwortung der Herr Bun-
desschatzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Die Fragen an das Bundesschatzministerium sind, 
soweit mir bekannt ist, auf morgen zurückgestellt 
worden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich stelle sie 
zurück und rufe sie morgen auf. Danke vielmals. 

Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. Die Frage X/1 — — 

(Zurufe von der SPD: Die Frage wird 
übernommen!) 

— Gleich von zwei Abgeordneten? Das ist gut, 
wenn sich zwei melden, besser als keiner; aber 
welcher der Edlen hat nun den Vortritt? Sie haben 
sich beide gleichzeitig gemeldet. — Also überneh-
men Sie, bitte, Herr Abgeordneter Rinderspacher, 
die Frage. 

Die Frage X/1 — der Abgeordneten Frau Schan-
zenbach —:  

Sind der Bundesregierung die Vorwürfe bekannt, die die Ge-
sellschaft für Konsumforschung, Sitz Nürnberg, gegen die Berech-
nungsmethoden des Statistischen Bundesamtes bei der Ermitt-
lung der Lebenshaltungskosten auf dem Wege über die Haus-
haltbücher von 280 sogenannten Repräsentativ-Haushalten er-
hoben hat? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Die 
Pressemeldungen über die Vorwürfe der Gesell-
schaft für Konsumforschung sind der Bundesregie-
rung bekannt. Diese Meldungen waren insofern un-
zulänglich, als die Ergebnisse der Befragung bei 
privaten Haushalten lediglich als Ausgangspunkt 
für das Wägungsschema des Preisindexes für die 
Lebenshaltung dienen. Außerdem möchte ich dar-
auf hinweisen, daß nicht 280, wie in der Frage dar-
gestellt worden ist, sondern 360 Haushalte der mitt-
leren Verbrauchergruppe erfaßt worden sind. Die 
Ermittlung der Preise für die Berechnung des In-
dexes erfolgt dagegen bei rund 23 000 Geschäften 

und Betrieben. Die Berechnungsmethoden des Preis-
indexes für die Lebenshaltung einschließlich dessen 
Wägungschema sind im übrigen vom Statistischen 
Beirat beim Statistischen Bundesamt, dem u. a. auch 
Vertreter der Gewerkschaften und der Arbeitgeber-
verbände sowie der wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute angehören, gebilligt worden. 
Auch international — z. B. bei der EWG oder der 
OECD — ist die Berechnungsmethode des Statisti-
schen Bundesamtes für den Preisindex anerkannt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage? — Frage des Herrn Abgeordneten Riedel 
(Frankfurt). 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident, ich bitte um das Einverständnis, die bei-
den Fragen des Herrn Abgeordneten Riedel im Zu-
sammenhang beantworten zu dürfen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Frage-
steller ist damit einverstanden. 

Frage X/2 — des Abgeordneten Riedel (Frank-
furt) —: 

Hält die Bundesregierung die  Kontingentierungsmethoden des 
Braunkohlensyndikats gegenüber dem mittelständischen Kohlen-
groß- und -einzelhandel nach den Gesetzen der freien Markt-
wirtschaft für vertretbar? 

Frage X/3 — des Abgeordneten Riedel (Frank-
furt) : 

Ist der Bundesregierung die Marktenge bei der Versorgung 
mit Hausbrandbriketts bekannt? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Der 
Bundesregierung ist bekannt, daß in der Versor-
gung mit Braunkohlenbriketts eine gewisse Markt-
enge besteht. Es handelt sich dabei um einen Zu-
stand, mit dem wir auch in der Vergangenheit be-
reits häufiger konfrontiert waren. Die Schwierig-
keiten resultieren letztlich aus der Tatsache, daß der 
Kreis der Anbieter und der Umfang des Angebots 
strukturell verhältnismäßig klein sind. Im Bundes-
gebiet gibt es im wesentlichen zwei Anbieter: die 
Verkaufsgesellschaften des rheinischen und des 
Helmstedter Reviers. Die Produktionsmöglichkeiten 
dieser Reviere sind beschränkt. Zusätzliche Liefe-
rungen sind im wesentlichen nur über das Inter-
zonenhandelsabkommen möglich. Auch die insoweit 
zur Verfügung stehenden Mengen reichen jedoch 
nicht aus, um in Zeiten des Spitzenbedarfs alle Be-
zugswünsche zu decken. 

Bei einer solchen Situation, die gerade zu Beginn 
der Wintermonate häufig eintritt, muß in irgend-
einer Form eine Verteilung der zur Verfügung 
stehenden Mengen durchgeführt werden, um eine 
gleichmäßige Versorgung zwar nicht zu gewährlei-
sten, aber mindestens anzustreben. Ich räume ein, 
daß das auf Referenzperioden aufgebaute System 
es nicht ermöglicht, alle für eine gerechte Befriedi-
gung der Bedarfswünsche wesentlichen Gesichts-
punkte zu berücksichtigen. Ich weiß um die Schwie-
rigkeiten und werde mich bemühen, diese zu behe-
ben, soweit es geht. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage? 
— Jawohl. 

Riedel (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister,  ist es nicht mißlich, daß auf diesem Gebiet 
sogenannte Koppelungsgeschäfte 'existieren, daß 
also dem Einzelhandel angeboten wird, den Ver-
braucher mit Sorten zu beliefern, die dieser einfach 
gar nicht verwenden kann? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege, ich halte das für außerordentlich mißlich. 
Ich sagte schon: da  das Angebot so mangelhaft ist, 
steht die Verteilung natürlich 'immer in der Versu-
chung, so etwas zu tun. Wir werden uns bemühen, 
diese Mißstände weitestgehend zu beseitigen, so-
weit es in unseren Kräfte steht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Abgeordneten Müller (Erbendorf). 

Müller (Erbendorf) (SPD) : Herr Minister, ist 
Ihnen bekannt, daß die Knappheit auf dem Gebiete 
der Brikettversorgung besonders im bayerischen 
Raum schon seit Jahren und auch während. der Som-
mermohate besteht? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Das 
ist uns bekannt. Aber eine Erhöhung des Angebots 
ist leider nicht möglich, weil die Produktion nicht 
vorhanden ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine zweite 
Zusatzfrage! 

Müller (Erbendorf) (SPD) : Ist es zu vertreten, 
daß die Versorgung ausschließlich in die Hände des 
Großhändlers gelegt wird, der dann damit tun kann, 
was er will? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: 
Irgendwer muß die Verteilung vornehmen, und da 
der Anreiz zum Mißbrauch alle Menschen gleich 
trifft, möchte ich hier nicht eine Gruppe angreifen, 
sondern nur sagen, daß wir alles tun müssen, um 
eine mißbräuchliche Ausnützung dieser besonderen 
Situation zu verhindern. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage X/4 — des Herrn Abgeordneten Fritsch —: 

Wer ist dafür verantwortlich, daß die deutsch-tschechischen 
Grenzübergänge Finsterau-Buchwald und Haldmühle-Neuthal zum 
31. März 1964 geschlossen werden sollen? 

Zur Beantwortung der Herr Bundeswirtschafts-
minister. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Die 
Benutzung der beiden Grenzöffnungen Finsterau 
und bei Haidmühle für Holzeinfuhren ist von dem 
Bayerischen Staatsministerium des Innern im Ein-
vernehmen mit den für die Wareneinfuhr zuständi-
gen Stellen der Bundeszollverwaltung seinerzeit mit 
einer Befristung bis zum 31. Oktober 1963 zugelas

-

sen worden. Diese Befristung war den beteiligten 
Holzfirmen seit der Genehmigung ihrer Anträge be-
kannt. 

Es handelt sich also um eine befristete Öffnung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 

Fritsch (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen bekannt, 
daß die mit den tschechoslowakischen Holzgroß-
händlern abgeschlossenen Lieferverträge innerhalb 
dieser befristeten Einfuhrmöglichkeit nicht abge-
wickelt werden konnten und daß zum Teil noch 
Bestände, die bereits gekauft sind, sich jenseits der 
Grenze befinden und nicht eingeführt werden kön-
nen? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Nein, 
das ist mir nicht bekannt. Aber ich werde Rück-
fragen halten und auch entsprechende Anregungen 
geben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage X/5 — des Herrn Abgeordneten Fritsch —: 

Ist die in Frage X/4 genannte Maßnahme mit der Ankündigung 
der Bundesregierung in der Regierungserklärung (90. Sitzung des 
Bundestages) in Einklang zu bringen, im Rahmen ihrer Möglich-
keiten den Wirtschaftsaustausch mit den östlichen Nachbarländern 
zu erweitern, da beide Grenzübergänge vor allem dem Wirt

-

schaftsaustausch gedient haben und noch dienen? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister! 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Die 
zeitlich begrenzte Öffnung gewisser Durchlässe zur 
Einfuhr bestimmter Waren aus der Tschechoslowa-
kei in die Bundesrepublik ist nicht in dem mit der 
Tschechoslowakei abgeschlossenen Warenabkom-
men geregelt, sondern von Fall zu Fall im Interesse 
der grenznah gelegenen weiterverarbeitenden deut-
schen Industrie mit den tschechoslowakischen Grenz-
überwachungsorganen vereinbart worden. Es war 
also jeweils die Interessenlage auf deutscher Seite 
ausschlaggebend. Eine Ausfuhr deutscher Waren 
auf diesem Wege hat nicht stattgefunden, so daß 
von einem Warenaustausch an diesen Grenzöffnun-
gen nicht gesprochen werden kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 

Fritsch (SPD) : Herr Minister, halten Sie die Be-
gründung des Grenzpolizeipräsidiums in Bayern für 
überzeugend, daß die Grenzübergänge deshalb ge-
schlossen werden mußten, weil das notwendige Per-
sonal für die Kontrolle dieser Grenzübergänge fehlt? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
kenne diese Begründung nicht. Bevor ich darauf 
antworte, müßte ich mit den zuständigen Behörden 
Fühlung nehmen. 

Aber diese Frage steht mit Ihrer dritten Frage im 
Zusammenhang. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage X/6 — des Herrn Abgeordneten Fritsch —: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Schließung 
der beiden Grenzübergänge Finsterau-Buchwald und Haidmühle-
Neuthal zu verhindern? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Die 
Bundesregierung . wird an die Regierung des Frei-
staates Bayern mit der Bitte herantreten, erneut zu 
prüfen, ob die örtlichen Gegebenheiten die Neu-
eröffnung dieser Grenzöffnungen erforderlich ma-
chen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Fritsch (SPD) : Herr Minister, würden Sie dabei 
den Umstand mit einschließen, daß weitere Grenz-
übergänge in absehbarer Zeit, spätestens zum 
31. Dezember dieses Jahres, geschlossen werden 
sollen, und würden Sie sich auch insoweit verwen-
den, daß diese beabsichtigte Schließung nicht statt-
findet? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege, ich würde niemals über diese Einzelfrage 
verhandeln, sondern selbstverständlich den gesam-
ten Bereich der Grenze miteinbeziehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Müller (Erbendorf) (SPD) : Herr Minister, ist 
Ihnen die Stellungnahme der bayerischen Sägeindu-
strie zu diesen Fragen bekannt? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Ja-
wohl, sie ist mir bekannt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage X/7 — des Herrn Abgeordneten Jahn —: 

Wann wird die Bundesregierung dem einstimmigen Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 28. Juni 1963 entsprechen und 
ein weiteres Gesetz zur Ausführung des Artikels 26 Abs. 2 GG 
(Herstellung und Vertrieb von Waffen) vorlegen? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Die 
beteiligten Bundesministerien haben geprüft, ob ein 
weiteres Ausführungsgesetz zu Art. 26 Abs. 2 des 
Grundgesetzes vorgelegt werden kann oder andere 
Maßnahmen vorzuschlagen sind. Das Ergebnis ist in 
einer Kabinettsvorlage dargestellt. Die Bundesregie-
rung wird darüber am 11. Dezember beraten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Keine Zu-
satzfrage. 

Wir kommen zu den Fragen X/8 und X/9 — des 
Herrn Abgeordneten Rauhaus —: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, ein seit nun-
mehr 10 Jahren von den technisch-wissenschaftlichen Verbänden 
der Bundesrepublik Deutschland (z. B, dem VDI) dringend ge-
wünschtes Ingenieurgesetz dem Bundestag zur Beratung und 
Verabschiedung vorzulegen? 

Welche Umstände oder Überlegungen haben die Einbringung 
eines Ingenieurgesetzes bisher verhindert? 

Zur Beantwortung der Herr Bundeswirtschafts-
minister. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Dem 
Deutschen Bundestag hat in den vergangenen Legis-
laturperioden zweimal ein entsprechender Initiativ-
gesetzentwurf vorgelegen. Am 24. Mai 1957 verab-
schiedete der Bundestag auf Grund der Empfehlung 
des Ausschusses für Sonderfragen des Mittelstandes 
in 2. und 3. Lesung das Gesetz zum Schutze der Be-
rufsbezeichnung Ingenieur (Ingenieur -Gesetz — 
Drucksache 3517 —). Der Bundesrat versagte jedoch 
in seiner 178. Sitzung dem Gesetz seine Zustimmung, 
da der Rechtsausschuß bei seinen Beratungen zu dem 
Ergebnis gekommen war, daß dem Bundesgesetz-
geber für die Regelung dieser Materie die Gesetz-
gebungskompetenz fehle. Abgesehen hiervon be-
stehe auch kein rechtspolitisches Bedürfnis, da nach 
§ 360 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuches, dem Gesetz 
über die Führung akademischer Grade und dem 
Gesetz über den unlauteren Wettbewerb die Mög-
lichkeit gegeben sei, den Mißbrauch von Berufsbe-
zeichnungen zu verhindern oder zu ahnden. Der 
Vermittlungsausschuß wurde nicht angerufen. 

In der dritten Legislaturperiode wurde wiederum 
ein Initiativgesetzentwurf mit der gleichen Zielset-
zung eingebracht - Drucksache 2067 —. Dieser Ent-
wurf wurde nach der 1. Lesung im federführenden 
Ausschuß für Mittelstandsfragen eingehend beraten. 
In der Sitzung am 27. April 1961 beschloß der Aus-
schuß, die Beratungen über den Entwurf nicht fort-
zusetzen, um zu vermeiden, daß das Gesetz im Bun-
desrat wiederum der Ablehnung verfalle. Der Aus-
schuß war der Meinung, daß eine gesetzliche Rege-
lung der Materie nur nach vorhergehender Abstim-
mung mit den Ländern erreicht werden könne. 

Die Bundesregierung sieht bei der vom Bundesrat 
bisher eingenommenen Haltung keine Möglichkeit, 
ihrerseits einen entsprechenden Gesetzentwurf vor-
zulegen. — Herr Kollege, ich bedaure, Ihnen das 
sagen zu müssen, aber so ist nun einmal die Lage. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Rauhaus (CDU/CSU) : Teilt die Bundesregierung 
die Sorge der technisch-wissenschaftlichen Verbände 
und des Vereins Deutscher Ingenieure, daß die 
deutsche Ingenieurausbildung z. B. auch im Ausland 
zunehmend in ein Zwielicht und in Mißkredit ge-
raten kann, wenn nicht eine Regelung darüber er-
folgt, wer überhaupt berechtigt ist, sich Ingenieur 
zu nennen? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
kann darauf nur antworten, daß ich zu den vorhin 
erwähnten Gesetzentwürfen meine eigene Unter-
schrift gegeben habe. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Rauhaus (CDU/CSU) : Ist die Bundesregierung 
bereit, wenn hier Fragen der  Zuständigkeitsabgren-
zung auftreten, noch einmal mit den Kultusministern 
der Länder zu sprechen, um zu einer einvernehm-
lichen Lösung zu kommen? 
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Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Ja-
wohl, ich bin bereit, diese Verbindung aufzunehmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage X/10 — des Herrn Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen —: 

Welches Ergebnis hat das von Staatssekretär Dr. Westrick in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 15. März 1962 
angekündigte Ersuchen an das Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen gebracht, die  Spitzenverbände der Kreditinstitute darauf 
hinzuweisen, daß die Sicherheitsvorkehrungen vor allem der 
Zweig- und Nebenstellen der Banken und Sparkassen zum 
Schutze der Bediensteten verbessert werden? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Das 
Bundeswirtschaftsministerium hat die seinerzeit ge-
stellte Anfrage zum Anlaß genommen, die Verbän-
de des Kreditgewerbes auf die Wichtigkeit aus-
reichender Sicherheitsvorkehrungen vor allem bei 
Kreditinstituten und Zweigstellen in kleineren 
Orten hinzuweisen. Auf seine Veranlassung hat 
ferner beim Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen ein Erfahrungsaustausch mit Vertretern des 
Bundeskriminalamts, den Verbänden des Kredit-
gewerbes und den Arbeitnehmerorganisationen 
stattgefunden. 

Es konnte festgestellt werden, daß die Verbände 
des Kreditgewerbes diesem Problem ihre beson-
dere Aufmerksamkeit widmen. In Verbandsmittei-
lungen und Fachzeitschriften sind die Mitglieds-
institute mehrfach auf geeignete Sicherungsmaßnah-
men hingewiesen und über Erfahrungen mit solchen 
Einrichtungen unterrichtet worden. Es wurde ihnen 
ferner nahegelegt, sich wegen der Schaffung von 
Schutzeinrichtungen mit den Beratungsstellen bei 
den Landeskriminalämtern in Verbindung zu set-
zen. Schließlich sind auch die Prüfungsverbände ge-
beten worden, ihre Prüfer anzuhalten, auf das Vor-
handensein entsprechender Schutzeinrichtungen be-
sonders zu achten und über festgestellte Mängel zu 
berichten. 

Bei der Neuerrichtung oder dem Umbau von 
Bankgebäuden werden bauliche Schutzmaßnahmen, 
die einen erhöhten Schutz des Bankpersonals und 
des Publikums bewirken sollen, regelmäßig einge-
plant. Aber auch bei bestehenden Bankgebäuden 
sind Schutzeinrichtungen in Kassenräumen im all-
gemeinen vorhanden. Einen absolut zuverlässigen 
Schutz vermögen diese Einrichtungen allerdings 
nicht zu bieten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage. 

Damit, meine Damen und Herren, brechen wir 
die Fragestunde für heute ab. Sie wird morgen 
nachmitttag um 14.00 Uhr fortgesetzt. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 
Beratung der Sammelübersicht 22 des Aus-
schusses für Petitionen (2. Ausschuß) über 
Anträge von Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages zu Petitionen (Drucksache 
IV/1655) . 

Ich frage, ob vom Ausschuß für Petitionen das 
Wort gewünscht wird? — Das ist nicht der Fall. 

Wird sonst das Wort gewünscht? — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag des 
Ausschusses ist angenommen. 

Punkt 3 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. 
Maßnahmen der Bundesregierung auf dem 
Gebiet des Verbraucherschutzes und der Ver-
braucheraufklärung (Drucksache IV/1386). 

Ich frage, ob das Wort zur Begründung gewünscht 
wird. — Das Wort hat die Frau Abgeordnete Beyer. 

Frau Beyer (Frankfurt) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Unsere Große Anfrage 
geht von der Regierungserklärung des Jahres 1962 
aus. Am 9. Oktober sagte der Bundeskanzler Dr. 
Adenauer in seiner letzten Regierungserklärung — 
ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
den Wortlaut wiederholen —: 

Die Bundesregierung hält és für erforderlich, 
das Preisbewußtsein der Verbraucher zu stär-
ken. Sie wird deshalb die Einflußmöglichkeiten 
der Verbraucher auf die Preise und auf das 
Marktgeschehen verbessern. Der Bundesmini-
ster für Wirtschaft wurde beauftragt, möglichst 
bald die Errichtung einer Körperschaft für neu-
trale Warenteste zu veranlassen. Er wurde fer-
ner beauftragt, zweckmäßige Maßnahmen der 
Verbraucherorganisationen und Verbraucher-
einrichtungen zu fördern.- Der Bundesminister 
der Justiz wurde aufgefordert, dem Kabinett 
über die Möglichkeit einer wahrheitsgemäßen, 
vergleichenden Werbung zu berichten. 

Der Bundeskanzler nahm damals erstmalig zu Fra-
gen der Verbraucheraufklärung und des Verbrau-
cherschutzes Stellung. Diese seine Ausführungen 
wurden von uns allen in diesem Hause dankbar be-
grüßt. 

Um so weniger verständlich war es für uns alle, 
daß Herr Professor Erhard in seiner ersten Regie-
rungserklärung als neuer Bundeskanzler und damit 
als langjähriger Wirtschaftsminister aber auch nicht 
mit einem Wort auf die so notwendige Verbesse-
rung des Verbraucherschutzes und der Verbraucher-
aufklärung eingegangen ist. Nach unserer Auffas-
sung kann es einfach nicht ausreichend sein, den 
Käufer zum verbraucherbewußteren Verhalten auf-
zufordern oder ihn gar anzugreifen und ihm man-
gelndes Verantwortungsbewußtsein vorzuhalten. 
Die Bundesregierung und wir alle als die gewählten 
Vertreter haben einfach dafür Sorge zu tragen, daß 
der Verbraucher über wichtige Marktvorgänge auf-
geklärt und vor Mißbräuchen geschützt wird. 

Wenn wir dies aber richtig und in einem ausrei-
chenden Ausmaß tun wollen, müssen wir uns an 
der psychologischen Situation des deutschen Ver-
brauchers in den letzten Jahrzehnten orientieren. 
Dabei gehe ich von der Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen aus, von der Weltwirtschaftskrise und 
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alledem, was damit zusammenhängt. Der Verbrau-
cher von heute mußte sich in seiner Mehrzahl in all 
diesen Jahren fast immer an dem absolut Notwen-
digen orientieren. In den Zeiten der großen Arbeits-
losigkeit fehlte ihm das Geld. Als die Vollbeschäf-
tigung erreicht und die dringendste Not behoben 
war, kam wieder Krieg. Die Folge war ein staatlich 
gelenkter Markt mit seinen Rationierungen auf 
alles Lebensnotwendige. Nach dem Kriege war ein 
Mangel an Wäsche, Kleidung und Gebrauchsgütern, 
mit nur geringen Ausnahmen, bei allen Einwohnern 
unseres Landes vorhanden. Dazu kam die große 
Geldknappheit nach der Währungsreform. 

Wenn ich davon ausgehe, muß ich weiter sagen, 
daß in dem letzten Jahrzehnt noch eine ganz neue 
Entwicklung hinzugekommen ist: die immer schnel-
lere Folge der technisch neuen und immer kompli-
zierteren Erzeugnisse. Kaum ein Verbraucher ist 
heute noch in der Lage, sich über den wirklichen 
Wert einer Ware ein hinreichendes und zutreffen-
des Urteil zu bilden. Zu dieser technischen Kompli-
ziertheit kommt dann noch die Werbung mit ihrem 
laufend steigenden Aufwand und ihren teilweise 
massiven Angriffen auf das Unterbewußtsein des 
Menschen. Ein amerikanischer Werbefachmann hat 
vor einigen Jahren einmal ausgeführt: „Unsere Auf-
gabe als Werbefachleute ist es, den Menschen im-
mer über das unzufrieden zu machen, was er be-
sitzt." 

Herr Baumgart von der Zeitschrift „Die Zeit" hat 
sich vor einiger Zeit einmal mit den Fragen der 
Werbung befaßt. Er hat folgendes ausgeführt: 

Es ist vielleicht eines der hervorstechendsten 
Merkmale unserer gegenwärtigen wirtschaft-
lichen Entwicklung, daß sich die Wettbewerbs-
anstrengungen zunehmend auf die Schaffung 
von Marktvorteilen richten, die nicht in der 
Produktion selbst begründet sind. 

Ich glaube, hier ist eine Feststellung getroffen, die 
der des von mir soeben zitierten Werbefachmanns 
aus den Vereinigten Staaten ähnlich ist. 

Die Kompliziertheit und die Werbung führen 
allerdings nicht nur zu innerdeutschen Problemen, 
sondern diese Probleme umfassen praktisch die 
gesamte westliche Welt. Aber was wir für die Bun-
desrepublik feststellen müssen, ist, daß die deutsche 
Bevölkerung völlig unvorbereitet und nahezu schlag-
artig in diese Situation gekommen ist. Dem deutschen 
Verbraucher fehlt praktisch jeder Orientierungs-
maßstab. In vielen Ländern der Welt wie zum Bei-
spiel in den nordischen Staaten, in der Schweiz, in 
England und in den Vereinigten Staaten, um nur 
einige hervorzuheben, hat man seit Jahren eine 
allgemeine und gute Verbraucheraufklärung, aber 
auch gesetzliche Bestimmungen für einen weitge-
henden Verbraucherschutz geschaffen. Wir können 
für uns nur feststellen, daß sich der Verbraucher 
einem fast unübersehbaren Markt gegenübersieht 
und kaum Möglichkeiten besitzt, sich eine bessere 
Markttransparenz zu verschaffen. 

Was wir also brauchen, ist erstens eine Hilfestel-
lung für den Verbraucher, damit er sich ein besseres 
Urteil über die Angemessenheit der Qualität und 

des Preises bilden kann. Wir brauchen zweitens 
Möglichkeiten, um ihn vor der überwältigenden 
Werbung zu schützen. 

Nun werden Sie mir sagen, daß auf diesem Gebiet 
bereits einiges vorhanden ist. Das ist sicher richtig. 
Die Frage ist nur, ob das ausreichend ist und ob 
das, was bereits geschieht, in der richtigen Weise 
getan wird. Gehen wir zum Beispiel einmal von 
unserem eigenen Haushaltsplan aus! Da finden wir 
beim Wirtschaftsministerium unter dem Kap. 9 02 
Tit. 615 für die Unterrichtung der Verbraucher über 
Marktvorgänge und Marktverhalten 500 000 DM. 
Wir haben für die vergleichende Warenprüfung 
entsprechend einem Antrag der sozialdemokrati-
schen Fraktion ebenfalls 500 000 DM im Haushalts-
plan 1963; der gleiche Ansatz ist für das Jahr 1964 
vorgesehen, wenn wir zu einem Abschluß kommen. 
Beim Ernährungsministerium ist unter Kap. 10 02 
Tit. 650 ein Betrag von insgesamt 3 281 000 DM für 
die Aufklärung, Verbraucherberatung und allge-
meine Absatzförderung enthalten. Beim Gesund-
heitsministerium finden wir einen Betrag von 
1 400 000 DM für gesundheitliche Aufklärung der 
Bevölkerung. Daneben gibt es unter Tit. 608 beim 
Wirtschaftsministerium noch einen Betrag von 
90 000 DM, der an acht verschiedene Frauenver-
bände für hauswirtschaftliche Aufklärung zur Ver-
fügung gestellt wird. Wenn wir bedenken„ welchen 
Effekt diese 90 000 DM für acht Verbände haben 
können, sind wir uns wohl alle einige darin, daß das 
viel zu wenig ist, um eine Verbraucheraufklärung 
und hauswirtschaftliche Beratung durchzuführen, die 
ihren Zweck auch erfüllt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin aber überzeugt, meine Damen und Herren, 
daß es noch weit mehr Mittel in den einzelnen 
Haushalten gibt. Mir ist bekannt, daß auch das 
Wohnungsbauministerium Beträge für die Wohn-
beratung zur Verfügung stellt. In den Vereinigten 
Staaten erfüllen im Augenblick über 18 Ministerien 
die verschiedensten Aufgaben auf diesem Gebiet. 
Wenn wir unsere Ministerien einmal überprüfen, 
werden wir ähnliche Feststellungen treffen. Ich 
stehe nicht an, das zu kritisieren. Die Frage ist nur, 
ob nicht eine Koordinierung aller dieser Mittel und 
damit eine Überprüfung dessen, was auf diesem 
Gebiet geschehen ist, einen größeren Effekt herbei-
führt. 

Aber nicht nur im Bundeshaushalt, sondern auch 
in den Haushalten der Länder werden Mittel zur 
Verfügung gestellt. Außer in den Ländern werden 
auch in den größeren Städten die Einrichtungen 
der Verbraucheraufklärung und -beratung unter-
stützt. Ich bekam in der letzten Woche durch 
Zufall den Etat eines Landes für eine Bera-
tungsstelle zu sehen; danach steht fest, daß der 
Bund 50 000 und das Land 100 000 DM zur Verfü-
gung stellen. Praktisch zwei Drittel dieses Etats gin-
gen für Gehälter und administrative Maßnahmen 
drauf. 

Mir liegt es fern, dieses Verhalten zu kritisieren. 
Was ich aber seit Jahren feststellen kann, ist, daß 
die meisten einfach gezwungen sind, nach Gut- 



4514 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 98. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den  4. Dezember 1963 

Frau Beyer (Frankfurt) 
dünken zu arbeiten. Ob gut oder schlecht gearbeitet 
wird, hängt von den einzelnen Personen ab, die die 
Aufgaben zu erfüllen haben. 

Was bei uns fehlt, meine Damen und Herren, 
sind erstens eine Koordinierung des Bestehenden 
und damit auch eine Übersicht über alle zur Verfü-
gung stehenden Mittel, zweitens die Schaffung von 
Einrichtungen — z. B. des Warentestinstituts, das 
eine bessere Markttransparenz ermöglicht — und 
drittens die Verbesserung unserer gesetzlichen Be-
stimmungen, um damit einen größeren Schutz für 
unsere Verbraucher zu erreichen. 

Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß meine 
Fraktion die Beratungen des Haushalts 1963 schon 
dazu benutzt hat, 500 000 DM für die Errichtung 
eines Warentestinstituts zu beantragen. Unser An-
trag erhielt damals die Unterstützung der Regie-
rungsparteien, und daher steht dieser Betrag, wie 
ich bereits ausführte, im Haushalt. Zum Institut 
werde ich an späterer Stelle noch einige Ausfüh-
rungen machen. 

Im Augenblick kommt es mir nur darauf an, fest-
zustellen, daß das Warentestinstitut nur als eine 
Möglichkeit zur Erreichung einer besseren Markt-
transparenz angesehen werden kann. Sicher ist es 
eine wichtige Einrichtung. Wenn man aber den Ver-
braucher in die Lage versetzen will, die Möglich-
keiten seines Einflusses auf die Preise und das 
Marktgeschehen zu nützen, dann muß der Gesetz-
geber und damit die öffentliche Hand wesentlich 
mehr zu tun bereit sein. Ich könnte mir vorstellen, 
daß die bis heute durch die öffentliche Hand aus-
gegebenen Mittel insgesamt bereits ausreichen. Auf 
jeden Fall werden sie einen größeren Effekt er-
zielen, wenn man sich um eine Koordinierung be-
müht. 

Darum sollte von uns einmal der Auftrag gege-
ben werden, alle Haushaltspläne — beginnend bei 
den Bundesministerien — zu durchforsten, um fest-
zustellen, wieviel Mittel aus den verschiedensten 
Töpfen in die verschiedenen Einrichtungen fließen. 
Dabei sollte vor allen Dingen auch mit den Ländern 
zusammengearbeitet werden. Dabei sollte — das ist 
eine Aufforderung an  die  Administration — von den 
einzelnen Ressorts nicht kleinlich und engherzig auf 
das Festhalten ihrer Kompetenzen geachtet werden. 
Mir hat gestern meine Kollegin Frau Strobel gesagt, 
daß sie sich schon zu einem früheren Zeitpunkt im 
Zusammenhang mit der Zusammenarbeit zwischen 
Ausschuß und Ernährungsministerium um eine 
Koordinierung bemühte. Hier besteht also eine 
solche 'Einrichtung, und man war bestrebt, eine Zu-
sammenarbeit mit den Ländern zu erreichen, was 
auch weitestgehend geschehen ist. Es wäre demnach 
durchaus möglich, diese Koordinierung auszudeh-
nen, statt sie auf ein Ministerium zu beschränken, 
um so in Zukunft eine sinnvollere Verbraucherarbeit 
erfüllen zu können. 

Meine Damen und Herren, wir sollten davon aus-
gehen, daß die Hausfrau heute praktisch alles wis-
sen soll. Sie soll Amateurelektriker., Amateurmecha-
niker, Amateurpharmazeut, Wissenschaftler und  — 
last  not least — Mathematiker sein. Wir sind ein-
fach verpflichtet, ihr zu helfen. 

Wenn wir unsere Marktwirtschaft ansehen, stel-
len wir fest, daß 'der Verbraucher heute noch die 
schwächste Stelle in unserer Wirtschaft ist. Wir 
stehen gegenüber anderen Staaten noch am Anfang 
unserer Arbeit. 

In der Verbraucherbotschaft des leider so früh 
ums Leben gekommenen Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, Kennedys, heißt es — ich 
darf eine 'Stelle aus dieser Riesenbotschaft einmal 
zitieren —: 

Trotz unseres Wahlstands: 

— er bezieht das auf die Vereinigten Staaten — 

wir können uns die Verschwendung im Ver-
brauch ebensowenig leisten wie den Leerlauf im 
Geschäft oder in  der Verwaltung. Wenn den 
Verbrauchern minderwertige Erzeugnisse ange-
boten werden, wenn die Preise überhöht sind, 
wenn Arzneimittel gefährlich oder wertlos sind, 
wenn der Verbraucher nicht in der Lage ist, auf 
Grund ausreichender Information seine Wahl 
zu treffen, dann ist sein Dollar verschwendet, 
dann ist seine Gesundheit und Sicherheit be-
droht, und das öffentliche Interesse leidet Scha-
den. 

Er fährt dann fort: 

Andererseits können verstärkte Anstrengungen, 
von ihrem Einkommen den bestmöglichen Ge-
brauch zu machen, mehr zum Wohlstand der 
meisten Familien beitragen als ebenso große 
Anstrengungen, ihr Einkommen zu steigern. 

Ich finde, besser kann es auch von uns niemand 
ausdrücken. Es sagt genau das, worauf es uns in 
diesem Zusammenhang ankommen müßte. 

Ich komme damit zum zweiten Absatz der Ziffer 1 
unserer Anfrage, nämlich dem Warentestinstitut. 
Ich darf davon ausgehen, daß in den bisherigen 
Beratungen im Ausschuß weitestgehend Einigung 
über die Aufgaben und die Art der Institution er-
reicht worden ist. Wir stellen auch mit Genugtuung 
fest, daß sich Herr Minister Schmücker in einem 
Gespräch mit dem Handelsblatt für eine private 
Stiftung ausgesprochen hat, wobei es heißt, daß 
der Vorschlag der Verbraucherverbände, des Ein-
zelhandels und des Markenverbandes, der ihm 
kürzlich unterbreitet worden ist, von ihm als gut 
angesehen und akzeptiert wird. Er sagt dann wei-
ter, die noch fehlenden technischen Detailfragen 
könnten im Rahmen dieses Entwurfs zweckmäßig 
gelöst werden. 

Wenn man die bisherige Arbeit ansieht, dann 
bleibt lediglich die Aufteilung der Kompetenzen 
offen, die Aufteilung der Kompetenzen auf die Or-
gane und die Verteilung innerhalb der Organe. 

Man muß davon ausgehen, daß bezüglich des 
Warentestinstituts die Interessenlage der Herstel-
ler, des Handels und der Verbraucher verschieden 
ist. Andererseits muß es unser Bestreben sein, 
trotz aller Verschiedenheit diese drei Gruppen an 
einen Tisch zu bekommen. Wir sollten bei unseren 
Überlegungen auch davon ausgehen, daß Hersteller 
und Fachhandel ein großes Maß an Spezialkennt-
nissen mitbringen, was die objekte Durchführung 
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der Arbeit im Warentestinstitut sicher nicht er-
schweren, sondern erleichtern wird. Es ist unmög-
lich, einen Warentest gegen eine dieser Gruppen 
durchzuführen. Letztlich müssen wir ja bestrebt 
sein, nach Möglichkeit alle Streitigkeiten — wir 
haben davon ja in den letzten Jahren einiges er-
lebt — von vornherein auszuschließen, weil da-
durch das Institut praktisch wieder in Mißkredit 
gebracht werden könnte. Zumindest wäre der Sache 
damit in keiner Weise gedient. Auf lange Frist müs-
sen auch Hersteller  und  Fachhandel ein Interesse 
an einem objektiven Test haben, der dazu dient, 
dem Käufer alles Wissenswerte über das, was er 
kaufen will, zu sagen. 

Wenn aber Hersteller, Handel und Verbraucher 
vereinigt sind, ist auf die Abgrenzung der Auf-
gaben der einzelnen Organe besonderer Wert zu 
legen. Über diese Abgrenzung können wir uns hier 
im Hause sicherlich nicht unterhalten. Das  soll Auf-
gabe des Ausschusses sein. Gegebenenfalls kann 
ein unabhängiges Gremium — ähnlich wie eis z. B. 
einmal in idem ersten Entwurf der Bundesregierung 
vorgesehen war — geschaffen werden, das einmal 
die Auswahl der Objekte vorzunehmen hat und 
zweitens für die Veröffentlichung der Ergebnisse 
Sorge tragen kann. Damit würden wir auch eine 
Verbindung zu dem ersten Entwurf schaffen. Damit 
würde die  Abgrenzung erreicht sein.  Dem.  Verwal-
tungsrat oder dem Zwölfergremium, wie es hier  in 

 der Besetzung durch die einzelnen Gruppen im Ver-
hältnis 4 : 4 : 4 vorgeschlagen wind, könnte man 
die Aufstellung der Richtlinien und auch die Be-
rufung des  erstgenannten Gremiums überlassen. Ich 
will mich zu dieser Frage nicht weiter äußern. Wir 
sind ja in  der  Ausschußberatung so weit, daß es 
nur einer Sitzung bedarf, um hier zu einem Ab-
schluß zu kommen. Jedenfalls werden Sie uns im-
mer bereit finden, die Angelegenheit sehr schnell 
zu ordnen. 

In Ziffer 2 unserer Großen Anfrage beziehen wir 
uns auf den  angekündigten Bericht zum Gesetz 
gegen unlauteren Wettbewerb. Wir sind uns sicher 
alle in diesem Hause einig darin, daß es allein mit 
einem Bericht, wie ihn der Bundeskanzler 1962 an-
gefordert hat, nicht getan ist. Der jetzige § 1 des 
Gesetzes gegen unlauteren Wettbewerb enthält nur 
eine sogenannte Generalklausel und sagt in bezug 
auf die vergleichende Werbung gar nichts aus. Im 
Laufe der Zeit ist durch Rechtsprechung und Lehre 
der Grundsatz der Unzulässigkeit 'der  sogenannten 
vergleichenden Werbung entwickelt worden. Er ist 
damit allmählich zu einem festen Bestandteil der 
Wettbewerbsregeln geworden. Obwohl mir das ein-
fache, klare Gesetz, das es in der  'Schweiz  gegen 
den unlauteren Wettbewerb gibt, sehr imponiert, 
habe ich mich von unseren Juristen überzeugen 
lassen, daß es in einem Rechtsstaat sehr schwierig 
ist — und man nur unter ganz besonderen Um-
ständen darangehen soll —, gefestigte Spielregeln 
einfach beiseite zu schieben. Wir sollten gleich-
zeitig davon ausgehen, 'daß sich gerade in den letz-
ten Jahren neue Auffassungen über die früher zum 
Bestandteil des kaufmännischen Denkens gehören

-

den  Begriffe von Treu und Glauben und das, was 
gute kaufmännische Sitten waren, gebildet haben. 

Wenn ich das anerkenne, läßt sich wiederum auch 
über die Änderung ides  Gesetzes gegen unlauteren 
Wettbewerb sprechen. Ich will mich daher zur Frage 
der Zulässigkeit (der vergleichenden Werbung im 
allgemeinen im Augenblick nicht abschließend äu-
ßern. Ich erkenne an, daß eine solche grundsätzliche 
Änderung immer sehr sorgfältig überdacht werden 
muß. Fest steht aber für meine Fraktion, meine 
Damen und Herren, daß die Zeit reif ist, diese 
Frage auf Grund der neueren Entwicklung einer 
genauen Prüfung zu unterziehen. 

(Abg. Dr. Deist: Sehr richtig!) 

Es wäre daher sehr nützlich, wenn der vom frü-
heren Herrn Bundeskanzler Adenauer erwähnte Be-
richt mit einer Stellungnahme der Bundesregierung 
auch dem Bundestag selbst zugeleitet würde. Wir 
sollten uns dann bei einer späteren Aussprache auch 
darüber unterhalten, ob nicht das, was in der Zwi-
schenzeit an Grundsätzen entwickelt wurde, nun-
mehr in das Gesetz übernommen werden kann. Das 
würde auch den Gerichten helfen. Nach einer Zei-
tungsmeldung vom 26. November 1963 hat nämlich 
der Bundesgerichtshof in seinem letzten Urteil trotz 
neuerer Einsichten einiger Oberlandesgerichte die 
vergleichende Werbung erneut wieder grundsätz-
lich verboten. Es heißt jedoch in dieser Meldung 
weiter: 

Der erste Senat des Bundesgerichtshofes meinte 
zwar, daß im vorliegenden Fall besondere Um-
stände, die die vergleichende Werbung den-
noch zulässig erscheinen lassen könnten, nicht 
vorgetragen worden sind. Insofern mag das 
letzte Wort noch nicht gesprochen worden sein. 

Es scheint mir also jetzt darauf anzukommen, zu 
prüfen, in welcher Form § 1 unter Umständen geän-
dert wird, und wenn wir an die Errichtung des Wa-
rentestinstituts denken, so kommt es weiter darauf 
an, daß die Ergebnisse der Prüfungen eines solchen 
Instituts schon heute als vergleichende Werbung 
zugelassen werden. Dabei müssen wir natürlich da-
für Sorge tragen, daß bei einem zukünftigen Wa-
rentest auch die Erzeugnisse aller im Wettbewerb 
stehenden Hersteller geprüft werden. Denn mit der 
Veröffentlichung der Warenteste ist naturgemäß 
in Zukunft auch eine Werbung für die Produkte als 
solche verbunden. 

Bei unseren Überlegungen dürfen wir nur davon 
ausgehen, daß es darauf ankommt, den Verbraucher 
objektiv zu informieren und ihn vor allen Dingen 
vor Unlauterkeiten zu schützen. Nach unserem Ge-
setz sind nun ausschließlich Wettbewerber und ne-
ben ihnen Verbände zur Förderung gewerblicher 
Interessen zur Klage zugelassen. Es sind also mehr 
oder weniger die Gewerbetreibenden selbst. Wir 
sollten aber jetzt auch dem Verbraucher oder seiner 
Vertretung das Klagerecht einräumen. Wir sind 
nicht der Auffassung, daß bei Zulassung des Ver-
brauchers eine Kette von Klagen folgen wird. Ge-
linde gesagt, soviel Michael Kohlhase gibt es nicht. 
Es wird wirklich nur dann geklagt, wenn man das 
Gefühl hat, daß mit unlauteren Mitteln geworben 
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und gearbeitet wird. Daher sollte § 13 des Gesetzes 
gegen unlauteren Wettbewerb entsprechend erwei-
tert werden und die Verbraucher bzw. ihre Vertre-
tung, d. h. die Verbände, zur Klage zugelassen wer-
den. 

Man sollte aber nicht soweit gehen, den Beweis 
der Benachteiligung zu verlangen. Es sollte auch 
nicht notwendig sein, zu beweisen, daß ein Mit-
glied eines Interessenverbandes geschädigt wird. 
Eine Verfolgung, meine Damen und Herren, ge-
schieht ja im Interesse der gesamten Öffentlichkeit. 
Die Klagemöglichkeit des gewerblichen Verbandes 
läßt sich sicher auch auf die Verbraucherverbände 
übertragen. 

Wir werden uns daher erlauben, einen entspre-
chenden Änderungsantrag für die §§ 1 und 13 vor-
zulegen. Wir wären dankbar, wenn bei der Bera-
tung der Bericht der Bundesregierung bereits vor-
läge, damit wir dann gegebenenfalls weitere Ände-
rungen oder gar ein neues, einfacheres und den 
heutigen Verhältnissen angepaßtes Gesetz verab-
schieden können. 

Schon jetzt darf ich aber in diesem Zusammen-
hang darauf hinweisen, daß, wenn man diese Än-
derung vornimmt, selbstverständlich auch die Zu-
gabeverordnung und das Rabattgesetz entsprechend 
geändert werden müssen. 

Unter Ziffer 3, meine Damen und Herren, haben 
wir die Bundesregierung gefragt, wie sie zu einer 
Stärkung des Verbraucherbewußtseins kommen will. 
Es ist mir im Rahmen dieser Anfrage nicht möglich, 
umfassend auf alle Möglichkeiten der Verbraucher-
aufklärung einzugehen. Ich möchte mich daher auf 
einige wenige Beispiele beschränken, um damit deut-
lich zu machen, wie notwendig es ist, auf diesem 
Gebiet einige Initiativen zu ergreifen. 

Wir müssen erstens davon ausgehen, daß die 
Funktion des Verbrauchers in unserer heutigen 
Volkswirtschaft eine ganz andere ist als in Zeiten 
der großen Arbeitslosigkeit oder in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit. 

Zweitens haben wir alle den Eindruck, daß es der 
geschickten unterschwelligen Werbung gelungen ist, 
einem Teil der Verbraucher zu suggerieren, daß 
kostspielige Anschaffungen ihr persönliches Prestige 
erhöhen. 

Drittens müssen wir feststellen, daß bei Anschaf-
fungen moderner Haushaltsmaschinen nicht immer 
bedacht wird, in welchem Umfang und in welchem 
Ausmaß diese Maschinen auch genutzt werden kön-
nen. 

Mir ist bekannt, daß das Rationalisierungskurato-
rium sich in seinen Ausschüssen seit Jahren mit die-
sen Fragen beschäftigt und auch entsprechende Er-
gebnisse aufzuweisen hat. Wir müssen jedoch leider 
feststellen, daß diese Untersuchungen viel zuwenig 
bekannt sind und deshalb ihre Ergebnisse auch viel 
zuwenig bedacht werden, wenn entsprechende Käufe 
getätigt werden. 

Diese drei Beispiele machen sicher schon deutlich, 
welch weites Feld eine sinnvolle Verbraucherauf-

klärung und eine Stärkung des Verbraucherbewußt-
seins haben müssen. 

Wir sollten bei dieser Gelegenheit dankbar aner-
kennen, daß z. B. die Arbeitsgemeinschaft der Ver-
braucherverbände, die Verbraucherberatungsstellen 
und damit auch die einzelnen Organisationen und 
die bestehenden Verbände eine Fülle von Arbeit 
auf diesem Gebiet geleistet haben. Nur ist die Frage 
— ich habe bereits darauf hingewiesen —, wie sie 
es machen können im Hinblick auf die nur geringen 
zur Verfügung stehenden Hinweise und Möglich-
keiten. Letzteres ist von mir hier bereits als Mangel 
herausgestellt worden. 

So gibt auch der Bundesausschuß für volkswirt-
schaftliche Aufklärung ein ausgezeichnetes Schrif-
tenmaterial heraus. Es ist aber im Umfang nicht aus-
reichend und kommt auch sehr oft nicht an die Stel-
len, an die es eigentlich kommen sollte. Ebenso lei-
sten die Sparkassen mit ihren besonderen Einrich-
tungen auf diesem Gebiet entsprechende Hilfen. Aus 
allen Berichten geht aber immer wieder hervor, daß 
es auch hier an der notwendigen Koordinierung und 
damit natürlich an der erforderlichen Resonanz fehlt. 

In diesem Zusammenhang erscheint es mir not-
wendig, auch auf die Möglichkeiten der Schulen ein-
zugehen. Ihnen kommt hier auf Dauer gesehen eine 
ganz besondere Rolle zu. Man kann mit der Erzie-
hung zum bewußten Verbraucher gar nicht rechtzei-
tig genug beginnen. Ich hatte Gelegenheit, im Jahre 
1949/50 in Schweden zu erleben, wie anläßlich der 
Schulreform und der Einbeziehung des technischen 
Elementarunterrichts in den Lehrplan auch die Er-
ziehung zum bewußten Konsumenten als wesent-
licher Bestandteil des  Unterrichts herausgestellt 
wurde. Man erfaßt seit dieser Zeit Bub und Mädel 
vom achten bis neunten Lebensjahr in einem ge-
meinsamen Unterricht und läßt sie z. B. in den ersten 
Jahren für den gemeinsamen Kochunterricht ge-
meinsam einkaufen. Dabei werden jeweils ein Bub 
und ein Mädel mit der besonderen Aufgabe betraut, 
nun auch kritisch einzukaufen, und sie werden dann, 
wenn sie zurückkommen, von den übrigen Schülern 
immer wieder kritisch beurteilt. Dadurch wird na-
türlich jedes Kind bereits zum bewußten Einkauf er-
zogen. Ich bin sicher, daß sie auf diese Weise mit 
zunehmendem Lebensalter auch zum hauswirtschaft-
lichen und volkswirtschaftlichen Denken angehalten 
werden. 

In der Bundesrepublik haben wir nach 1948 in 
dem internationalen pädagogischen Institut in Frank-
furt erlebt, wie Professor Hylla und Frau Dr. En-
gelbert sich bemüht haben, ähnliche Gedanken in 
die Methoden unserer Erziehung hineinzubringen. 
Sie haben auf dem Gebiet nur sehr wenig Erfolg 
gehabt. Es sollte meines Erachtens überprüft wer-
den, inwieweit im staatsbürgerlichen Unterricht auch 
Wirtschaftsbürgerkunde mit betrieben werden kann. 

Professor Erhard hat sich im Rundfunk — ich 
glaube, es war im Bayerischen Rundfunk — auch 
einmal zu dieser Frage geäußert. Er hat einen Auf-
trag an den Innenminister gegeben, zu prüfen, wie 
man z. B. volkswirtschaftlichen Unterricht in den 
Schulunterricht einbeziehen könne. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 98. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. Dezember 1963 	4517 

Frau Beyer (Frankfurt) 

L) Meine Damen und Herren, es kommt uns also 
darauf an, hier einen Weg zu zeigen, und sicher 
wäre es richtig, wenn sich die Ständige Kultus-
ministerkonferenz einmal mit diesem Problem direkt 
beschäftigte. 

Damit komme ich zum Punkt 4. Hier sprechen wir 
von den Maßnahmen, die von der Bundesregierung, 
aber auch vom Parlament zu ergreifen sind, um den 
Verbraucher vor Übervorteilung zu schützen. Wir 
alle wissen, daß der Preis nicht für sich betrachtet 
werden kann. Ob die Ware preisgünstig ist, hängt 
letztlich davon ab, ob die Qualität gut und preis-
gerecht ist und ob die Gewichtsangabe ordnungs-
gemäß ist. Fangen wir nun bei Preisen und Gewicht 
an. Es wird oft und gern behauptet, daß der Käufer 
nach dem Teuren greift und die billige Ware liegen 
läßt. Ich will nicht behaupten, daß das falsch ist. 
Was ich aber hier festzustellen habe — und das 
wird immer wieder auch von anderen mit heraus-
gestellt, und jeder wird sich davon überzeugen 
können, der sich einmal der Mühe unterzieht —, ist, 
daß der Käufer und Verbraucher im wesentlichen, 
wenn er so handelt, dies auf Grund seiner Unsicher-
heit am Markt tut; denn daß heute wie gestern 
jeder gern Geld spart, wenn er kann, wenn er also 
überzeugt ist, daß er auch mit der billigeren Ware 
das Richtige gekauft hat, davon bin ich allerdings 
fest überzeugt. 

Woran aber sollte sich der Käufer heute orientie-
ren? Er steht vor einem fast unübersehbaren An-
gebot, und jährlich kommen immer neue und noch 
größere Sortimente und Angebote hinzu. Dazu 
kommen die laufenden Änderungen bei den Grund-
stoffen. Wie soll sich der Verbraucher preisbewußt 
verhalten, wenn ihm die Vielzahl des Angebotes 
die Entscheidung schwer macht, wenn er die Zu-
sammensetzung der Ware nicht kennt, wenn er 
dauernd von einer Propaganda berieselt wird, die 
sein Unterbewußtsein anspricht und nicht seinen 
Verstand? Dazu kommt, daß auch der Verkäufer der 
Ware bei allem guten Willen vor den gleichen 
Problemen steht; denn was er gestern gelernt hat, 
ist heute schon anders. Hier haben wir einfach eine 
Aufgabe, und hier müssen wir einspringen. 

Die Preisauszeichnungspflicht muß gegebenenfalls 
verschärft, die Überwachung verstärkt werden. Wie 
soll sich der Verbraucher über Preise ein Bild 
machen, wenn es heute über 20 verschiedene Arten 
von Preisen gibt? Ich habe hier eine Liste darüber, 
die nur aus den letzten Wochen zusammengestellt 
ist. Ich will einige dieser Bezeichnungen nennen. 
Man kennt den Nettopreis, man kennt den Brutto-
preis, den Richtpreis, den Diskontpreis, den Super-
diskontpreis, den Schlagerpreis, die Preise der 
Woche, die Werbepreise, die Kampfpreise; alles 
Namen, unter denen sich die Hausfrau gar nichts 
vorstellen kann. Sie ist aber sicher, wenn es ein 
anderer Name als der Name „Preis" ist, daß es 
etwas Günstigeres für sie sein wird. Auch das ist 
etwas, was von uns einmal überprüft werden muß. 

Was Menge, Gewicht und Stückzahl, aber auch 
Maße betrifft, so sind auch hier Mängel vorhanden, 
die durch eine generelle Überprüfung und ver-

schärfte Bestimmungen abgestellt werden können. 

Die fehlenden bzw. mangelhaften Gewichtsangaben 
bis zur echten Manipulation sind heute an der 
Tagesordnung und können jederzeit überprüft und 
festgestellt werden. Ist der Ware die Gewichts-
angabe aufgedruckt, so ist diese oft so klein und 
versteckt, daß ein normales Auge sie überhaupt 
nicht entdecken kann. Bei einer Anzahl gerade auch 
unserer Grundnahrungsmittel, z. B. bei Zucker und 
Mehl, wird das Gewicht bereits in der Fabrik ver-
mindert, um damit die Verpackungskosten zu mani-
pulieren bzw. wieder hereinzuholen. Zur Zeit er-
leben wir eine reine Invasion von Groß- und — wie 
es oft genannt wird — Familien- oder Superpackun-
gen. Sie werden propagiert unter der Bezeichnung 
„Doppelpackung". Sieht man sich aber das Gewicht 
einmal etwas näher an, dann stellt man fest, daß, 
während die Normalpackung 240 g enthält, die 
„Doppelpackung" nur noch 400 oder 450 g enthält. 
Hier wird also wiederum die Verpackung einfach 
manipuliert, und der Verbraucher zahlt die Ver-
packung im Preis mit. 

In der Süßwarenindustrie haben wir ganz präg-
nante Beispiele. Den früheren Viertelpfund-Beutel 
gibt es überhaupt nicht mehr. Man hat Beutel von 
100 g; wiegt man aber nach, dann stellt man fest, 
daß nicht einmal 100 g drin sind. Was hier vor-
herrschend ist, ist die Ausstattung, ist eine immer 
lockendere Umhüllung. Meine Damen und Herren, 
ich frage Sie: Ist das nun der Sinn unserer Markt-
wirtschaft? Haben wir das alle gewollt, ganz gleich, 
auf welcher Bank wir in diesem Hause sitzen? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Gehen wir nun aber einmal in die Textilbranche, 
dann wird das gesamte Problem schon katastrophal. 
— Ja, Herr Illerhaus, das ist, glaube ich, etwas, 
was wir hier feststellen müssen. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich darf um Ruhe 
für die Rednerin bitten. Allerdings, wenn sie weni-
ger vorlesen würde, wäre die Aufmerksamkeit viel 
größer. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Frau Beyer (Frankfurt) (SPD) : Lassen Sie uns 
einmal von der Wolle ausgehen, meine Damen und 
Herren. Da glaubt der 'Käufer, das, was ihm da ge-
zeigt wird, sei reine Wolle. Aber wenn er sich die 
Ware genauso ansieht, stellt er fest, daß das sehr 
gefehlt ist. Denn das, was „Wolle" heißt, ist mei-
stens gar nicht reine Wolle, sondern .es ist Reiß-
wolle, oder es ist eine Mischung von Wolle und 
synthetischen Fasern. Selbst die Verkäufer und 
Verkäuferinnen sind selten in der Lage, eine objek-
tive Auskunft zu geben, sosehr sich die einzelnen 
auch bemühen, den Wechsel im Material zu erken-
nen. Er ist so häufig, daß sie .sich kaum noch damit 
auskennen können. Ja, man kann zu der Auffassung 
kommen, meine Damen und Herren, daß besonders 
schlaue Produzenten das auch gar nicht wollen. 

Kommt es dann erst einmal zu der  Frage „Baum-
wolle oder Seide", so wird die Sache noch proble-
matischer. Denn was hier alles gewebt, was ange- 
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boten und verkauft wird, weiß der  Händler oft 
selbst nicht. 

Die Hausfrau aber steht vor einem unüberwind-
lichen Problem. Sie merkt meistens erst, wenn sie 
die Sachen einmal wäscht, was hier eigentlich los 
ist. Dann ist es gewöhnlich zu spät. Die Ware ist 
verdorben, vor allem wenn das Material zu heiß 
gewaschen oder gar gekocht wird. Meine Damen 
und Herren, wieviel Haushaltsgeld ist in einem 
solchen Augenblick zunichte gemacht und wieviel 
Volksvermögen damit zerstört! 

Die A.G.V., die Verbände und Wissenschaftler, 
aber auch Einzelpersonen bemühen sich nun auf 
diesem Gebiet seit langem um eine bessere Kenn-
zeichnung. Meine Damen und Herren, was wir brau-
chen, ist eine Deklaration, aus der der Gebrauchs-
wert hervorgeht und aus der vor allen Dingen auch 
die Behandlungsvorschriften hervorgehen. Dabei 
genügt es nicht, lose Zettel der Ware beizugeben 
oder das Etikett so ungenügend anzuheften, daß es 
bei der ersten Wäsche oder bei der ersten Reini-
gung bereits verlorengeht. Wenn wir einen wirk-
lichen Verbraucherschutz wollen, muß das Etikett 
so angeheftet sein, daß es erkennbar und lesbar 
ist, solange die Ware hält. 

Es gilt daher zu überlegen — damit komme ich zu 
einem Vorschlag, den wir auch im Wirtschaftsaus-
schuß bereits einmal gemacht haben —, ob man 
nicht dem zu schaffenden Warentestinstitut eine 
Sonderabteilung angliedern soll, die sich ausschließ-
lich mit der Kennzeichnung und Deklaration der 
Ware befaßt. Wir haben auf diesem Gebiet in den 
nordischen Staaten und auch in anderen Ländern 
guten Anschauungsunterricht, und wir können 
sicher in absehbarer Zeit auch bei uns ähnliche Ein-
richtungen schaffen. Wir würden damit in beson-
derem Maße dem Verbraucher dienen. 

Was der Verbraucher braucht, sind einfach Orien-
tierungsmaßstäbe. Es sollte bei allen Waren, auch 
bei abgepackten Waren, zur Pflicht gemacht wer-
den, die genaue Inhaltsangabe aufzudrucken. Dabei 
sollte vor allen Dingen auch deutlich gemacht wer-
den, daß das Nettogewicht und nicht das Brutto-
gewicht angegeben werden muß. Mir ist natürlich 
bekannt, daß es sehr schwer ist, das Gewicht auch 
bei Kleinstpackungen zu garantieren, und die Über-
schreitung von Fehlergrenzen nicht vermieden wer-
den kann. Man muß in den Bestimmungen etwa 
festlegen, daß ein gewisser Fehlerprozentsatz nicht 
überschritten werden darf. Aber ich glaube, daß 
das, was wir heute am Markt vorfinden und vor-
herrschend finden, einfach ungenügend ist und den 
Verbraucher schädigt. 

In diesem Zusammenhang noch ein Wort über 
Getränke in Flaschen oder Dosen. Früher wurden 
Getränke fast nur in Flaschen abgefüllt. Für diese 
Abfüllung gibt es auch gesetzliche Maß- und Ge-
wichtsbestimmungen. Inzwischen aber werden mehr 
und mehr Dosen verwendet. Dafür fehlt es an ent-
sprechenden Bestimmungen. Man könnte auch glau-
ben, daß gerade, weil keine Bestimmungen vor-
handen sind, die Dose mehr und mehr in den Vor-
dergrund kommt. Es wird daher höchste Zeit — und  

diese Bitte möchte ich an  den  Minister richten —, 
das Gesetz entsprechend zu erweitern und seine 
Vorschriften auf die neueren Formen umzustellen. 
Seit Jahren wird nämlich angenommen, daß eine 
entsprechende Änderung im Ministerium vorberei-
tet wird. Es wäre für uns, vor allen Dingen aber 
für die Verkäufer wichtig, von dem Minister zu er-
fahren, worauf die Verzögerungen zurückzuführen 
sind. 

Ich kann dieses Kapitel nicht abschließen, ohne auf 
die Arzneimittel eingegangen zu sein. Es steht uns 
eine Flut von Arzneimitteln gegenüber, der sich 
selbstverständlich auch die Ärzte zu stellen haben; 
das wird von uns allen empfunden. Nach den An-
preisungen für die einzelnen Arzneimittel müßte 
man glauben, daß wir alle allmählich unsterblich 
werden. Sicherlich ist es notwendig, daß immer mehr 
entwickelt und geforscht wird. Wir müssen uns aber 
dagegen wehren, daß wir alle praktisch zum Ver-
suchsobjekt werden. Die Conterganfälle sollten uns 
für alle Zukunft ein warnendes Beispiel sein. Ich 
darf hier noch einmal auf die Botschaft von Präsi-
dent Kennedy hinweisen. Er hat darin ausgeführt, 
ein Test aus dem Jahre 1956 in Amerika habe erge-
ben, daß neue und nicht amtlich zugelassene Arznei-
mittel zu mehr als 2 0%  in einem Punkt oder in 
mehreren Punkten nicht dem entsprochen haben, was 
die Hersteller über den therapeutischen Effekt ver-
sprachen. Bei uns wird es unter Garantie nicht besser 
sein. Damals wurde in den Vereinigten Staaten eine 
unparteiische wissenschaftliche Stelle gefordert, die 
dem Arzt und auch dem Verbraucher dient. Auch wir 
sollten uns überlegen, was auf diesem Gebiet noch 
getan werden kann. Wir sollten es als eine Verpflich-
tung ansehen, den Verbraucher und den Kranken vor 
einer übertriebenen und verführerischen Werbung 
auf dem Gebiet des Heilwesens zu schützen, denn 
der Verbraucher hat hier nicht die erforderlichen 
Fachkenntnisse. Er stellt auch keine langen Über-
legungen an, wenn er sich elend und krank fühlt 
und schnell gesund werden möchte. 

Damit komme ich zu dem nächsten Punkt der Gro-
ßen Anfrage, zu der falschen und irreführenden, ja 
suggestiven Werbung. Wenn wir uns einmal die 
Werbeslogans ansehen, dann empfinden wir wohl 
alle, welche Wirkung solche Werbeslogans vor allen 
Dingen auf unsere Jugend haben können. Da heißt 
es z. B. in der Reklame einer Spirituosenfabrik: „Der 
Schnaps für starke Männer", oder heißt in der An-
preisung einer Zigarette: „Der Duft der großen wei-
ten Welt". Bei dem nächsten alkoholischen Getränk 
heißt es: „Hab' Sonne im Glas". Ich würde sagen: 
immer wieder Werbeslogans, die sich an das Unter-
bewußtsein des Menschen wenden und die, wie ich 
schon anführte, vor allen Dingen, bei unserer jungen 
Generation großen Schaden anrichten können. 

Wir sind uns bewußt, wie schwer es sein wird, hier 
einen gewissen Einfluß auszuüben. Allein 2,94 Mil-
liarden DM wurden im Jahre 1962 für Werbung nur 
in Zeitschriften, Zeitungen, Rundfunk und Fernsehen 
ausgegeben. In diesem Betrag sind nicht die Kosten 
für Filme, Druckschriften, Schaufensterdekoration 
und Ausstellungen enthalten. Diese Beträge stehen 
in keinem Verhältnis zu den zur Verfügung stehen- 
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den Mitteln für die Verbraucheraufklärung; ich habe 
vorhin die Beträge des Haushalts genannt. Wie aus 
einer Ubersicht hervorgeht, werden allein für ein 
Produkt 20 Millionen DM pro Jahr für Werbung 
ausgegeben; eine einzige Firma gibt davon 12 Mil-
lionen DM aus. Nun sagt man vielleicht: Das ist 
auch die größte Firma. Man könnte aber auch sagen: 
weil sie das meiste Geld für Werbung ausgibt, ist 
sie die größte geworden. 

Uns muß es auf folgendes ankommen. Die öffent-
liche Hand stellt Rundfunk und Fernsehen für sol-
che Werbung dem Hersteller und dem Handel zur 
Verfügung. Die Werbung wird durch diese Form 
dem Hörer und Zuschauer praktisch aufgezwungen. 
Wir müssen uns nun überlegen, ob es nicht unsere 
Aufgabe ist, wenigstens ein Gegengewicht zu schaf-
fen. Ich denke hier z. B. an BBC, die auch eine ent-
sprechende Verbraucheraufklärung bringt. Könnten 
wir uns daran nicht orientieren und an jede Werbe-
sendung eine entsprechende Sendung für die Ver-
braucheraufklärung anschließen, und zwar der-
gestalt, daß man den Hörer und Zuschauer daran 
erinnert, daß der Werbeaufwand noch keine Garan-
tie für Qualität und Preiswürdigkeit ist? 

Meine Damen und Herren, das ist ein Grund-
gedanke; darüber sollte man nachdenken. Ich bin 
jedenfalls überzeugt, daß, auf die Dauer gesehen, 
ein solcher Hinweis eine gewisse Wirkung hätte 
und daß sich damit auch allmählich diese unter-
schwellige Werbung verlieren würde. 

In der Ziffer 4 c) der Großen Anfrage, meine 
Damen und Herren, sprechen wir von den Teil-
zahlungsgeschäften. Das Gesetz über die Teil-
zahlungsgeschäfte stammt aus dem Jahre 1894. Das 
beweist, wie überaltert dieses Gesetz ist. Wenn man 
es ansieht, stellt man fest, daß es lediglich die 
Rechtsstellung des Verkäufers sichert für den Fall, 
daß der Vertrag nicht eingehalten wird. In einem 
solchen Fall — das wissen wir sicher alle aus Erfah-
rung und aus Berichten, die uns zugeleitet worden 
sind — ist der Käufer verpflichtet, nachzuweisen, 
daß er nicht die Absicht hatte, zu betrügen, wenn 
er einmal seine Zahlungen nicht einhalten konnte. 
In dem Verfahren steht dann meistens Aussage 
gegen Aussage, und es kommt zu Verurteilungen. 
Der Käufer ist dann im Effekt die Ware wieder los, 
weil die Zahlungen, die er bereits geleistet hat, von 
den entstandenen Verkaufskosten aufgezehrt wer-
den. 

Meine Fraktion hat schon im zweiten Bundestag 
im Jahre 1953 unter den Drucksachennummern 197 
und 2522 zwei Anträge mit dem Ziel eingebracht, 
daß dieses Gesetz geändert werde. Auch die Frak-
tion der CDU/CSU hat im zweiten Bundestag im 
Jahre 1953 ein Ersuchen an die Bundesregierung 
gerichtet, ein neues Gesetz vorzulegen. Am 24. Ok-
tober 1962 fragte mein Kollege Wittrock in der 
Fragestunde unter Hinweis auf die Reformbedürftig-
keit des Abzahlungsgesetzes, wann mit einer Ände-
rung gerechnet werden könne. Der damalige Justiz-
minister, Herr Stammberger, führte wörtlich aus: 

Etwa seit Ende 1960 mehren sich die Beschwer

-

den von Privatpersonen über angeblich rück

-

sichtsloses und verantwortungsloses Vorgehen 
der Händler und Vertreter beim Abschluß von 
Teilzahlungsgeschäften im Reisegewerbe. 

Gerügt wird namentlich, so sagte der Bundesjustiz-
minister damals, die undeutliche Formulierung; ge-
rügt werden ferner mißverständliche oder sogar 
bewußt unwahre Angaben der Vertreter. 

In der Sitzung vom 6. November 1963 fragte Frau 
Kiep-Altenloh von der Fraktion der FDP erneut 
nach diesem Gesetz. In der Antwort bezog sich der 
Bundesjustizminister Dr. Bucher auf die Ausfüh-
rungen seines Vorgängers vom 24. 10. 1962. Er be-
tonte erneut die Mängel und sagte Rückfrage bei 
den Ländern zu. 

Wir sind also, meine Damen und Herren, genauso 
weit wie 1953 oder, besser gesagt, wie 1894. Dabei 
stellen wir fest, daß sich die Klagen der Öffentlichkeit 
über Mißbräuche im Teilzahlungsgeschäft mehren. 
Das hängt sicher damit zusammen, daß nicht mehr 
so viel verkauft werden kann. Wir wissen ja auch 
schon aus der Antwort von Justizminister Dr. Stamm-
berger, daß sich die Klagen gerade seit 1960 häuften. 
Man erhält Berichte über die Methoden, die in 
Flüchtlingslagern angewendet werden, wo also so-
zial schwache Menschen sind, die einen ungeheuren 
Nachholbedarf haben. Vor allen Dingen erhält man 
entsprechende Hinweise aus den Dörfern; dort kann 
man sich natürlich sehr leicht mit solchen Mitteln 
an die Verbraucherschaft wenden. Es wird da über 
die unlautersten Methoden geklagt. Ein ganz krasser 
Fall von Irreführung und Täuschung war aus der 
Zeitschrift „D-Mark" zu entnehmen. Da wurde einer 
Bauersfrau eine Musteranlage empfohlen, wobei sie 
für jede Vorführung 200 DM erhalten sollte. Der 
Vertrag war auch nicht als Teilzahlungsvertrag über-
schrieben, sondern als eine Vereinbarung über die 
Errichtung einer Musteranlage für Waschmaschinen. 

So könnte man noch eine ganze Menge von Bei-
spielen anführen. Ich will mich aber hier auf diese 
wenigen beschränken und möchte damit nur deutlich 
machen, daß diese Fälle überall vorkommen und 
daß hier dringend eine Abhilfe nötig ist. 

Wir brauchen also ein neues Teilzahlungsgesetz. 
Wir werden uns erlauben, Ihnen in Kürze einen ent-
sprechenden Vorschlag für die Gesetzesänderung zu 
unterbreiten. Ich darf ganz kurz anführen, worauf 
es uns insbesondere ankommen wird. Wir halten es 
für notwendig, daß vor allem die Mißbräuche ver-
hindert werden, wie sie von mir aufgezeigt worden 
sind. Die Verhütung solcher Mißbräuche muß sicher-
gestellt werden. Deshalb muß aus der Vertrags-
urkunde selbst deutlich erkennbar sein, daß es sich 
um einen Teilzahlungsvertrag handelt. Die Schrift 
muß deutlich lesbar sein. Immer wieder sind mehrere 
Antragsformulare anzutreffen, vier bis sechs Seiten 
mit ganz kleiner Schrift. Das sollte es nicht geben. 

Ferner muß der Barzahlungspreis eindeutig er-
kennbar sein. Daneben sind 'die Teilzahlungskosten 
genau aufzugliedern und in einem Gesamtbetrag 
dem Preis gegenüberzustellen. Wir wollen damit 
dem Käufer deutlich machen, was er einspart, wenn 
er bar bezahlt. 
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Drittens wollen wir einen bestimmten Betrag der 

Anzahlung sicherstellen. Wir denken dabei an etwa 
20 %, glauben aber, daß es sinnvoll ist, eine anti-
zyklische Maßnahme miteinzubauen in der Form, 
daß durch Rechtsverordnung eine 10%ige oder eine 
30%ige Anzahlung festgesetzt werden kann. Eine 
ähnliche Einrichtung gibt es in den Vereinigten 
Staaten. Einiges davon könnten wir sicher in unsere 
Überlegungen miteinbeziehen. 

Außerdem muß die Laufzeit der Teilzahlung be-
stimmt werden. Besonders wichtig ist die Einführung 
einer Reuefrist. Es sollte möglich sein, nachdem an 
der Haustür verkauft und der Vertrag unterschrie-
ben worden ist, wenigstens noch im Kreise der 
Familie über diesen Vertrag zu sprechen. Eine ähn-
liche Einrichtung haben die Schweiz und Osterreich 
gesetzlich verankert. Das beweist, daß man es 
machen kann. Auch bei uns dürfte es möglich sein, 
eine solche Reuefrist in das Gesetz einzufügen, wo-
nach der Käufer innerhalb von sechs Tagen von 
seinem getätigten Teilzahlungskauf noch wieder 
zurücktreten kann. Dadurch würde natürlich unter 
Umständen erst nach 8 Tagen geliefert werden kön-
nen, aber für den Verbraucher eine Sicherheit ge-
schaffen. 

Ferner wollen wir erreichen, daß bei der Teil-
zahlung der Käufer, wenn er verheiratet ist, ver-
pflichtet wird, seinen Ehegatten mitunterschreiben 
zu lassen. Auf diese Weise würden familiäre Aus-
wirkungen bei so hohen Ratenkäufen verhindert. 
Das widerspricht keineswegs unserem Bürgerlichen 
Gesetzbuch; denn es wären ja beide verpflichtet, 
dafür zu sorgen, daß auch die Unterschrift des an-
deren Ehegatten mit unter dem Vertrag steht. 

Ich habe mich nur auf die wesentlichsten Punkte 
beschränkt. Das Gesetz wird natürlich alles umfas-
sen, was auf diesem Gebiet erforderlich ist. Bei die-
ser Gelegenheit möchte ich aber gleich zum Aus-
druck bringen, daß wir selbstverständlich keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erheben. In den Be-
ratungen werden wir noch die Möglichkeit haber' 
auf einzelne Bestimmungen näher einzugehen. 

Lassen Sie mich nur an ein paar Zahlen deutlich 
machen, wie groß die Auswirkungen solcher Teil-
zahlungsgeschäfte sind. Im Jahre 1962 sind allein 
für 7,4 Milliarden DM Teilzahlungskredite nur über 
die Banken gegeben worden. Nach der Statistik 
handelt es sich dabei um ein Drittel der Kredite 
überhaupt. Das würde bedeuten, daß über 20 Mil-
liarden DM pro Jahr an Teilzahlungsgeschäften ein-
gegangen werden, mithin etwa ein Drittel des ge-
samten Bundeshaushalts. Diese Zahlen zeigen uns, 
wie notwendig es ist, auf diesem Gebiet zu einer 
Reform der gesetzlichen Bestimmungen zu kommen. 

Ich komme zu Punkt 5 unserer Großen Anfrage, 
der den Typenwirrwarr auf dem Konsumgüter-
markt betrifft. 

Immer wieder werden wir durch Zeitungen und 
Zeitschriften auf den Typenwirrwarr hingewiesen. 
Wir haben alle unsere eigenen Erfahrungen beim 
Kauf. Ich will hier nur zwei Zeitungen zitieren. 
Eine schreibt: „Die Axt im deutschen Typenwald" 
oder: „Noch viel zu selten wird in der Bundesrepu

-

blik die Rationalisierungsaxt angesetzt, um den 
üppigen Wald industrieller Typen auf ein volks-
wirtschaftlich vernünftiges Maß zu roden." 

Eine andere Zeitung sagt: „Millionen werden 
noch durch fehlendes Planen vergeudet. Die Typen-
inflation fügt der Wirtschaft hohe Verluste zu." Ich 
muß allerdings hinzufügen, daß die Typeninflation 
vor allem den Verbraucher trifft; denn alle Kosten 
sind praktisch Bestandteil des Preises, und den 
Preis zahlt letztlich der Verbraucher. Das sind wir 
alle. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang einige 
Beispiele zu nennen. Ich will sie auf das beschrän-
ken, was das Rationalisierungskuratorium in sei-
nem Bericht ausgeführt hat. Aus diesem Artikel 
entnehme ich folgende Angaben: Eine Fabrik z. B., 
die Schaufeln herstellt, hatte vor 20 Jahren ein Sor-
timent von 48 Typen in drei Größen. Heute abe r 

 sind es über 3500 Typen in fünf bis sechs Größen. 
In der Bundesrepublik haben wir heute 458 ver-
schiedene Typen von Dosen für Fleischwaren, ob-
wohl 40 völlig ausreichen würden. In einer einzigen 
Glashütte gibt es 2500 Preßformen für Flaschen. 
Auch hier würden höchstens 500 verschiedene Grö-
ßen und Sorten genügen. Was den Bereich der Land-
wirtschaft angeht, so bot die deutsche Schlepperin-
dustrie im Jahre 1959 für fast jede PS-Zahl in der 
Skala von 11 bis 48 PS 171 Typen von Ackerschlep-
pern an. Eine Befragung der Landwirtschaft — also 
der Verbraucher auf diesem Gebiet — hat ergeben, 
daß vier PS-Stärken allen Ansprüchen genügen 
würden. 

Lassen Sie mich aber auch einen Vergleich mit 
dem Ausland ziehen. In Schweden umfaßt das An-
gebot an Badewannen nur 12 Modelle; in der Bun-
desrepublik gibt es 50 Modelle. Bei uns werden 
jährlich 2,2 Millionen Rundfunkgeräte in 250 Typen 
hergestellt, in den Vereinigten Staaten 10,9 Mil-
lionen Rundfunkgeräte in nur 48 Typen. Das ist also 
das Fünffache der Produktion und nur ein Fünftel 
der Typen. Diese Reihe der Beispiele könnte man 
natürlich fortsetzen. 

Ich frage mich nur, warum es nicht auch in un-
serem Lande möglich ist, zu einer besseren Nor-
mung zu kommen. Es wäre weiter zu fragen, und 
zwar richtet sich die Frage an den Herrn Bundes-
wirtschaftsminister, warum es nicht wenigstens 
möglich ist, dort, wo wir öffentliche Mittel zur Ver-
fügung stellen, wie z. B. im Wohnungsbau und in 
der Landwirtschaft, stärker auf eine Normung zu 
achten und auf einer Normung zu bestehen, um da-
mit einen Beitrag zur Rationalisierung zu leisten. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Man müßte auch einmal erforschen — ich finde, 
diesen Auftrag sollte das Hohe Haus erteilen —, 
warum es bei uns in der Bundesrepublik noch nicht 
gelungen ist, zu einer stärkeren Normung zu kom-
men. Wie ich soeben an den beiden Beispielen be-
wies, ist das in anderen Ländern möglich. Es sollte 
auch der Versuch gemacht werden, eine gewisse 
erzieherische Wirkung auf die deutsche Wirtschaft 
auszuüben, vielleicht durch Ausstellungen und der-
gleichen. 
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Ich bin mir natürlich bewußt, daß das ganze Pro-

blem auch mit unserem Patentrecht zusammenhängt 
und daß es erforderlich ist, die patentrechtlichen 
und vielleicht auch die kartellrechtlichen Bestim-
mungen zu überprüfen. 

Selbstverständlich kann ich nur einige Beispiele 
geben. Aber, meine Damen und Herren, das alles 
ließe sich noch beliebig ergänzen. 

Ich darf nunmehr zum letzten Punkt unserer Gro-
ßen Anfrage kommen: Errichtung eines Preis- und 
Verbraucherrates. Es ist bekannt, daß sowohl beim 
Wirtschaftsministerium als auch beim Ernährungs-
ministerium Verbraucherausschüsse gebildet wur-
den. Es wäre interessant, zu erfahren, wie oft diese 
Ausschüsse tagen, vor allem soweit es sich um das 
Wirtschaftsministerium handelt. Außerdem wäre es 
für uns wichtig, zu wissen, ob die Ausschüsse auch 
die Möglichkeit haben, vor entscheidenden Maß-
nahmen Stellung zu nehmen. Falls diese Frage be-
jaht wird, ist weiter zu fragen, welche Stellung sie 
in den einzelnen Situationen eingenommen haben. 
Mir ist bekannt, daß der Ausschuß beim Ernäh-
rungsministerium anläßlich der Milchpreiserhöhung 
eingeladen worden ist. Wenn er aber erst nach-
träglich gehört wird, liegt das weder im Interesse 
der Einrichtung noch im Interesse des Verbrau-
chers. 

Eine zweite Frage. Haben die Ausschüsse das 
Recht, aus eigener Initiative gegenüber dem Mini-
sterium tätig zu werden oder sich an die Öffent-
keit zu wenden? — Ich glaube, bis heute hat nie-
mand in diesem Hause auch nur einmal etwas von 
der Tätigkeit dieser Ausschüsse erfahren. 

Mit diesen beiden Fragen wollte ich nur deutlich 
machen, worum es uns bei dem Preis- und Verbrau-
cherrat geht. Wir haben änhliche Einrichtungen in 
England und in den nordischen Staaten. Wir haben 
sie seit einiger Zeit vor allem auch in den Vereinig-
ten Staaten. 

Der Verbraucherrat sollte nicht nur bei einem 
Ministerium gebildet werden, sondern praktisch für 
alle Ministerien, sollte also für alle Verbraucher-
fragen zuständig sein. Es ist doch eine Erfahrungs-
tatsache gerade aus der jüngsten Zeit, daß das Fach-
ministerium die Verbraucherinteressen immer wie-
der hinter die Interessen des Herstellers und Handels 
zurückgestellt hat. Ich denke hierbei an die Milch-
preiserhöhung. Ich denke aber auch an die Unruhe, 
die im Augenblick wieder in der Bevölkerung 
herrscht. 

Über die Preissteigerungen hinaus, auf die be-
reits mein Kollege Erler anläßlich der Regierungs-
erklärung hingewiesen hat, haben wir neue, alar-
mierende Nachrichten. Hier heißt es zum Beispiel 
unter dem 28. November in einer Zeitung: „Fleisch 
und Wurst werden teurer. Geringes Angebot an 
Schlachtschweinen." Inzwischen hat wohl jeder, der 
auf dem Markt geht, Preissteigerungen festgestellt. 
Eine Zeitung aus dem bayerischen Gebiet schrieb 
am 29. November: „Die Preise steigen weiter. Nur 
52 % der Waren sind unverändert." 

(Abg. Burgemeister: Auch für Zeitungen!) 

— Auch für Zeitungen, Sie haben völlig recht. In 
einer anderen Meldung heißt es: „Billigt Bonn die 
Margarinesteuer? Widerstand gegen Stützung von 
Öl und Butter scheint zu wanken." 

Meine Damen und Herren, das sind Nachrichten, 
die letzten Endes den Verbraucher alarmieren. Sie 
sollten uns deutlich machen, wie wichtig es wäre, 
einen Verbraucher- und Preisrat zu schaffen, damit 
er erstens die Möglichkeit hat, vor solchen Ent-
scheidungen, bei solchen Situationen zusammenzu-
kommen, um sich dann sowohl mit dem Ministe-
rium als auch mit dem Parlament in Verbindung zu 
setzen. Er soll also Gelegenheit haben, zu wichtigen, 
die Verbraucher betreffenden Fragen Stellung zu 
nehmen, vor allem wenn es sich um Preisentwick-
lungen handelt. Er sollte zweitens Vorschläge an 
das Parlament und damit auch an die Regierung 
machen können. Er sollte drittens das Recht haben, 
sich in besonderen Fällen an die Öffentlichkeit zu 
wenden. 

Die Mitglieder dieses Verbraucher- und Preis-
rates sollten durch den Bundespräsidenten berufen 
werden. Dabei sollte ihre Zahl auf ein Minimum 
beschränkt bleiben. Die zu berufenden Personen 
müßten allerdings ein besonderes Gewicht in bezug 
auf Sachkunde und Unabhängigkeit haben. In den 
Vereinigten Staaten ist im vergangenen Jahr ein 
Verbraucher- und Preisrat unter dem Namen 
„Consumers' Advisory Council" gebildet worden. 
Er umfaßt 11 Mitglieder und eine Vorsitzende. Diese 
11 Mitglieder sind Universitätsprofessoren mit 
Spezialkenntnissen über Marketing, Verbraucher-
politik, Haushaltführung, dann ein Justizminister, 
der Spezialist für Finanzfragen des Einzelhandels 
ist, und einige Vertreter der Verbraucherorganisa-
tionen. 

Eine auch in der Zusammensetzung ähnliche Ein-
richtung haben wir in England. Es gibt sie auch in 
den nordischen Staaten. Wir haben also gute An-
haltspunkte und könnten uns auch in dieser Be-
ziehung danach richten. 

Wir haben bereits vor zwei Jahren auf diese Ein-
richtung hingewiesen und auf die Notwendigkeit, 
sie bald zu schaffen. Zum damaligen Zeitpunkt 
haben sich führende Vertreter der CDU/CSU-Frak-
tion für die Errichtung eines solchen Preisrates aus-
gesprochen. Wir sollten jetzt keine Zeit mehr ver-
lieren. Wir sollten versuchen, möglichst bald zu 
einer Entscheidung zu kommen. 

Damit komme ich zum Schluß meiner Ausführun-
gen. Es war nötig, hier einmal alle Fragen zusam-
menzustellen, deren Beantwortung notwendig ist, 
um zu einer besseren Markttranparenz als Hilfe für 
den Verbraucher zu kommen. Es war weiter erforder-
lich, eine Ubersicht über die notwendigen Initiativen 
zu geben, soweit es die Gesetzgebung betrifft, um 
einen wirksamen Verbraucherschutz zu bekommen. 
Wir gehen, um mit Professor Erhard zu sprechen, da-
von aus, daß die Durchsetzung der Marktwirtschaft 
immer ein Kernstück der wirtschaftlichen Konzeption 
sein wird. Ich nehme an, daß diese Auffassung auch 
von dem neuen Wirtschaftsminister geteilt wird. 
Wenn man aber eine funktionierende Marktwirt- 
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schaft haben will und wenn man davon sprechen will, 
dann muß auch ein wirksamer Wettbewerb vorhan-
den sein. Ein wirksamer Wettbewerb kann jedoch 
nicht bestehen, wenn sich der Verbraucher gegen-
über den ihm angebotenen Waren und Dienstleistun-
gen nicht kritisch verhält oder, besser gesagt, ver-
halten kann. Wenn er das tun soll — und davon 
gehe ich letzten Endes als dem Willen dieses Hauses 
entsprechend aus —, muß er erstens in die Lage 
versetzt werden, Qualität und Preiswürdigkeit bes-
ser beurteilen zu können, und zweitens haben wir 
ihn soweit wie möglich vor irreführender und sug-
gestiver Werbung zu schützen. Die Erreichung dieser 
Ziele zu sichern, muß Aufgabe der Regierung, muß 
aber im besonderen Aufgabe des Parlaments sein. 
Jedenfalls ist die Marktwirtschaft ohne eine aus-
reichende und wirksame Verbraucherpolitik unbe-
friedigend und wird es immer bleiben. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß wir, wenn 
wir an die Verwirklichung dieses von mir aufge-
zeigten Programms gehen, auf die Unterstützung des 
ganzen Hauses rechnen können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Die Große Anfrage 
der Fraktion der SPD ist begründet. 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Bundes-
minister für Wirtschaft. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf mich 
zunächst bei den Unterzeichnern der Großen An-
frage dafür bedanken, daß sie mit einer Verschie-
bung der Debatte einverstanden gewesen sind. Ich 
habe dadurch die Möglichkeit erhalten, mich über 
die ressortmäßigen Vorbereitungen hinaus auch 
selbst mit der Anfrage zu befassen. 

Meine Damen und Herren, die Große Anfrage der 
Fraktion der SPD vom 26. Juni 1963 verlangt Aus-
kunft über die Maßnahmen der Bundesregierung auf 
dem Gebiet des Verbraucherschutzes und der Ver-
braucheraufklärung. Die Bundesregierung läßt sich 
bei ihrer Verbraucherpolitik von folgenden Vorstel-
lungen leiten: 

Alles Wirtschaften dient letztlich dem Verbrau-
cher. Die Verbraucher sind die eigentlichen Auftrag-
geber der Wirtschaft. Produktion und Absatz stehen 
im Dienste dieses Auftraggebers. Sie vollbringen 
ihren Dienst im freien Wettbewerb der sozialen 
Marktwirtschaft. 

Die Bundesregierung weiß sich mit den Unterzeich-
nern der Großen Anfrage darin einig, daß der größt-
mögliche Nutzen für die Volkswirtschaft grundsätz-
lich nur durch einen freien und fairen Wettbewerb 
aller Wirtschaftsteilnehmer möglich ist. Alle Par-
teien des Hohen Hauses bejahen den Grundsatz des 
Wettbewerbs und die freie Preisbildung am Markt. 

Jeder Anbieter kann und wird, von Ausnahme-
situationen abgesehen, für seine Ware und Dienst-
leistung so viel fordern, wie der Markt zuläßt. Er 
überläßt es dem Verbraucher, die Preisentscheidung 
zu treffen, seinen Bedarf so preiswürdig wie möglich 

zu decken und durch seinen Kaufakt die preiswür-
digste Leistung zu belohnen. 

Einkaufen ist schwieriger als Verkaufen. Das gilt 
auch für die Unternehmer, die, soweit sie einkaufen, 
wie Verbraucher auftreten. Gerade in einer voll-
beschäftigten Wirtschaft verlagert sich der Schwer-
punkt wirtschaftlichen Handelns immer mehr auf 
den Einkauf. Der Markt weist dem Verbraucher die 
maßgebende Rolle im Marktprozeß zu. Der Ver-
braucher kann diese Rolle nur dann spielen, wenn 
er die „Spielregeln" der Marktwirtschaft kennt und 
anwendet. Alle staatlichen Maßnahmen zur Förde-
rung des Wettbewerbs auf der Anbieterseite kön-
nen nur dann helfen, wenn der Verbraucher system-
gerecht reagiert. 

Es geht aber nicht nur um das Kaufverhalten. Der 
Verbraucher muß daneben dazu bereit sein, gegebe-
nenfalls auch einen gewissen Konsumverzicht zu 
üben. Auch Nichtkonsum ist ein Teil des Wett-
bewerbsverhaltens. Der Verbraucher muß wissen, 
welche Bedeutung sein Sparen oder, anders ausge-
drückt, sein Warten mit dem Einkauf für die Wirt-
schaft und damit wiede rum für ihn hat. 

Wie auf allen Gebieten unserer demokratischen 
Gesellschaftsordnung ist die bewegende Kraft der 
einzelne Mensch, auf dem hier angesprochenen Ge-
biet der Staatsbürger als Verbraucher. Ihm deutlich 
zu machen, wieviel davon abhängt, ob er auf dem 
Markt selbständig und selbstverantwortlich gestal-
tend tätig wird oder passiv sich treiben läßt, ist 
eine Aufgabe von größter Bedeutung. Zu ihrem 
Gelingen werden in Elternhaus und Schule die 
Grundlagen gelegt. Erfreulicherweise wird die Er-
ziehung zu selbständigem Denken und selbstverant-
wortlichem Tun als das beste pädagogische Prinzip 
immer mehr anerkannt. Die Bundesregierung weiß, 
daß Wirtschaftsfragen in den Unterricht nicht leicht 
einzuordnen sind. Um so mehr begrüßt sie die zahl-
reichen Bemühungen, hier zu weiteren Fortschritten 
zu kommen. 

Es haben sich schon viele, wenn auch nicht ge-
nügend Menschen bereit gefunden, die Lücken in 
der Kenntnis wirtschaftlicher Zusammenhänge, ins-
besondere hinsichtlich eines vernünftigen Verbrau-
cherverhaltens und geschickten Einkaufs, zu schlie-
ßen. Es gibt auf Bundes-, Landes- und Kommunal-
ebene zahlreiche Verbände, Vereine, Institutionen, 
die sich in anerkennenswerter Weise — weithin 
auch ehrenamtlich — der Aufklärung der Verbrau-
cher annehmen. Vielfach arbeiten sie eng mit Presse, 
Rundfunk und Fernsehen zusammen und erhöhen 
dadurch die Wirkung beträchtlich. Die Massen-
medien selbst stellen sich in immer stärkerem 
Maße in den Dienst dieser wichtigen Aufgabe. 
Trotzdem ist noch viel zu tun, bis möglichst jeder 
begreift, daß er auch als einzelner ein Teil der 
Volkswirtschaft ist, ein zwar kleiner, aber einer 
von fundamentaler Bedeutung. 

Bei der Fülle und Vielfalt des Angebots an 
Waren und Dienstleistungen und dem verwirren-
den Ausmaß der Werbung ist der Verbraucher 
allerdings überfordert, wenn man von ihm verlangt, 
seine Rolle im Wettbewerb perfekt zu spielen. Aber 
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ebenso wie auf der Anbieterseite die Voraussetzun-
gen für einen möglichst vollkommenen Wettbewerb 
geschaffen werden müssen und ein wettbewerbs-
gerechtes Verhalten verlangt wird, muß auch der 
Verbraucher ermutigt und — soweit möglich — in 
den Stand gesetzt werden, von seiner Seite den 
Wettbewerb dadurch zu fördern, daß er den Wett-
bewerb kennt und anerkennt und sich marktgerecht 
verhält. 

Gesetze und Verordnungen zur Förderung des 
Wettbewerbs und zum Schutze des Verbrauchers 
und die Bereitstellung von öffentlichen Mitteln zur 
Aufklärung über den Markt und das Marktgeschehen 
sind gut, aber der Wille des Verbrauchers zum 
selbstverantwortlichen Tun ist wichtiger. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß es 
sich bei allen Maßnahmen zur Förderung des Ver-
brauchers nicht darum handeln kann, den Ver-
braucher durch Verhaltensvorschriften zu gängeln. 
Auch die freie Konsumwahl gehört zur unteilbaren 
Freiheit. Die Bundesregierung wird daher im Rah-
men der ihr zur Verfügung gestellten Mittel wie 
bisher alles tun, um dem Verbraucher Hilfen zu 
geben, damit er sich seiner Stellung am Markt be-
wußt wird und sich entsprechend verhält. Sie wird 
dabei ihren bisherigen Weg konsequent fortsetzen 
und auf dem Vorhandenen weiter organisch auf-
bauen. 

Die Bundesregierung wird fortgesetzt prüfen, 
welche gesetzgeberischen Maßnahmen notwendig 
sind, um den Verbraucher zu schützen und aufzu-
klären, und wird dem Hohen Hause entsprechende 
Vorschläge unterbreiten. 

Auf diesen Grundgedanken aufbauend antwortet 
die Bundesregierung auf die gestellten Fragen wie 
folgt: 

Zu Frage 1: Die Maßnahmen, die von der Bundes-
regierung getroffen worden sind, um entsprechend 
der Regierungserklärung vom 9. Oktober 1962 „die 
Einflußmöglichkeiten der Verbraucher auf die Preise 
und das Marktgeschehen zu verbessern", müssen 
im Zusammenhang mit dem gesehen werden, was 
auf diesem Gebiet in den Vorjahren geleistet wor-
den ist. In der Regierungserklärung ist unterstrichen 
worden, es gelte, das Preisbewußtsein durch eine 
Erweiterung der Kenntnisse der Verbraucher über 
das Marktgeschehen zu verbessern. 

Im folgenden seien entsprechend der Aufteilung 
der Aufgaben auf einzelne Bundesressorts und zur 
Erleichterung der Übersicht über die Entwicklung 
einige repräsentative Zahlen genannt. Ich glaube, 
Frau Kollegin, bei dieser Zusammenstellung der ein-
zelnen Beiträge der Bundesressorts wird deutlich, 
daß es um die Koordinierung nicht ganz so mangel-
haft bestellt ist, wie hier vorhin angedeutet wurde. 
Weitere Einzelheiten, insbesondere über das organi-
sche Wachsen der Bundeszuschüsse auf diesen und 
anderen Gebieten der Verbraucheraufklärung, ent-
halten die Anlagen, die als Tabellen zum Vortrag 
nicht geeignet sind und die ich deshalb dem Bericht 
über die heutige Sitzung beifügen möchte. *) 

*) Siehe Anlagen 2 bis 8 

Für die Verbraucherberatung und Ernährungsauf-
klärung wurden vom Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten, mit 150 000 DM 
im Jahr 1951 beginnend, jährlich um etwa 100 000 
DM erhöhte Beträge gegeben. Für das Jahr 1963. 
wurde mit 1 361 000 DM rund ein Drittel mehr als 
im Vorjahr zur Verfügung gestellt. Ich bitte, das in 
den Anlagen vergleichen zu wollen. 

Diese Mittel wurden vorwiegend über den Bun-
desausschuß für volkswirtschaftliche Aufklärung, 
Köln, zur Herstellung von Broschüren, Merkblättern, 
Flugblättern, Filmen, Dia-Reihen und anderem Auf-
klärungsmaterial eingesetzt. Die Vorsitzende ist zur 
Zeit Frau Senatorin Keilhack, die zweite Vorsit-
zende Frau Abgeordnete Brauksiepe. Der Bundes-
ausschuß gibt auch zwei Informationsdienste für 
Presse und Schlüsselkräfte auf dem Gebiet der Ver-
braucherunterrichtung heraus. Er steht in engster 
Verbindung mit den Schulen, für die er wertvolles 
Lehrmaterial erstellt, sowie mit allen Organisatio-
nen der Verbraucherschaft, der er so durch Vermitt-
lung von Warenkenntnissen die Möglichkeit schafft, 
besser und preiswerter einzukaufen. Ferner macht 
er der Hausfrau Vorschläge für bessere und zweck-
mäßigere Zubereitung der Nahrung sowie für ratio-
nelles Arbeiten im Haushalt. Er verfügt über rund 
63 000 Einzelanschriften, darunter 45 000 Schulen, 
ferner alle Verbraucherorganisationen und Schlüs-
selkräfte, so daß eine gezielte Aufklärung möglich 
ist. Der Bundesausschuß hat insgesamt bisher 
42 Broschüren mit einer Gesamtauflage von fast 
50 Millionen Exemplaren und 43 Merk- und Flug-
blätter in einer Gesamtauflage von etwa 50 Millio-
nen Exemplaren herausgebracht und weitgehend 
kostenlos verteilt. In diesen Zahlen sind die Auf-
träge aller beteiligten Ressorts enthalten. Ich bitte 
das in der Anlage 3 nachlesen zu wollen. 

Im Zusammenhang mit der Ernährungsaufklärung 
ist u. a. auf das Max-Planck-Institut für Ernährungs-
physiologie in Dortmund hinzuweisen. Ihm wurde 
wie in den beiden Vorjahren ein Betrag von 129 600 
DM zur Verfügung gestellt. 

Dem Land- und Hauswirtschaftlichen Auswertungs- 
und Informationsdienst e. V. in Godesberg (AID) ob-
liegt es, die Ergebnisse der land- und hauswirtschaft-
lichen Forschung zu sammeln, auszuwerten und der 
Beratung und Praxis zugänglich zu machen. Er wurde 
ebenso wie im Vorjahr mit 1,8 Millionen DM unter-
stützt. Das ist eine Zunahme um 800 000 DM gegen-
über dem Jahr 1954. Von besonderer Bedeutung ist 
hierbei der Artikeldienst „Hauswirtschaft, Land-
frauen und Landjugend". Er behandelt vorwiegend 
hauswirtschaftliche Themen, die sowohl die Land-
frau als auch die Stadtfrau ansprechen, wie Ernäh-
rungsfragen, Nahrungsbedarf, zweckmäßige Bedarfs-
deckung, Vorratshaltung usw. 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen — bis 
1962 war es der Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten — unterstützt die Deutsche 
Gesellschaft für Ernährung, Frankfurt, die ebenfalls 
auf dem Gebiet der Verbraucheraufklärung tätig ist, 
in diesem Jahr mit einem Zuschuß in Höhe von 
480 000 DM; das sind rund 47 000 DM mehr als im 
Vorjahr und 400 000 mehr als im Jahre 1954. In den 
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zehn Jahren ihres Bestehens hat die Deutsche Ge-
sellschaft für Ernährung rund 6,5 Millionen DM für 
Forschungsauswertung, Ernährungsaufklärung und 
Ernährungsberatung eingenommen und ausgegeben. 
Die Verbreitung des Wissens erfolgt insbesondere 
auch durch Vorträge, Kurse, Tagungen und Aus-
stellungen. Zur Zeit sind u. a. in ihrem Auftrag im 
Bundesgebiet 39 Ernährungsberaterinnen ständig 
tätig. 

Auf Veranlassung des Bundesministers für Ge-
sundheitswesen wurde im Jahre 1963 durch den Auf-
klärungsdienst für Jugendschutz und die illustrierte 
Jugendzeitschrift „Gib acht" ein Schülerwettbewerb 
über das Thema „Vom Essen und Trinken" durchge-
führt. Ziel dieser Aktion ist es, das Wissen der 
Schuljugend hinsichtlich der Grundlagen der Er-
nährung zu vertiefen, sie die Rolle der Ernährung 
für die Gesundheit klar erkennen zu lassen und sie 
zur vernunftgemäßen und richtigen Ernährung anzu-
halten; darüber hinaus soll diese Aufklärung bis 
in das Elternhaus hineinwirken. Zur Durchführung 
des Schülerwettbewerbs wurde ein Betrag von rund 
450 000 DM zur Verfügung gestellt. 

Aus der Arbeit des Jahres 1963 sei eine Broschüre 
„Ernährung der werdenden Mutter" beispielhaft her-
vorgehoben, die in einer Auflage von 200 000 Stück 
herausgebracht und kostenlos verteilt wurde. Eine 
Schrift über die richtige Ernährung des Säuglings 
wird in Kürze erscheinen. 

Auch der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung bedient sich bei seinen 
Maßnahmen zum Verbraucherschutz und zur Ver-
braucheraufklärung gleicher publizistischer Mittel 
wie die anderen Ressorts. Sie dienen der Unter-
richtung von Bauherren, Architekten und Bewohnern 
und behandeln technische, finanztechnische und 
rechtliche Fragen. Außerdem sind sie Ergänzung bei 
der Ausbildung an technischen Lehranstalten und 
Hochschulen, aber auch an pädagogischen, hauswirt-
schaftlichen und Berufsschulen. Zudem unterstützen 
sie die Arbeit der Wohnberatung. 

Bisher wurden Broschüren in einer Gesamtauf-
lage von rund 28,7 Millionen Stück herausgegeben 
und hierfür mehr als 2 Millionen DM aufgewendet. 
Forschungsarbeiten wurden mit rund 72 000 DM voll 
aus Bundesmitteln finanziert. Die Veröffentlichung 
der Forschungsergebnisse erfolgte frei finanziert 
oder nur mit einem Bundeszuschuß. Für Filme wur-
den 67 000 DM, für Dia-Reihen 5500 DM ausgegeben. 

Die Wohnberatung erhielt mit rund 411 000 DM 
bisher lediglich einen Teil ihres gesamten Finan-
zierungsbedarfs aus Bundesmitteln. Im Laufe der 
Jahre ist es der Initiative des Bundes gelungen, für 
diese Form der Verbraucheraufklärung und des Ver-
braucherschutzes jährlich zu 28 % Bundesmittel, 
41 %  Landesmittel und  31 %  Gemeindemittel zu 
mobilisieren. Zur Wahrung einer neutralen, von 
wirtschaftlichen Interessen unabhängigen Beratung 
erfolgt die Finanzierung der Wohnberatungsstellen 
ausschließlich auf öffentlichen Mitteln. Die Beratung 
selbst ist kostenlos, damit gerade die breiten Schich-
ten der Bevölkerung daran teilhaben können. Ich 
bitte, die Anlage nachlesen zu wollen. 

Der Bundesminister für Familie und Jugend über-
nahm die Druckkosten für einen Sonderdruck von 
100 000 Exemplaren über verbraucherpolitische Fra-
gen im Zusammenhang mit der Familienpolitik. 

Der Bundesminister des Innern bemüht sich über 
die Bundeszentrale für politische Bildung im Rah-
men der dort gegebenen Möglichkeiten seit Jahren 
auch um eine Stärkung des Verbraucherbewußtseins 
und um sachgerechte Verbraucheraufklärung. Die 
Bundeszentrale bedient sich hierbei der verschie-
denen Massenmedien. Neben der Zusammenarbeit 
mit Presse- und Materndiensten ist vor allem die 
Einschaltung von Artikeln zur Unterrichtung des 
Verbrauchers über die aktuelle Marktlage, die Preis-
situation und die einschlägige Gesetzgebung in 
Kunden-, Fach- und Berufszeitschriften zu erwähnen. 
Diese Zeitschriften erreichen jährlich eine Auflagen-
höhe von über 15 Millionen Exemplaren. 

Die Bundeszentrale fördert daneben seit meh-
reren Jahren Tagungen, die sich mit Fragen des 
Verbraucherschutzes beschäftigen. So wurden u. a. 
folgende Themen behandelt: Mitverantwortung und 
Mitgestaltung des modernen Menschen im Spiegel 
der wirtschaftspolitischen Lage; aktuelle Fragen 
einer modernen Konsumpolitik; Warentest; Preis-
bindung und Kartelle. In zahlreichen allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Tagungen der Verbände, ins-
besondere bei Tagungen überwiegend mit weib-
lichen Teilnehmern, wurden ebenfalls Verbraucher-
fragen mit angesprochen. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung trägt ebenfalls dazu bei, daß die Pro-
bleme des Verbraucherschutzes und der Verbrau-
cheraufklärung bei Informationsgesprächen mit 
Redakteuren von Tages- und Fachzeitungen und 
-zeitschriften behandelt werden. Das Amt veranlaßt, 
daß die Verbraucherinteressen bei allen Nach-
richtenmedien des Amtes gebührend berücksichtigt 
werden. 

Auch der Bundesminister für Wirtschaft bedient 
sich zur Unterrichtung des Verbrauchers über 
Marktvorgänge und Marktverhalten publizistischer 
Mittel wie Broschüren, Tonbildschauen und Filme. 
Seit 1956 wurden fünf Broschüren in einer Gesamt-
auflage von mehr als 1,4 Millionen Stück heraus-
gebracht und dafür rund 450 000 DM aufgewendet. 
Ein Film, der das richtige Einkaufsverhalten behan-
delt, läuft neben dem Einsatz in den Landesfilm-
diensten als Kulturfilm in den Lichtspielhäusern. 

Der Bundesminister für Wirtschaft ist von Jahr 
zu Jahr stärker dazu übergegangen, Organisationen 
zu unterstützen, die sich mit Verbraucherfragen 
befassen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich bitte um Ent-
schuldigung, daß ich meine Bitte um Aufmerksam-
keit des Hauses wiederhole. Der Gerechtigkeit we-
gen bin ich der Meinung, daß diese Fragen, die uns 
alle bewegen, uns noch stärker anrühren würden, 
wenn sie lebendig, so wie es das Leben verlangt, 
vorgetragen würden. Bitte, Herr Minister! 
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Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Ver-
zeihung! Ich habe eine Antwort der Bundesregie-
rung nur zu verlesen. Ich kann sie nicht frei vor-
tragen. Das ist immer so üblich gewesen, und das 
ist auch wohl nicht anders zu arrangieren. Ich be-
daure das selbst. Ich würde lieber in freier Debatte 
mit Ihnen diskutieren. Aber ich habe ja eine Große 
Anfrage zu beantworten, und das kann nach Lage 
der Dinge nur geschehen, indem ich ein Manuskript 
verlese. 

Da diese Verbände sich in der Regel neben ihrem 
eigentlichen Hauptzweck auch mit Verbraucherfra-
gen befassen, wurden durch maßgebliche Anregung 
und mit finanzieller Unterstützung der Bundesre-
gierung im Zusammenwirken mit den Länderregie-
rungen in allen Bundesländern Verbraucherzentra-
len in Gestalt von Arbeitsgemeinschaften verbrau-
cherorientierter Verbände gebildet. Auf diese Weise 
sollten den interessierten Verbänden Anregungen 
zur praktischen Verbraucherarbeit gegeben und 
eine Unterstützung der eigenen Verbraucherarbeit 
gewährt werden. Aufgabe der Verbraucherzentra-
len ist es, den Verbraucher unabhängig und objek-
tiv über alle ihn interessierenden Fragen zu unter-
richten, ihn zu beraten und im Zusammenwirken 
mit Medien der Öffentlichkeitsarbeit auf Verbrau-
cherfragen aufmerksam zu machen. Als Ziel wird 
die bessere Unterrichtung des Verbrauchers über 
seine Funktion in der Marktwirtschaft und Aufklä-
rung über seine Chancen angestrebt. Die Skala der 
Maßnahmen reicht dabei von der individuellen Ein-
kaufsberatung bis zur Vortragsveranstaltung etwa 
bei Volkshochschulen. 

Die erste Verbraucherzentrale wurde 1957 ge-
gründet. Inzwischen bestehen in allen Bundeslän-
dern Verbraucherzentralen mit zur Zeit 55 ange-
schlossenen Beratungsstellen. Die Verbraucherzen-
tralen sind aus bescheidenen Anfängen zu einer 
wirkungsvollen und immer weitere Bevölkerungs-
kreise erreichenden Organisation entwickelt wor-
den. Entsprechend dem ständig wachsenden Arbeits-
umfang wurden auch von Jahr zu Jahr mehr Mittel 
von seiten des Bundes zur Verfügung gestellt. 1963 
waren es rund 335 000 DM. Zugleich aber konnte 
auch erreicht werden, daß sich die Länder stärker 
für die Verbraucherarbeit interessierten mit der 
Folge, daß sie heute in der Regel größere Zuwen-
dungen geben als der Bund. 1963 steht den 
335 000 DM Bundesmitteln für die Verbraucherzen-
tralen ein Betrag von 767 500 DM der Länder ge-
genüber. 

Für das Verbraucherverhalten ist aber nicht nur 
das Wissen um allgemeine wirtschaftliche Zusam-
menhänge von Bedeutung. Ebenso wichtig sind die 
Einflüsse, die vom einzelnen Haushalt ausgehen. 
Um auch von dieser Seite her den Konsumenten zu 
unterstützen, fördert die Bundesregierung seit 1952 
einige ausgewählte, von Frauenverbänden getragene 
hauswirtschaftliche Beratungsstellen. Heute sind elf 
derartige Stellen tätig. Die von ihnen erarbeiteten 
Erfahrungen und Erkenntnisse werden von Frauen-
verbänden für ihre breite Beratungsarbeit nutzbar 
gemacht, durch die sie eine über ihren Aktionskreis 
hinausgehende Verbreitung erfahren. 

Die allgemeine wirtschaftliche und hauswirtschaft-
liche Bildung und Aufklärung wird noch ergänzt 
durch gezielte fachliche Unterrichtung. Wie im Vor-
jahr stehen 1963 hierfür 90 000 DM zur Verfügung. 

Von der Förderung verbraucherpolitischer Tätig-
keit hat die Bundesregierung abgesehen, weil sie dies 
als ureigene Aufgabe der als Verbraucher organisier-
ten Staatsbürger ansieht. So wurde die Arbeits-
gemeinschaft der Verbraucherverbände, der 19 auf 
Bundesebene tätige verbraucherorientierte Ver-
bände und Institutionen angehören, nur bei der 
Durchführung von Seminaren zur Schulung von Be-
ratungskräften und bei der Verbreitung von für den 
Verbraucher interessanten Publikationen unterstützt. 
In den letzten acht Jahren wurden dafür rund 
424 000 DM bereitgestellt. 1963 waren es rund 
65 000 DM. 

Rein rechnerisch weist der in Frage kommende 
Titel für Verbraucherunterrichtung im Haushalt des 
Bundesministers für Wirtschaft mit einer Million DM 
den  doppelten Betrag wie im Vorjahr aus. 500 000 DM 
sind jedoch durch den Bundestag qualifiziert gesperrt 
für die Errichtung eines Warentestinstituts. 

Entsprechend der Regierungserklärung hat der 
Bundesminister für Wirtschaft am 2. Februar 1963 
seine Absicht bekundet, ein Warentestinstitut als 
Stiftung des privaten Rechts ins Leben zu rufen. We-
gen der zahlreichen sachlichen und rechtlichen Pro-
bleme, die die Gründung eines solchen Instituts auf-
wirft, ist die parlamentarische Behandlung der Sache 
noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung ist 
nach wie vor grundsätzlich bereit, Bundesmittel für 
ein Warentestinstitut in Form einer Stiftung des 
privaten Rechts zur Verfügung zu stellen. Zumindest 
wird der Bund für den Aufbau und die Unterstützung 
der Einrichtung eine Starthilfe in angemessener Höhe 
bereitstellen. 

Wenn die Bundesregierung heute noch nicht ab-
schließend Stellung nehmen kann, so ist das vor 
allen Dingen darauf zurückzuführen, daß in letzter 
Zeit neue Vorschläge, auf deren pflichtgemäße Prü-
fung nicht verzichtet werden konnte, unterbreitet 
worden sind. Diese werden gegenwärtig unter Hin-
zuziehung der beteiligten Gruppen erörtert. Damit 
wird die Bundesregierung die Möglichkeit erhalten, 
sich zu diesen Vorschlägen fundiert äußern zu kön-
nen. Da somit die organisatorische Form des Insti-
tuts und damit auch die Höhe der erforderlichen 
Mittel noch nicht feststehen, wurde für das Waren-
testinstitut im Haushaltsgesetzentwurf 1964 ein 
Leertitel vorgesehen. 

Meine. Damen und Herren! Ich darf hier in einer 
Zwischenbemerkung vielleicht noch einmal betonen, 
daß man, wenn neue Vorschläge — die auch aus 
allen Teilen des Hauses gekommen sind — ernst-
haft geprüft werden, natürlich die Arbeit zeitweilig 
-unterbrechen muß. Ich hoffe aber sehr, daß diese 
Prüfung noch im Laufe dieses Jahres abgeschlossen 
werden kann, weil ich großen Wert darauf lege, daß 
das Warentestinstitut im nächsten Jahr seine Arbeit 
aufnehmen kann. 

Zur Frage 2: Durch die Regierungserklärung vom 
9. Oktober 1962 ist der  Bundesminister der Justiz 
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aufgefordert worden, dem Bundeskabinett über die 
Möglichkeit einer wahrheitsgemäßen vergleichenden 
Werbung zu berichten. Der Bundesminister der Ju-
stiz hat dem Kabinett diesen Bericht vorgelegt, und 
die Bundesregierung bzw. das Wirtschaftskabinett 
wird noch in der nächsten Woche (darüber beraten. 

Ich pensönlich wende mich dafür einsetzen, daß 
eine Weiterleitung zumindest an den Ausschuß er-
folgen kann. 

Zu Frage 3. Ihre Vorstellungen über die notwen-
dige Stärkung des Verbraucherbewußtseins hat die 
Bundesregierung einleitend entwickelt. Es kann kei-
nen Zweifel daran geben, daß die Bundesregierung 
weiter bereit ist, sich für eine ausreichende Auf-
klärung des Staatsbürgers als Verbraucher einzu-
setzen. Den Verbraucher über seine Aufgaben und 
Interessen aufzuklären, kann aber nicht heißen, ihm 
Vorschriften — wie man hier behauptet — darüber 
machen zu wollen, was ihm im einzelnen dienlich 
ist oder nicht. Es kann sich nur darum handeln, 
dem Verbraucher seine Rolle am Markt zum Be-
wußtsein zu bringen und ihm zugleich die Vielfalt 
der ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
deutlich zu machen. 

Ich möchte sagen, es handelt sich darum, ihm die 
Kunst des Einkaufens deutlich zu machen. 

Zu Frage 4 a). Bei der Verbesserung der Unter-
richtung und des Schutzes der Verbraucher handelt 
es sich — wie schon einleitend festgestellt wurde — 
weniger darum, neue Gesetze auszuarbeiten, als 
vielmehr darum, die vorhandenen gesetzlichen Be-
stimmungen ständig zu überprüfen und, soweit nö-
tig, zu ergänzen, zu ändern und etwa vorhandene 
Lücken zu schließen. Dieses ständige Bemühen im 
Interesse des Verbrauchers wird nach außen hin nur 
gelegentlich sichtbar, sollte aber dennoch in seiner 
großen Bedeutung gesehen und anerkannt werden. 

So sind z. B. zur Zeit Arbeiten im Gange, um das 
Maß- und Gewichtsgesetz vom 13. Dezember  1935 
durch eine vollständige Neufassung den heutigen 
Wirtschafts- und Konsumverhältnissen anzupassen. 
Das bisher geltende Maß- und Gewichtsgesetz trug 
u. a. besonders bei Getränken und flüssigen Le-
bensmitteln zum Schutz der Verbraucher bei, indem 
es die Größen der Gefäße und die zulässigen Ab-
weichungen festlegte und außerdem eine deutliche 
und haltbare Kennzeichnung des Inhalts vorschrieb. 
Bei der Neufassung ist beabsichtigt, entsprechend 
dem Vordringen abgepackter Lebensmittel den 
Schutz  des  Verbrauchers auch weiter auszubauen. 
Demgemäß enthält der vorläufige Referentenent-
wurf der Neufassung des Maß- und Gewichtsge-
setzes — neues Eichgesetz — bereits Vorschläge 
für alle Fertigpackungen, in denen u. a. Nahrungs- 
und Genußmittel enthalten sind, eine Kennzeich-
nung des Inhalts nach Art und Menge zwingend 
vorzuschreiben. Es ist daran gedacht, daß korre-
spondierend mit der Inhaltsangabe — soweit tun-
lich — auch die Angabe des Preises für eine be-
stimmte runde Gewichts-, Raummaßeinheit oder 
Stückzahl vorgeschrieben wird oder an Stelle dessen 
bestimmte Größen für Fertigpackungen, die eine 
leichte Marktübersicht zulassen. 

In bezug auf die Zusammensetzung von Stoffen 
wunde und wird ebenfalls an einer Reihe von Be-
stimmungen gearbeitet, wobei hier die des Arznei- 
und Lebensmittelrechts am wichtigsten sind. Darauf 
wird bei der 'Beantwortung der folgenden Frage 
einzugehen sein. 

Die Bundesregierung wird im Interesse der aus-
reichenden Unterrichtung (des Verbrauchers in allen 
sich hierfür eignenden Fällen vorschreiben, daß 
bestimmte Lebensmittel nur in Packungen oder Be-
hältnissen von bestimmter Art oder nur in be-
stimmten Einheiten an den Verbraucher abgegeben 
werden dürfen und daß solche Packungen oder Be-
hältnisse mit einer unmißverständlichen Inhalts-
angabe sowie mit für den Verbraucher wesentlichen 
Angaben über die Herkunft, die Zeit der Herstel-
lung, den Hersteller oder Händler versehen werden 
müssen. 

Auch auf einem anderen Gebiet, dem der Texti-
lien, soll den Interessen der Verbraucher stärker 
Rechnung getragen werden. Die Bundesregierung 
erkennt durchaus an, daß es für den Verbraucher 
wesentlich ist, klare und wahre Angaben über die 
rohstoffmäßige Zusammensetzung der Textilerzeug-
nisse — insbesondere aus Wolle — zu bekommen. 
Zu seinem Schutz ist ein Entwurf zur Neufassung 
der Wollbezeichnungsvorschriften in Arbeit. Durch 
sie soll verhindert werden, daß der Verbraucher 
durch mißverständliche Qualitätsbezeichnungen zum 
Kauf minderwertiger Ware veranlaßt wird. Es gibt 
hier allerdings noch eine Reihe von grundsätzlichen 
Schwierigkeiten, so daß zunächst von der Einfüh-
rung einer generellen Kennzeichnungspflicht für 
Textilien abgesehen werden muß, ohne daß damit 
zugleich diese Problematik aus den Augen verloren 
werden darf. 

Eine Maßnahme zur Förderung der Marktüber-
sicht und zur Unterrichtung des Verbrauchers über 
die Qualität der angebotenen Erzeugnisse stellte die 
Einführung von Handels- und Gewichtsklassen für 
Obst und Gemüse dar. Dieses Vorhaben ist noch 
nicht abgeschlossen. Es sollen noch weitere Erzeug-
nisse in das Handelsklassensystem einbezogen wer-
den. 

Ferner ist auf die fortgesetzten Bemühungen des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in Zusammenarbeit mit der Deutschen Land-
wirtschaftsgesellschaft, den Landwirtschaftskam-
mern und den einschlägigen Verbänden der Ernäh-
rungswirtschaft zu verweisen, die Einführung von 
landwirtschaftlichen Markenwaren und Gütezeichen 
zu fördern. 

An dieser Stelle sei bemerkt, daß die Bundes-
regierung immer wieder mit Nachdruck auf die Be-
deutung der Pflicht zur Preisauszeichnung gerade 
im Interesse der Verbraucher hingewiesen hat. 

Alle diese Vorschriften können — das sei hier 
wiederholt — nur dann wirksam und mit Erfolg 
vollzogen werden, wenn der Verbraucher mit-
arbeitet. 

Neben dem Erlaß von Vorschriften stehen viele 
andere Möglichkeiten, die Qualität der Konsum- 
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erzeugnisse zu sichern, Qualitätsmaßstäbe zu setzen 
und Preisübersicht zu schaffen. Hier ist auch eine 
ganze Reihe von Organisationen tätig. In vielen 
Fällen erfahren sie eine finanzielle Unterstützung 
durch Bund und Länder oder wirken Vertreter des 
Bundes und der Länder bei ihren Arbeiten mit. Auch 
hier geht es heute und in Zukunft in erster Linie 
darum, das Bestehende systematisch auszubauen. Im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel wurde 
und wird die finanzielle Unterstützung immer wie-
der erhöht. 

Seit langem finden Gütezeichen zur Kennzeich-
nung solcher Waren Anwendung, welche bestimmte, 
an objektiven Maßstäben gemessene Mindestquali-
täten erfüllen. Zur Zeit bestehen etwa 60 aner-
kannte Zeichen, die den vom Ausschuß für Liefer-
bedingungen und Gütesicherung entwickelten 
Grundsätzen für Gütezeichen entsprechen. Für 15 
weitere ist das Anerkennungsverfahren eingeleitet 
worden oder wird es in Kürze eingeleitet werden. 

Mit der Technisierung des Haushalts, der Einfüh-
rung synthetischer Fasern und Kunststoffe usw. hat 
auch das Problem der Gebrauchstauglichkeit von 
Konsumfertigwaren 'ganz neue Gesichtspunkte er-
halten. Aus diesem Grunde hat die Bundesregierung 
die Bildung eines Ausschusses für Gebrauchstaug-
lichkeit im Normenausschuß befürwortet, dessen 
Ziel es sein sollte, Normen für die Prüfung der Ge-
brauchstauglichkeit von Konsumerzeugnissen zu er-
arbeiten. Dieser Ausschuß nahm im Herbst 1962 
seine Arbeiten auf. Hierbei spielte die Überlegung 
mit, daß durch die Arbeit eines solchen Ausschusses 
auch die Tätigkeit eines Warentestinstituts wesent-
lich gefördert werden kann. 

Auch die Unterrichtung der Verbraucher über die 
aktuelle Marktlage und die Preise wurde und wird 
laufend verbessert. In einer ganzen Reihe von Fällen 
unterstützt die Bundesregierung die Erstellung bzw. 
Publikation von Markt- und Preisübersichten. Hier-
her gehört der wöchentlich erscheinende „Einkaufs-
wegweiser für die Hausfrau", den die Arbeitsge-
meinschaft der Verbraucherverbände in Zusammen-
arbeit mit der Zentralen Markt- und Preisberichts

-

stelle der deutschen Landwirtschaft und dem Haupt-
verband des deutschen Lebensmittel-Einzelhandels 
herausgibt, und die Preisübersichten, die die aus 
öffentlichen Mitteln finanzierten Verbraucherzentra-
len publizieren. Diese Einkaufswegweiser werden 
teils dem Verbraucher direkt zur Verfügung gestellt, 
teils werden sie von Presse und Rundfunk übernom-
men. 

An dieser Stelle sind auch die zahlreichen Broschü-
ren zu erwähnen, die den Verbraucher in anschau-
licher Weise über Qualität, Marktangebot, Preise 
usw. aufklären. Beispielhaft sei hier nur auf die 
Schriften „Wer's weiß, kauft besser ein", „Das neue 
Miet- und Wohnrecht" und „Das Fertighausverzeich-
nis" verwiesen. 

Zur Frage 4 b. Jede Werbung ist ihrem Wesen 
nach dazu bestimmt, den Umworbenen zu überzeu-
gen. Es liegt in der Natur der Sache, daß der Wer-
bung auch eine gewisse suggestive Wirkung inne-
wohnt. Solange es Werbung in einer freien Markt

-

wirtschaft gibt, wird man dieses suggestive Element 
nicht ganz ausschalten können. 

Ich möchte mich aber ausdrücklich gegen jede 
Übertreibung wehren und Ihnen einmal außerhalb 
des Manuskripts verraten, was mir einmal ein 
Werbemann gesagt hat. Er hat mir erklärt, diese 
etwas übertriebene suggestive Einschaltung oder 
Einstellung der Werbung habe man den politischen 
Parteien abgeguckt. Ich halte das nicht für ganz rich-
tig. Aber auf jeden Fall ist es so, daß manallen 
Grund hat, dafür zu sorgen, daß der Umworbene 
weiß, daß er umworben wird, und daß er hinter die 
Technik und die Schliche der Werbung kommt. Mich 
hat jeder auf seiner Seite, der dieses Bemühen be-
ginnt. 

Falsche und irreführende Angaben sind nach §§ 1 
und 3 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-
werb verboten. Die deutsche Rechtsprechung legt bei 
der Anwendung dieser Vorschriften besonders 
strenge Maßstäbe an. Danach ist ein Werbung auch 
dann unzulässig, wenn nur die Gefahr besteht, daß 
ein kleiner Teil der Verbraucher irregeführt wird. 
Nach dem geltenden Recht können irreführende 
Anpreisungen sowohl von den als Mitbewerber auf-
tretenden Gewerbetreibenden und ihren Verbänden 
wie auch von der Staatsanwaltschaft verfolgt wer-
den. 

Um den Schutz der Verbraucher vor irreführender 
Werbung in noch stärkerem Maße, als dies bisher 
schon der Fall ist, zu sichern, bereitet die Bundes-
regierung darüber hinaus den Entwurf eines Ände-
rungsgesetzes zum Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb vor. Durch dieses Gesetz soll auch den 
Verbraucherverbänden die Möglichkeit eingeräumt 
werden, irreführende Anpreisungen im Wege einer 
Zivilklage zu bekämpfen. Auf diese Weise sollen 
die Verbraucher selber in die Lage versetzt werden, 
gegen Mißstände in der Werbung vorzugehen. Die 
Bundesregierung wird diesen Gesetzentwurf bereits 
in Kürze den gesetzgebenden Körperschaften zu-
leiten. 

Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auch 
auf die Änderung der Gewerbeordnung im Jahre 
1960. Durch die Neufassung des § 35 der Gewerbe-
ordnung wurde sichergestellt, daß solchen Gewer-
betreibenden die weitere Ausübung ihres Gewer-
bes untersagt werden kann, die durch die Art und 
Weise ihrer Geschäftsführung die Allgemeinheit 
und damit den Verbraucher gefährden. Durch die 
Aufnahme einer Bestimmung in die Gewerbeord-
nung, daß die Veranstalter von Wanderlagern — 
das sind Verkaufsveranstaltungen, bei denen au-
ßerhalb der gewerblichen Niederlassung von einer 
Verkaufsstätte vorübergehend Waren feilgeboten 
oder Bestellungen auf Waren entgegengenommen 
werden — zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung 
der zuständigen Behörde den Wortlaut der Ankün-
digung des Wanderslagers mitteilen müssen, wird 
der irreführenden und falschen Werbung auf die-
sem Gebiet wirksam begegnet. Durch die Novelle 
zur Gewerbeordnung von 1960 wurden schließlich 
auch die Landesregierungen ermächtigt, für zahl-
reiche Gewerbezweige, z. B. Grundstücksmakler, 
Wohnungsvermittler, Darlehensvermittler und Rei- 
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sebüros, Überwachungsmaßnahmen zum Schutz des 
Verbrauchers zu treffen. Hiervon haben die Landes-
regierungen auch schon in großem Umfang Ge-
brauch gemacht, und weitere Verordnungen sind in 
Vorbereitung. 

Auf Grund der ihr im Lebensmittelgesetz gege-
benen Ermächtigung kann und wird die Bundesre-
gierung, wo dies nötig und möglich ist, Rechtsver-
ordnungen erlassen, durch die der Verbraucher vor 
falschen und irreführenden Angaben im Verkehr 
mit Lebensmitteln geschützt wird. Sie hat von die-
ser Ermächtigung z. B. in der Diätverordnung Ge-
brauch gemacht. Weiter ist zu nennen das Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Lebensmittelge-
setzes vom 21. Dezember 1958. Eine besondere 
Rolle für die Verbraucheraufklärung auf dem Ge-
biet der Lebensmittel wird in diesem Zusammen-
hang das Deutsche Lebensmittelbuch spielen. Es 
hat die Aufgabe, die Beurteilungsmerkmale hin-
sichtlich der Zusammensetzung und der Eigenschaf-
ten einzelner Lebensmittel oder Gruppen von Le-
bensmitteln festzustellen und das Ergebnis in Leit-
sätzen zusammenzufassen. Der Verbraucher wird 
sich in dem Lebensmittelbuch darüber orientieren 
können, was er unter der jeweiligen Bezeichnung 
von einem Lebensmittel erwarten kann. Die über-
aus komplizierte Arbeit der seit einem Jahr arbei-
tenden Kommission ist auf wesentlichen Teilgebie-
ten bereits weit vorangeschritten. 

Schließlich kann auch noch auf den von der Bun-
desregierung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes 
über die Werbung auf dem Gebiet des Heilwesens 
hingewiesen werden, das aus gesundheitlichen 
Gründen den Verbraucher vor jeder bedenklichen 
und unsachlichen Werbung auf diesem Gebiet 
schützen soll. In diesem besonderen Zusammenhang 
soll auch die Werbung durch Film, Rundfunk und 
Fernsehen einer Beschränkung unterworfen werden. 

Zur Frage 4 c: In den vergangenen Jahren waren 
auf dem Gebiet des Abzahlungswesens Mißstände 
in einem Ausmaß, das ein Eingreifen des Staates 
erforderlich werden ließ, nicht aufgetreten. Dieser 
Umstand veranlaßte auch den Bundestag, bei den 
Beratungen  des  Vierten Gesetzes zur Änderung der 
Gewerbeordnung im Dezember 1959 die  von der 
Bundesregierung vorgeschlagene Einschränkung des 
Abschlusses von Abzahlungsverträgen im Reisege-
werbe zu streichen. Die Bundesregierung konnte in 
ihrem Tätigkeitsbericht im Jahr 1961 feststellen, daß 
auf dem Gebiet des Abzahlungsrechts durch eine 
Reihe höchstrichterlicher Entscheidungen alle 
wesentlichen Zweifelsfragen geklärt sind und dem-
entsprechend kein unmittelbar dringendes Bedürfnis 
zur Reform des Abzahlungsrechts besteht. 

Dennoch wurden die Arbeiten an einer Neuord-
nung des Abzahlungsrechtes weitergeführt, um das 
aus dem Jahre 1894 stammende Abzahlungsgesetz 
im ganzen den modernen Formen der Teilzahlungs-
wirtschaft anzupassen. Diese Arbeiten sind gerade 
in letzter Zeit auf einem Teilgebiet in ,ein neues 
Stadium getreten. Es handelt sich dabei um die 
Teilzahlungsgeschäfte, die insbesondere an der 
Haustür oder in der Wohnung des Abzahlungs-
käufers abgeschlossen werden. Die Bundesregie-

rung erwägt hier,  die Rechte des Abzahlungskäu-
fers erheblich zu verbessern. Es ist daran gedacht, 
vor allem zum Schutze des im Geschäfts- und Rechts-
leben unerfahrenen Verbrauchers gegen unredliche 
oder sonst bedenkliche Werbemethoden für Teil-
zahlungsgeschäfte ein unabdingbares Rücktritts-
recht zugunsten des Abzahlungskäufers einzufüh-
ren. 

Frau Kollegin, Sie sprachen von einer Reuefrist. 
Ich möchte lieber von einer Vorbehaltsfrist reden; 
denn ich meine, das wird der Rolle des einkaufen-
den Verbrauchers besser gerecht. 

Es ist also daran gedacht, ein unabdingbares Rück-
trittsrecht zugunsten des Abzahlungskäufers einzu-
führen, soweit er von Vertretern außerhalb der 
Geschäftsräume zum Abschluß eines Abzahlungs-
geschäftes bestimmt wird. Dieses Rücktrittsrecht 
soll innerhalb einer bestimmten Frist und ohne An-
gabe eines Grundes ausgeübt werden können. 

Auch wird geprüft, ob die Vereinbarung eines 
anderen Gerichtsstandes als des allgemeinen Ge-
richtsstandes des Käufers in Abzahlungsverträgen 
für unwirksam erklärt werden soll. 

Um dem Abzahlungskäufer den Umfang seiner 
Verpflichtungen vor Augen zu führen und ihm 
Klarheit über den Inhalt des abgeschlossenen Ge-
schäfts zu verschaffen, 'ist geplant, nach österreichi-
schem und schweizerischem Vorbild einen Raten-
brief einzuführen. In diesen Ratenbrief wären vor 
allen Dingen der Barpreis, der Gesamtpreis, die 
Zahl, die Fälligkeit und Höhe der einzelnen Raten, 
die Höhe der Zins- und übrigen Kosten, durch be-
sonderen Druck hervorgehoben, aufzunehmen. 

Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, 
daß die geplanten Maßnahmen, vor allem die Auf-
nahme eines unabdingbaren Rücktrittsrechts des 
Abzahlungskäufers in das Teilzahlungsrecht, einen 
weitgehenden Eingriff in das geltende Vertragsrecht 
darstellen. Sie hat deshalb eingehende Ermittlungen 
aufgenommen, um sich auf Grund praktischer Erfah-
rungen zu unterrichten, durch welche gesetzgebe-
rischen Mittel am besten der Schutz des Verbrau-
chers auf dem Gebiet des Abzahlungswesens ver-
vollkommnet werden kann. Diese Ermittlungen sind 
noch nicht abgeschlossen. Sobald das der Fall sein 
wird, wird die Bundesregierung ihre Vorstellungen 
über die Neuordnung des Abzahlungsrechts dem 
Parlament in Form eines Gesetzentwurfs bekannt-
geben. 

Zur Frage 5: Abch die Bundesregierung hält die 
Beseitigung des Typenwirrwarrs für notwendig. 
Wirrwarr ist jedoch nicht gleich Vielfalt, und Ver-
einfachung darf nicht zur Uniformierung führen. Nur 
so verstanden, kann die Bundesregierung die Be-
mühungen zur Eindämmung des Typendurcheinan-
ders unterstützen. So fördert sie durch finanzielle 
Beiträge die Arbeiten des Deutschen ' Normenaus-
schusses. 

Der Gesetzgeber hat die Bildung von Normen- und 
Typenkartellen ausdrücklich von den Verboten des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausge-
nommen. Solche Vereinbarungen bedürfen lediglich 
der Anmeldung bei der Kartellbehörde und werden 
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wirksam, wenn die Kartellbehörde nicht innerhalb 
von drei Monaten seit dem Eingang der Anmeldung 
widerspricht. 

Die Wirtschaft hat bisher von der Möglichkeit, 
Normen- und Typenkartelle anzumelden, nur wenig 
Gebrauch gemacht. Um die gemeinschaftliche Nor-
mung und Typung noch weiter zu erleichtern und da-
durch zu fördern, hat die Bundesregierung bereits in 
ihrem Bericht über Änderungen des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vom 22. 8. 1962 
— Drucksache IV/617 — vorgeschlagen, das Wider-
spruchsrecht der Kartellbehörde zu streichen, die 
Verwaltungsgebühren zu senken und außer den ent-
sprechenden Kartellen auch Normen- und Typen-
empfehlungen zuzulassen. Solche Empfehlungen 
werden schon jetzt fortlaufend vom Deutschen Nor-
menausschuß ausgesprochen und vom Bundeskartell-
amt nach § 81 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen geduldet. Die Drucksache 
IV/617 ist bisher erst einmal im Wirtschafts- und 
Mittelstandsausschuß des Deutschen Bundestages be-
handelt worden; die Beratungen werden fortgesetzt. 

Eine andere Maßnahme, die auf die Beseitigung 
des Typenwirrwarrs hinzuwirken geeignet ist, sieht 
der vorläufige Referentenentwurf für das neue Eich-
gesetz vor. Hiernach sollen für die in „Fertigpackun-
gen" in den Verkehr gebrachten Nahrungs- und Ge-
nußmittel bestimmte Größenstufen festgelegt wer-
den, nachdem schon bisher die Nenninhalte von Ge-
fäßen für Getränke und flüssige Lebensmittel fest-
gelegt worden waren. Gedacht ist dabei an Größen-
stufen einer bestimmten Normenreihe, die eine aus-
reichende Unterscheidung der Größen zulassen. Für 
den Fall, daß die Größenstufen aus technischen oder 
anderen Gründen nicht eingehalten werden können 
oder sollen, sieht der Entwurf des neuen Eichgesetzes 
Vorschriften über die Kennzeichnung des Preises für 
das Kilogramm, das Liter oder das Stück vor und, 
damit verbunden, auch die Angabe des Preises für 
den jeweiligen Inhalt der Packung. Auf diese Weise 
soll es dem Verbraucher leicht gemacht werden, 
selbst dann echte Preisvergleiche anzustellen, wenn 
die Packungen in großer Vielfalt an Inhaltsgrößen 
auftreten. 

Zu Frage 6: Bei der in der Frage angesprochenen 
Institution in den Vereinigten Staaten handelt es 
sich um einen Verbraucherbeirat des Präsidenten 
und nicht um einen „Preis- und Verbraucherrat". 

Die Aufgaben dieses Verbraucherbeirats bestehen 
darin, die Regierung der Vereinigten Staaten über 
alle Fragen in Zusammenhang mit dem Verbraucher-
schutz und der Verbraucheraufklärung zu beraten. 
Dieser Verbraucherbeirat wurde im Juli 1962 auf 
Grund der Botschaft des Präsidenten über Verbrau-
cherfragen vom 15. März 1962 gegründet. 

In der Bundesrepublik bestehen bereits seit 1949 
bzw. 1951 Verbraucherausschüsse bei dem Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und dem Bundesminister für Wirtschaft. Diese Aus-
schüsse setzen sich aus Vertretern verbraucherorien-
tierter Verbände und Institutionen zusammen. Sie 
haben die Aufgabe, die zuständigen Ressorts in 
allen den Verbraucher berührenden Fragen zu be

-

raten und andererseits den Ressorts Gelegenheit zur 
Unterrichtung der interessierten Kreise über ent-
sprechende Maßnahmen und Vorhaben der Bundes-
regierung zu geben. Darüber hinaus stehen die in 
der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände 
zusammengeschlossenen Organisationen in einem 
ständigen Kontakt mit den zuständigen Stellen der 
Bundesregierung. 

Die bisher mit diesen Einrichtungen gemachten Er-
fahrungen sind durchaus positiv. Die Zusammen-
arbeit wird sicher noch verbessert und intensiviert 
werden müssen. Ob allerdings der von den Ver-
einigten Staaten gewählte Weg, einen zentralen 
Verbraucherbeirat zu berufen, der von sich aus zu 
einzelnen verbraucherpolitischen Fragen Stellung 
nimmt und dann entsprechende Themen aufgreift, 
auch für die Bundesrepublik zweckmäßig sein 
könnte, — nun, das möchte ich heute noch nicht be-
antworten. Die bisherigen Erfahrungen mit dem 
Verbraucherbeirat in den USA reichen noch nicht 
aus, um ein endgültiges Urteil über die Wirksam-
keit und Nützlichkeit einer solchen Institution zu 
fällen. Bei der Auswertung der amerikanischen Er-
fahrungen wird man allerdings berücksichtigen müs-
sen, daß die Mentalität der Verbraucher, die Struk-
tur der Wirtschaft, die Gestaltung der Organisatio-
nen und der Aufbau der Behörden anders sind als 
in der Bundesrepublik. 

Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit die 
Voraussetzungen prüfen und dann zu der Frage ab-
schließend Stellung nehmen. 

Soweit die Antwort der Bundesregierung auf die 
in der Großen Anfrage gestellten Fragen. 

Lassen Sie mich nun noch ganz kurz auf die Be-
gründung eingehen, die Frau Kollegin Beyer gege-
ben hat. Wir müssen dem Verbraucher immer wie-
der klarmachen, daß die Kunst des Einkaufens wahr-
lich eine große Kunst ist. Ich habe in meinem Eltern-
haus gelernt, daß man durch Einkauf und nicht durch 
Verkauf Geld verdienen kann. Insofern muß jedem 
Verbraucher ein gewisses unternehmerisches Den-
ken zugänglich gemacht werden. 

Sicher gehört dazu auch, daß man ihn vor den von 
Ihnen angeführten Prestigekäufen und ähnlichen 
Dingen warnt, wenngleich ich die volkswirtschaft-
liche Rolle des Luxus hier nicht ganz außer acht 
lassen will. 

Wir sind uns darüber klar, daß der Kunde, der 
Einkäufer, der Verbraucher eine maßgebende Rolle 
hat. Aber Verbraucher und Erzeuger sind wir ja 
letztlich alle. In der arbeitsteiligen Wirtschaft be-
schränke wir unsere Erzeugung auf einen kleinen 
Bruchteil des großen Bedarfs. Wir treten an den 
Markt mit all unseren Wünschen. 

Ich kann nur hoffen, daß man sich in seiner ande-
ren Rolle, in der Rolle des Erzeugers, hin und wieder 
Gedanken darüber macht, wie man als Verbraucher 
reagiert und wie man als Verbraucher wünscht, daß 
der Erzeuger sich anstellt. Das bezieht sich beson-
ders auf die Rolle, die der Verbraucher in seiner 
Eigenschaft als Erzeuger in Handel, Handwerk, Ge-
werbe und Industrie zu spielen hat. 
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Ich möchte nicht, daß aus der Debatte der Eindruck 

entsteht, als ob der Verbraucher voller Mißtrauen 
durch die Ladenstraßen wandeln solle, wenn er be-
stimmte Aufträge erteilen will. Vielmehr soll er den 
Wettbewerb in Szene setzen, in Gang bringen, und 
sich der Mittel, die ihm der Wettbewerb gibt, ich 
möchte fast sagen, hart bedienen, so wie das die 
anderen auch tun. Wir sollen also die Rolle, die wir 
als Verbraucher in der Sozialen Marktwirtschaft zu 
spielen haben, ernst nehmen — und nicht nur ernst 
nehmen, wir sollen sie wahrnehmen. 

Dazu gehört sehr viel Aufklärungsarbeit. Dazu 
gehört aber vor allen Dingen die Bereitschaft — 
manchmal auch ein gewisser Druck für ein einzel-
nen, das tun zu müssen, aber im wesentlichen doch 
die Bereitschaft — unserer Mitbürger, diese Rolle 
zu spielen. Was die Bundesregierung tun kann, um 
diese Bereitschaft zu fördern, wird sie auch weiter-
hin tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Sie haben die Ant-
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
gehört. Ich danke dem Herrn Minister. Wird die Be-
ratung gewünscht? 

(Zustimmung bei der SPD.) 

— Ich habe nachgezählt; von der SPD sind 26 Ab-
geordnete anwesend, erforderlich sind 30. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Es gibt Unterstützung. Wir treten also in die Be-
ratung der Großen Anfrage ein. 

Das Wort hat der Abgeordnete Illerhaus. 

Illerhaus (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Eigentlich sollte 
an dieser Stelle für die Fraktion der CDU/CSU heute 
unsere Frau Kollegin Blohm antworten und Stellung 
nehmen. Aber sie ist plötzlich erkrankt, und Sie 
müssen also leider mit mir vorlieb nehmen. 

Frau Kollegin Beyer, Sie haben Ihre Große An-
frage sehr eindrucksvoll und nach sehr gründlicher 
Vorbereitung begründet. Nach Ihren Ausführungen 
sollte man aber fast meinen, wir lebten in der Bun-
desrepublik in einer Zeit, in der der Verbraucher 
von was weiß ich wem betrogen würde und über-
haupt keine Möglichkeit mehr hätte, sich dagegen 
zu wehren, daß sein Einkommen geschmälert würde, 
und gegen das, was alles an Unzuträglichkeiten da-
bei herauskommt. Ich glaube, so ist es nicht. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat eigentlich 
alle Fragen, die Sie in Ihrer Anfrage aufgeworfen 
haben, sehr treffend beantwortet. Ich muß Ihnen 
ehrlich sagen, ich habe gar nicht gewußt, wieviel 
und was die Bundesregierung überhaupt für die 
Aufklärung der Verbraucher bisher geleistet hat. 
Das scheint mir eine Unmenge zu sein. 

(Abg. Dr. Deist: Nur bei bescheidenen 
Ansprüchen kann man das sagen!) 

— Entschuldigen. Sie, Herr Kollege Deist. Als von 
all den Schriften und anderen Maßnahmen die Rede 
war, habe ich gedacht: Wenn sich diejenigen, die 

sich so sehr um die Verbraucher bemühen, einmal 
darum kümmerten, alle diese Schriften auch wirklich 
unter das Volk und an den Verbraucher zu bringen, 
wären vielleicht schon einige Erfolge mehr zu ver-
zeichnen als bisher. Die Bundesregierung kann doch 
letzten Endes nur das Material erstellen und die 
Drucksachen herstellen und an die zuständigen 
Stellen leiten. Aber wenn dann nicht der nötige 
Wille zur Mitarbeit vorhanden ist und wenn das 
Material dann nicht an den Mann gebracht wird, 
sieht es sehr schlecht aus. 

Im Handel sprechen wir immer noch von seiner 
Majestät dem Kunden. Daran hat sich bis heute im 
Prinzip nichts geändert. Ab und an habe ich ja auch 
noch einmal Zeit, mich hinter die Ladentheke zu 
stellen. Ich wundere mich immer wieder, wie viele 
Kenntnisse die Hausfrau hat — und gerade bei den 
kleineren Einkommensträgern —, wie doch mit je-
dem Pfennig gerechnet wird und auch Preise und 
Waren verglichen werden. Manchmal denke ich, es 
wird da doch des Guten etwas zuviel getan. Aber 
ich nehme es dem Verbraucher nicht übel. Er soll 
ja vergleichen, er soll Preise und Qualität verglei-
chen; das ist seine Aufgabe. 

Meine Damen und Herren, in den letzten Jahren 
ist schon eine ganze Reihe von gesetzlichen Vor-
schriften geschaffen worden, die dem Schutz des 
Verbrauchers und damit mittelbar, nämlich der Wir-
kung nach, auch seiner Aufklärung über bestimmte 
konsumwirtschaftliche Zusammenhänge dienen. Das 
gilt vor allem hinsichtlich der Gesundheit des Ver-
brauchers. Dazu zählen alle die Ausübung eines 
Gewerbes kontrollierenden Vorschriften in speziell 
geregelten Gesetzeskomplexen, wie z. B. das Arznei-
mittelgesetz, das Lebensmittelgesetz und andere 
mehr. Mit der Schaffung dieser Gesetze ist eine 
ganze Menge getan worden, und diese Gesetze 
werden laufend ergänzt und verbessert. 

Wir gehen davon aus, daß der Wettbewerb der 
Motor ist und daß Angebot und Nachfrage den Preis 
bilden. Da ist gerade der Wettbewerb der beste 
Schutz, den sich der Verbraucher überhaupt denken 
kann. Der Bundestag hat 1957 das Kartellgesetz ver-
abschiedet, das doch im wesentlichen auch dem 
Schutz des Verbrauchers dient. Nehmen Sie als wei-
teres Beispiel das Rabattgesetz. Hier und da wird 
immer einmal behauptet, in diesem Gesetz sei der 
Rabatt zum Schutze des Handels auf 3 % beschränkt 
worden. Im Gegenteil, dieses Gesetz ist ausgespro-
chen zum Schutze des Verbrauchers gemacht wor-
den. In den 30er Jahren hatten wir ähnliche Zu-
stände wie heute, daß nicht mehr nach Preis und 
Qualität verkauft wurde, sondern mit Rabattsätzen 
von 20 % und 25 % und was weiß ich wieviel Pro-
zent. In Wirklichkeit war derjenige, der keinen Ra-
batt gab, im wesentlichen billiger als alle anderen. 
Deswegen ist also das Rabattgesetz zum Schutze des 
Verbrauchers geschaffen worden. 

Auch die Zugabeverordnung ist zum Schutze vor 
einer Übervorteilung des Verbrauchers geschaffen 
worden, ebenfalls das Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb. Frau Kollegin Beyer, Sie sprachen 
auch von den Auswirkungen dieses Gesetzes. Das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb ist als 
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solches gut. Nur fehlt hier und da noch die entspre-
chende Rechtsprechung bis zu der obersten Instanz 
in Karlsruhe. Da läßt sich sicherlich noch etwas tun, 
um das eine oder andere klarzustellen. Jedenfalls 
trägt das Kartellgesetz wohl entscheidend dazu bei, 
den Verbrauchern Einkaufsvorteile zu ermöglichen, 
die aus dem Konkurrenzkampf um Qualität und 
Preis resultieren. Es kann sich also nicht darum 
handeln, überhaupt erst Grundlagen für einen wirk-
samen Verbraucherschutz und eine zweckmäßige 
Verbraucheraufklärung zu schaffen, sondern ledig-
lich darum, ob und inwieweit das bereits vorhan-
dene gesetzliche System zu verbessern, d. h. dem 
sich ständig ändernden und immer mehr ausweiten-
den Angebot an Konsumgütern anzupassen wäre. 

In dieser Hinsicht ist es wichtig, das marktwirt-
schaftliche Prinzip auch auf die Verbraucherschaft 
zu übertragen, d. h. von ihr zu erwarten, daß sie 
als in den volkswirtschaftlichen Kreislauf einbezo-
gene wichtige Wirtschaftsstufe regsamer als bisher 
wird. Auch der Herr Bundesminister hat sehr deut-
lich gesagt, daß sich der Verbraucher unter allen 
Umständen seiner Stärke, die er im Markt hat, mehr 
bewußt werden muß. In unserer konsumgüterwirt-
schaftlich orientierten Gesellschaftsordnung ist es 
Aufgabe der politischen Parteien, das verbraucher-
politische Interesse zu pflegen und seine Bedeutung 
ständig herauszuheben. Jeder ist Verbraucher, 
gleichgültig, welchen Beruf er hat; auch die Her-
steller und Händler samt allen für ihre gewerb-
lichen Zielsetzungen eingesetzten Belegschaften 
sind Verbraucher. Es gibt also keine kopfmäßig 
klar zu trennenden Fronten zwischen Herstellung, 
Handel und Verbraucher. Diesem Umstand muß be-
sonders Rechnung getragen werden, wenn man an 
eine Abklärung der verschiedenen Interessenlagen 
geeignete Konstruktion denkt. 

Die Anwendung des marktwirtschaftlichen Prin-
zips auf die Lösung des verbraucherpolitischen Pro-
blems bedeutet also zunächst einmal, daß sich auf 
diesem Gebiet auch der Staat und seine Organe 
weitgehend Zurückhaltung 

(Rufe bei der SPD: Aha!) 

aufzuerlegen haben, soweit es sich um eine Mit-
wirkung des Staates handelt. Wir würden unserer 
Wirtschaftsordnung einen schlechten Dienst erwei-
sen, wenn wir das weite Feld des Konsumgüter-
verbrauchs ganz oder nur halb, unmittelbar oder 
auch nur mittelbar in staatliche Kontrolle nehmen 
wollten. Das einzige, was der Staat tun kann, be-
steht darin, die private, freie Initiative zur Selbst-
organisation zu fördern, damit sie sich um so schnel-
ler, gründlicher und zielsicherer entfalten kann. 
Man kann nicht auf der einen Seite die Marktwirt-
schaft bejahen und dann hintenherum über eine 
Verbrauchslenkung allergrößten Ausmaßes die freie 
Wirtschaft wieder einschränken. Das scheint mir 
eine schlechte Sache zu sein. 

Meine Damen und Herren, die Entwicklung der 
letzten zwei Jahre hat sich, durch in diesem Zu-
sammenhang nicht näher zu erörternde Umstände 
bedingt, auf das Problem der besseren Marktüber-
sicht der Verbraucher konzentriert. Diesen Zwecken  

soll auch der vergleichende Warentest als Methode 
und das Warentestinstitut als Organisation dienen. 
Nun, dem Deutschen Bundestag liegen zwei Vor-
schläge vor, einmal der Vorschlag des Bundeswirt-
schaftsministers und zum anderen ein Vorschlag 
auf privater Ebene. Man wird sich im Wirtschafts-
ausschuß über diese beiden Vorschläge ernsthaft 
unterhalten müssen. Der private Vorschlag kann 
natürlich nur dann ernsthaft diskutiert werden, 
wenn eine kontinuierliche Entwicklung dieses In-
stituts auf Jahre hinaus gesichert ist. Denn die öffent-
liche Hand könnte dafür kein Geld hergeben, wenn 
das Institut nach ein oder zwei Jahren einschliefe 
und nicht mehr wirksam würde. Aber der Wirt-
schaftsausschuß wird, wie auch der Herr Bundes-
wirtschaftsminister gesagt hat, diese beiden Vor-
schläge ernsthaft diskutieren, und wir alle wollen 
bestrebt sein, den besten Vorschlag zum Zuge kom-
men zu lassen. 

Man darf die Überzeugung haben, daß die Praxis 
eines solchen Warentestinstituts letzten Endes Er-
folge bringen wird, die über die Unmittelbarkeit 
der Testergebnisse hinausgehen. Als solche Erfolge 
wären zu nennen: 

erstens die Versachlichung der Werbung durch 
stärkeres Ansprechen der Warenmerkmale, 

zweitens die Verbesserung der Produktion durch 
verstärkte Ausschaltung von Fehlerquellen und 
höhere Sorgfalt in der Herstellung und 

drittens größere Klarheit über die entscheidenden 
Qualitätsmerkmale. 

Der Verbraucher wird im Einkauf sicherer. Im 
Verhältnis zwischen Handel und Kunden kommen 
weniger Mißverständnisse oder gar  Reibungen auf. 
Die Sortimentspflege des Handels wird vereinfacht 
und demzufolge auch der Absatzerfolg des Handels 
bestimmbarer. 

Die Warentests sind ihrem Gegenstand nach 
zwangsläufig Vergleiche; denn nur dadurch wird 
überhaupt erst die Übersicht für den Verbraucher 
über die jeweils in Betracht kommende Produktion 
geschaffen. Ein solcher Warenvergleich wird aber 
von einer neutralen, außerhalb des Wettbewerbs 
stehenden Stelle an die Verbraucherschaft herange-
tragen. Weil dadurch ein anzuerkennendes Bedürf-
nis der Verbraucherschaft befriedigt wird, besteht 
kein Grund, idie bisher zur Frage der vergleichenden 
Werbung entwickelte Rechtsprechung zu revidie-
ren. Es sollte bei dem Grundsatz bleiben, 'daß der 
Mitwettbewerber in seiner Werbung seine Leistun-
gen ganz allgemein nicht zu seinem Vorteil mit 
denen seiner Konkurrenten vergleichen darf. Er 
soll weiterhin wie bisher darauf beschränkt blei-
ben,  allein für seine eigene Ware und seine eigene 
Leistung ohne Bezugnahme auf den Mitwettbewer-
ber zu werben. Was an Marktübersicht für den 

 Konsumentenentschluß notwendig ist, wird dem 
Verbraucher durch den außerhalb des Wettbewerbs 
stehenden Warentest vermittelt. Insoweit ist nach 
meinem Dafürhalten keine Notwendigkeit vorhan-
den, das Wettbewerbsrecht zu novellieren. Es bie-
tet sich auch sonst keine Handhabe, in einer über-
schaubaren und damit zugleich direkten Weise 
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durch eine Gesetzesänderung neue Grenzen im 
Wettbewerb zu setzen. 

Glücklicherweise ist inzwischen auch vom Bun-
deskartellamt anerkannt worden, daß die einzel-
nen Wirtschaftsstufen in dem Bemühen um eine 
vernünftige Regelung ihrer Geschäftsbeziehungen 
untereinander und miteinander Wettbewerbsregeln 
vereinbaren dürfen, die  sich inhaltlich auch auf die 
sogenannte Graue Zone erstrecken, daß sie also 
auch solche Zweifelsfragen verbindlich behandeln, 
die bisher durch die Rechtsprechung noch nicht ge-
klärt werden konnten. Wenn es also in den einzel-
nen Wirtsaftsbereichen Wettbewerbsprobleme gibt, 
von denen man meint, daß sie dringend einer Re-
gelung bedürfen, so sollte man  den Weg der Wett-
bewerbsregeln beschreiten. Auch hier, meine Da-
men und  Herren,  bietet sich die Mitwirkung der 
Öffentlichkeit an. Sie wird im übrigen in solchen 
Fällen meist ohnehin weitestgehend durch das 
Bundeskartellamt herausgefordert. 

Lassen Sie mich nun noch zu einigen Fragen 
Stellung nehmen, über die Sie, Frau Kollegin Beyer, 
gesprochen haben. Sie sprachen von der Koordi-
nierung der Mittel, die in den einzelnen Ministerien 
vorhanden sind. Sie brachten das Beispiel, daß in 
einer solchen Stelle 150 000 DM aufgebracht wor-
den sind — 50 000 DM vom Bund und 100 000 DM 
vom Land — und daß davon zwei Drittel für die 
Verwaltung ausgegeben worden sind, das Aller-
wenigste für den wirklichen Zweck dieser Bemü-
hungen. Ja, verehrte Frau Kollegin, das ist eben 
der große Nachteil all dieser Institutionen, daß 
man dort Mittel aufbringt, die  dann für die Ver-
waltung ausgegeben werden. Da sieht man, wie 
problematisch die Dinge überhaupt sind. Ob man 
dem Verbraucher durch die Schriften, die vom Mi-
nisterium aus erstellt werden, nicht doch mehr hel-
fen kann als auf andere Weise? 

Das Unwesen bei der Rabattgewährung, Frau 
Kollegin Beyer, beklagen gerade wir im Handel 
ebenfalls. In einem immer größeren Umfang wird 
hier der Verbraucher in der Tat getäuscht. Er hat 
überhaupt keine Übersicht mehr darüber, was nun 
eigentlich preiswert und was nicht preiswert ist. 
Ich würde mich in diesem Zusammenhang, wenn 
wir eine Novelle zum Kartellgesetz bekommen, mit 
allen mir zur Verfügung stehenden Mitteln da-
für einsetzen — ich glaube, das Hohe Haus wird 
mir folgen —, daß das Rabattunwesen bei dieser 
Gelegenheit und auch die Möglichkeit der Empfeh-
lung von Preisen und Richtpreisen beseitigt wird, 
weil sie ja doch nur dazu benutzt werden, über-
höhte Verkaufspreise festzusetzen und dann mit 
Rabatt zu handeln und somit das Geschäft völlig 
undurchsichtig zu machen. 

Daß die Werbung ein Teil der Marktwirtschaft 
ist, wissen wir alle. Ich glaube, wir müssen da den 
Standpunkt vertreten, daß überhaupt erst durch 
die Werbung eine Massenproduktion erreicht wer-
den kann, die zu einer Verbilligung der Ware 
führt. Die Werbung, wenn sie wahr und echt ist, 
dient also, wenn Sie so wollen, auch dem Verbrau-
cher. Das gibt natürlich demjenigen, der den Wett-

bewerb bejaht, einen Anspruch darauf, vor dem un-
lauteren Wettbewerb genauso geschützt zu werden, 
wie hier der Verbraucher geschützt werden möchte. 

Die Grundsätze für die Bezeichnung von Wolle, 
von denen der Herr Minister sprach, sind schon seit 
Jahren im privaten Gespräch. Sie sind Gegenstand 
der Diskussion zwischen den Stufen in der Textil-
wirtschaft. Wir haben uns in der Tat leider nicht 
einigen können. Nun muß der Gesetzgeber das 
Wort sprechen. 

Aber was mir viel wichtiger erscheint — ich 
möchte das besonders unterstreichen —, sind die 
sogenannten Behandlungsvorschriften. Da haben 
wir uns allerdings in der Tat z. B. für die Vorschrif-
ten, die im wesentlichen für den textilen Bereich 
Gültigkeit haben, auf europäischer Ebene bereits 
geeinigt und Behandlungsvorschriften in bildlicher 
Form erarbeitet. Leider haben wir bei unseren vor-
gelagerten Stufen noch nicht die Bereitschaft gefun-
den, die erstellten Etiketten nun auch tatsächlich 
in das einzelne Wäschestück einzunähen. Wir hof-
fen, daß wir da in Zukunft etwas weiterkommen. 

In bezug auf die Aufklärung des Verbrauchers 
über die Ware, Frau Kollegin, tun wir vom Handel 
auch im Interesse des Verbrauchers das gleiche, in-
dem wir die Kaufleute selbst und auch die Ange-
stellten in besonderen Fachkursen immer wieder mit 
neuen Waren, neuen Wareneigenschaften, synthe-
tischen Fasern usw. vertraut machen. 

Wenn Sie den Preis- und Verbraucherrat beim 
Ministerium so ausstatten wollen, wie Sie es eben 
ausgeführt haben, ja. dann brauchte man nur noch 
einen Verbraucherminister darüber zu setzen, dann 
hätte man ein neues Ministerium. So weit sollten 
wir nicht gehen. Wir sollten dieses Gremium 'als 
beratendes Gremium für den Wirtschaftsminister 
ansehen. 

(Abg. Dr. Deist: Mehr will doch keiner als 
ein beratendes Gremium!) 

— Gut, dann sind wir einverstanden. 

Über die Tatsachen in bezug auf Abzahlungskäufe 
besteht wohl Klarheit. Es dreht sich im wesentlichen 
um das Unwesen der Teilzahlungsverkäufe an den 
Haustüren mit undurchsichtigen Methoden. In die-
sem Punkt sind wir wohl alle einig. 

Ein letztes Wort zu dem sogenannten Typenwirr-
warr. Sicher kann man billiger produzieren, wenn 
man sich auf einige wenige Typen beschränkt. Hier 
wird immer Amerika als Beispiel hingestellt. Nun, ein 
bekannter Wirtschaftsführer hat einmal gesagt, man 
sollte Amerika kapieren, aber nicht kopieren. Eine 
Uniformierung in diesem Umfang wollen wir sicher-
lich nicht, sondern es kann sich nur um eine ver-
nünftige Lösung handeln, bei der das Interesse des 
Verbrauchers und der Bevölkerung an einem indivi-
duellen Angebot geschützt ist. 

Im ganzen gesehen hat die Antwort der Bundes-
regierung auf die Anfrage der SPD ausführlich und 
eingehend geschildert, daß schon eine Unmenge ge-
tan worden ist, wenn auch gewisse Notwendigkeiten 
angesichts neuerer Entwicklungen nicht verkannt 
werden. Ich möchte zum Schluß noch einmal betonen, 
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daß der Wettbewerb ,die beste Garantie für unseren 
Verbraucher darstellt. So gesehen ist die Politik, die 
die Bundesregierung und die sie tragenden Parteien 
in den vierzehn Jahren auf diesem Gebiete verfolgt 
haben, eine ausgesprochene Verbraucherpolitik. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mertes. 

Mertes (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wer ,als vierter Sprecher zu einem Tages-
ordnungspunkt Stellung nehmen muß, hat es mei-
stens nicht sehr leicht. Ich will mich daher auf einige 
wenige grundsätzliche Bemerkungen beschränken 
und notwendige Wiederholungen, die vor allem dort 
erforderlich sind, wo wir verschiedener Meinung 
sind, so kurz wie möglich halten. 

Der Begriff Verbraucherpolitik ist im Sprachschatz 
der Nationalökonomen noch relativ jung, genauso 
wie der Begriff Mittelstandspolitik. In beiden Fällen 
handelt es sich um Querschnittspolitik. Das bedeu-
tet, daß Verbraucherpolitik nicht zentral, an einer 
Stelle gemacht werden kann, sondern daß dieses 
Aufgabengebiet weit in die verschiedensten Bereiche 
der Politik hineinreicht, in die Innenpolitik, die 
Steuer- und Finanzpolitik, die Gesundheitspolitik 
usw. Die Wurzel dürfte aber in der Wirtschafts-
politik liegen. Daher ist die beste Verbraucherpolitik 
eine gute Wirtschaftspolitik, und die beiden bedeu-
tendsten verbraucherpolitischen Taten in der deut-
schen Nachkriegsgeschichte waren ohne Zweifel die 
Währungsreform von 1948 und die in ihrem Gefolge 
verwirklichte Aufhebung der Zwangswirtschaft. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Denn erst durch diese beiden Maßnahmen wurde 
wieder ein Markt geschaffen, und ohne Markt gibt 
es keine Verbraucher, sondern bestenfalls Zutei-
lungsobjekte. Mit der Einführung der Marktwirt-
schaft wurde der Verbraucher nicht nur vom Be-
zugskarten- und Punktsystem befreit, sondern auch 
von der Eintönigkeit und Einförmigkeit der Versor-
gung, wie wir sie heute noch in den Ländern ken-
nen, in denen eine bürokratische Verwaltung vor-
schreibt, was, wieviel, durch wen und für wen pro-
duziert werden soll. 

Wenn heute Kritik geübt wird und wenn heute 
noch auf berechtigte Sorgen der Verbraucher hinge-
wiesen wird, dann müssen wir uns darüber im kla-
ren sein, daß diese Sorgen nicht aus einem Mangel, 
sondern aus der Fülle 'des Angebots herrühren, und 
diese Fülle, meine Damen und Herren, ist nun ein-
mal eine Folge der Marktwirtschaft, eine Folge, 
die wir, glaube ich, dankbar anerkennen sollten. Ich 
meine, daß es gut ist, einmal wieder an diese Zu-
sammenhänge zu erinnern, nicht zuletzt deshalb, weil 
sich daraus ganz bestimmte Konsequenzen für die 
Verbraucherpolitik heute ergeben. Es gilt, die Er-
folge, die mit den beiden genannten Maßnahmen 
eingeleitet wurden, nicht verwässern zu lassen. Eine 
stabile D-Mark ist heute wie vor 15 Jahren das A 
und O einer vernünftigen Verbraucherpolitik. Wer 
die Kaufkraft unseres Geldes strapaziert — das wis

-

sen wir —, der unterminiert damit nicht nur unsere 
wirtschaftliche Basis; er höhlt gleichzeitig unsere 
Gesellschaftsordnung aus, in der, bei aller Kritik, die 
lautgeworden ist, der Verbraucher immer noch eine 
Zentralfigur ist. 

Hieraus ergeben sich nun, so meine ich, bestimmte 
Verpflichtungen für den Staat, aber nicht für den 
Staat allein, sondern z. B. auch für die Tarifvertrags-
parteien. Man kann wahrlich nicht behaupten, daß 
die Politik der Sozialpartner in den vergangenen 
Jahren in jedem Fall verbraucherfreundlich gewesen 
ist. Ich meine, daß manche Einigung auch auf dem 
Buckel der Verbraucher erzielt wurde. 

Geldstabilität hängt jedoch selbstverständlich auch 
ab vom richtigen Verhalten des Verbrauchers auf 
dem Markt, vom überlegten Einkauf; das ist mit 
Recht heute hier wiederholt betont worden. Eine 
wertvolle und notwendige Hilfe ist hier der Wett-
bewerb, der Motor der Marktwirtschaft, wie wir wis-
sen, und dieser Wettbewerb bekommt nun einmal 
seine Impulse vom Käufer, vom Verbraucher. Denn 
er wählt die Ware, die ihm preiswert erscheint, und 
bestimmt damit über den Absatz der Betriebe und 
ganzer Wirtschaftszweige. 

Es wäre natürlich falsch, meine Damen und Her-
ren, die Augen davor zu verschließen, daß es nach 
vielen Jahren der Zwangswirtschaft und der Deckung 
des Nachholbedarfs nicht jedem Produzenten und 
nicht jedem Verkäufer leicht fällt, den Kunden wie-
der als Ordnungselement des Marktes anzuerken-
nen. Wer das aber tut, der ist weniger in der Ge-
fahr, am Markt vorbeizuproduzieren oder auf La-
denhütern sitzenzubleiben. Denn er erkennt recht-
zeitig Strukturwandlungen, die durch Änderungen 
des Lebensstils, der Lebensgewohnheiten oder auch 
des Geschmacks ausgelöst werden. Und das ist nicht 
zuletzt von großer Bedeutung für unsere Volks-
wirtschaft, weil dadurch Substanzverluste verhindert 
werden, wie sie betriebswirtschaftliche Fehlkalku-
lationen, Fehlinvestitionen oder dadurch bedingte 
Zusammenbrüche mit sich bringen. Das Unterneh-
merrisiko ist nun einmal auch Bestandteil der Markt-
wirtschaft, und dieses Unternehmerrisiko ist um so 
geringer, je mehr der Markt die Richtschnur für un-
ternehmerische Dispositionen ist. 

Dieser Markt kann nur dann funktionieren und 
ein echtes Bild auch für den Unternehmer und seine 
Dispositionen bieten, wenn der Verbraucher über 
eine ausreichende Marktübersicht verfügt und Qua-
litätsvergleiche anstellen kann. Nur dann vermag 
der Käufer sein legitimes Recht auszuüben, Steuer-
mann im Spiel von Angebot und Nachfrage zu sein. 

Hier beginnen, wie heute deutlich geworden ist, 
die Schwierigkeiten. Neue Werkstoffe und kompli-
zierte technische Konstruktionen und Verfahren ha-
ben dazu geführt, daß die Marktübersicht weit-
gehend verlorengegangen ist. Deshalb gibt es ja auch 
keine Meinungsverschiedenheit mehr über die Not-
wendigkeit von Warentests. Die Meinungsverschie-
denheiten, die noch vorhanden sind, betreffen nur 
das Wie, also die Frage, wie die als notwendig er-
achteten Warentests durchgeführt werden sollen. 
Meines Wissens liegen nicht nur zwei, sondern so- 
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gar schon drei Entwürfe für ein objektives, neutra-
les Warentestinstitut vor. Nun, meine Damen und 
Herren, ich meine, es müßte möglich sein, sich zu-
sammenzusetzen, meinetwegen auf der Basis des 
Entwurfs des Wirtschaftsministeriums zu beraten 
und durch Hineinarbeiten der guten Gedanken der 
anderen Entwürfe endlich zu einem Ergebnis zu 
kommen, damit dem Wirtschaftsministerium grünes 
Licht gegeben werden kann, ein solches Warentest

-

institut ins Leben zu rufen. Sonst sehe ich es kom-
men, daß in zuvielen Instituten getestet wird. Da-
durch würde die Gefahr der Abhängigkeit von In-
teressengruppen entstehen, und dadurch könnte es 
wiederum zu einem Gegeneinander von Testergeb-
nissen kommen, was ohne Zweifel zu einem großen 
Durcheinander führen müßte. Damit wäre weder 
dem Verbraucher noch der Wirtschaft gedient. 

Die Voraussetzungen eines Warentestinstituts, 
unbedingte Neutralität und Objektivität sowie per-
sonelle und finanzielle Unabhängigkeit, sind bereits 
vor einem Jahr in Stellungnahmen des Justizmini-
steriums und auch des Wirtschaftsministeriums dar-
gelegt worden. Danach scheint mir  die Basis des Ge-
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb für eine 
eingehende Verbraucherberatung, soweit sie Waren-
tests betrifft, durchaus ausreichend zu sein. Dennoch 
begrüßen wir das Vorhaben des Bundeswirtschafts-
ministeriums, auch hier noch die letzte Klarheit zu 
schaffen. 

Warentests — das hat Frau Kollegin Beyer mit 
Recht betont — sind nicht das alleinige Mittel. Da-
neben muß es noch andere Möglichkeiten geben. 
Ich erinnere nur an einen notwendigen Ausbau der 
gesetzlichen und der auf freier Vereinbarung beru-
henden Kennzeichnungspflicht. Ich erinnere an die 
Notwendigkeit, die Preisauszeichnungspflicht über-
all einzuhalten. Ich erinnere weiter an die Notwen-
digkeit der Gewichts- und Qualitätskennzeichnung 
und insbesondere an die Notwendigkeit der Textil-
deklarationen und der Beachtung der Handels-
klassen. Es ist auch erfreulich, daß, wie wir vorhin 
in den Ausführungen des Herrn Ministers gehört 
haben, das Gütezeichen mehr und mehr Anhänger 
findet. Orientierungsmaßstäbe dieser Art sind für 
den leistungsfähigen Hersteller und für den markt

-

bewußten Verbraucher von gleich großer Bedeu-
tung. Sie erleichtern vor allem der Hausfrau ihre 
Arbeit, deren Beruf zu den qualifiziertesten Berufen 
gehört, die es überhaupt gibt. Das sollten wir Poli-
tiker einmal ganz klar und deutlich aussprechen. 

Es sind weiter die Fragen der Werbung angespro-
chen worden, der Werbung als echter Information, 
nicht als Suggestion, — obwohl ich mir auch dar-
über im klaren bin, daß es in der Marktwirtschaft 
neben einer Bedarfsdeckung auch die Bedarfs-
weckung geben muß. Allerdings ist dazu zu sagen, 
daß diese Bedarfsweckung selbstverständlich an den 
Verbraucher noch weit höhere Anforderungen stellt 
als die Bedarfsdeckung. Deshalb kann man schon 
Bedenken bekommen, wenn man hört und liest, daß 
für die Werbung im Jahr und auf den Kopf der 
Bevölkerung umgerechnet rund 75 DM ausgegeben 
werden, für die Verbraucheraufklärung aber nur 
knapp 4 Pf. Wir werden daher die entsprechenden 

Ansätze im Bundeshaushalt sehr sorgfältig zu prü-
fen haben. 

Besondere Probleme werfen auch die Fragen der 
Verpackung auf. Wo liegen hier die Grenzen der 
Zweckmäßigkeit, und wo wird mit etwas Farbe, 
Papier oder Blech ein unvernünftiges Verhältnis 
zwischen der äußeren Hülle und dem Inhalt her-
gestellt? Und was sollen schon Bezeichnungen wie 
„Doppelpackung", „Riesenpackung" oder „Familien-
packung", wenn nicht gleichzeitig eine Gewichts-
angabe gegeben wird, die für den Verbraucher 
allein interessant ist, weil sie Vergleichsmöglich-
keiten eröffnet. 

Hinsichtlich der Herstellungs - und Haltbarkeits-
daten bei verpackten Lebensmitteln, die garantieren 
sollen, daß frische Ware an den Verbraucher ge-
langt und die überhaupt eine Vorratswirtschaft, die 
ja immer gefordert wird, erst ermöglichen, verweise 
ich auf das, was meine Kollegin Frau Dr. Kiep-
Altenloh in der 54. Sitzung am 16. Januar dieses 
Jahres gesagt hat. 

Aber, meine Damen und Herren, dies alles sind 
ja Probleme, mit denen sich seit geraumer Zeit auch 
die Wirtschaft selber auseinandersetzt. Erst gestern 
fand ich in der „Stuttgarter Zeitung" unter der 
Überschrift: „Vor ,Mogelpackungen' wird gewarnt" 
einen Appell des Rationalisierungskuratoriums der 
deutschen Wirtschaft. Darin heißt es ich darf 
vielleicht einige wenige Sätze vorlesen —: 

Die Packung solle die Ware zeigen oder klar 
und wahrheitsgemäß den Inhalt nennen. Der 
Füllinhalt solle an gut sichtbarer Stelle kennt-
lich gemacht sein, wobei zu große und aufwen-
dige Packungen nur den Käufer täuschten. ( ...) 
Die Preisangaben sollten stets an gleicher Stel-
le, gut erkennbar und leicht lesbar sein. Zur 
Alterskontrolle von leicht verderblichen Waren 
solle man das Herstellungsdatum oder das letzt-
mögliche Verbrauchsdatum auf der Packung 
nennen. Aufdrucke wie „Begrenzt haltbar" oder 
„Zum alsbaldigen Verbrauch bestimmt" sagten 
nichts über die Qualität aus. 

Das, meine Damen und Herren, zeigt uns die Ein-
stellung der Wirtschaft zu diesen Problemen, und 
das läßt uns doch erwarten, daß wir bald zu einer 
entsprechenden Lösung auch dieser Fragen kom-
men, und zwar im Einvernehmen und nicht allein 
auf dem gesetzlichen Wege. Meine Kollegin Frau 
Dr. Kiep-Altenloh hat in  der  94. Sitzung des Deut-
schen Bundestages 'bereits die Mißbräuche im Ab-
zahlungsgeschäft zur Sprache gebracht. Wir wün-
schen, daß bald die Regelungen getroffen werden, 
die damals der Herr Bundesjustizminister und 
heute der Herr Bundeswirtschaftsminister in Aus-
sicht gestellt haben. 

Verbraucherpolitisch wichtig 'scheint mir auch die 
Lösung des Problems  der  Typenbeschränkung zu 
sein. Hier liegen ganz ohne Zweifel noch ungenutzte 
Möglichkeiten auch für unsere Gesamtwirtschaft 
und ihre Stellung im Wettbewerb des Gemeinsamen 
Marktes. Selbstverständlich wollen auch wir keine 
Uniformierung, und wenn darauf hingewiesen wor-
den ist, daß man z. B. in den USA auf diesem Ge- 
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biet schon erheblich weiter sei als wir, dann möchte 
ich doch einmal zu bedenken geben, ob mit diesem 
angeblichen Fortschritt auf der anderen Seite nicht 
auch eine Konzentration in der Wirtschaft einher-
gegangen ist, die für uns nicht wünschenswert sein 
kann. Ich meine, es gilt hier, die richtige Grenze zu 
finden. Wir sollten das sehr sorgfältig prüfen. 

Ich habe ,den Gemeinsamen Markt angeschnitten, 
ein besonderes Kapitel in der Verbraucherpolitik, 
wie mir scheint. Er soll uns ja einmal ,die großen 
Produktionsserien bringen, die eine Voraussetzung 
für eine preiswerte Versorgung mit Gütern des 
täglichen Bedarfs sind. Aber wir wissen alle: Noch 
sind wir nicht so weit, noch gilt das, was kürzlich 
der EWG-Agrarkommissar Dr. Mansholt auf eine 
Frage ehrlich geantwortet hat: 

Wir unterhalten 

— so sagte er — 

ausgezeichnete Verbindungen mit allen, die er-
zeugen und verwalten. Aber es ist sehr schwie-
rig, gleichartige Verbindungen mit denen, die 
verbrauchen, herzustellen. 

Es liegt auf der Hand, meine Damen und Herren, 
daß hier etwas geschehen muß, und zwar weit über 
den Kontaktausschuß, den es in Brüssel gibt, hinaus. 

Mir scheint, daß in diesem Zusammenhang die 
Beschlüsse und Wünsche des Deutschen Frauenrings 
von Mitte dieses Jahres besondere Beachtung ver-
dienen. Ich will nur einige Punkte anführen, die mit 
dem zusammenhängen, was wir hier im Rahmen der 
Bundesrepublik fordern. Es heißt nämlich: 

Die einschlägigen Ministerien in Bundes- und 
Länderbehörden mögen den Verbrauchern lau-
fend die gleichen Informationen über den euro-
päischen Markt zukommen lassen wie den an-
deren Wirtschaftspartnern. 

Eine Grundsatzfrage, meine ich, die wir billigen 
sollten. Es heißt weiter: 

Alle Beteiligten sollten sich einsetzen für die 
beschleunigte Entwicklung, Einführung und Be-
kanntgabe der internationalen Kennzeichnung 
von Verbrauchsgütern, 

— also schon über den nationalen Rahmen hin-
aus! — 

von  internationalen Handelsklassen, EWG-
Gütenormen und der Kennzeichnung von Le-
bensmitteln, vor allem in Verpackungen, in 
bezug auf Gewicht, Inhalt, Zusammensetzung, 
Haltbarkeit und Verbrauchsvorschriften. 

Zur Sicherung der Volkswirtschaft wird eine strenge 
amtliche Überwachung der Importe gefordert, etwas, 
was ja gerade in diesen Tagen wieder erhöhte 
Aktualität erhalten hat. 

Der letzte Punkt, den ich nennen will: 

Über die Bundesregierung und die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages sollte im 
Europäischen Parlament darauf hingewiesen 
werden, daß unser neues deutsches Lebens-
mittelgesetz in den notwendigen Angleichungs

-

verordnungen auf EWG-Basis keine Verschlech-
terung erfährt. Insbesondere muß die Dekla-
rationspflicht in allen EWG-Ländern gesetzlich 
verankert werden. 

So weit die Forderungen des Deutschen Frauen-
rings. 

Entscheidend ist, meine Damen und Herren — das 
möchte ich noch einmal betonen —, daß dem Ver-
braucher das Wissen vermittelt wird, das er auf 
dem Markt braucht. Diese Erziehung muß bereits 
— das hat Frau Kollegin Beyer schon zum Ausdruck 
gebracht — in den Schulen beginnen. Wir wissen, 
daß hier noch manches geschehen muß. Meinen 
politischen Freunden und mir ist es daher ein ganz 
besonderes Bedürfnis, auch in dieser Debatte denen 
in Verbraucherverbänden und Frauenorganisationen 
zu danken, die sich in oft selbstloser Arbeit für die 
Verbraucheraufklärung eingesetzt haben. 

Verbraucheraufklärung und Verbraucherpolitik, 
meine Damen und Herren, erschöpfen sich nicht in 
der Kunst einer vernünftigen Haushaltsführung, sie 
erschöpfen sich auch nicht in der Vermittlung von 
Kochrezepten, sondern Verbraucherpolitik ist unse-
res Erachtens eine wirtschaftspolitische Aufgabe 
allerersten Ranges. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Meine Damen und 
Herren, nach der Mittagspause, in die wir jetzt ein-
treten wollen, werden das Wort bekommen die 
Herren Abgeordneten Dr. Deist, Lenz (Brühl) und 
Dr. Elbrächter. Dann soll nach einer inzwischen ge-
troffenen Vereinbarung zuerst der Tagesordnungs-
punkt 5 aufgerufen werden: Raumordnung, dann 
erst Punkt 4 der Tagesordnung: Mieterschutz, Än-
derung des § 556 a des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.10 Uhr 
bis 15.01 Uhr). 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die unter-
brochene Sitzung ist wieder eröffnet. Wir fahren 
mit Punkt 3 der Tagesordnung fort. Als nächster 
Redner hat der Herr Abgeordnete Dr. Deist das 
Wort. 

Dr. Deist (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn man, einmal abgesehen vom 
Saal, den Ablauf der Debatte verfolgt, dann könnte 
man den Eindruck gewinnen, die Sozialdemokratie 
habe hier eine Sache aufgerührt, die mir Anlaß gebe 
für eine akademische Diskussion über Fragen, die 
eigentlich kein aktuelles politisches Interesse bean-
spruchen können. Ich fürchte, daß ein solch bedauer-
licher Irrtum uns eines Tages einiges kosten könnte. 
Mein Kollegin Lucie Beyer hatte schon zum letzten 
Punkt unserer Großen Anfrage einige Hinweise ge-
geben, daß Verbraucherpolitik keine akademische 
Sache sei, sondern daß es sich hier um etwas handle, 
was unmittelbar die Interessen der Menschen be-
rühre. Sie hat darauf hingewiesen, wie bedeutsam 
die Verbraucherpolitik in einem demokratischen 
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Staat z. B, für die Preisentwicklung ist und daß es 
hier um ernste Interessen der Verbraucher, um 
ernste Interessen des kleinen Mannes geht. 

Ich glaube nicht, daß es der Bedeutung der Sache 
angemessen ist, wenn der Herr Bundeswirtschafts-
minister in einer bemerkenswerten Arbeit - neben 
Anlagen, die wir nachher im Protokoll sehen wer-
den — ,eine riesige Aufzählung von vielen, vielen 
Details, Ausschüssen und Maßnahmen gibt, die im 
Grunde genommen eigentlich nur unterstreicht, was 
wir bei der Begründung unserer Großen Anfrage 
gesagt haben, nämlich die ungeheure Zersplitterung, 
die auf diesem wichtigen Gebiet festzustellen ist. 

(Sehr richtig! bei der  SPD.) 

In den Darlegungen des Herrn Bundeswirtschafts

-
ministers habe ich kaum einen wirklich konkreten 
Ansatz, kaum einen konkreten Vorschlag gefunden. 

So hat es mich denn doch etwas verwundert, daß 
Herr Illerhaus überrascht war, wie ungeheuer viel 
eigentlich von dem Herrn Bundeswirtschaftsminister 
geboten worden sei. Ich kann nur sagen, Herr Iller-
haus, das muß an Ihrer sprichwörtlichen Bescheiden-
heit liegen, daß Sie  soviel in den Darlegungen des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers entdeckt haben. 
Denn in Wirklichkeit ist, wenn man sie mal kritisch 
durchsieht, so gut wie nichts darin enthalten. 

Herr Kollege Mertes hat einen geschichtlich, ins-
besondere wegen der darin enthaltenen Schiefheiten, 
sehr interessanten Vortrag über die Zwangswirt-
schaft und die Beseitigung der Bezugscheine gehal-
ten. Darüber ließe sich viel reden. Das ist jedoch 
nicht das Thema, das heute und morgen zur Erörte-
rung steht. Der Hinweis auf Brüssel und die inter-
nationalen Regelungen darf uns aber nicht zu der 
Meinung verleiten, bei uns sei eigentlich alles in 
Ordnung und es sei weiter nichts zu tun. Diese Art 
der Behandlung der Dinge nimmt uns draußen 
sicherlich niemand ab. Es geht hier nämlich um ganz 
konkrete Punkte. Hier geht eis darum, daß der Ver-
braucher eine gute Ware bekommt, daß er hinsicht-
lich der Menge nicht betrogen wird, daß er beim 
Preis nicht übervorteilt wird. Hier geht es darum, 
daß er eine Ware bekommt, die seiner Gesundheit 
dient und sie nicht schädigt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das sind wichtige Dinge, und um sie handelt es sich 
bei der heutigen Debatte. Das wollte ich vorweg 
bemerken, um deutlich zu machen, daß es -uns hier 
nicht um  theoretische  Diskussionen, sondern um 
praktische Probleme geht. 

Eine zweite Bemerkung! Mir scheint diese Rede 
des Herrn Bundeswirtschaftsministers ein Anzeichen 
dafür zu sein, wie der Stil dieser Bundesregierung 
in Zukunft aussehen wird: verhältnismäßig schöne 
Reden, aber verhältnismäßig geringe Taten. Wir 
werden auf diese Dinge sehr achten. Was die Reden 
und ihre Güte anlangt, hat sich das Niveau wesent-
lich gehoben. Das wollen wir gern anerkennen, ob-
wohl ich zugeben muß, daß der jetzige Herr Bundes-
wirtschaftsminister seinen Meister noch nicht erreicht 
hat. Das wird aber sicherlich eines schönen Tages 
noch kommen. Das Wesentliche ist jedoch, inwieweit 

das, was in schönen Reden dargelegt wird, mit den 
Realitäten und mit den Taten der Regierung über-
einstimmt. 

Ich will nicht immer das amerikanische Beispiel 
zitieren. Aber es ist schon wichtig, daß im Jahre 
1961 gesagt wird: ich mache mich zum Lobbyisten 
der Verbraucher, daß im Jahre 1962 eine große 
öffentliche Botschaft an den Kongreß gegeben wird 
und daß eineinviertel Jahr später ein sehr umfang-
reicher, detaillierter Bericht des Verbraucherbera-
tungsausschusses erscheint, der darlegt, was gesche-
hen ist und was notwendig ist. Da geschieht wenig-
stens einiges. Bei uns, meine Damen und Herren, 
sprechen wir viel von Marktwirtschaft. Dabei weiß 
jeder, daß wir ein Kartellgesetz haben, das eine 
stumpfe Waffe ist. Wir sprechen von Wettbewerb. 
Dieses Wort ist auch heute wieder oft gefallen. Da-
von, daß die Methoden der modernen Werbung 
die Lage auf dem Wettbewerbsmarkt völlig verän-
dert haben, spricht nach Möglichkeit kein Mensch. 
Und über Verbraucherpolitik wird sehr viel gespro-
chen; aber seit Jahren werden die Verbraucherinter-
essen bei uns vernachlässigt. 

Es wurde erwähnt, daß in der Regierungserklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers Adenauer vom 
9. Oktober 1962 von der Verbraucherpolitik gespro-
chen und dort einige sehr bemerkenswerte Sätze 
gesagt worden sind. Immerhin muß man die Umge-
bung etwas sehen. Ich zweifle daran, daß in dieser 
Regierungserklärung etwas gesagt worden wäre, 
wenn nicht bei der Etatberatung im April 1962 hier 
im Hause auf unsere Initiative zur Verbraucherauf-
klärung zwei Resolutionen angenommen worden 
wären. 

(Beifall bei der SPD.) 

Mit diesen Sätzen in der Regierungserklärung des 
Herrn Bundeskanzlers war dann die Aktivität er-
schöpft, — wenn ich sagen darf: bis auf die verun-
glückte Aktivität des Bundeswirtschaftsministers in 
bezug auf das Warentestinstitut. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat dann mit 
einer Markt- und Wettbewerbstheorie hier aufge-
wartet, die wohl die Haltung der Bundesregierung 
zu Verbraucherfragen erklären soll. Er fing mit dem 
sehr schönen Satz an: Alles Wirtschaften dient dem 
Verbraucher. Das ist sicherlich ein sehr bemerkens-
werter Satz, und seine Richtigkeit läßt sich nicht 
bestreiten. Es schien allerdings so, als wenn der 
Bundeswirtschaftsminister ihn als Feststellung eines 
Tatbestandes ansähe, während wir meinen, es solle 
eine Aufforderung sein, dafür zu sorgen, daß die 
Wirtschaft wirklich dem Verbraucher dient. 

(Beifall bei der SPD.) 

Er sagte sodann, es sei natürlich, daß der Unter-
nehmer den Preis nehme, den der Markt hergebe; 
er überlasse es dann dem Verbraucher, über diesen 
Preis zu entscheiden. Damit belohne der Verbraucher 
geradezu preiswürdiges Verhalten. Dabei müsse er 
allerdings gelegentlich auch Konsumverzicht üben. 
Aber dann sei eigentlich alles in Ordnung. 

Herr Illerhaus unterstrich, es sei wirklich heute 
noch so, daß der Kunde König sei. Der Kunde sei 
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so kritisch, daß ihm kaum irgend etwas vorgemacht 
werden könne. Und dann kam das Wort vom freien 
Wettbewerb, und damit schien wieder alles in Ord-
nung zu sein — jedenfalls nach der Theorie, die uns 
hier vorgetragen wurde. Darum sei es nicht nötig, 
zu gängeln und etwas vorzuschreiben. Völlig ein-
verstanden! Wir sind keineswegs der Auffassung, 
daß der demokratische Staat immer gängeln und 
vorschreiben soll. Was dann allerdings übrigblieb, 
war nur, die Kunst des Einkaufs zu üben und zu 
lernen. Dabei sei der Staat bereit, ein klein wenig 
Nachhilfeunterricht zu geben. 

Herr Illerhaus meinte dann, der Wettbewerb sei 
ja da, alles sei vorbereitet, der Verbraucher müsse 
nur diesen Wettbewerb „in Szene setzen". Herr 
Illerhaus selber weiß, welche Mängel das Kartell-
gesetz hat und daß es selbst ganz soliden mittleren 
und kleineren Unternehmen schwerfällt, den Wett-
bewerb gegenüber den anderen in Szene zu setzen. 
Bei dem armen Verbraucher scheint mir also diese 
Forderung etwas überzogen zu sein. 

Wenn man das alles so übersieht — ich über-
spitze natürlich etwas, um die Tendenz dessen, was 
hier gesagt worden ist, klar herauszustellen —, 
bleibt nur der Verbraucher übrig, der es eigentlich 
in der Hand hat, der eigentlich schuld daran ist, daß 
alle diese Dinge nicht funktionieren. 

Herr Illerhaus stellte dann noch fest, daß auch 
die Rechtsprechung nicht recht mitkomme. Daran, 
daß es vielleicht an der Regierung liegen könnte, 
die Politik zu treiben hat, haben weder der Herr 
Bundeswirtschaftsminister noch die zwei Redner der 
Koalition gedacht. 

Deshalb scheint es mir nötig zu sein, daß einiges 
über die Realitäten auf dem Verbrauchermarkt ge-
sagt wird. Da funktioniert schon der Wettbewerb 
unter den Unternehmen, wir wir wissen, nicht im-
mer ausreichend. Wir beklagen immer, wie wenig 
Wettbewerb dort vorhanden ist, und rechnen uns 
gegenseitig vor, was nun eigentlich getan werden 
müßte. 

Auf dem Verbrauchermarkt handelt es sich auch 
um die Position zwischen dem Produzenten und dem 
Händler, also dem Angebot auf der einen Seite 
und dem Verbraucher auf der anderen Seite. Wir 
alle wissen aus der Theorie, daß die Marktwirt-
schaft nur funktioniert, wenn auf dem Markt eini-
germaßen Gleichgewicht herrscht. Dieses Gleichge-
wicht aber ist zwischen der anbietenden Wirtschaft 
und dem Verbraucher so stark gestört, daß einiges 
geschehen muß, wenn der Verbraucher zu seinem 
Recht kommen soll. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Hier spielt die moderne Werbung eine wesent-
liche Rolle. Ich möchte nicht mißverstanden werden: 
ich bin ernstlich der Auffassung, daß moderne Wer-
bung in der modernen Wirtschaft notwendig ist. Ich 
bin auch der Auffassung, daß man bezüglich der 
Anforderungen an die Werbung, insbesondere der 
Grenzen zur unterschwelligen Werbung, und was es 
dergleichen mehr gibt, nicht allzu penibel sein sollte. 
Aber wenn wir meinen, daß die Werbung zur 

modernen Wirtschaft gehört — ebenso wie wir nicht 
bestreiten wollen und können, daß mächtige Unter-
nehmen in der Wirtschaft von heute notwendig 
sind —, müssen wir uns eben überlegen, ob es an-
dere Maßnahmen gibt als das Verbot oder die 
Beschränkung oder die Besteuerung der Werbung, 
um hier ein vernünftiges Gleichgewicht herzustellen 
und dafür zu sorgen, daß der Verbraucher aus seiner 
schwachen Position am Markt befreit wird. 

Es ist ja doch wohl so, daß die anbietende Wirt-
schaft in bezug auf die Werbung ein Monopol ge-
genüber dem Verbraucher hat. Die anbietende Wirt-
schaft verfügt über entsprechende finanzielle Mittel. 
Sie verfügt über die Organisation für das Mar-
keting, und sie kann in einseitiger Weise den Markt 
beeinflussen. Dem steht der Verbraucher der Natur 
nach hilflos gegenüber. 

Ein Zweites. Wir haben es heute — insbesondere 
in der Großwirtschaft — auch mit der suggestiven 
Werbung zu tun. Das ist wirklich ein Gesichtspunkt, 
den man hier mit in die Debatte werfen und be-
achten muß. Wirtschaften ist an sich eine rationale 
Angelegenheit. Der Produzent denkt höchst rational. 
Der Verteiler arbeitet mit höchst rationalen Mitteln. 
Der Werber setzt alle Möglichkeiten der modernen 
Wissenschaft an, um die Schwächepunkte bei dem 
Verbraucher auszumachen. Er richtet mit höchst 
rationalen Mitteln die Werbung auf den Verbrau-
cher. Dem steht auf der anderen Seite ein rational 
höchst unterentwickelter Verbraucher gegenüber. 
Seine Position muß man doch auch sehen, und dann 
kann man nicht davon reden, daß der Verbraucher 
den Wettbewerb in Szene setzen solle, dann kann 
man nicht davon reden, hier herrsche doch Wett-
bewerb, und das alles diene dem Verbraucher. 

Nein, meine Damen und Herren, hier muß einiges 
geschehen, damit wir wirklich auf diesem Markt der 
Verbraucher von Marktwirtschaft sprechen können. 
Denn Marktwirtschaft setzt ein gewisses Gleich-
gewicht der Partner auf einem Markt voraus, und 
das gilt auch für die Verbraucher gegenüber der 
•anbietenden Wirtschaft. 

Damit ist eine zweite Überlegung verbunden, die 
ebenfalls hierhergehört. Der Weimarer Demokrat — 
ein großer Demokrat — Willy Hellpach hat einmal 
gesagt, das Wesen der Demokratie bestehe doch 
wohl darin, daß der einzelne seine Meinung auto-
nom in Selbstbestimmung und Selbstbesinnung 
bilde, so primitiv auch dieser Gang des autonomen 
Bildens einer eigenen Meinung sei; d. h. Demokratie 
setze voraus, daß der einzelne nicht von außen ge-
steuert sei, daß er nicht durch Werbung und andere 
Dinge so beeinflußt werde, daß er nicht mehr in der 
Lage sei, das Denkenkönnen, das ja wohl das Wesen 
des Menschen ausmacht, zu betätigen und sich eine 
eigene Meinung zu bilden. 

Meine Damen und Herren, dieser moderne Zweig 
der Werbung bringt die Gefahr mit sich, daß der 
kritische Staatsbürger beseitigt wird. Es ist ja nicht 
so, wie einer der Herren Vorredner sagte, daß die 
Wirtschaft die Methoden der modernen Werbung 
von der Politik übernommen habe. Schon eine 
kleine Untersuchung der Entwicklung der Parteien- 
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geschichte und der Wahlgeschichte in den letzten 
Jahren zeigt sehr deutlich, daß der Gang gerade 
umgekehrt gewesen ist. Aber eines ist sicher: Wenn 
wir den Menschen auf diesem wichtigen Gebiet, wo 
es um ihr eignes Interesse und ihr eigenes Leben 
geht, abgewöhnen, selber zu denken, und zulassen, 
daß die Werbung ein Ausmaß annimmt und Wir-
kungen hat, die ihnen das Denken abgewöhnen, 
dann können wir nicht erwarten, daß dieselben 
Menschen im politischen Leben als mündige, selb-
ständig denkende Staatsbürger auftreten. 

Meine Damen und Herren, darum meine ich, daß 
wir uns hier nicht mit einer Aufzählung von vielen 
Einzeldingen begnügen und es dabei bewenden las-
sen können. Wenn es um irgendeine Bagatelle ginge, 
die auf dem Spiele steht, könnte man so vorgehen. 
Hier aber handelt es sich — wie ich dargelegt zu 
haben hoffe — um eine sehr, sehr ernste Sache für 
einen demokratischen Staat, für die Aufrechterhal-
tung der Marktwirtschaft in ihm. Man muß also 
ernste Anstrengungen machen, um die Position des 
Verbrauchers zu stärken. 

Dazu gehört in erster Linie, daß die Bundes-
regierung nicht zersplittert ansetzt, sondern gezielt 
und planmäßig wirkt. Was der Herr Bundeswirt-
schaftsminister hier gesagt hat, das war eine Do-
kumentation des Wettbewerbs zwischen X Ministe-
rien und der Dotierung der verschiedenen Ver-
bände und Verbändchen und — dadurch ausge-
löst — eines ungesunden Wettbewerbs zwischen 
diesen Verbänden, bei dem ein Großteil der Mittel 
im Durcheinander verlorengeht. Es kommt darauf 
an, daß diese Mittel zielbewußt eingesetzt werden, 
daß ein Stück verbraucherpolitische Strategie be-
trieben wird. Die Mittel, die doch vom Steuerzah-
ler aufgebracht werden, dürfen nicht über tausend 
Kanäle aus mehreren Ministerien unter den ver-
schiedensten Gesichtspunkten in  die  Gegend hinein-
gestreut werden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte gegenüber 
den Bemerkungen des /Herrn Kollegen Illerhaus 
etwas klarstellen. Wir wollen nicht ein neues Amt 
mit einer neuen 'Bürokratie, aber wir wollen ein 
beratendes Gremium aus hervorragenden Sachver-
ständigen und Verbrauchern, wie wir es auch in 
anderen Ländern vorfinden. Es soll hier beratend 
wirken und dabei das modernste und wichtigste 
Mittel  der  'Demokratie anwenden, nämlich die Mo-
bilisierung der öffentlichen Meinung. Es soll den 
Menschen zeigen und sagen, was schlecht ist, und 
damit Gegenaktionen auslösen, aber auch Ak-
tionen der Regierung und des Parlaments, die not-
wendig sind. Das ist für einen demokratischen Staat 
eine moderne, aber auch eine ganz normale Aktivi-
tät. Darum gibt es ähnliche Institutionen in den 
Vereinigten Staaten, in Großbritannien, in Schweden 
und in Norwegen, und in Brüssel werden ähnliche 
Pläne erwogen. Dazu brauchen wir kein neues Mi-
nisterium und keine große neue Apparatur, aber 
ein Zentrum, das ein Stück Demokratie verwirklicht, 
nämlich ,die Menschen mobilisiert, sie zu selbstän-
digem Denken in ,die Lage versetzt. 

Dazu gehört auch, daß man sich zu Maßnahmen 
entschließt, wie wir sie nun seit langer Zeit vor

-

schlagen. Dazu gehört eine Institution, wie wir sie 
in dem Verbraucher- und Preisrat vorgesehen ha-
ben.  Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat sich, 
wenn ich ihn recht verstanden habe, zurückhaltend 
in der Beurteilung idieser unserer Anregung ver-
halten. Wenn wir 'hören könnten, idaß er diesen 
Gedanken in  Erwägung zieht, so würde ich sagen: 
uns liegt nicht daran, daß Konstruktion, Zusammen-
setzung und Regelung genau in der Art erfolgen, 
wie wir es uns vorstellen. Wir lassen über vieles 
mit uns reden. Die Hauptsache ist, daß auf diesem 
Gebiet etwas geschieht, daß wir eine Stelle haben, 
die zentral nach einheitlichen Gesichtspunkten eine 
Lösung der Probleme im Zusammenhang mit einer 
angemessenen Stärkung der Position der Verbrau-
cher auf dem Markt herbeiführt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Lassen Sie mich noch einen zweiten Gedanken-
gang hinzufügen, der meines Erachtens wichtig ist, 
wenn man die Bedeutung der Frage so einschätzt, 
wie ich es eben tat. Ich sprach von der Bedeutung 
der Werbung für den Wettbewerb. Die Werbung 
ist ein wichtiges Stück der Marktstrategie. Mit der 
Werbung wird die Machtposition von marktbeherr-
schenden Unternehmungen außerordentlich gestärkt. 
Freilich wandeln sich dauernd die Verhältnisse auf 
diesem Gebiet. Wir haben bisher gemeint, perfek-
tionistische Gesetze machen zu müssen, z. B. wie 
unser Kartellgesetz. Nach zwei, drei Jahren müssen 
wir feststellen, daß die Wirtschaft in ihrer Wendig-
keit — das ist ja das Gute, das sie an sich hat — 
immer neue Wege findet, auf die unsere fein aus-
geklügelten, perfektionistischen Bestimmungen ein-
fach nicht mehr passen. 

Wir versuchen, bei den sich aus der Werbung er-
gebenden Fragen noch mit dem Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb — wie alt dieses Gesetz ist, 
ist vorhin dargelegt worden — weiterzukommen. 
Dann haben wir es auch versucht mit dem Gesetz 
über die Kennzeichnungspflicht, über die Preisaus-
zeichnung und dergleichen mehr. Da haben wir uns 
soviel Mühe gegeben, alles perfektionistisch zu re-
geln. Aber wir haben eine Regierung, die nur 
widerwillig Durchführungsbestimmungen erließ, um 
dieses Gesetz wirksam zu machen. Dann haben wir 
eine sehr ausgeklügelte Auslegung gefunden. Das 
Ergebnis ist, daß man z. B. über die Anteile von 
bestimmten Fremdstoffen in den Speisen in den 
Gaststätten auf den Speisekarten einige Buchstaben 
A, B, C, D findet. Dann wird darauf hingewiesen, 
daß an irgendeinem finsteren Ort die Erklärung zu 
finden sei. Wenn man dann an diesen Ort geht, 
liest man einige Fremdwörter und Hieroglyphen, 
mit denen man nichts anfangen kann. 

Meine Damen und Herren, das ist nicht die rich-
tige Methode. Wenn Werbung, Preisauszeichnung, 
Kennzeichnung und Verpackung und was dazu ge-
hört, Mittel der Marktstrategie sind, dann gehören 
sie unter die normale Kartellkontrolle, die sich den 
ständig veränderten Verhältnissen entsprechend an-
passen kann. Es ist doch nicht von ungefähr, daß 
z. B. in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
diese Befugnis der Federal Trade Commission zu- 
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steht, also einer Verwaltungsbehörde, und daß ein 
solcher Fall nicht nach Gesetz im Rechtswege er-
ledigt wird. 

Mir scheint, daß das doch wohl ein Hinweis dar-
auf sein könnte, was geschehen kann, um irrefüh-
rende Praktiken, falsche Kennzeichnungen, falsche 
Preisauszeichnungen, zu verhindern. Das spielt ins-
besondere eine Rolle bei Nahrungsmitteln, bei Heil-
mitteln, bei pharmazeutischen Erzeugnissen, wie das 
in Amerika exerziert wird. Ich meine, das sollte 
auch bei uns geschehen. 

Meine Damen und Herren, ich kann in diesem 
Diskussionsbeitrag nicht eine völlige Zusammen-
stellung alles dessen geben, was zu tun wäre. Das 
ist nicht die Aufgabe eines Diskussionsbeitrages. 
Ich habe zwei Beispiele genannt, an denen ich zei-
gen wollte, daß es darauf ankommt, wirklich ziel-
bewußt an strategisch wichtigen Punkten etwas zu 
unternehmen. Eine breite Skala nicht aufeinander 
abgestimmter punktueller Maßnahmen, die sich 
unter Umständen gegenseitig aufheben, nützt hier 
nichts. Eine Politik des Klagens, wie sie heute früh 
zum Teil geübt wurde, nützt auch nichts; die ein-
zige Ausflucht aus dieser Klage war die Fest-
stellung, daß wir keinen Dirigismus und keinen 
Kollektivismus wollen. Darüber sind wir uns so-
wieso einig. Darüber brauchen wir nicht zu disku-
tieren. Aber wichtig ist,' daß wir etwas auf den 
Gebieten tun, auf denen das möglich ist. Ich habe 
zwei genannt, Herr Illerhaus hat dankenswerter-
weise auf das Rabattwesen hingewiesen, bei dem 
ebenfalls einiges zu tun ist. 

Aber solche Dokumentationen guten Willens ge-
nügen uns nicht, insbesondere dann nicht, wenn sie 
nicht in der Regierungserklärung stehen, sondern 
von einem Mitglied dieses Hauses gegeben werden. 
Wir möchten wissen, ob die  Bundesregierung be-
reit ist, auf diesem wichtigen Gebiet etwas zu tun, 
oder ob sie das nicht will. Dazu gehört eine ein-
heitliche Politik. Der Herr Bundeswirtschaftsminister 
hat eine Art Bestandsaufnahme dessen gegeben, 
was so verzettelt in den verschiedenen Ministerien 
getan wird und wie sich das  auf die breite Wiese 
der verschiedensten Verbände verstreut. Ich nehme 
an, in dem Anlagenband, den er zu dem Protokoll 
überreicht hat, werden wir noch einiges darüber 
finden. Das könnte ein Ansatzpunkt sein, eine ziel

-

bewußte, konstruktive Verbraucherpolitik zu trei-
ben und aus dem Hindurchwursteln mit punktuellen 
Maßnahmen herauszukommen. Aber das geschieht 
eben nicht von allein. Dafür muß man sich die erfor-
derlichen Institutionen — wir haben den Verbrau-
cher- und Preisrat vorgeschlagen —, die entsprechen-
den Instrumente und die entsprechende Gesetzge-
bung schaffen. Von alleine kommt das nicht. 

Lassen Sie mich auf das zurückkommen, was ich 
am Anfang sagte: Es handelt sich hier nicht um 
Theorien, es handelt sich nicht um akademische Aus-
einandersetzungen, es handelt sich um wichtige 
praktische Dinge. Wir wollen nicht nur den intelli-
genten Verbraucher haben — das wollen wir auch 
—, sondern wir möchten auch, daß sich diese Intelli-
genz auch in der Wirtschaft, im Leben auszahlt, zum 
Beispiel in Form von angemessenen Preisen. 

Herr Mertes hat seinen Dank an die Damen und 
Herren ausgesprochen, die in den Verbraucherver-
bänden tätig sind. Ich stehe nicht an, mich dem anzu-
schließen. Ich meine nur, davon werden sie nicht 
sehr viel haben. Herr Mertes, Sie sind ja Mitglied 
einer Fraktion, die im Gegensatz zu uns zur Regie-
rungskoalition gehört. Ich nehme an, alle, die auf 
dem Verbrauchergebiet tätig sind, würden es be-
grüßen, wenn Sie dem Dank die Bemühung hinzu-
fügten, die Bundesregierung endlich zu Taten auf 
diesem Gebiet zu veranlassen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Mertes: Ich 
habe ja auch mehr gesagt als das!) 

— Mir genügte das und das, was ich daran anschlie-
ßen konnte, Herr Kollege Mertes. 

Meine Damen und Herren, auf die Dauer wird 
die Öffentlichkeit weder dem Bundeswirtschafts-
minister noch dem Bundestag abnehmen, daß wir 
dauernd über die Stabilität des Preisniveaus spre-
chen, während jeder beobachtet, daß Jahr für Jahr 
die Preise um 2 bis 3'°/o steigen. Jeder Verbraucher 
liest heute, daß voraussichtlich dieses Weihnachten 
das teuerste Weihnachten wird. Wenn wir nicht 
wollen — und wir alle wollen das nicht —, daß man 
regulierend in die Preise eingreift, dann müssen 
wir die zahlreichen Möglichkeiten nutzen, um das 
Wirtschaftsleben so zu beeinflussen, daß solche 
Preiserhöhungen ausgeschlossen werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Eines dieser Mittel ist eine wirksame Verbraucher-
politik. Darum ist das, was wir erstreben, auch ein 
Beitrag zur Stabilisierung des Preisniveaus. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort  hat. 
 der Herr Abgeordnete Lenz (Brühl). 

Lenz (Brühl) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es erscheint mir notwendig, auf 
einige Gesichtspunkte noch einmal hinzuweisen, die 
für die heutige Debatte außerordentlich wichtig 
sind, aber nach meiner Meinung nicht mit der Deut-
lichkeit zum Ausdruck gekommen sind, die notwen-
dig ist. 

Wir haben es mit der Marktwirtschaft zu tun, in 
der sich all das abspielt, was heute zur Erörterung 
stand, einer Wirtschaft also, die ihr ganzes Gesche-
hen am Markt orientiert und orientieren muß. Ihr 
verdankt der Verbraucher schließlich den verlocken-
den Reichtum der Angebotsfülle, die ihm die rechte 
Auswahl manchmal schwer macht. Ihm dabei be-
hilflich zu sein, preisgerecht und qualitätsgerecht 
zu kaufen, ist sicherlich ein gutes Vorhaben, das 
auch wir vom Bundestag aus in jeder Weise unter-
stützen sollten. 

In der verbrauchsgeplanten, der staatsgelenkten 
Wirtschaft — das ist doch die Alternative zu der 
Wirtschaft, die wir heute haben — ist der Verbrau-
cher dieser Sorge enthoben. Da hört die Freiheit 
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der Güterwahl auf. Von der Einheitssuppe bis zur 
Einheitsseife bleibt ihm jedes Risiko erspart. 

(Abg. Kurlbaum: Kennen Sie bloß diese 
primitive Schwarzweißmalerei?) 

Das ist dann der Lohn für seine Bequemlichkeit. 

Nun will ich nicht behaupten, daß sich jemand 
nach diesem Zustand zurücksehnt. Dafür haben wir 
alle als Opfer der Zwangswirtschaft des „Dritten 
Reiches" zu sehr darunter gelitten. Aber besteht 
nicht die Gefahr, daß wir über das Instrumentarium 
all der Maßnahmen und Einrichtungen, die heute 
empfohlen worden sind, zur Einschränkung unserer 
Produktionskraft kommen, mit anderen Worten, 
daß über all diese Dinge Lähmungserscheinungen in 
der Wirtschaft auftreten? 

Wenn man erfährt, was es schon alles gibt, um 
den Verbraucher zu schützen 

(Abg. Dr. Deist: Toll!) 

— der Herr Bundeswirtschaftminister hat uns in sei-
ner Antwort auf die Anfrage der SPD einen ganzen 
Katalog davon aufgezählt —, dann muß man sich 
wirklich fragen, ob nicht vielleicht schon des Guten 
zuviel geschieht. 

(Lachen bei der SPD.) 

Der Verbraucher ist viel besser als sein Ruf; 
verlassen Sie sich darauf! 

(Zuruf des Abg. Leber.) 

Er will nicht betrogen werden; das ist wahr. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Aber er will noch viel weniger bevormundet und 
am Staatsgängelband geführt werden. 

(Zuruf von der SPD: Er will unterrichtet 
werden!) 

Er läßt sich nicht bevormunden, weder vom Staat 
noch von anderen Stellen, die ihm das so warm-
herzig als sein Bestes empfehlen. 

Wissen Sie, der beste Hüter seines Portemonnaies 
ist der Verbraucher selbst. Es ist nicht so, als ob 
schlechthin kritiklos gekauft werde. Das ist ein 
ganz irriges Bild, das, wir mir scheint, hier und da 
geflissentlich verbreitet wird. Im Gegenteil, stei-
gende Angebote, wachsende Konkurrenz bei Han-
del und Produktion erleichtern ihm die Auswahl 
außerordentlich. 

Natürlich trägt auch der Verbraucher seinen Risi-
koanteil, er so gut wie der Produzent und wie auch 
der Händler. Das sollte man ihm auch nicht abneh-
men. Denn sonst gelangt man auf Umwegen wieder 
zu jenen Wirtschaftsformen, die wir, Gott sei Dank, 
durch unsere politische Arbeit überwunden haben. 

Bevor also landauf, landab neue Einrichtungen 
schließlich doch wieder auf Kosten des Verbrau-
chers geschaffen werden, mögen die Bundesregie-
rung und auch die Landesregierungen — denn sie 
geht es in ganz besonderer Weise an — zunächst 
einmal die heutigen Instrumente wirksam einset-
zen. Wir wissen, daß das nicht immer geschieht, so 
daß ein Appell und ein Hinweis darauf vom Deut-
schen Bundestag wahrscheinlich auch ihre Wirkung 

haben werden. Oberstes Gesetz muß dabei aber 
sein, die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft zu 
erhalten. Die Freiheit der Entscheidung darf nicht 
eingeengt werden, weder beim Produzenten noch 
beim Handel und erst recht nicht beim Konsumen-
ten. Es wäre der schlechteste Dienst, den man dem 
Verbraucher erweisen könnte. 

Wir haben darauf zu achten, daß die Funktion 
des Marktes nicht auf Schleichwegen beeinträchtigt 
wird. Die CDU wird sehr darauf aufpassen, daß es 
nicht so weit kommt. Gesunder Wettbewerb im 
funktionierenden Markt hilft dem Konsumenten 
weit wirksamer als alle Einrichtungen und Theo-
rien. Dafür werden wir uns jedenfalls — getreu un-
serer bisherigen wirtschaftspolitischen Haltung — 
mit allem Nachdruck einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Elbrächter. 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nur zu einem 
konkreten Punkt sprechen und dann abschließend 
noch einige allgemeine Bemerkungen über die Stel-
lung des Verbrauchers in der Wettbewerbswirtschaft 
machen. Wenn Herr Kollege Deist nicht so provozie-
rende Aussagen gemacht hätte, hätte ich mich gar 
nicht zu Wort gemeldet. Aber ich glaube nicht, daß 
es angängig ist, daß wir das, was Herr Deist hier 
dargestellt hat, unwidersprochen lassen können. 

Herr Kollege Deist, Sie haben behauptet, daß die 
Werbung nicht im Interesse des Verbrauchers liege 
— so mußte man Ihre Ausführungen werten —, 

(Abg. Dr. Deist:. Im Gegenteil! Das ist 
völlig falsch! — Abg. Leber: Das hätten Sie 

vielleicht gern gehört!) 

sondern daß man durch Werbung den Versuch 
mache, den Verbraucher zu überspielen, indem sie 
ihm etwas suggeriere, was er im Grunde genommen 
nicht haben will. Das ist eine sehr landläufige Auf-
fassung, und nachdem vor einigen Jahren ein sehr 
interessantes und amüsant zu lesendes Buch erschie-
nen ist — ich denke an „Die geheimen Verfüh-
rer" —, ist sie in Deutschland noch landläufiger ge-
worden. Wer aber  dieses  Buch, das wirklich nett zu 
lesen ist, aufmerksam zu Ende liest, wird feststellen, 
daß der amerikanische Verfasser zum Schluß selber 
sagt, im Grunde genommen könne kein Trick, so 
raffiniert er sei, der sogenannten Tiefenheinis — ge-
meint sind die Tiefenpsychologen- den Verbrau-
cher bewegen, etwas zu kaufen, was er nicht im 
Grunde sich wünsche. Er ist eben doch nicht zu über-
reden, weil nämlich die Werbung von verschiedenen 
Seiten auf ihn einwirkt, so daß die vielseitigen 
Werbeangebote sich gegenseitig neutralisieren. 

Auch das, was Frau Kollegin Beyer heute morgen 
gesagt hat, trifft nur sehr bedingt zu. Selbstver-
ständlich besteht eine gute Werbung darin — der 
Herr Wirtschaftsminister hat das in seiner Antwort 
gesagt -, daß sie Kaufwünsche weckt. Ich darf 
daran erinnern, daß gerade auch der Amerikaner 
Gailbraith, der Ihnen ja in der Geisteshaltung nicht 
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ganz fremd sein dürfte, darauf hingewiesen hat, daß 
eine moderne Industriegesellschaft ohne einen ent-
sprechenden Werbeaufwand gar nicht mehr existie-
ren kann. 

Ich möchte jetzt nur mit wenigen Sätzen — um 
das Haus nicht zu langweilen — dartun, warum 
denn auch die Interessen des Herstellers und des 
Konsumenten langfristig gerade in bezug auf Wer-
bung parallel laufen. Ich möchte betonen, daß es 
sehr viel gute Werbung gibt, nicht nur schlechte 
Werbung, die mit Tricks arbeitet. Eine gute Wer-
bung führt selbstverständlich zu einer besseren 
Markttransparenz. Es wird niemand leugnen kön-
nen, daß es für den Käufer nützlich ist, vorher zu 
wissen, wo und was er bekommen kann. Selbstver-
ständlich gebe ich Ihnen gern zu, daß eine Werbung, 
die von den Wirtschaftsunternehmen getrieben wird, 
nicht das Negative herausstellt, sondern nur das 
Positive. Genau an diesem Punkt liegt eine der Auf-
gaben, die ein Warentestinstitut zu erfüllen hat: daß 
es ein gewisses Korrektiv der Werbung darstellt 
und die Werbung zu einer guten Werbung macht. 
Das ist für mich als Wirtschaftler, der ein Interesse 
daran hat, daß Sauberkeit auf dem Markt herrscht, 
einer der Gründe, weswegen ich mich so sehr für ein 
Warentestinstitut eingesetzt habe. 

Aber nun zu der Frage des ökonomischen Nutzens 
der Werbung auch für den Verbraucher! Eines der 
Elemente der Industrie ist die Massenproduktion. 
Die Massenproduktion ist nur möglich, wenn ein 
entsprechender Massenabsatz gesichert ist, und Mas-
senabsatz kann nur gesichert werden, wenn eine ent-
sprechende Werbung vorhanden ist. Der Massen-
absatz bedingt geringe Stückkosten und ermöglicht 
damit auch einen geringen Stücknutzen. Es ist ge-
radezu ein Grundsatz eines jeden Industriellen, daß 
er versucht, durch Massenproduktion mit einem ge-
ringen Stücknutzen auszukommen, weil er nur dann 
den Massenabsatz sichern kann. Insofern laufen die 
Interessen der Hersteller und des Konsumenten 
durchaus parallel. Es ist unzulässig, den Eindruck 
zu erwecken, als stehe ein homogenes Angebot von 
seiten d e r Industrie — die es hier gar nicht gibt —
dem Konsumenten gegenüber. Wie liegen denn die 
Dinge wirklich? Tatsächlich ist eine Unzahl von Her-
stellern mit ganz gegensätzlichen Interessen gerade-
zu um den Verbraucher bemüht, und es ist gerade 
der Vorzug unserer Wohlstandsgesellschaft, daß das 
möglich ist, daß der Verbraucher nicht nur immer 
gezwungen ist, das zu kaufen, was gerade lebens-
notwendig ist. 

Kollege Böhm hat gestern so nebenbei eine sehr 
treffende Bemerkung gemacht. Er sagte: Es ist merk-
würdig, wenn Not da ist, wie ausgezeichnet eine 
Hausfrau dann einkaufen kann. Not lehrt also nicht 
nur beten, sondern auch einkaufen. Ich darf diese 
Bemerkung des Kollegen Böhm hier wiedergeben, 
weil sie sehr treffend ist. Ich komme gleich darauf zu 
sprechen, warum ich das hier sage. Fest steht jeden-
falls, daß Werbung mit dazu gehört, und gerade wir 
in Deutschland haben eher ein Zuwenig an Werbung 
als ein Zuviel. Das können wir nicht leugnen — 
ich habe die Zahlen nicht präsent, weil ich nicht dar-
auf vorbereitet bin, Herr Kollege Deist; aber Sie 

wissen es genauso gut —, wir liegen doch hinsichtlich 
der Werbeausgaben pro Kopf durchaus im unteren 
Drittel. 

(Abg. Dr. Deist: Wem erzählen Sie das?!) 

— Eben; darüber sind wir uns einig. Und wenn 
schon moralische Maßstäbe bei der Werbung kaum 
anzusetzen sind, und die Werbung uns Wirtschafts-
politiker faktisch nur unter ökonomischen Gesichts-
punkten hier interessiert, kann man doch einen 
solchen Vergleich mit vergleichbaren Nationen zie-
hen. Ich stimme Ihnen völlig zu: dort, wo die Wer-
bung unlauter ist, wo es sich also um die Frage der 
Moral handelt, wo man mit unzulässigen Tricks ar-
beitet, sollen wir darauf achten, daß das eliminiert 
wird. Aber ich bin  überzeugt, die Konkurrenten sel-
ber sorgen dafür, daß solche Auswüchse ausgemerzt 
werden. In  den  Wirtschaftskreisen gibt es verschie-
dene Ausschüsse, die dafür sorgen, daß solche unzu-
lässigen Dinge nicht vorkommen und, wenn sie vor-
kommen, daß sie dann sofort repariert werden. So 
sind doch die Verhältnisse auf dem Werbemarkt, 
und ich glaube nicht, daß sie anders gesehen werden 
können. 

Aber nun grundsätzlich: Es wundert mich natürlich 
gar nicht, daß Herr Kollege Deist hier aufgetreten 
ist und eine Serie von Attacken geritten hat, um 
in pointierter Form zu wiederholen, was Frau Kol-
legin Beyer heute morgen zur Begründung gesagt 
hat. Was steckt eigentlich hinter dieser ganzen An-
frage? Es stecken doch zwei, drei Vorstellungen da-
hinter, die offenbar noch nicht aus den Köpfen un-
serer Kollegen von der Opposition herausgekommen 
sind. 

(Zurufe: Aha! von der SPD.) 

Sie erklären offensichtlich: wir sind zwar Anhänger 
der sozialen Marktwirtschaft oder der Marktwirt-
schaft, wie wir das Kind nennen wollen; aber über 
eine aktive Verbraucherpolitik wird nämlich etwas 
gefordert, was den Konsumenten, den Verbraucher, 
lenken soll; denn Sie unterstellen mit dieser An-
frage im Grunde genommen doch, daß — — 

(Zuruf von der SPD: Unterrichten soll!) 

— Nein, lenken soll. 

(Abg. Dr. Deist: Wo steht denn das?) 

— Lesen Sie mal in den Gewerkschaftlichen Monats-
heften nach, was Herr Fahnig darüber im Mai 1963 
geschrieben hat. 

(Abg. Leber: Das habe ich bei Oetker schon 
mal gelesen! Das 'ist die Diktion der großen 

Konzerne!) 

- Lieber Herr Leber, ist Ihr Einwand nicht ein biß-
chen billig? Es scheint mir Ihrem Format nicht ange-
messen zu sein, einen solch billigen Einwand zu 
machen. Es ist doch ganz zweifellos, daß hier die 
Vorstellung spukt, der Verbraucher sei nicht mündig. 

Wir glauben dagegen, daß der beste Schutz des 
Verbrauchers darin besteht, für einen fairen, wirk-
lich funktionierenden Wettbewerb zu sorgen. Dazu 
dient auch wiederum — darin sind wir uns einig, 
Frau Kollegin — ein Warentestinstitut. Das einzige, 
was man wirklich legitim von Staats wegen tun 
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kann, ist, dafür zu sorgen, daß dieser Wettbewerb 
effizient wird, effizient durch eine entsprechende 
Markttransparenz. Das ist die zweite Aufgabe, die 
dieses Testinstitut hat,  und deswegen setze ich mich 
auch wieder dafür ein. Ich werde nicht über Einzel-
heiten sprechen — das würde viel zu weit führen —, 
wie man das zweckmäßig macht. 

Aber sicher ist, daß eine aktive Verbraucherpolitik 
unter keinen Umständen dazu führen darf, daß der 
Verbraucher Hinweise bekommt, wie er sich am 
Markt etwa rational zu verhalten habe und verhal-
ten müsse. Was eine aktive Verbraucherpolitik nur 
erreichen kann, ist vielmehr, daß man dem Verbrau-
cher bewußt macht, welche Vorteile ein rationales 
Verhalten für ihn persönlich darstellt. Es ist der 
Vorteil einer Wohlstandsgesellschaft, daß auch irra-
tionale Kaufentscheidungen hingenommen werden 
können, und insofern ist die beste Verbraucher-
politik auf der einen Seite, daß wir durch Vollbe-
schäftigung und entsprechendes Wachstum der Pro-
duktion für eine Hebung dies  Einkommens sorgen, 
so daß der Käufer nach seinem Wunsch auch eine 
irrationale Entscheidung treffen kann. 

Auf der anderen Seite müssen wir dafür sorgen, 
daß der Wettbewerb funktioniert — einig! —, wir 
sind uns aber über die Wege und über die Beurtei-
lung dessen, was bislang. erreicht ist, nicht einig. Ich 
persönlich bin der Auffassung, daß der Wettbewerb 
ausgezeichnet funktioniert und daß sowohl Werbung 
wie Massenproduktion und Wettbewerb dafür sor-
gen, daß die Preise nicht nur nicht immer steigen, 
sondern auch sinken. 

Statt aller theoretischen Ausführungen zum 
Schluß ein Beispiel, weil Beispiele überzeugend 
sind. Denken Sie zurück an den Markt der Kunst-
stoffe, etwa auf dem Gebiet der Haushaltsgeräte. 
Vor acht Jahren kostete ein Eimer 10, 12 oder 
15 DM. Heute bekommen Sie den gleichen Eimer 
in der gleichen Qualität in der Preislage von 2,50 
bis 3,50 DM, und zwar einfach deshalb, weil a) durch 
die Massenproduktion und die Werbung ein Mas-
senabsatz sichergestellt werden konnte und weil b) 
eine derartige nationale und internationale Kon-
kurrenz auf diesem Markt eingesetzt hat, daß die 
Preise heruntergehen mußten und konnten. Sie 
sehen also an diesem ganz simplen Beispiel, daß es 
nicht zutrifft, daß die Preise nur immer hochgehen, 
sondern daß die Preise gerade durch den effizienten 
Wettbewerb heruntergehen. 

Zum Schluß haben Sie, Herr Deist, etwas zur 
Kaufkraftentwertung gesagt. Da würde ich Ihnen 
doch sehr empfehlen, einmal das zu lesen, was Herr 
Troeger auf Ihrer Essener Wirtschaftstagung zu der 
wirklichen Kaufkraftentwertung gesagt hat. . Sie 
werden feststellen, daß wir danach erfreulicher-
weise nicht mit solchen Quoten zu rechnen haben, 
sondern mit 2,1 bis 2,2 % pro anno. Das wissen Sie 
ganz genau. Das wird wohl auch nicht bestritten. 

Es ist auch nicht unzulässig, wenn auf einem be-
stimmten Sektor, insbesondere eben dem der land-
wirtschaftlichen Erzeugung, aus politischen Gründen 
Preiskorrekturen vorgenommen werden auf einem 
Markt, der einfach durch Subventionen zugunsten  

der Verbraucher manipuliert war. Entweder müssen 
wir die Preiskorrekturen hinnehmen, die Preise all-
mählich in Richtung auf ein vernünftiges Preis-
niveau anpassen, oder wir müssen uns entschließen, 
wieder höhere Subventionen zu zahlen, Subven-
tionen, die in einer Massengesellschaft letzten En-
des wir alle bezahlen. Das ist doch nur ein Nehmen 
aus der einen Tasche in die andere. 

Ich bin also persönlich der Meinung, daß wir ge-
rade im gegenwärtigen Augenblick keinen Grund 
haben, mit Sorge auf die Preisstabilität zu blicken. 
Vielmehr ist die Preisstabilität gerade in diesem 
Jahr erfreulicherweise relativ günstiger als im Jahr 
zuvor. Ich meine also, daß dieses ganze Instrumen-
tarium, das die Bundesregierung hier angeboten 
hat, ob das das Kartellgesetz ist, das doch wirk-
samer ist, als Sie es darzustellen belieben — nicht 
umsonst sind ja die Hersteller gar nicht so sehr 
erfreut über die Existenz eines Bundeskartellam-
tes —, ob das die Frage des Zahlungsbilanzaus-
gleichs, ob das die Frage der Vollbeschäftigung und 
des Wachstums betrifft, ich meine, daß das alles 
Dinge sind, die doch in unserem Wirtschaftssystem 
letzten Endes ausschließlich dem Verbraucher die-
nen. Darüber sollten wir uns eigentlich einig sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Dr. Kiep-Altenloh. 

Frau Dr. Kiep-Altenloh (FDP) : Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Wir sind bei den letzten 
Ausführungen ziemlich weitgehend in allgemeine 
Wirtschaftsprobleme gegangen. Ich möchte hier ein-
mal sehr populär sprechen: Das kleine Würstchen 
Verbraucher steht doch in dieser Wirtschaft mit 
einem relativen Überfluß zum Teil hilflos da. Das 
gilt nicht für alle.  Das  gilt sicher nicht für den  Teil 
der Verbraucher, der sehr bewußt seine Einnahmen 
aufteilen kann. Aber es ist ebenso sicher, daß sich 
für viele aus ihrem Einkommen Möglichkeiten er-
schlossen haben und daß sie für irgend etwas ge-
angelt werden, was sie nach näherem Zusehen 
nicht haben wollen. Damit spreche ich nicht für eine 
Einschränkung des freien Wettbewerbs, den meine 
Partei, die Freie Demokratische Partei, ganz sicher-
lich für die 'Grundlage .des Wirtschaftens überhaupt 
hält. Aber ich meine, hier müßten wir uns doch im 
Interesse 'der Transparenz des Marktes auch für ein-
fache Gemüter — denn das sind ja diejenigen, die 
heute ein bißchen schief liegen — verschiedene 
Fragen ernsthaft überlegen. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Ob die „Anschrift" immer richtig ist, ob es rich-
tig ist, daß die Forderungen, die die SPD in ihrer 
Großen Anfrage zusammengestellt hat, alle an den 
Staat gehen, möchte ich bezweifeln. Dies möchte ich 
nachher zu den einzelnen Punkten noch näher aus-
führen. 

Der Herr Bundesminister hat uns eine ausführ-
liche Ubersicht über die Möglichkeiten gegeben, 
die heute schon zur Information des Verbrauchers 
gegeben sind. Obwohl ich mich schon seit einigen 
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Jahren mit diesen Fragen befaßt habe, muß ich 
sagen: ich habe einige Quellen nicht gekannt, und 
wer die Quellen nicht kennt, der ist dann eben der 
Dumme. Ich sehe diese vielen Organisationen müh-
sam auf dem Gebiet arbeiten, ich denke an die 
Frauenverbände, ich denke an die Verbraucher-
organisationen, ich denke aber auch an andere Ge-
biete, die nicht so  unbedingt  auf dem Verbraucher-
sektor liegen und wo keine Möglichkeit besteht, 
die staatlichen Hilfen wirklich in Anspruch zu neh-
men, Herr Minister, weil man sie nicht kennt. 

Nun möchte ich aber noch auf einen anderen 
Punkt hinweisen. Hat eine Organisation glücklich 
einmal Beihilfen — ganz legalerweise — von zwei 
oder drei Behörden bekommen, dann muß sie nach-
her auseinanderrechnen, und bei dieser Auseinan-
derrechnung für Aufgaben, die oft ineinanderge-
schachtelt sind, fängt dann der Kummer erst an. Ich 
kann Ihnen aus eigener Erfahrung sagen, daß ich 
in amtlicher Funktion den Leuten geholfen habe - 
nicht auf ganz legalem Wege —, überhaupt einmal 
eine solche Abrechnung fertigzubringen. Das ist 
dann der Erfolg! Da scheint es mir wirklich unbe-
dingt angebracht, daß diese Vielfalt der Möglich-
keiten doch bewußt auf bestimmte Ziele gerichtet 
wird. Das ist nämlich eben doch das Wesentliche, 
daß man wissen will, was denn nun in welcher Rich-
tung gefördert werden soll, und daß die Maßnah-
men zusammengefaßt werden, damit der Überblick, 
die Transparenz gewahrt wird und der einzelne 
herankann. Ich glaube, Herr Minister, wir brauchen 
dazu gar nicht so sehr viel größere Mittel, aber 
planvoller zusammengefaßte Mittel, die ein jeder 
übersehen kann. 

Aber nun möchte ich doch noch auf die eine oder 
die andere Frage — nicht auf alle Fragen — ein-
gehen. Ich glaube, diese Debatte heute sollte nicht 
nur die Regierung — was ja wohl der Zweck war 
— auf Verschiedenes aufmerksam machen. Sie sollte 
auch — und mein Vorredner, der ja meinte, es sei 
doch alles im freien Wettbewerb in Ordnung, mag 
mir das verzeihen — die großen Verbände an ihre 
Funktion erinnern, die meiner Meinung nach und 
auch nach der Ansicht von Herrn Illerhaus leider 
wegen der Vielfalt der Interessen nicht in dem ge-
nügenden Maße wahrgenommen wird. Es ist mei-
ner Meinung nach nicht eine staatliche Aufgabe — 
abgesehen von dem Arzneimittelgesetz, das ja 
jetzt in Arbeit ist —, die Qualitätsmerkmale heraus-
zuarbeiten, die als Grundlage dienen sollen. Es ist 
meiner Meinung nach auch nicht unbedingt Sache 
des Staates, den Typenwirrwarr zu beseitigen. Es 
ist auch nicht Aufgabe des Staates, beispielsweise 
die Bezeichnung für bestimmte Gewebe herauszu-
arbeiten und dafür Normen aufzustellen. Ich sehe 
immer nur große Organisationen, ich sehe, daß hier 
und dort Tagungen stattfinden, und ich stehe nun 
hier als Hausfrau und Verbraucher vor der Frage — 
entschuldigen Sie, meine Herren, es sind ja sicher 
mehrere hier, die dazugehören —: Warum bringen 
sie das nicht fertig, Typen herauszuarbeiten? Wa-
rum bringen sie es nicht fertig, einheitliche Quali-
tätsmerkmale aufzustellen und dann diesen Wirr-
warr bei den verschiedenen Gebrauchstypen zu be

-

seitigen? Ich glaube, in diesem Fall ist die Adresse 
falsch. Ich muß Ihnen sagen, man müßte hier an die 
Arbeit der Verbände appellieren. Da ist eine Auf-
gabe, und ich wünschte, daß der heutige Tag be-
wirken möge, daß gerade diesen Dingen verschärfte 
Aufmerksamkeit zugewendet wird. Oder, meine 
Herren und Damen, ziehen Sie es vor, daß der 
Staat diese Dinge an sich zieht und sie damit ent-
scheidend einengt? Wohin würde es führen, wenn 
solche Forderungen intensiver würden? Es ist nicht 
mein Wunsch, und ich weiß nicht, ob Sie sich bei 
dieser Einengung wohler fühlten, als wenn Sie 
selbst jetzt den Gegebenheiten der heutigen Zeit, 
wo der Markt teilweise undurchsichtig für den Ver-
braucher ist, Rechnung tragen würden. Ich glaube, 
damit wäre ein großer Teil der Wünsche erfüllt, die 
wir im Verbraucherinteresse alle zum Ausdruck ge-
bracht haben. 

Die Ursache dafür, daß der Verbraucher den Markt 
nicht so durchschauen kann, liegt wirklich — wie 
mein Kollege Mertes heute morgen schon gesagt 
hat — darin, daß der Übergang in einen Wohlstands-
staat von einem Markt, der nur die primitivsten Be-
dürfnisse deckte, so rasch gekommen ist. Da ist das 
Zurechtfinden in der Tat schwierig, und zwar schwie-
riger als in anderen Ländern, wo eine kontinuierliche 
Entwicklung dieses Wohlstandsstaates in viel länge-
ren Zeiträumen vor sich gegangen ist. Ich möchte 
aber auch hier noch einmal an die Verbraucher, und 
zwar an jeden einzelnen, appellieren. Wir halten 
es für richtig, daß Auswüchse auf gesetzlichem Wege 
bekämpft werden. Ich habe ja erst vor kurzem hier 
eine Anfrage wegen der Neuregelung des Teilzah-
lungsgeschäfts gestellt. Ich glaube, meine Herren 
und Damen, wenn Sie mal ein bißchen die Akten 
von Sozialbehörden lesen, dann werden Sie sehen, 
wie viele Familien durch unüberlegte Teilzahlungs-
verpflichtungen ins wirkliche Unglück gekommen 
sind. Hier ist also eine Gesetzgebung vonnöten. 

Ich weiß nicht, wie man den irreführenden und 
suggestiv wirkenden Anpreisungen zu Leibe gehen 
soll, soweit sie über das berechtigte Interesse einer 
Werbung, die aufklärend ist und die auch den Ver-
brauch anregen soll, hinausgehen. Ich möchte aber 
doch einmal fragen: Was kann der Verbraucher tun, 
wenn eine Packung so groß ist und nur so weit ge-
füllt ist? Das ist eine Packung, die Sie überall und 
dauernd erleben, das ist üblich. Hier sollte der Ver-
braucher wirklich einmal eine Einzelinitiative ergrei-
fen und eine „üble Nachrede" gegen eine solche 
Verpackung wagen. Es ist zwar juristisch nicht greif-
bar, ob es eine Irreführung ist, aber der Verbraucher 
empfindet es so, daß er hierbei irregeführt worden 
ist. Hier sollte der einzelne Verbraucher den Mut 
haben, einmal zu einer Zeitung zu gehen — die dann 
hoffentlich nicht durch ihre Anzeigenaufträge ge-
hemmt ist — und zu sagen: Das ist eine unerhörte 
Sache, daß in dem Paket, das so groß aussieht, nur 
so wenig Inhalt ist, ganz abgesehen davon, daß die 
Einkaufstaschen in unerhörtem Maße damit belastet 
werden. Auch das möchte ich nicht ganz außer acht 
lassen. Das sind Dinge, die man ebenfalls beachten 
soll. 

Ich will die an sich schon sehr lange Debatte nicht 
noch mehr ausweiten. Aber ich möchte, daß diese 
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Beratung heute zu einem Appell wird für die Wün-
sche, die ich in bezug auf die Vereinheitlichung und 
zielstrebige Lenkung der Mittel ausgesprochen habe, 
an das Ministerium oder an die Regierung, denn es 
sind ja mehrere Ministerien beteiligt. Das Test-
institut ist sicherlich eine Notwendigkeit, die wir 
hier im Hause anerkennen. Ich weiß aber nicht, ob 
wir es so weit ausdehnen sollen, wie Sie, Frau Kol-
legin, heute morgen andeuteten. Da wurde mir schon 
wieder etwas unbehaglich. Das sieht mir zu sehr 
nach staatlicher Lenkung aus. 

Das weitere wäre, daß die Verbände sich einmal 
bewußt würden, welche Aufgaben sie in dieser Wirt-
schaft auf diesem Gebiet außer der Werbung und der 
Konsumausweitung haben. 

Letztlich sollten wir auch von dem Verbraucher 
verlangen, daß er nicht — entschuldigen Sie den ganz 
krassen Ausdruck — wie ein Lamm hinter jeder 
Werbung herläuft, sondern sich selber auch einmal 
die Mühe macht und den Mut hat, wenn er sich 
übervorteilt glaubt, das in der Öffentlichkeit heraus-
zustellen. 

Wenn der heutige Tag bei allen den Eindruck 
bewirkt, daß das Einkaufen und der Verbrauch ein 
wesentlicher Faktor des Wirtschaftslebens ist und 
daß alle beteiligten Stellen, Staat, Handel und Ver-
braucher, das Ihre dazu tun müßten, den Markt sau-
ber und transparent zu erhalten, dann scheint mir 
das Ergebnis durchaus beachtlich und zufriedenstel-
lend zu sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Beyer. 

Frau Beyer (Frankfurt) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich will nur noch einige 
wenige Ausführungen machen. Ich bin Frau Kiep

-

Altenloh dankbar für die Unterstützung, die sie mir 
mit ihrem Beitrag hier hat zuteil werden lassen. 

Ich möchte nur eine Bemerkung zum Typenwirr-
warr machen. Es war nicht die Absicht, hier zum 
Ausdruck zu bringen, daß der Staat mit Direktiven 
Einfluß nehmen sollte, sondern wir wollen, daß der 
Staat Hinweise gibt, daß er sich vor allen Dingen 
an anderen Ländern orientiert. Wir wissen — das 
habe ich ja an Hand von Beispielen deutlich ge-
macht —, daß man im Ausland zu einer weitgehen-
den Normung gekommen ist. Warum sollte das bei 
uns nicht auch möglich sein? Vor allen Dingen dort, 
wo der Staat selber die Möglichkeit hat, etwas zu 
tun, wo er große finanzielle Mittel gibt — ich habe 
den Wohnungsbau und die Landwirtschaft er-
wähnt —, wäre es durchaus möglich, auf eine Nor-
mung zu dringen; das würde letztlich auch zu einer 
Senkung der Kosten führen. 

Herr Kollege Dr. Elbrächter, niemand von uns 
hat davon gesprochen, daß es auf keinem Gebiet 
einen Wettbewerb gäbe. Das hat keiner gewollt, 
und es ist auch nicht geschehen. Ich möchte das noch 
einmal deutlich sagen. 

Keiner hat auch gesagt, daß wir generell gegen 
jede Werbung sind. Wir wissen, daß Werbung in 

unserer Marktwirtschaft notwendig ist. Wir wissen 
aber genauso gut — Herr Dr. Elbrächter, das ist 
letztlich auch in Ihren Ausführungen durchgeklun-
gen —, daß es Gefahren der Werbung gibt. Ich 
habe versucht, diese Gefahren an Hand von Bei-
spielen deutlich zu machen; ich habe die unter-
schwellige Werbung erwähnt, der es gar nicht auf 
Überzeugung ankommt, sondern die einfach nur das 
Unterbewußtsein anspricht. Es kam mir darauf an, 
das herauszustellen und die Frage aufzuwerfen, wie 
wir gegen solche Formen der Werbung etwas unter-
nehmen können. 

Nun wurde weiter gesagt, es geschehe eine ganze 
Menge, um das zu unterbinden, was sich auf dem 
Verpackungssektor tue. Sie werden mit mir über-
einstimmen, wenn ich sage — das hat soeben auch 
Frau Dr. Kiep-Altenloh getan —, daß es heute Ver-
packungen gibt, die in keinem Verhältnis mehr zum 
Inhalt stehen. Man braucht sie nur anzupacken, um 
festzustellen, daß mindestens ein Viertel leer ist. 
Diese Verpackungen täuschen dem Verbraucher 
etwas vor. Das sollte unterbunden werden. 

Zu der tatsächlichen Lage des Verbrauchers darf 
ich sagen, daß die  Ausführungen des Herrn Ministers 
im großen und ganzen eine Unterstützung und prak-
tisch eine Ergänzung meiner eigenen Darlegungen 
waren. Leider hat er bei den wenigen Gebieten, für 
die er gesetzliche Regelungen in Aussicht gestellt 
hat, in keinem Fall einen Termin genannt. Wir wis-
sen, wie lange es dauern kann. Auf bestimmte Rege-
lungen, die versprochen worden sind, warten wir 
seit Jahren. Es wäre an der Zeit, daß wir endlich 
einmal Taten sehen. Wir hoffen nicht, daß es mit 
diesen Gesetzen so gehen wird wie mit den Steuer-
gesetzen, daß sie erst im Jahre 1965, also im Wahl-
jahr, kommen. Es wäre besser, Herr Illerhaus, daß 
diese Gesetze früher kämen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Elbrächter.) 

— Herr Elbrächter, es war uns bis heute rein tech-
nisch nicht möglich, solche Vorschläge zu unterbrei-
ten. Sie haben ja weitaus bessere Möglichkeiten, 
Sie haben eine ganze Regierung zur Verfügung, die 
Ihnen bei der Abfassung von Gesetzen helfen kann. 
Wir müssen das zum großen Teil alle allein machen. 

Die SPD-Fraktion wird Ihnen gleich zu Beginn des 
nächsten Jahres einige Gesetzentwürfe auf den Tisch 
legen. Wir hoffen dann auf ihre Unterstützung. Wir 
haben aus diesem Grunde auch keine Entschließungs-
anträge vorgelegt, wie es sonst bei der Behandlung 
von Großen Anfragen üblich ist. Wir haben geglaubt, 
darauf heute verzichten zu sollen, weil es an der 
Zeit ist, jetzt endlich Grundlagen zu schaffen, damit 
die Mängel, die auch vom Minister anerkannt wor-
den sind und die wir heute bei der Beratung der 

 Großen Anfrage herausgestellt haben, beseitigt wer-
den können. Wir sind der Auffassung, daß Bundes-
tag und Bundesregierung und überhaupt unser de-
mokratischer Staat eine Verpflichtung zu einer ver-
stärkten Verbraucheraufklärung und zu einem Ver-
braucherschutz haben. Deshalb hoffen wir, daß wir 
auf Ihre Unterstützung rechnen können, wenn unsere 
Anträge vorliegen. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Damit ist die 
Aussprache zur Großen Anfrage der Fraktion der 
SPD geschlossen. Anträge sind nicht gestellt. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a und b auf, 
die nach einer interfraktionellen Vereinbarung dem 
Punkt 4 vorgezogen werden sollen: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Margulies 
und Genossen eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Raumordnung im Bundesgebiet 
(ROBG) (Drucksache IV/472); 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Raumordnungs

-

gesetzes (Drucksache IV/1204). 

Das Wort zur Einbringung des Initiativgesetzent-
wurfs hat der Abgeordnete Dr. Schmidt (Wuppertal). 

Dr.  Schmidt  (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Namens der Ini-
tiatoren des Entwurfs eines Gesetzes zur Raumord-
nung im Bundesgebiet auf Drucksache IV/472 habe 
ich die Ehre, die Vorlage, die am 13. Juni 1962 ein-
gereicht wurde, zu begründen. Ich kann das nicht 
ohne ein tiefes Bedauern darüber, daß es 18 Monate 
brauchte, bis für diesen Initiativantrag aus der Mitte 
des Hauses Gelegenheit zur ersten Lesung gegeben 
wurde. 

(Abg. Kurlbaum: Das ist bei unseren An

-

trägen meistens auch der Fall!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter Schmidt! Ich muß hier zur 
Steuer der Wahrheit feststellen, Herr Kollege 
Kurlbaum, daß Sie das nicht aufrechterhalten kön-
nen. Beweisen Sie mir das einmal! Er gibt triftige 
Gründe, die den Ältestenrat veranlaßt haben, diese 
Vorlage zurückzustellen. Die Zeit ist bedauerlich 
lang geworden — ich habe das dem Herrn Antrag-
steller auch schon gesagt —; aber man kann dem 
Ältestenrat, der für diese Sache zuständig ist, nicht 
unterstellen, daß er zum Nachteil der Antragsteller 
zurückgestellt habe. — Bitte, fahren Sie fort. 

(Abg. Kurlbaum: Herr Präsident, ich habe 
nicht die erste Lesung gemeint!) 

— Sondern?,  

(Abg. Kurlbaum: Die zweite und dritte 
Lesung!) 

— Herr Kollege Kurlbaum, dann muß man natür-
lich auch an die Ausschüsse denken. Das Haus hat 
leider die bedauerliche Tendenz — das muß ich hier 
einmal sagen —, entgegen der Vorschrift der Ge-
schäftsordnung möglichst viele Ausschüsse mitzu-
beteiligen. Nach Möglichkeit soll eine Vorlage nur 
einem Ausschuß überwiesen werden. Gut, es gibt 
triftige Gründe, eine Vorlage gelegentlich auch 
einem anderen Ausschuß zur Mitberatung zu über-
weisen. Regelmäßig kommt aber an den Präsidenten 
dieses Hauses und regelmäßig kommt auch an den 
Ältestenrat die Bitte heran, die und die Vorlage 
noch dem und dem Ausschuß mitzuüberweisen. Das 
Ergebnis ist oft eine bedauerlich lange Reise, die 

eine solche Vorlage dann im Hause hinter sich 
bringt, bis sie wieder hier im Plenum landet. 

Aber bitte, Herr Antragsteller, Sie haben das 
volle Recht, hier Ihr Bedauern und Ihre Kritik auch 
darüber zum Ausdruck zu bringen. Auf der Seite 
des Ältestenrates und des Präsidiums des Hauses 
liegt aber natürlich nicht der Schatten eines Ver-
suchs vor, eine Initiativvorlage aus der Mitte des 
Hauses irgendwie zu benachteiligen. — Bitte sehr! 

Dr.  Schmidt  (Wuppertal) (CDU/CSU) : Es handelt 
sich — ich möchte das ausdrücklich betonen — um 
eine Initiativvorlage, an der sich Abgeordnete aus 
allen Fraktionen dieses Hauses beteiligt haben, so-
weit sie der Interparlamentarischen Arbeitsgemein-
schaft angehören. Da sich unsere Arbeitsgemein-
schaft aus Abgeordneten nicht nur des Bundestages, 
sondern auch aller deutschen Landtage zusammen-
setzt, war von vornherein gesichert, daß die Raum-
ordnung sowohl als Bundes- wie auch als Landes

-

aufgabe betrachtet wurde, und diese Grundhaltung 
hat den ganzen Entwurf, der Ihnen vorliegt, geprägt. 

Die Initiatoren erstreben mit dieser Vorlage eine 
Ordnung im Raum, die mit Planifikation oder Di-
rigismus nichts gemein hat, aber nun einmal not-
wendig ist, weil uns der Raum nur in sehr be-
grenztem Maße zur Verfügung steht und wir eine 
unkoordinierte raumwirksame Disposition der ste-
tig zunehmenden Bevölkerung mit ihren vielseiti-
gen gemeinen oder Einzelbedürfnissen nicht ver-
antworten können. Die Notwendigkeit einer koor-
dinierenden Raumordnung und ihre Vereinbarkeit 
mit den Grundsätzen einer freiheitlichen Rechts-
staatlichkeit wird selbst von ausgesprochenen Ver-
tretern der freien Marktwirtschaft anerkannt. Mehr 
als einmal ist darauf hingewiesen worden, daß 
eine moderne Wirtschafts- und Finanzpolitik und 
moderne Raumpolitik geradezu auf gegenseitiges 
Zusammenwirken angewiesen sind. Die Raumord-
nung ist eben nicht gegen die  Freiheit des einzelnen 
gerichtet, sondern ist ein Mittel zur Wahrung der 
allgemeinen Freiheit. 

Damit Ihnen allen diese Überlegungen einmal 
deutlich vor Augen geführt würden, hatten die 
Mitglieder der Interparlamentarischen Arbeitsge-
meinschaft dieses Hauses gleichzeitig mit der Ein-
reichung des Initiativgesetzes einen Beschluß des 
Bundestages herbeigeführt, nach dem nunmehr der 
erste Raumordnungsbericht der Bundesregierung 
vorgelegt wurde. Ich bin der Meinung, daß dieser 
Bericht eine ausgezeichnete Beratungsunterlage 
darstellt. Allen, die daran mitgewirkt haben, sind 
wir zu großem Dank verpflichtet. 

Natürlich müssen wir uns darüber im klaren sein, 
daß wir bei. der Raumordnung vor einer sehr lang-
fristigen Aufgabe stehen. Es ist mehrfach behaup-
tet worden, es sei bisher nichts versäumt worden. 
Sicher ist auf der Basis einiger Landesplanungs-
gesetze und auch in der Bundesanstalt für Raum-
forschung fruchtbar gearbeitet worden. Aber die 
großräumige Entwicklung ist weithin mit ihren Ein-
zelmaßnahmen darüber hinweggegangen. Es ist 
vieles geschaffen worden, aber eben auch unkoor-
diniert geblieben. Viele Fehler sind nun irreparabel. 
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Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Das, was wiedergutgemacht werden kann, wird in 
den meisten Fällen so viel Geld kosten, daß wir 
uns das kaum erlauben können. 

Vor über zehn Jahren haben die Mitglieder der 
Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft erst-
malig mit den Beratungen über diesen Fragenkom-
plex begonnen, weil sie die Notwendigkeit einer 
Regelung erkannt hatten. Es war eine glückliche 
Fügung, daß damals das Bundesverfassungsgericht 
in seinem Rechtsgutachten über die Zuständigkeit 
des Bundes zum Erlaß eines Baugesetzes auch zu 
diesem Fragenkomplex Stellung genommen und 
festgelegt hat — das war im Jahre 1954 —, daß 
es im Bundesstaat eine Raumplanung für den Ge-
samtstaat geben muß. Nach diesem Gutachten kann 
der Bund kraft ausschließlicher Kompetenz voll-
ständig regeln: die Bundesplanung, und kraft kon-
kurrierender Rahmenkompetenz: die Raumordnung 
der Länder in ihren Grundzügen. Dieses Gutachten 
war in seinem rechtlichen Inhalt immer die Leit-
linie für unsere Arbeit. 

Ich brauche nun hier nicht auf das Tauziehen in-
nerhalb der damaligen Bundesregierung über die 
Federführung in Raumordnungsangelegenheiten ein-
zugehen, wohl auch nicht auf die verschiedenen 
Entschließungen, z. B. des Deutschen Bauernverban-
des, des Deutschen Naturschutzringes usw. Es gab 
schon damals eine Reihe von Denkschriften. Aber in 
der Tat gingen die Dinge wenig voran, und nun 
begann ein dornenvoller Weg. Am 6. Dezember 
1955, also vor nunmehr acht Jahren, haben erstmalig 
108 Abgeordnete des 2. Deutschen Bundestages den 
Entwurf eines Rahmengesetzes über die Raumord-
nung eingebracht. Schon damals haben neben unse-
ren Mitgliedern aus allen Fraktionen der Länder-
parlamente und dieses Hauses zahlreiche Verbände, 
u. a. der Bundesverband der Deutschen Industrie 
und der Zentralausschuß der Deutschen Landwirt-
schaft, dem, was wir beantragten, zugestimmt. Lei-
der war die Bundesregierung der Auffassung, diese 
Probleme besser durch administrative Maßnahmen, 
also ohne gesetzliche Regelung, lösen zu können. 

Der Gesetzentwurf ging in den zuständigen Bun-
destagsausschuß. Unter dem Vorsitz unseres Kolle-
gen Jacobi wurde er dort gründlich beraten. Seitens 
des Bundesministeriums des Innern wurde dem Aus-
schuß jedoch nahegelegt, den Entwurf nicht vor-
dringlich zu behandeln, sondern abzuwarten, bis 
die von den Ressorts ausgearbeiteten Vorschläge 
vorlägen. Leider ist durch diese Taktik damals in 
der 2. Wahlperiode ein Raumordnungsgesetz nicht 
zustande gekommen. 

Wie ging es dann weiter? Im Dezember 1957 
schlossen die Regierungen des Bundes und der Län-
der ein Verwaltungsabkommen über die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete der Raumordnung. Als 
Initiatoren des Gesetzentwurfs von damals waren 
wir natürlich äußerst interessiert an den Auswir-
kungen dieses Abkommens. Wir kamen überein, in 
der 3. Wahlperiode des Deutschen Bundestages den 
Erfolg dieses Verwaltungsabkommens zu beobach-
ten und gelegentlich nur durch parlamentarische 
Schritte die Bemühungen zu fördern. Aber schon 
bald mußten wir feststellen, daß die Raumordnung 

nicht vorankam. Die Presse hing es an die große 
Glocke, daß nicht einmal auf Bundesebene eine tat-
sächliche Koordinierung der verschiedenen Ressorts 
in Raumordnungsfragen zu erreichen war. 

Daraufhin brachten wir im Jahre 1959 eine Kleine 
Anfrage ein, um einmal festzustellen, was nun tat-
sächlich in der Raumordnungsfrage geschehen sei. 
Die Antwort ergab einen völligen Stillstand der 
Arbeiten. Nicht einmal die von Bund und Ländern 
vereinbarte gegenseitige Information über raum-
relevante Maßnahmen war angelaufen. Soweit ich 
unterrichtet bin, funktioniert diese Information bis 
heute noch nicht. Dabei ist Information doch nun 
wirklich die elementare Voraussetzung für eine ko-
ordinierende Gestaltung im Wege von Absprachen. 

Damit wurden auch die letzten, die der Exekutive 
noch eine Chance hatten geben wollen, überzeugt, 
daß eine neue, gesetzgeberische Initiative unabweis-
bar notwendig sei. Ich selbst habe mich, solange 
überhaupt noch die Chance bestand, daß das Ver-
waltungsabkommen Früchte tragen könnte, gegen 
eine gesetzliche Regelung gewandt. Ich wollte be-
wußt die Zuständigkeit der Länder in keiner Hin-
sicht einengen. Aber das, was man an Raumordnung 
praktizierte, war wirklich gleich Null. 

In der Vollversammlung der Interparlamen-
tarischen Arbeitsgemeinschaft im April 1959 brach-
ten deshalb Abgeordnete aller Fraktionen aller 
deutschen Parlamente zum Ausdruck, daß ein wei-
teres Zusehen nicht mehr verantwortet werden 
könne. Es wurde die Bildung einer Kommission für 
die Fragen der Landesplanung und Raumordnung 
beschlossen. Die Fraktionen der deutschen Par-
lamente nominierten die Mitglieder, und bald be-
gann die Ausarbeitung einer neuen Initiativvorlage. 
Die erste Beratungsunterlage war der Initiativ-
entwurf der 2. Wahlperiode in der letzten Fassung 
des Ausschusses für Bau- und Bodenrecht. Mit Hilfe 
einer Reihe hervorragender Sachverständiger ging 
die Arbeit flott voran. 

Anläßlich der Verabschiedung des Bundesbau-
gesetzes haben wir dann noch einmal auf die Not-
wendigkeit der Raumordnung hingewiesen. Der 
Deutsche Bundestag nahm auf unseren Antrag hin 
einen Entschließungsantrag an, in dem die Bundes-
regierung ersucht wurde, in Abstimmung mit den. 
Ländern die erforderlichen Maßnahmen einzuleiten, 
damit die Raumordnung nun wirklich Gestalt 
gewinne. 

Im Februar 1961 sagte der Bundeskanzler erst-
malig eine Übertragung der Zuständigkeit für die 
Raumordnung auf den Bundeswohnungsbauminister 
zu. Auch auf unser Drängen hin wurde diese Zu-
sage mit der Bildung des Kabinetts zu Beginn der 
4. Wahlperiode im Herbst 1961 realisiert. Zur glei-
chen Zeit wurde in der Öffentlichkeit, in vielen 
Zeitungen und Zeitschriften, von kommunalen 
Spitzenverbänden, vom Bauernverband und vielen 
anderen die Forderung nach einer gesetzlichen 
Grundlage zur Ordnung unseres Raumes immer 
dringlicher erhoben. Ich freue mich, hier darauf hin-
weisen zu können, daß unsere Vorstellungen durch 
unsere Mitwirkung auch in der Grünen Charta der 
Mainau ihren Niederschlag gefunden haben. Uns 
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allen, die wir an einem Strang ziehen, ist es gelun-
gen, eine heute nicht mehr überhörbare öffentliche 
Meinung zu schaffen. 

Inzwischen waren die Arbeiten im Rahmen der 
genannten Kommission für Landesplanung und 
Raumordnung so weit gediehen, daß der Entwurf 
allen Mitgliedern der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft zugeleitet werden konnte. So 
entstand der Entwurf auf Drucksache IV/472, der 
Ihnen heute vorliegt, nach wirklich eingehenden 
Beratungen und auf Grund langjähriger positiver 
wie negativer Erfahrungen, die wir gewonnen 
hatten. 

Zum vorliegenden Entwurf möchte ich nur einige 
grundsätzliche Bemerkungen machen, da ich im 
übrigen auf die schriftliche Begründung verweisen 
kann. 

Die weitgehende Mitwirkung unserer Landtags-
kollegen gewährleistete die Berücksichtigung aller 
legitimen föderalen Gesichtspunkte, worauf wir 
außerordentlichen Wert legten. Unser Entwurf gibt 
dem Bund natürlich die Vollkompetenz für die 
Koordinierung seiner eigenen Ressorts. Außerdem 
muß der Bund aber auch die Aufgabe haben, die 
Planungen und Maßnahmen aufeinander abzustim-
men und zusammenzufassen, die über den Rahmen 
eines einzelnen_ Landes oder einzelner Länder hin-
ausgehen. Auch seitens der Länder wird anerkannt, 
daß sie nicht Dinge regeln können, die z. B. die 
europäische Zusammenarbeit betreffen. Auch die 
Berücksichtigung der gesamtdeutschen Belange muß 
Bundesvorrang haben. Das gilt schon nach dem im 
Entwurf verankerten Grundsatz, daß sich das klei-
nere Gebiet regelmäßig in das größere Gebiet ein-
ordnen muß. 

Als Gremium für die freiwillige Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern haben wir eine Bundes-
raumordnungskonferenz vorgesehen. Nur wenn man 
sich dort nicht einigt — mit diesem Fall müssen wir 
selbstverständlich rechnen—, soll nach unserem Vor-
schlag ein Gesetzgebungsverfahren, an dem auch der 
Bundesrat beteiligt ist, in Gang kommen. Es kann 
nun einmal nicht auf eine Entscheidung verzichtet 
werden, wenn die Dinge nicht so weiter laufen sollen 
wie bisher. 

In unserem Entwurf finden Sie erstmalig auch eine 
Notstandsklausel. Meines Erachtens sollte eine ge-
setzliche Grundlage für räumliche Notstände gefun-
den werden, schon um sie klar gegen Finanzaus-
gleichsmaßnahmen abzuheben. Ich darf hier nur an 
den Küstenschutz oder etwa an den Alpenplan er-
innern. Die Sicherung unseres Raumes als solchen 
kann ja nicht nur die Aufgabe des unmittelbar be-
troffenen Teiles unseres Volkes sein. Katastrophen 
in diesem oder jenem Teil werden immer das Ge-
samte beeinflussen. Darum hat auch die Gesamtheit 
die Pflicht zum Beistand. 

Ein anderer Gesichtspunkt, der uns sehr am Her-
zen lag, war die Pflicht zur Erhaltung der natürlichen 
Hilfsquellen. Das ist ein moderner Begriff, der heute 
immer weiter Eingang in unseren Sprachgebrauch 
findet. Ich erinnere nur an die beiden Sonderbot-
schaften des verstorbenen Präsidenten Kennedy an 

den amerikanischen Kongreß. Dieser Begriff umfaßt 
alles, was wir unter der Erhaltung der Natur, der 
Reinhaltung von Luft und Wasser, der Schaffung 
von Erholungsgebieten usw. verstehen. Ich habe mich 
gefreut, diese Formulierung nunmehr erstmalig auch 
in dem ersten Raumordnungsbericht der Bundes-
regierung zu finden. 

Weiterhin hat in unserem Entwurf das Anliegen 
seinen Niederschlag gefunden, ein ausgewogenes 
Verhältnis von städtischer und ländlicher Siedlung 
herbeizuführen und die ländlichen Lebensbedingun-
gen zu verbessern. 

Damit komme ich zu dem vielleicht umstrittensten 
Punkt des Raumordnungsproblems überhaupt, der 
Behandlung der Ballungsräume oder, wie es der Re-
gierungsentwurf nennt, der Verdichtungsräume. Der 
von uns als Material für die Beratungen sehr be-
grüßte Entwurf eines Raumordnungsgesetzes des 
Deutschen Städtetages widmet sich diesem Problem 
mit Recht und in besonderer Weise. Solche Verdich-
tungsräume können und dürfen keinesfalls über 
einen Leisten gezogen werden. Sie sind vielmehr 
sehr unterschiedlich zu beurteilen. Der Begriff Bal-
lungsräume muß nämlich nicht immer etwas Nega-
tives bedeuten, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

wenn auch gar zu oft dieser Eindruck entstanden 
ist. Natürlich darf man in dieser Verbindung nicht 
übersehen, daß Raumordnung und Landesplanung 
nicht allein durch Raumordnungsgesetze geregelt 
werden können. Es handelt sich hierbei um eine viel 
größere, viel komplettere Aufgabe, die die Mitwir-
kung der Verantwortlichen auf allen Gebieten erfor-
dert. 

Wir kennen die Sorgen der Kommunen, insbeson-
dere die Sorgen der kleinen Orte im Sog der Bal-
lungsräume und die Sorgen der schwächeren Ge-
meinden und Kreise in revierfernen Gebieten. Es 
ist durchaus verständlich, daß unter den heutigen 
Umständen keine Gemeinde nur eine Stadt zum 
Schlafen sein will. Das bedeutet heute nämlich 
zwangsläufig einen Mangel an den notwendigen 
Haushaltsmitteln. 

Damit komme ich wieder zurück auf das, was ich 
schon eingangs betont habe, nämlich die Notwen-
digkeit einer Koordinierung und eines Zusammen-
wirkens bei allen Maßnahmen. Wir wissen wohl, daß 
eine allgemeine Kommunal- und Finanzreform not-
wendig ist, um die Ziele der Raumordnung und Lan-
desplanung so durchsetzen zu können, wie wir das 
im Hinblick auf die Zukunft unseres Landes für not-
wendig halten. Da spielen viele andere Dinge hinein. 

So wird zum Beispiel die Reinhaltung von Luft 
und Wasser aus den gleichen Gründen nicht so 
durchgeführt, wie es eigentlich sein müßte. Nicht 
nur die Länder, sondern insbesondere die Städte 
und Kreise wollten und wollen sich auch für die 
Zukunft neue Industrie- und Gewerbeansiedlungen 
sichern, um ihren Kommunalhaushalt zu stärken. 
Da aber die Auflagen zum Beispiel hinsichtlich der 
Reinhaltung von Luft und Wasser im Rahmen der 
Wettbewerbsfähigkeit eine nicht geringe Rolle spie- 



4548 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 98. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. Dezember 1963 

Dr. Schmidt (Wuppertal) 

len, drückt man dann seitens der zuständigen Be-
hörden um der Industrieansiedlung willen einmal 
ein Auge zu. In Erwartung höherer Gewerbesteuer-
einnahmen macht man Konzessionen, die später 
zwangsläufig zu Lasten der Gemeinschaftskosten 
gehen werden. Ich wehre mich deshalb auch immer 
wieder dagegen, zu formulieren, die Raumordnung 
bedinge nur eine vernünftige Arbeitsteilung zwi-
schen Bund und Ländern. Gewiß, meine Damen und 
Herren, es geht auch um eine vernünftige Arbeits-
teilung. Aber noch mehr handelt es sich um eine 
überzeugende Koordinierung und fruchtbare Zu-
sammenarbeit. 

Lassen Sie mich daher kurz zusammenfassen. 

Erstens. Nach unserer Auffassung kann es keine 
Lösung geben, die nicht dem Bund gibt, was das 
Grundgesetz ihm aufträgt, aber zugleich auch den 
berechtigten Belangen der Länder Rechnung trägt. 
Wir dürfen nicht unnötig in begründete Zuständig-
keiten der Länder eingreifen. 

Zweitens. Wir sind der Meinung, daß unser Ent-
wurf zwar nicht der Weisheit letzter Schluß, aber 
doch ein positiver Beitrag zur Lösung dieses Fra

-

genkomplexes, und zwar auf föderaler Grundlage, 
ist. 

Drittens. Das Ziel unserer erneuten Initiative ist 
allein, daß wir endlich — wir bemühen uns nun seit 
über zehn Jahren darum — zu einem Raumord-
nungsgesetz des Bundes kommen, und zwar erstre-
ben wir ein gutes, ein wirksames Gesetz noch in 
dieser Legislaturperiode. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Wohnungsbauminister. — Herr Minister, 
bringen Sie gleichzeitig auch den Entwurf der Bun-
desregierung Drucksache IV/1204 ein? — Das be-
gründen Sie jetzt gleichzeitig. Bitte sehr. 

Lücke, Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
Vorliegen eines interfraktionellen Initiativgesetz-
entwurfs für ein Bundesraumordnungs-Rahmenge-
setz und die Ausführungen meines verehrten Herrn 
Vorredners, des Herrn Kollegen Dr. Schmidt, zei-
gen, daß starke Kräfte in allen Fraktionen, die in 
diesem Hause vertreten sind, mit der Regierung in 
der Überzeugung übereinstimmen, daß die Raum-
ordnungspolitik in der Bundesrepublik wirksam ak-
tiviert werden muß und daß die dem Bund dabei 
gestellten Aufgaben auf der sicheren Grundlage 
eines Bundesgesetzes gelöst werden können. Es be-
steht darüber hinaus eine weitgehende Übereinstim-
mung zwischen den Initiatoren des interfraktionel-
len Gesetzentwurfs und der Bundesregierung in den 
grundsätzlichen sachlichen Fragen von politischem 
Gehalt. 

Die drei Aufgabenbereiche, für die ich als Minister 
verantwortlich bin, sind in der Sache aufs engste 
miteinander verbunden, wie es in den Thesen „Vom 
Wohnungsbau zum Städtebau, vom Städtebau zur 
Raumordnung" zum Ausdruck kommt. 

In ,den ersten Jahren nach dem Zusammenbruch 
lag unsere vordringlichste Aufgabe darin, unseren 
Menschen wieder ein Dach über dem Kopf zu schaf-
fen. Nun ist der Augenblick gekommen, nachdem 
dieses Ziel weithin erreicht werden konnte, an die 
Lösung der großen Gemeinschaftsaufgaben der Er-
neuerung unserer Städte und Dörfer im Rahmen 
einer wirksamen Raumordnung heranzugehen. 
Gleichsam als Rechtsbasis für die hier gestellten 
großen, praktisch nie abreißenden Aufgaben der 
räumlichen Ordnung auf örtlicher Ebene konnten wir 
im Jahre 1960 das von Herrn Kollegen Dr. Schmidt 
erwähnte Bundesbaugesetz verabschieden. Sieht man 
von den Ergänzungen ab, die für die Sonderfälle der 
Sanierung und für die Stadt- und Dorferneuerung 
in dem in Vorbereitung befindlichen Städtebauför-
derungsgesetz bereits aufgeworfen sind, so hat das 
Bundesbaugesetz ,als das Grundgesetz der Ortspla-
nung seine Bewährungsprobe inzwischen bestanden. 
Nun schließt sich die nach der Sache, dem Raum und 
der Zeit weit ausgreifende Aufgabe der Raumord-
nung an. Das Raumordnungsgesetz, dessen Entwurf 
Ihnen die Bundesregierung in der Drucksache IV/ 
1204 vorlegt, will dieser großen Aufgabe die recht-
liche Grundlage schaffen. 

Mit diesem Entwurf betreten wir Neuland. Den in 
dieser Situation vielleicht naheliegenden Versuch, 
die Begriffe der Raumordnung gesetzlich zu definie-
ren, unternimmt der  von der Bundesregierung vor-
gelegte Entwurf nicht. Der Entwurf geht davon aus, 
daß der im Grundgesetz verwandte Begriff „Raum-
ordnung" in der Praxis inzwischen einen gesicherten 
Inhalt gewonnen hat. Die Arbeitsweise und die Ge-
genstände der Raumordnungspolitik weisen grund-
sätzliche Unterschiede auf, je nachdem, ob es sich 
um große oder kleinere Räume handelt. In der 
Raumordnung für kleinere Raumeinheiten liegt das 
Schwergewicht bei den konkreten lokalisierten Ent-
scheidungen über die Art und Weise der Flächen-
nutzung. Hauptbeispiele sind hier die Bauleitpläne 
der Gemeinden. Auch in der nächstgrößeren Kate-
gorie der Regionalplanung ist der Plan noch das 
Instrument der Raumordnung. 

Für die Raumordnungspolitik größerer Räume ist 
der Plan nicht mehr das gebotene Arbeitsmittel. Von 
Gewicht ,ist hier nicht mehr die Entscheidung über 
das konkrete lokalisierte Objekt. Im Maßstab großer 
Räume kommt . es auf die  Beeinflussung der Raum-
struktur an. Dieses heute oft gebrauchte Wort meint 
das Zusammenwirken aller maßgeblichen Voraus-
setzungen und Wirkungsfaktoren. Die Raumord-
nungspolitik des Bundes ist also keine Raumpla-
nung. Sie zeigt nicht ein Wunschbild dessen auf, was 
in den einzelnen Teilräumen und Flächen zu ge-
schehen hat. Die Raumordnungspolitik des Bundes 
hat vielmehr das Ziel einer gesunden Raumstruktur 
im Auge. 

Die Mittel der Raumordnungspolitik müssen so 
'gestaltet und so angesetzt werden, daß diese Politik 
gesunde Raumstrukturen schützen, schwache Raum-
strukturen stärken und ungesunden Strukturent-
wicklungen entgegenwirken kann. Wegen dieses 
Schwerpunkts der Arbeitsmethode und der einzu-
setzenden Mittel kann man die Raumordnungspoli- 
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tik für größere Räume auch, wie es gelegentlich ge-
schieht, als regionale Strukturpolitik bezeichnen. 

Die Raumordnungspolitik ist denselben Grund-
sätzen verpflichtet, von denen die allgemeine 
Staatspolitik geleitet wird. Sie ist eines der Mittel, 
diese Grundsätze zu verwirklichen. Die Raumord-
nungspolitik bezieht ihre Bewertungsmaßstäbe und 
ihre Leitziele aus der verfassungsmäßigen Wert-
ordnung selber. Solche in der Raumordnung zu ver-
wirklichende Wertordnungen enthält unser Grund-
gesetz durchaus. Die sozialstaatliche Verpflichtung, 
der Schutz der Familie, die freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit, Schutz des Eigentums und seine soziale 
Verpflichtung, die Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse sind nur einige dieser verfassungsmäßigen 
gesellschaftspolitischen Grundwerte, die für die 
Raumordnung maßgebend sind. 

Daraus, daß diese Grundvorstellungen, meine 
Damen und Herren, in der gegenwärtigen räum-
lichen Ordnung gefährdet sind, ja, in weiten Be-
reichen nicht verwirklicht sind, ergibt sich gerade 
die dringliche Notwendigkeit der Raumordnungs-
politik in der Bundesrepublik. So möchte ich ver-
standen sein, wenn ich immer wieder beteuert 
habe — auch in den letzten zehn Jahren, von denen 
Herr Kollege Dr. Schmidt sprach —, daß Städtebau 
und Raumordnung angewandte Gesellschaftspolitik 
sind. 

Ebenso wie die Raumordnungspolitik der mate-
riellen Wertordnung unserer Verfassung unterwor-
fen ist, werden von ihr die grundgesetzlichen Zu-
ständigkeits- und Verfahrensregelungen respektiert. 
Raumordnungspolitik, wie ich sie verstehe und be-
treibe, unterscheidet sich grundsätzlich von jeder 
Form der Planwirtschaft. Diese unterstellt, daß man 
oben klüger sei als unten, und versucht, der jeweils 
niedrigeren Ebene im einzelnen vorzuschreiben, 
was dort zu tun und zu lassen sei. Diesen Weg zu 
gehen widerspricht dem Geist und auch dem Wort-
laut unserer Verfassung, die von der Eigenstaatlich-
keit der Länder und der Autonomie der Gemeinden 
ausgeht. 

Dem freiheitlichen Geist unserer Gesellschafts-
ordnung, dem Subsidiaritätsprinzip und dem System 
der sozialen Marktwirtschaft entspricht eine Raum-
ordnungspolitik, wie ich sie zu verwirklichen ver-
suche. Sie geht von folgenden grundsätzlichen Über-
legungen aus. 

Das von der Bundesregierung vorgelegte Raum-
ordnungsgesetz ist ein Ordnungsgesetz und kein 
Ermächtigungsgesetz. Es enthält kein Wort, das die 
Bundesregierung ermächtigt oder beauftragt, eine 
Art Bundesraumordnungsplan zu entwerfen und 
durchsetzen. Dieses Gesetz soll aber wohl sicher-
stellen, daß der Wettbewerb der einzelnen Pla-
nungsträger um die Nutzung des Raumes so ge-
ordnet wird, daß langfristig das uns zur Verfügung 
stehende Gemeinschaftskapital, die öffentlichen Ein-
richtungen des Verkehrs, der Versorgung, der Ge-
sundheitsfürsorge und der Erholung so genutzt 
werden, daß für die Allgemeinheit und für den ein-
zelnen langfristig der größte Nutzen daraus erzielt 
wird. So gesehen ist der Regierungsvorschlag des 

Raumordnungsgesetzes am ehesten mit den Geset-
zen zur Ordnung des Wettbewerbs in der Wirt-
schaft zu vergleichen. 

Niemand, dem das Wohl der uns anvertrauten 
Bürger am Herzen liegt, kann Zweifel daran haben, 
daß es auch in einem föderativ gegliederten Bun-
desstaat einer Raumordnungspolitik des Bundes 
bedarf, die an den Bedürfnissen des einzelnen 
Bürgers, seiner Familie und dem Gemeinwohl 
orientiert ist.  Im modernen Zeitalter, in dein die 

 Lebens-, Wirtschafts- und Verkehrsbeziehungen 
nicht mehr an den Grenzen der Gemeinden, an 
innerstaatlichen Bezirks- und Landesgrenzen halt-
machen können, in dem der europäische Verbund 
schon wirtschaftliche und, wie wir hoffen, bald 
politische Realität ist, hat sich der Blick geweitet. 
Diese Entwicklung setzt ein Umdenken voraus. Das 
haben bereits im Jahre 1954 die Richter des Bun-
desverfassungsgerichts erkannt, als sie in dem Gut-
achten, von dem auch Dr. Schmidt sprach, über die 

 bau- und planungsrechtlichen Kompetenzen des 
Bundes folgendes ausführten: 

Raumordnung kann nicht an den Grenzen der 
Länder 'haltmachen. Erkennt man Raumord-
nung als eine notwendige Aufgabe des mo-
dernen Staates an, dann ist der größte zu ord-
nende und zu gestaltende Raum das gesamte 
Staatsgebiet. 

Art. 75 Nr. 4 des Grundgesetzes gibt dem Bund das 
Recht der Rahmengesetzgebung für die Raumord-
nung. Auf dieses Recht gründen sich in gleicher 
Weise die  Regierungsvorlage wie der Initiativ-
gesetzentwurf zu einem Bundesraumordnungs-
rahmengesetz. Das Bundesverfassungsgericht räum-
te dem Bund eine darüber hinausgehende Voll-
kompetenz ein, doch ist ein Rahmengesetz durch-
aus als das Instrument für die raumpolitische Ko-
ordination zwischen idem Bund, den Ländern und 
den Gemeinden ausreichend und notwendig. Nur 
auf diesem Wege läßt sich erreichen und sicher-
stellen, daß die Raumordnung der Länder, die Bau-
leitpläne der Gemeinden und die Planungen der 
sonstigen öffentlichen Planungsträger nach densel-
ben Grundsätzen ausgerichtet werden können. 

In der Diskussion der  letzten Jahre ist gelegent-
lich eingewendet worden, das Bundesraumordnungs-
rahmengesetz solle sich nur auf Organisations- und 
Verfahrensrecht beschränken. Zu Unrecht hat man 
sich dabei auf das Verhältnis zwischen den Län-
dern und den Gemeinden bezogen. Zwar ist richtig, 
daß die bisher erlassenen Landesplanungsgesetze 
nur Organisations- und Verfahrensrecht enthalten. 
In der Tat scheint Organisations- und Verfahrens-
recht auf Landesebene auch auszureichen, die An-
passung der kommunalen Planungen und Maß-
nahmen an  die Landesplanungspolitik der Länder 
zu sichern. Denn das Kommunalverfassungsrecht 
läßt es zu, kommunale Maßnahmen landesstaat-
licher Genehmigung zu unterwerfen. In dem Maße, 
in dem von solchem Genehmigungsvorbehalt Ge-
brauch gemacht wird, kann die  Synchronisierung 
zwischen kommunaler und landesstaatlicher Pla-
nung und Politik gesichert werden. Solches Verfah-
ren kann aber auf das Verhältnis zwischen dem 
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Bund und den Ländern oder gar bis hin zu den 
Gemeinden nicht übernommen werden. Das läßt 
unser Grundgesetz nicht zu. 

Als Alternative zu den gesetzlich fixierten ma-
teriellen Raumordnungsgrundsätzen ist von eini-
gen Ländern eine entsprechende vertragliche Ver-
einbarung dieses Inhalts angeregt worden. Die 
Bundesregierung ist, wie sie auch in ihrer Stel-
lungnahme zu dem Votum des Bundesrats erklärt 
hat, der Überzeugung, daß dies keinen Erfolg ver-
spricht. Warum reicht eine vertragliche Bindung 
nicht aus? Eine Vereinbarung könnte sachlich nicht 
ausreichen. Erstens: Durch eine Vereinbarung zwi-
schen der Bundesregierung und den Landesregie-
rungen werden dritte Planungsträger, insonderheit 
die Gemeinden, nicht gebunden. Zweitens: Der 
Landesgesetzgeber ist an die vertraglichen Bestim-
mungen nicht gebunden. Drittens: Durch die Ver-
kündigung materieller Ziele, wie idas im Wege der 
Rechtsetzung für zwei Länder bereits vorgesehen 
ist, könnte das Land sich selbst aus den vertrag-
lichen  Bindungen  lösen. 

Ich habe die Überlegungen der Bundesregierung 
über die notwendige Rechtsform so eingehend dar-
gestellt, um Sie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, davon zu überzeugen, daß zwingende sach-
liche Gründe für den Weg der Gesetzgebung spre-
chen. Das wird die enge Zusammenarbeit mit den 
Ländern nicht behindern. Ich suche vielmehr im 
Grundsatz und in der laufenden Zusammenarbeit 
die Verbindung mit den Ländern, wo es eben nur 
möglich ist. Diese Absicht habe ich auch bei der 
Vorbereitung des Gesetzes verfolgt. Ich habe zu ein-
gehenden, in vertrauensvoller Atmosphäre geführ-
ten Gesprächen alle Chefs der Landesregierungen 
und die für die Landesplanung federführenden 
Minister aufgesucht, um mit ihnen die gesetzgebe-
rischen Absichten der Bundesregierung zu erörtern 
Wenn es trotz der in diesen Gesprächen erzielten 
Verständigung und, trotz der sehr verständnisvollen 
Beratungen in den fachlich maßgebenden Bundes-
ratsausschüssen im ersten Durchgang zur negativen 
Stellungnahme des Bundesrats kam, so habe ich 
dennoch die Hoffnung, und sie ist begründet, daß es 
zu einer der Sache dienenden Lösung auf der Grund-
lage des Regierungsentwurfs kommt. Das wird um 
so leichter sein,  als die Ablehnung nur mit einer 
knappen Mehrheit erfolgte. In einer Reihe von 
Punkten, die die Ablehnung begründeten, wurden 
inzwischen neue Lösungen gefunden. 

Zu den von einigen Ländern betonten verfassungs-
rechtlichen Fragen habe ich die gutachtliche Stel-
lungnahme eines namhaften Rechtsgelehrten er-
beten, der als führender Experte auf dem Gebiet des 
Verfassungs- und Planungsrechts anerkannt ist. 
Dieses Gutachten, das in den letzten Tagen vor-
gelegt werden konnte, bestätigt die Absicht der 
Bundesregierung in vollem Umfang. Ich darf den an 
den Beratungen beteiligten Damen und Herren der 
Ausschüsse sowie allen Damen und Herren des 
Bundestages dieses Gutachten in den nächsten 
Tagen zur Verfügung stellen, damit sie auch die 
Diskussion über dieses Thema führen können. 

Erlauben Sie mir, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, jetzt kurz die Sachprobleme darzu-
legen, aus denen die Notwendigkeit der Raumord-
nungspolitik folgt. In der schriftlichen Begründung 
der Regierungsvorlage sind die strukturellen Pro-
bleme dargelegt worden. In dem ersten Raumord-
nungsbericht, den die Bundesregierung am 1. Okto-
ber erstattet hat, habe ich den Sachverhalt in seinen 
Einzelheiten näher belegen und die Folgerungen 
schärfer präzisieren können. Ich darf Ihnen das 
Wesentliche mit knappen Zügen vergegenwärtigen. 

Es sind der Raubbau an den natürlichen Hilfs-
quellen, die Unordnung in der regionalen Siedlungs-
struktur und vor allem die Entwicklung in den 
großen Problemgebieten, die uns mit schweren Sor-
gen belasten. Die Schere zwischen den hinter der 
Entwicklung zurückgebliebenen Gebieten einerseits 
und den Verdichtungsgebieten andererseits hat sich 
in den letzten Jahren immer mehr geweitet. In 
unserem Lande hat sich in den letzten hundert 
Jahren ein ungewöhnlicher Konzentrationsprozeß 
vollzogen, der in den Nachkriegsjahren noch beson-
ders verschärft worden ist. Die Folgen, die sich dar-
aus ergeben, sind Ihnen allen gegenwärtig. Immer 
mehr Menschen wohnen in Städten und großen Ge-
meinden und in  der  drangvollen Enge der Verdich-
tungsgebiete. Während im Jahre 1871 noch drei 
Zehntel der Bevölkerung in den größeren Gemein-
den lebten, sind es heute acht Zehntel. Beschränkt 
man die Betrachtung auf die Großstädte, d. h. auf 
Städte mit 100 000 Einwohnern, ist deren Bevölke-
rung in knapp hundert Jahren um das 30fache ge-
wachsen. Im Jahre 1871 wohnte eine halbe Million 
in solchen Städten, heute sind es 16 Millionen. 

Die Verdichtungsgebiete, in denen sich Menschen 
wie Arbeitsplätze konzentrieren, sind aber nicht auf 
die Städte beschränkt. Es haben sich mehrere große 
zusammenhängende Verdichtungsgebiete gebildet. 
Wenn man auch den dazu von Wissenschaftlern aus-
gearbeiteten Abgrenzungen im einzelnen nicht folgt, 
so geben deren Untersuchungen doch ein Bild über 
die Größenordnung. Auf einer Fläche, die ca. 13 v.H. 
des Bundesgebietes einnimmt, lebten im Jahre 1961 
43 v. H. unserer Bevölkerung. Von den 23 Millionen 
Einwohnern, die 1961 in diesen Verdichtungsgebie-
ten lebten, sind mehr als 4 Millionen seit 1950 hin-
zugekommen. Zu einem ganz bedeutenden Anteil 
ging der Wanderungsgewinn dieser Gebiete zu La-
sten der hinter der allgemeinen Entwicklung zurück-
gebliebenen Gebiete. In diesen Gebieten, die den 
Gegenstand unserer besonderen Sorge bilden, sind 
beträchtliche Bevölkerungsabnahmen zu verzeich-
nen. Bevölkerungsabnahmen von mehr als 10 % 
sind hier nicht selten. Er gibt Kreise, in denen die 
Bevölkerungsabnahme mehr als 20 % beträgt. 

Das entscheidende Kennzeichen und zugleich die 
Ursache der strukturellen Probleme dieser Gebiete 
liegt darin, daß es an ausreichenden wirtschaftlichen 
Grundlagen, vor allem an Erwerbsmöglichkeiten 
außerhalb der Landwirtschaft mangelt. Dem kommt 
deshalb so ganz besondere Bedeutung zu, weil sich 
in diesen Gebieten die Probleme des landwirtschaft-
lichen Strukturwandels besonders scharf zeigen. Seit 
1950 verließen jährlich rund 150 000 Vollarbeits- 
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kräfte die Landwirtschaft. Solange es für diese 
Menschen auf dem Lande an anderen Arbeitsplätzen 
in zumutbarer Entfernung fehlt, sind sie zum Pen-
deln oder, wie es gelegentlich auch heißt, zum Fern-
pendeln oder gar zur Abwanderung gezwungen. So 
sind Pendlerentfernungen von 100 km relativ häufig. 
In den Abwanderungsgebieten sied es besonders die 
aktiven Teile der Bevölkerung, die ihre Heimat ver-
lassen, so daß diese Gebiete mitunter gelegentlich 
schon als „Altenteilergebiete" bezeichnet werden. 

Eine Folge der geringen Wirtschaftskraft und ein 
weiteres Kennzeichen der hinter der allgemeinen 
Entwicklung zurückbleibenden Gebiete ist ihr Rück-
stand in der Ausstattung mit Einrichtungen der Ver-
kehrserschließung, der öffentlichen Versorgung, der 
Bildung und Kultur, der Gesundheitsförderung. 
Meine Damen und Herren, diese Problemgebiete 
haben eine bedauerlich große Ausdehnung. Die Bun-
desregierung hat in der Begründung ihres Entwurfs 
eines Raumordnungsgesetzes die Fläche dieser hin-
ter der allgemeinen Entwicklung zurückgebliebenen 
Gebiete auf etwa 40 v. H. der Fläche des Bundesge-
bietes geschätzt. In diesen Gebieten leben acht Mil-
lionen Menschen, d. h. 15 % der Bevölkerung der 
Bundesrepublik. 

Die Problematik der zuvor genannten Gebiets-
kategorien wird besonders deutlich in den östlichen 
Gebieten der Bundesrepublik, in den sogenannten 
Zonenrandgebieten. Dort verstärkt sich die negative 
Erscheinung durch die gewaltsame Grenzziehung 
durch unser Vaterland, durch den Eisernen Vorhang. 
Diese doppelte Belastung liegt dazu in Räumen vor, 
die fast die Hälfte des Zonenrandgebietes mit knapp 
einem Drittel seiner Bevölkerung umfassen. Das 
Zonenrandgebiet besteht überwiegend aus land- und 
forstwirtschaftlichen Gebieten; doch finden sich in-
nerhalb des Zonenrandgebietes auch industriali-
sierte Gebiete. Dieses Gebiet umfaßt insgesamt ein 
Fünftel der Fläche der Bundesrepublik. In dem Ge-
biet lebten 1961 rund 6,7 Millionen Einwohner. Die 
Auseinanderentwicklung in der räumlichen Struk-
tur unseres Landes führt zu schweren Beeinträchti-
gungen der Lebens- und Existenzbedingungen in den 
betroffenen Regionen. Der hohen Wirtschafts- und 
Leistungskraft der sogenannten Konzentrationsge-
biete steht eine besorgniserregende Wirtschafts-
schwäche der zurückgebliebenen Gebiete gegenüber. 
Als 'Meßziffer steht uns für das Jahr 1957, bundes-
einheitlich auf Kreisbasis berechnet, das  sogenannte 
Bruttoinlandsprodukt zur Verfügung. Das ist eine 
Berechnung der wirtschaftlichen Leistung pro Kopf 
der Wirtschaftsbevölkerung. Orientiert man sich am 
Bundesdurchschnitt, der 4250 DM betrug, so wird 
die wirtschaftliche Schwäche der zurückgebliebenen 
Gebiete deutlich, wenn man hier dem Bruttoinlands-
produkt von rund 1500 DM begegnet. Dieser Zahl 
stehen in den Verdichtungsgebieten Werte von über 
7000 DM gegenüber. 

Es liegt auf der Hand, wie sich solche Unter-
schiede auf die wirtschaftliche Existenzgrundlage 
jedes einzelnen, jeder Familie und der Gemeinden 
auswirken. In der damit auf das engste verknüpften 
geringen finanziellen Leistungsfähigkeit der Ge-
meinden in diesen Gebieten liegt zugleich auch eine 

der Ursachen für die mangelhafte Ausstattung mit 
notwendigen kommunalen Diensten und für die 
Unterentwicklung der gesamten Infrastruktur. In 
den Verdichtungsgebieten auf der anderen Seite 
verursacht die Überlastung der Verkehrseinrich-
tungen den Verkehrsteilnehmern übermäßige Ko-
sten und ungewöhnliche Zeitverluste; die anhal-
tende Zunahme der Bevölkerung und der Arbeits-
plätze zwingt die Gemeinden in den überlasteten 
Verdichtungsräumen zu immer weitergehenden Er-
schließungs-, Verkehrs- und Versorgungsinvesti-
tionen, statt daß sie die seit langem notwendigen 
Maßnahmen zur Stadterneuerung und zur Ordnung 
der Verkehrsverhältnisse durchführen können. Die 
Höhe der Grundstückspreise in diesen Gebieten er-
schwert es meist — macht es sogar unmöglich —, 
in diesen Verdichtungsräumen Familien- und Eigen-
heimpolitik durchzuführen. 

Die meist über eine große Anzahl benachbarter 
Gemeinden sich immer weiter in das Land erstrek-
kenden Verdichtungsgebiete stellen die örtliche und 
die Regionalplanung vor das noch immer ungelöste 
Problem, wie hier in den durch vielfache kommu-
nale Grenzen durchschnittenen Gebieten eine ord-
nende und vorausschauende planmäßige Gestaltung 
erreicht werden kann. Eine gegenseitige Ergänzung 
und Zusammenarbeit im nachbarlichen Verbund 
wird zur Zeit vor allem auch durch das bestehende 
Gemeindefinanzsystem erschwert. Das Übergewicht 
der Gewerbesteuer und die gegenwärtigen Rege-
lungen des Gewerbesteuerausgleichs bewirken 
keinen ausreichenden Ausgleich der Interessen und 
Aufgaben der Wohngemeinden und der Betriebs-
gemeinden. 

Diese bis in die jüngste Vergangenheit nur im 
städtischen Bereich gesehene Problematik stellt sich 
jetzt in zunehmendem Maße auch bei der Umstruk-
turierung der ländlichen Räume. Auch bei der not-
wendigen Förderung zentraler Orte in den länd-
lichen Räumen wird eine gemeindenachbarliche Ver-
ständigung zwischen den Mittelpunktgemeinden und 
den übrigen Gemeinden unerläßlich notwendig wer-
den, um hier zu einer vernünftigen Aufgabenteilung 
und zu einem gerechten Vorteils- und Lastenaus-
gleich zu gelangen. Damit sind wiederum als einige 
der Kernfragen der räumlichen Ordnung das vom 
Kollegen Dr. Schmidt erwähnte Kommunalfinanz-, 
das Kommunalsteuer- und das Finanzausgleichs-
system angesprochen. 

In Stadt und Land werden mit der zunehmenden 
Verdichtung der Besiedlung und mit den steigenden 
zivilisatorischen Ansprüchen der Raum und seine 
natürlichen Hilfsquellen immer mehr beansprucht. 
Für solche baulichen und andere technische Ver-
wendungszwecke sind letztlich jährlich zirka 
260 km freier Landschaft eingesetzt worden; das 
entspricht in zwei Jahren der Fläche des Boden-
sees. Dadurch, daß diese Flächenumwidmungen zum 
nicht geringen Teil ohne sorgsame Planung und 
ohne hinreichende Berücksichtigung der Landschafts-
pflege durchgeführt worden sind und gelegentlich 
werden mußten, ist der Verlust an schutzwürdiger 
Landschaft, an landwirtschaftlichen Produktions-
flächen und an den Grundlagen natürlicher Hilfs- 
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quellen weit größer als notwendig. Die planlose 
Ortserweiterung und die Zersiedlung der Landschaft 
sind weithin sichtbare Beispiele. Nur dem Einzel-
interesse und dem Augenblickserfolg dienende Nut-
zungen gefährden die natürlichen Kräfte des Rau-
mes und der Stoffe, die er bietet: Bodenfruchtbar-
keit, Klima, Quell- und Grundwasser, die Landschaft 
als Erholungs- und Siedlungsraum sind darüber hin-
aus gefährdet. 

Meine Damen und Herren, ich komme nun kurz 
zur Bewertung  der  gegenwärtigen räumlichen Ent-
wicklung. Die von mir dargelegten Tatsachen und 
Entwicklungstendenzen sind sowohl wirtschaftspoli-
tisch wie gesellschaftspolitisch bedenklich. Alle Teil-
gebiete des Staates und die darin lebenden Men-
schen müssen in die Lage versetzt werden, ihren 
Beitrag zur Steigerung der volkswirtschaftlichen 
Wertschöpfung und zur Förderung des allgemeinen 
Wohls zu leisten. Die sittliche Würde des Menschen 
und seine freie Entfaltungsmöglichkeit werden von 
dem Zustand der räumlichen Ordnung, wie sie be-
steht, weithin gehemmt. 

Die von mir geschilderte Situation in den groß-
räumigen Problemgebieten, die Mängel in der regio-
nalen Siedlungsstruktur und die Überbeanspruchung 
der natürlichen Hilfsquellen lassen sich nicht isoliert 
beurteilen. Die strukturellen Mängel sind in ihrer 
Ursache, ihrem Zustand und in ihrer weiteren Ent-
wicklung eng miteinander verbunden. Dies beruht in 
erster Linie darauf, daß in ,der Vergangenheit die 
starke Bevölkerungskonzentration in den Verdich-
tungsgebieten zu Lasten der beiden anderen Pro-
blemgebiete ging. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Das gilt auch für die starken Unterschiede in der 
industriellen und gewerblichen Entwicklung, in dem 
wirtschaftlichen Leistungsgefälle, in der eigenstän-
digen kommunalen Ausstattung und der sonstigen 
Infrastruktur. All dies fördert die Zunahme der Be-
völkerung in den überlasteten Verdichtungszonen 
und hemmt die Industrialisierung und die Entwick-
lung der Bevölkerung in den hinter der allgemeinen 
Entwicklung zurückgebliebenen Gebieten. 

Ein wichtiges Element, das alle Problemgebiete 
miteinander und sie zugleich mit den Zwischenzonen 
verbindet, liegt in den Strukturwandlungen in der 
Landwirtschaft. Bislang ist ein großer Teil der aus 
der Landwirtschaft Ausgeschiedenen nur im Wege 
der Abwanderung in die überlasteten Verdichtungs-
gebiete in das außerlandwirtschaftliche Erwerbsleben 
eingegliedert worden. 

Die Menschen, die die zurückbleibenden Gebiete 
aus Mangel an ausreichenden Erwerbsmöglichkeiten 
und wegen des ungenügenden Leistungsstandes der 
öffentlichen Einrichtungen verlassen, ziehen größten-
teils — das hat sich herausgestellt — in die Ver-
dichtungsgebiete und fördern dort die Überlastungs-
erscheinungen. 

Die von mir aufgezeigten Raumordnungsprobleme 
werden sich nur dann lösen lassen, wenn alle Maß-
nahmen auf ein Ziel ausgerichtet werden und be-
stimmte Grundsätze allgemein beachtet werden. Die 
Bundesregierung hat im vorigen Jahr solche Grund

-

sätze für ihren eigenen Bereich aufgestellt. Sie bil-
den zugleich den Kern des Ihnen vorgelegten Ge-
setzentwurfes. 

Unter den Grundsätzen der Raumordnung ist der 
wichtigste, daß die allgemeinen sozialen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse sowie die kulturellen Ein-
richtungen in den zurückgebliebenen Gebieten ver-
bessert werden müssen. In den Gebieten mit einer 
übermäßigen Verdichtung von Bevölkerung und 
Arbeitsstätten sollen der Gesundung und Struktur-
verbesserung dienende Maßnahmen ergriffen wer-
den. Hier wie in allen problematischen Gebieten 
sollen die positiven und fördernden Maßnahmen 
den Vorrang genießen. Die Raumordnungsgrund-
sätze zielen darauf ab, daß alle Maßnahmen ver-
mieden werden, die zur Verschärfung der räum-
lichen Problematik führen; das gilt besonders für 
die Maßnahmen, die zu einer Übersetzung schon 
verdichteter Gebiete führen. Ebenso müssen alle 
Maßnahmen vermieden werden, die eine weitere 
Schwächung der bereits zurückgebliebenen Gebiete 
verursachen. 

In den Raumordnungsgrundsätzen wird dem 
Schutz der natürlichen Hilfsquellen besonderes Ge-
wicht beigemessen. Die landwirtschaftlichen Nutz-
flächen mit günstigen landwirtschaftlichen Lebens- 
und Produktionsbedingungen sollen der Landwirt-
schaft erhalten und nicht mehr als notwendig für 
andere Nutzung vorgesehen werden. Den Wald, die 
Landwirtschaft, die Erholungsgebiete und den Was-
serschutz nennen die Raumordnungsgrundsätze als 
besonders schutzwürdige Güter. Diese in der Re-
gierungsvorlage festgelegten Grundsätze sind Ge-
genstand vielfältiger Diskussionen gewesen. Sie 
haben — zu meiner besonderen Genugtuung — die 
Richtigkeit und Notwendigkeit bestätigt. 

Im Zusammenhang mit der Regelung der Raum-
ordnung in den Ländern spielt der Anspruch der 
kommunalen und wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
eine große Rolle, bei der Aufstellung von Plänen 
aller überörtlichen Stufen beteiligt zu werden. So-
weit mir bekannt, wird dieser Anspruch von der 
Mehrzahl der Landesgesetze bereits berücksichitgt. 
Ich selber habe die Absicht, mich in dem mir ob-
liegenden Geschäftsbereich auch künftig durch den 
schon bei meinem Ministerium bestehenden Beirat 
für Städtebau und Raumordnung, in dem auch Sach-
verständige der Gemeinden und der Wirtschaft ver-
treten sind, beraten zu lassen. 

Man hört gelegentlich die Ansicht, daß alle Maß-
nahmen auf dem Gebiet der Raumordnung schon 
recht spät, ja zu spät kämen; es sei schon besser, 
solche Bemühungen gar nicht erst zu beginnen. Dem 
liegt unausgesprochen die Feststellung zugrunde, 
daß mit diesem Jahre die Entwicklung der räum-
lichen Ordnung und Struktur unseres Vaterlandes 
am Ende sei. Diese Zuspitzung zeigt die Unrichtig-
keit dieser Behauptung. Wem sage ich das hier? 
Wir befinden uns in einem ungewöhnlichen Um-
stellungsprozeß unserer wirtschaftlichen, sozialen 
wie auch gesellschaftlichen Verhältnisse. Die größte 
und in diesem Zusammenhang wichtigste Umstel-
lung vollzieht sich in der Landwirtschaft mit a ll  den 
damit für unser Vaterland verbundenen Problemen. 
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Auch in der Zukunft werden weitere Arbeitskräfte 
aus der Landwirtschaft ausscheiden. Mit elemen-
tarer Macht wird der Anspruch sich Geltung ver-
schaffen, auch auf dem Lande, auch in kleineren 
Dörfern und Gemeinden zivilisatorische und kultu-
relle Ansprüche erfüllt zu sehen. Umgekehrt wün-
schen immer mehr Menschen an Stelle der Groß-
stadt- und Stadtwohnung die Wohnruhe in der 
Landschaft, in kleineren und mittleren Gemeinden. 
Stadt- und Dorferneuerung zu fördern, wird deshalb 
eine der wichtigsten Aufgaben der nächsten Jahr-
zehnte bleiben. So kann nur ein Tor daran glauben, 
daß Raumordnungspolitik zu spät komme. Wem es 
zu spät erscheinen sollte, der kann nur zur Eile 
mahnen. 

Während noch vor einem halben Jahr heißer 
Streit über die Grundsatzfragen der Raumordnungs-
politik verbreitet schien, kann heute zunehmende 
Übereinstimmung nicht nur im Grundsätzlichen, 
sondern auch im Detail festgestellt werden. Die Be-
ratungen in den Bundesratsfachausschüssen haben 
die Verständigung in Grundsatzfragen gefördert. 
Die großen Wirtschaftsorganisationen der Land-
wirtschaft, der Wohnungswirtschaft, der gewerb-
lichen Wirtschaft haben schon früh ihre grundsätz-
liche Billigung der raumordnungspolitischen Absich-
ten der Bundesregierung zum Ausdruck gebracht. 
Ihnen hat sich nun vor wenigen Wochen auch die 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver-
bände mit einem positiven Votum für die Raum-
ordnungsgesetzgebung angeschlossen. Schließlich 
hat sich auch die Opposition nicht nur durch ihre 
Mitwirkung bei dem hier vorliegenden Initiativge-
setzentwurf, sondern auch bei allen anderen Erklä-
rungen verantwortlicher Politiker zur Notwendig-
keit der Raumordnungspolitik bekannt, ja sie jahre-
lang aktiv gefördert. 

All dies rechtfertigt meine Hoffnung, daß sich ein 
Weg gemeinsamer Willensbildung öffnet. Mein 
Appell an alle verantwortungsbewußten Politiker 
im Bund, in den Ländern und in den Gemeinden 
geht dahin, die Stunde der Verständigung zu nut-
zen und den Entschluß zu gemeinsamem Handeln 
zu fassen. Denn davon, ob wir jetzt handeln, wird 
entscheidend abhängen, ob es gelingt, in Stadt und 
Land eine Gesellschaftsordnung zu erhalten, die un-
seren Vorstellungen entspricht. Gewiß ist diese 
Aufgabe groß. Sie weist in die Zukunft. Hier sind 
schnelle Erfolge nicht zu erwarten, vor allem keine 
Erfolge in Legislaturperioden. Um so mehr bitte 
ich, daß wir, Bundestag und Bundesrat, hier im In-
teresse unseres Vaterlandes zusammenstehen und 
brauchbare bundesrechtliche Grundlagen für die 
Raumordnung schaffen. Ich darf Sie bitten, die bei-
den Entwürfe vorrangig in den Ausschüssen zu be-
handeln und ihnen Ihre Unterstützung zu gewäh-
ren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Haus hat die 
Begründung der Bundesregierung entgegengenom-
men. Wir kommen zur Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Dittrich. 

Dr. Dittrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir 
müssen dem Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung ebenso wie dem Kol-
legen Dr. Schmidt (Wuppertal) und denen, die mit 
ihm den Initiativgesetzentwurf eingebracht haben, 
herzlich für die Mühen, die sie hatten, danken. Der 
gleiche Dank gilt den Herren des Hauses des Herrn 
Ministers, die sich in vorbildlicher Weise mit die-
sen schwierigen Fragen abgemüht haben. 

Meine Damen und Herren! In den letzten Jahren 
sind sehr viele weise Aufsätze, sehr viele kluge Aus-
arbeitungen über die  Frage der Raumordnung er-
schienen, und wer nur annähernd in der Lage  ist, 

 sie durchzulesen und zu studieren, der wird mer-
ken, mit welch schwieriger Materie wir es dabei 
zu tun haben. Wer es aber bei diesen wissen-
schaftlichen Erörterungen beließe, würde sich nach 
unserer Ansicht in bezug auf unser Volk nicht 
richtig verhalten. Denn Raumordnung ist ange-
wandte Gesellschaftspolitik. Wir von der Fraktion 
der CDU/CSU müssen in besonderer Weise heraus-
stellen, daß es bei dieser Raumordnung um den 
Menschen geht, der im Vordergrund unseres Han-
delns, unseres Tuns stehen muß. Raumordnung ge-
schieht allein um der Menschen willen. Neue Ge-
biete werden erschlossen und neue Methoden wer-
den angewandt werden müssen, um den Problemen 
der Raumordnung gerecht zu werden. Denn seien 
wir uns über eins klar: Wir bekommen manchmal 
den Vorwurf zu hören, wir hätten diese  Fragen 
zu spät in Angriff genommen. Ich bin  nicht dieser 
Ansicht. Die Dinge werden sich fortentwickeln, wir 
werden ständig das Problem der Raumordnung 
vor uns haben, auch noch in zehn, zwanzig oder 
fünfzig Jahren. Die Raumordnung ist demnach nicht 
zeitbedingt, sie ist überzeitlich zu beurteilen. Hier 
werden sich immer wieder neue Probleme stellen. 

Seien wir uns doch über eins klar, meine Damen 
und Herren: Die Nachkriegszeit mit dem Bedürfnis, 
den Menschen zunächst Arbeit und Brot zu geben, 
hat natürlich in besonderer Weise die Verdichtungs-
räume geschaffen und ausgeweitet. Das ist eine 
Selbstverständlichkeit, über die wir eigentlich nicht 
zu sprechen brauchen. Aber zu verhindern, daß 
neue Verdichtungsräume entstehen, ist die Auf-
gabe, die uns hier gesetzt ist. 

Meine beiden Vorredner haben bereits eindeu-
tig die Situation gekennzeichnet. Wer vom Osten 
unseres Vaterlandes nach dem Westen fährt, wird 
am besten die Probleme vor Augen geführt be-
kommen, der wird sehen, daß drüben im Osten 
unseres Vaterlandes, der Bundesrepublik, die 
Dichte der Bevölkerung bei weitem nicht so groß 
ist wie hier im Westen, der wird feststellen, daß 
dort die industrielle Ballung wesentlich geringer ist 
als hier im Westen. Ich möchte mich aber mit  der 

 Situation als solcher nicht länger auseinandersetzen. 
Ich will lediglich feststellen, daß die Konzentration 
von Bevölkerung und Betrieben eine feststehende 
Tatsache ist, mit der wir uns aber nicht für alle 
Zeiten abfinden sollten. Im folgenden nenne ich 
einige Zahlen, die Ihnen aufzeigen, in welcher 
Weise diese Verdichtungsräume entstanden sind. 
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Auf 32 800 qkm leben über 23 Millionen Men-

schen. Das besagt prozentual ausgedrückt, daß 
42,7 v. FL der Gesamtbevölkerung in diesen Kon-
zentrationsräumen leben, die flächenmäßig nur 
etwa 14 v. H. der Gesamtfläche der Bundesrepublik 
ausmachen. 60 v. H. der Steuer- und Wirtschafts-
kraft liegen in diesen Gebieten. 

Ich darf in diesem Zusammenhang zwei weitere 
Zahlen nennen, die Ihnen das ganze Mißverhältnis 
aufzeigen. Es gibt Gemeinden, in denen die Real-
steuerkraft pro Kopf der Bevölkerung 33 DM be-
trägt, und es gibt Gemeinden, in denen sich die 
Realsteuerkraft auf 604 DM beläuft. Ich rede nicht 
dem das Wort, daß in Zukunft alles gleich sein 
müsse. Das würde sich wahl hienieden nie verwirk-
lichen lassen. Aber ich rede dem das Wort, daß diese 
Differenz von 33 DM zu 604 DM Realsteuerkraft pro 
Kopf der Bevölkerung eben ein Mißverhältnis dar-
stellt, 

(Abg. Baier [Mosbach] : Sehr richtig!) 

das nicht unbedingt sein muß und das überwunden 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich sagte, 60 % der 
Steuer- und Wirtschaftskraft liegen in diesen Ge-
bieten. Das wirtschaftliche Übergewicht dieser Räume 
ist also noch weit größer, als es die Bevölkerungs-
zahlen auszudrücken vermögen. Auf der anderen 
Seite besteht in  einem flächenmäßig erheblichen Teil 
des Bundesgebiets ein offensichtliches Mißverhältnis 
zwischen Bevölkerungszahl und Existenzgrundlage, 
das sich in Steuerschwäche, der sich daraus ergeben-
den Leistungsschwäche der kommunalen Körper-
schaften sowie in einer ungenügenden Ausstattung 
mit Gemeinschaftseinrichtungen auswirkt. In diesen 
Gebieten, die industrieschwach und im allgemeinen 
zugleich agrarische Problemgebiete sind, leben rund 
8 Millionen Menschen, also nicht einmal so viel wie 
in dem einzelnen Ballungsraum Rhein/Ruhr, auf 
etwa 40 v. H. der Fläche des Bundesgebiets. Ihr 
Anteil an der Gesamtbevölkerung des Bundesgebiets 
beträgt nur 15,7 e/o. Allein diese wenigen Zahlen 
ergänzen das, was durch den Bundesminister und 
durch Herrn Schmidt (Wuppertal) bereits aufgezeigt 
wurde. 

Die Situation ist jedem, der in diesem Hause sitzt, 
völlig klar, und ich meine, auch darüber hinaus jed-
wedem in der Bevölkerung, der einmal auch nur 
annähernd im Bundesgebiet herumkommt. 

Wesentlich — über die Situationsschilderung hin-
aus — ist die Frage der Bewertung der gegenwärti-
gen räumlichen Entwicklung im Bundesgebiet. Auf 
diese Bewertung der Situation müßten wir meines 
Erachtens besonderen Wert legen, weil sich daraus 
dann die notwendigen Konsequenzen ergeben. 

Da ist zunächst einmal in den zurückgebliebenen 
Gebieten folgendes aufzuzeigen. Es fehlen in diesen 
Gebieten — ich brauche nur an mein eigenes Hei-
matland zu denken, an Bayern, insbesondere an das 
östliche Bayern, an den Bayerischen Wald — aus-
reichende Existenzgrundlagen, vor allem genügende 
außerlandwirtschaftliche Erwerbsmöglichkeiten. Die 
Folge davon ist, daß die, die dort ihre Heimat ha

-

ben, sich ihr Brot anderswo verdienen müssen. Die 
Folge ist, daß bei dem gegenwärtigen kommunalen 
Finanzsystem die Finanzkraft der Gemeinden unzu-
reichend ist, und daraus resultiert, daß die, die aus 
der Landwirtschaft ausscheiden, ja ausscheiden müs-
sen, sich irgendwo anders ihre Heimat suchen, wenn 
sie nicht dauernd tägliche oder wöchentliche oder 
monatliche Pendler sein wollen. 

Meine Damen und Herren, vergessen wir nicht, 
daß infolge dieser Tatsachen in diesen Gebieten bei 
manchen Bevölkerungsteilen das Gefühl auftritt, daß 
man nicht teilhat an den Gütern dieser Welt; denn 
in diesen unterentwickelten Gebieten ist eben das 
zivilisatorische und das kulturelle Leben nicht der-
gestalt, wie es anderswo ist.  

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht in aller 
Ausführlichkeit die strukturellen Mängel in den 
überbelasteten Verdichtungsgebieten beleuchten. 
Die meisten von Ihnen kennen diese Verhältnisse 
in vorzüglicher Weise. Sie wissen, was dort Lärm 
und Luftverunreinigung bedeuten. Sie kennen die 
Überlastung der Verkehrseinrichtungen. Sie kennen 
das oft tägliche stundenlange Fahren zum und vom 
Arbeitsplatz. Sie kennen alle diese Probleme, die 
dort auftreten. Mit diesen Fragen und mit der Lö-
sung dieser Fragen uns zu beschäftigen, ist uns auch 
im Deutschen Bundestag aufgegeben. 

Es wäre nicht richtig, meine Damen und Herren, 
wenn wir hier feststellten, daß auf dem Gebiete der 
Raumordnung nichts geschehen sei. Die Gemeinden, 
insbesondere die Städte, die Landkreise, die Regie-
rungsbezirke, die Länder haben auf diesen Gebieten 
schon manches getan. Wenn ich allein an mein Land 
Bayern denke, darf ich dankbar anerkennen, daß 
auch für die unterentwickelten Gebiete, daß auch 
für die Zonenrandgebiete schon vieles geschehen 
ist. 

Vergessen wir bei der Betrachtung der Situation 
nicht, daß wir in einem geteilten Vaterland wohnen 
und leben, und vergessen wir nicht, daß wir gerade 
im Begriffe sind, in  die  Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft hineinzuwachsen, die in eben derselben 
Weise Raumordnungsfragen kennt, die schon jetzt 
dort angesprochen werden. Wenn aber innerhalb 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eine 
Raumordnung zur Diskussion steht, so ist es meines 
Erachtens eine der ersten und wichtigsten Aufgaben 
unserer Bundesrepublik, zunächst einmal in unse-
rem Vaterlande selbst diese Raumordnung in An-
griff zu nehmen. 

Der Einwand der Länder, meine Damen und 
Herren, ist Ihnen allen bekannt. Daß Raumordnung 
notwendig ist, diese Erkenntnis gehört im gegen-
wärtigen Zeitpunkt und sicher auch schon früher zum 
Allgemeingut. Hier wird es kaum — von der 
Linken des Hauses bis zur Rechten des Hauses — 
irgendeine Meinungsverschiedenheit geben. Raum-
ordnung ist in der Tat notwendig, nur die Methoden 
und die Wege dazu werden vielleicht verschieden 
aufgefaßt werden. 

Die Länder wenden ein, ein Verwaltungsabkom-
men sei ausreichend. Der Bundesminister für Woh-
nungswesen, Städtebau und Raumordnung ist der 
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Ansicht, daß ein solches Verwaltungsabkommen 
zwischen Bund und Ländern nicht genügt, sondern 
daß ein Gesetz erforderlich ist, weil nur dieses Ge-
setz die Handhabe gibt, daß über das Verwaltungs

-

abkommen hinaus eine Verbindlichkeit für die Län-
der, für die einzelnen Gemeinden und die dort Woh-
nenden bestehen kann. Man sollte sich mit dieser 
rechtlichen Situation nicht lange auseinandersetzen. 
Sie ist theoretischer Natur. Der Bundesminister hat 
ein Gutachten vorgelegt, das sich mit diesen Fragen 
auseinandersetzt. Ich möchte mich bei dieser Grund-
satzdebatte nicht länger mit diesen Fragen beschäf-
tigen. Ich will überhaupt nur den Versuch unter-
nehmen, über Grundsätze zu sprechen, weil meine 
Kollegen Hesberg und von Bodelschwingh es über-
nommen haben, zu den speziellen Fragen im Zusam-
menhang mit dem Wohnungsbau, dem Städtebau 
und der Landwirtschaft insonderheit zu sprechen. 

Ich bin der Ansicht, daß wir in den Ausschüssen 
gewissenhaft überprüfen müssen, ob auf Grund der 
verfassungsrechtlichen Situation dem Bund das Ge-
setzgebungsrecht in dieser Form zusteht. Ich 
meine, wir könnten zu diesem Ergebnis kommen, 
wie wir überhaupt die Möglichkeit haben, mit den 
Ländern, deren Vertreter in den Ausschüssen sind, 
über diese Fragen zu sprechen. Der Herr Minister 
hat es auf sich genommen, die einzelnen Regie-
rungschefs in den Ländern zu besuchen und dort 
Gespräche über die Raumordnung von der Seite 
des Bundes her zu führen. Seit der Sitzung des Bun-
desrates im Frühjahr dieses Jahres ist das Eis wohl 
geschmolzen. Ich will hoffen, daß das Ergebnis der 
Gespräche dergestalt war, daß man zu einem ge-
meinsamen Handeln, zu einem gemeinsamen Vor-
gehen kommen kann. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Raumordnung — das möchte ich den Ländern sa-
gen, die Widerstand geleistet haben — ist nicht 
Landesplanung, sondern auch Landesplanung. Aber 
Raumordnung ist mehr als Landesplanung. Was uns 
mit diesem Gesetz vorschwebt, ist eine Aufstockung 
der unterentwickelten Gebiete und eine Minderung 
der Verdichtungsräume, wobei in besonderer Weise, 
wie ich meine, die Zonenrandgebiete berücksichtigt 
werden müssen, weil sie das Bollwerk gegenüber 
dem Osten sind. Auf diesem Gebiet ist manches 
geschehen. Wir haben die Zonenrandgebiete ge-
fördert, aber wir müssen fortfahren, wir müssen 
auch auf diesem Gebiet gegebenenfalls noch mehr 
tun, um das Gefälle von Osten nach Westen wenig-
stens annähernd auszugleichen. 

Was wir nicht wollen, ist, einen Gegensatz zwi-
schen Stadt und Land aufzureißen. Natürlich be-
stehen Verschiedenheiten in Stadt und Land, die 
gegeben sind, die sich aber meines Erachtens nicht 
dadurch korrigieren lassen, daß wir die einen gegen 
die anderen ausspielen. Ich würde falsch verstan-
den, wenn man meinte, ich spräche gegen die 
Städte, insbesondere gegen die Großstädte, deren 
Probleme uns allen bekannt sind. Denken wir doch 
an die Stadt München, die — in besonderer Weise 
im Bundesgebiet — wächst und in nächster Zeit 
Aufgaben zu bewältigen hat, die außerordentlich 
schwer sind, die gar nicht gelöst werden können, 

wenn ihr nicht das Land und der Bund Hilfe zuteil 
werden lassen. Das ist das Problem, mit dem wir 
uns im gegenwärtigen Zeitpunkt beschäftigen müs-
sen. 

Ich möchte das so zusammenfassen: Das Land 
kann nicht ohne die Stadt, aber auch die Stadt nicht 
ohne das Land leben. Es muß ausgewogen sein. 
Aber es darf nicht so werden — und das ist der Ge-
genstand der Richtlinien in § 2 des Gesetzent-
wurfs —, daß das Land, daß insbesondere unsere 
Dörfer draußen veröden, geistig zurückbleiben, nicht 
aufholen. Heute morgen hat mir jemand ein Wort 
in bezug auf die unterentwickelten Gebiete, in bezug 
auf manches Dorf, das an der Peripherie liegt, ge-
sagt, das ich hier gern zitieren möchte: Wir sind es 
satt, Kartoffeln und Dienstmädchen zu liefern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Überlegen wir diese Fragen einmal! Sie sind von 
einer eminenten Bedeutung, und nur der vermag sie 
richtig zu erkennen, der selbst in diesen Gebieten 
wohnt. 

Der Gesetzentwurf liegt Ihnen vor. Sie ersehen 
daraus diese Ziele der Raumordnung. Ich möchte 
noch einmal hervorheben, daß es um die freie Ent-
faltung der Persönlichkeit geht, wie es in § 1 des 
Gesetzentwurfs steht. Raumordnung, meine Damen 
und Herren, ist angewandte Gesellschaftspolitik, 
eine Gesellschaftspolitik, wie wir sie auffassen müs-
sen. 

Ich beantrage, beide Gesetzentwürfe dem Aus-
schuß für Wohnungswesen, Städtebau und Raum-
ordnung und zur Mitberatung dem Ausschuß für 
Kommunales und dem Ausschuß für Wirtschaft zu 
überweisen, und bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Jacobi. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die einzige Überraschung der bis-
herigen Aussprache besteht nach meiner Auffassung 
in dem Hinweis des Kollegen Dr. Dittrich, daß die 
Herren Dr. Hesberg und Bodelschwingh noch zu 
speziellen Fragen, nämlich zu Fragen des Woh-
nungsbaus und der Landwirtschaft, heute und hier 
Stellung nehmen wollen. Meine Fraktion war der 
Meinung, wir würden uns heute bei der ersten 
Lesung auf eine Generaldebatte beschränken. Aber 
selbstverständlich haben wir keine 'Einwendungen 
gegen Ihre Absichten zu erheben, noch über Spezial-
fragen zu sprechen. Nur werden wir dann gegebe-
nenfalls gezwungen sein, zu diesen Fragen erneut 
Stellung zu nehmen. 

Hier ist sonst manches gesagt worden, dem man 
voll zustimmen kann. Wenn man hört, was heute 
sowohl von Herrn Dr. Schmidt als auch von Herrn 
Minister Lücke und soeben von Herrn Dr. Dittrich 
ausgeführt worden ist, dann wundert man sich, daß 
soviel Zeit ins Land gehen mußte, um einen Mini-
malkatalog aufzustellen, auf Grund dessen man sich 
eigentlich auch mit den Ländern, wenn ich es richtig 
sehe, verständigen könnte. 



4556 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 98. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den  4. Dezember 1963 

Jacobi (Köln) 
Für die einen ein Schreckgespenst, für die anderen 

eine Art Wunderwaffe, geistert die Vokabel von der 
Raumordnung seit einiger Zeit umher. Der Herr 
Kollege Dr. Schmidt hat hierzu soeben bereits Be-
merkungen gemacht, die derartige Verzerrungen 
und Mißdeutungen eines wichtigen staatspolitischen 
Aufgabenbereichs auf das rechte Maß zurückführen. 
Er hat dabei einen dankenswerten Überblick über 
die unerfreulichen Verzögerungen gegeben, die die 
Raumordnungsberatungen in diesem Hause seit 
mehr als zehn Jahren — wie wir meinen, völlig un-
nötig — erfahren haben. Das ist ein Punkt, auf den 
ich nachher noch einmal um der Klärung der Ver-
antwortlichkeiten willen zurückkommen muß. 

In diesen zehn Jahren sind ganze Bibliotheken 
mit Raumordnungs-Literatur gefüllt worden. Ein 
hier in Bonn und darüber hinaus sehr bekannter 
Journalist hat in einer angesehenen Zeitung vor 
einiger Zeit einmal geschrieben: „Über kaum ein 
Gebiet ist in den letzten Jahren so viel und so ge-
scheit geredet und geschrieben worden wie über die 
Raumordnung." Aber er hat mit dieser Feststellung 
ein paar kritische Bemerkungen verbunden. Eine 
lautet in lapidarer Kürze: Aber geschehen ist wenig. 

Soeben hat der Kollege Dr. Dittrich gemeint, in 
seinem Land, in Bayern, sei doch eigentlich sehr viel 
geschehen. Ich habe daraufhin einmal kurz überlegt, 
was unsere Betrachtung gewisser entwicklungs-
politischer Arbeiten in den Ländern, z. B. in bezug 
auf Bayern, ergeben könnte. Dabei ist mir in Er-
innerung gekommen, daß wir vor wenigen Tagen, 

) nämlich am 2. Dezember, aus Presse, Rundfunk und 
Fernsehen erfahren haben, daß im Ingolstädter 
Raum die erste von vier geplanten Erdölraffinerien 
in Betrieb genommen wurde. Fast zum selben Zeit-
punkt erfuhren wir, daß es zwischen dem Bundes-
wohnungsbauministerium und der bayerischen 
Staatsregierung wegen Ingolstadt und seiner Be-
stimmung als weißer Kreis zu lebhaften Auseinan-
dersetzungen gekommen ist. Die bayerische Staats-
regierung soll sich mit Rücksicht auf den in diesem 
Gebiet verstärkt notwendigen Wohnungsbau nicht 
dazu verstehen können, sich auf das statistische 
Wohnungsdefizit zu verlassen und die Liberalisie-
rung der Wohnungswirtschaft schon jetzt durchzu-
führen. 

Es ist ein hochinteressantes tagespolitisches Bei-
spiel, das die Verzahnung der Dinge zeigt; denn bei 
dem Ingolstädter Raffineriekomplex handelt es sich 
für jedermann deutlich erkennbar um eine Anzahl 
von Entscheidungen, die raumwirksame Bedeutung 
haben, also mehr als raumbedeutsam sind. In die-
sem Hause werden zumeist Entscheidungen getrof-
fen, die nicht so deutlich raumwirksam, sondern 
zunächst nur raumbedeutsam sind. 

Ich habe mir noch einmal schnell eine Arbeit, eine 
Untersuchung angesehen, die die bayerische Staats-
regierung vor einiger Zeit mit der immerhin inter-
essanten und Aufmerksamkeit erfordernden Über-
schrift „Grundlagen und Ziele der Raumordnung in 
Bayern" herausgegeben hat. Ich habe hineingeschaut 
und festgestellt, was darin über die Industrieregion 
Ingolstadt ausgesagt wird. Das ist so lapidar, daß 
ich es Ihnen gar nicht vortragen kann. 

Ich habe mich nach Einzelheiten erkundigt. Dabei 
ist mir gesagt worden: Es wird zwar viel über den 
Ingolstädter Raum gesprochen; aber so ist es nicht, 
daß dort eine zielbewußte Regionalplanung statt-
gefunden habe. Vielmehr hat sich dort folgendes 
ergeben: Eines Tages ist der Leiter des ENI-Konzerns 
aus Rom, der im vergangenen Jahr tödlich ver-
unglückte Herr Mattel, zum Wirtschaftsminister in 
Bayern gekommen und hat ihm erklärt, er habe mit 
seinen Mitarbeitern festgestellt, daß für bestimmte 
Rohrleitungen und Erdölraffineriepläne Ingolstadt 
der richtige Raum sei. Er hat also sozusagen wie ein 
Feldherr vor der Karte gestanden und — mit dem 
Finger auf der Karte — erklärt: Das nehmen wir! 

Nun mußte er aber deutsche Stellen fragen. Der 
bayerische Wirtschaftsminister soll ihm nicht etwa 
einen Expertenstab angedient haben, der unter dem 
Aspekt der auf lange Sicht angestellten Überlegun-
gen der bayerischen Staatsregierung sagte: jawohl, 
diese Region ist geeignet, dort gibt es Arbeitskräfte, 
dort gibt es Wohnungen, dort sind objektive Be-
dingungen, denen entsprechend man Ihrem Plan zu-
stimmen kann!, sondern er soll ihm gesagt haben — 
relata refero, ich berichte, was mir gesagt worden 
ist —: bitte, fahren Sie mal hin, da haben wir einen 
besonders tüchtigen Landrat!, was auch geschah. So 
soll die Industrieregion Ingolstadt entstanden sein. 

Wenn auch nur die Hälfte von dem stimmt, was 
ich hier, gestützt auf Informationen, berichtet habe, 
dann ist das ein Beweis dafür, wie arg die Dinge 
aussehen und wie rasch der Zufall in einem solchen 
Falle, der vielfältige Ausstrahlungen auslöst und 
von einer unerhörten volkswirtschaftlichen und 
raumpolitischen Bedeutung ist, entscheiden kann. 

Ich sagte, auch hier in diesem Hause werden Ent-
scheidungen getroffen, die nicht immer erkennbar 
raumwirksam, aber doch raumbedeutsam sind. Und 
da wir gerade das Beispiel einer Erdölraffinerie vor 
Augen führten, will ich bei dem Kapitel bleiben. 

Vor einiger Zeit standen wir vor der Notwendig-
keit, zu Absichten Stellung zu nehmen, die auf eine 
Besteuerung des Raffineriegases abzielten. Der Bun-
destag hat das abgelehnt, weil er davon überzeugt 
war, daß die geplante Maßnahme dem Kohlenberg-
bau, an den gedacht worden war, nicht helfen 
könnte, und weil auch Gesichtspunkte der Bekämp-
fung der Luftverpestung Beachtung fanden; denn 
bekanntlich verbrennt Gas ohne schädliche Auswir-
kungen gegenüber der Umwelt. Aber kaum ist bei . 

 dieser Entscheidung daran gedacht worden, daß sie 
raumbedeutsam war und auch raumwirksame Fol-
gen hat, ob sie so oder so getroffen wurde. Wäre 
sie nämlich anders ausgefallen, so wären zwei 
Raffineriebauten, der eine in Speyer und der an-
dere in Mannheim, in Schwierigkeiten geraten. Vol.. 

 allem aber wäre die in Aufbau befindliche Fern-
gasversorgung des südwestdeutschen Raums hin-
sichtlich ihrer Absatzchancen infolge der Erhöhung 
des Gaslieferpreises hart betroffen worden. 

Beide Beispiele, das Ingolstädter und das mit der 
Raffineriegasbesteuerung, lassen zumindest ahnen, 
wie oft raumordnungspolitische Entscheidungen ge-
troffen werden, die als solche nicht umfassend ge- 
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nug vorbereitet oder hinsichtlich ihrer Auswirkun-
gen nicht ausreichend gewertet werden. Sie zeigen 
deutlich, wie sehr wir überall insoweit noch am 
Anfang stehen und wie wenig Veranlassung be-
steht, sowohl beim Bund wie bei den Ländern und 
den Kommunen die Meinung zu vertreten, das Ge-
rede von der Raumordnung sei eine maßlose Über-
treibung, es sei ja gar nicht so schlimm, und die 
Dinge könnten doch im Grunde genommen behut-
sam weiterverfolgt werden. Das ist ein Irrtum, der 
uns viel gekostet hat, der mit seinen Versäumnissen 
bis jetzt schon manche volkswirtschaftliche Fehl-
investition verursacht hat. 

Soviel als Vorabbemerkungen. 

Nun zunächst einige Feststellungen zum Regie-
rungsentwurf eines Raumordnungsgesetzes. Gegen 
diesen Entwurf, den der Herr Minister heute, ich 
möchte fast sagen, behutsam verteidigt hat, und 
gegen seine Begründung gibt es eine ganze Reihe 
von Einwendungen, die in einer ersten Lesung nicht 
völlig unangesprochen bleiben können. Ich will nur 
einige hervorheben. Es muß zunächst bezweifelt 
werden, ob die Präambel, die sich in dem Gesetz-
entwurf der Regierung findet, sehr sachdienlich ist, 
wenn sie den sozialen Ausgleich sowie die äußere 
und innere Sicherheit, also Gesichtspunkte her-
vorhebt, die nicht Sache der Raumordnung oder un-
scharf sind. Hier erscheint der Initiativgesetzentwurf 
aus den Reihen der Interparlamentarischen Arbeits-
gemeinschaft, der sogenannte IPA-Entwurf, klarer. 
Er mißt dem Bund die Aufgabe zu — ich zitiere 
wörtlich —: 

die räumliche und strukturelle Entwicklung des 
Bundesgebietes im ganzen zu fördern und d i e 
Planungen und Maßnahmen aufeinander abzu-
stimmen und zusammenzufassen, die über die 
Belange einzelner Länder hinausgehen. 

Damit, meine Damen und Herren, kann man, wenn 
man will, etwas anfangen, was sinnvoll, ja zweck-
mäßig ist. Wir werden bei der näheren Untersu-
chung des Entwurfs anläßlich der Ausschußbera-
tungen festzustellen versuchen, was hier möglich 
ist. 

Ein Weiteres: § 2 des Regierungsentwurfs ent-
hält einige Grundsätze, die hinsichtlich dessen, was 
mit ihnen beabsichtigt ist oder bewirkt werden 
kann, einer äußerst sorgfältigen Prüfung bedürfen. 
Grundsatz 1 enthält nach dem, was in der Begrün-
dung dazu gesagt wird, den tragenden Gedanken. 
Es wird der Klärung bedürfen, worin das Gefälle 
der allgemeinen sozialen, kulturellen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse denn eigentlich besteht 
und inwieweit es eines Ausgleichs bedarf. Hier gibt 
es sehr unterschiedliche Meinungen, und es wird 
sie hier auf Grund der Differenziertheit der jeweili-
gen Standortprobleme immer geben. 

Hinzu kommt, daß das Problem der Ballungen 
oder wie es jetzt schauderhafterweise heißen soll 
der Verdichtungsräume es ja nicht nur mit Men-
schen zu tun hat. Dazu übrigens eine Bemerkung: 
Ich weiß, daß die Bundesregierung dem Drängen 
z. B. des Deutschen Städtetages nachgegeben hat, 
der etwas gegen den Terminus Ballungsräume 

hatte. Ich muß Ihnen offen gestehen, ich habe hier 
den Städtetag nie begriffen. Eine Sache soll man 
ruhig so nennen, wie man sie immer genannt hat, 
und bei Verdichtungsräumen kommt mir bei mei-
nem mangelnden technischen Verstand ein Bild, als 
handelte es sich um einen Motor, um Einzelteile 
dieses Motors und bestimmte physikalische Wir-
kungen dieses Motors. Ich finde den Ausdruck so 
schauderhaft, daß ich mich mit ihm nie befreunden 
werde; ich werde nach wie vor Ballung sagen, wenn 
etwas eine Ballung darstellt, und nicht Verdichtung. 

(Abg. Baier (Mosbach) : Jawohl, das Kind 
beim Namen nennen!) 

Was diese Ballungsräume anlangt, so ist hier auch 
Privat- und Sozialkapital geballt anzutreffen, und 
es fragt sich neben vielem anderen, wie in einer 
freiheitlichen Wirtschaftsordnung auf Entscheidun-
gen von privaten Investoren im Sinne einer mög-
licherweise gewünschten Verlagerung der Betriebs-
stätten eingewirkt werden soll. Mir ist das im Au-
genblick ziemlich rätselhaft. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Auf andere mit gewissen Vorstellungen über Ent-
ballungsmaßnahmen zusammenhängende Fragen 
werde ich später noch kurz zurückkommen. Es geht 
dabei u. a. um  die  Unerläßlichkeit einer ideologie-
freien Bewertung der Sachverhalte. Ein solches Er-
fordernis ergibt sich auch bei anderen Komplexen, 
die mit den Grundsätzen des § 2 des Regierungs-
entwurfs zusammenhängen, so etwa bei dem Grund-
satz Ziffer 5. Von der Schwierigkeit seiner Verwirk-
lichung und der Frage abgesehen, ob einer solche 
Proklamation überhaupt als Grundsatz in ein Bun-
desrahmengesetz zur Raumordnung gehört, muß 
man sich einmal klare Vorstellungen machen, wobei 
ich das schreckliche Deutsch, das sich in dieser Ziffer 
findet, nur nebenbei erwähne. Ich haben den Wort-
laut nicht da; er ist so schauderhaft, daß ich Ihnen 
das Vergnügen nicht nehmen möchte, sich selbst in 
dieses Deutsch zu vertiefen und sich zu fragen, ob 
man das so stehenlassen kann. Vom Inhalt abge-
sehen, halte ich dafür, daß man auch als Nichtmit-
glied des Deutschen Sprachvereins hier von vorn-
herein sein Veto zu erklären hat. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Welche 
Ziffer?) 

— Der Grundsatz Ziffer 5, Herr Dr. Schmidt. Aber 
Sie dürfen beruhigt sein, Herr Kollege, wir haben 
in unserem Entwurf keine Entsprechung. Wir haben 
es  nicht für richtig gehalten, hier in eine Konkurrenz 
einzutreten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
wissen, daß der Regierungsentwurf seine  Vorge-
schichte hat. Wir kennen die Tatsache, daß sich im 
Bundesratsplenum eine knappe Mehrheit für die 
kategorische Ablehnung der Vorlage fand. Wir wis-
sen, daß das auch deshalb ein bedauerlicher Umstand 
gewesen ist, weil sie es der Bundesregierung schwer 
machte, ihre eigene Vorlage auf Grund der inzwi-
schen angestellten Überlegungen und der gewon- 
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nenen Erkenntnisse noch einmal zu überprüfen. Um 
so beachtlicher ist unter diesen Umständen die Tat-
sache, daß sich der erste Raumordnungsbericht, der 
auf die Initiative der Kollegen aus den Reihen der 
Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft auf 
Grund eines einstimmigen Beschlusses des Hohen 
Hauses zustande kam, offenkundig einiger kritischer 
Hinweise angenommen hat. Er vermittelt den Ein-
druck einer mit Sachkunde, Exaktheit und Fleiß an-
gestellten Untersuchung, und er wird für die Bera-
tung der beiden heute in erster Lesung anstehenden 
Gesetzentwürfe besonders hilfreich sein. 

Auch ,die in den Bundesratsausschüssen und vom 
Deutschen Städtetag erarbeiteten Gegenentwürfe 
dürften sich anregend für die Ausschußberatungen 
auswirken. 

Erlauben Sie mir zur Verdeutlichung des Gemein-
ten zwei Zitate aus dem Raumordnungsbericht. 
Zitat 1: 

Die in dem SARO-Gutachten aufgeführten Bal-
lungszonen sind nicht ohne weiteres mit den 
überlasteten Verdichtungsräumen gleichzuset-
zen. Nicht alle Ballungszonen sind überlastete 
Verdichtungsräume. Es gibt andererseits auch 
überlastete Verdichtungsräume außerhalb der 
Ballungszonen. Zu ihrer Ermittlung bedarf es der 
Verwendung weiterer Merkmale als derjenigen, 
die im SARO-Gutachten verwendet würden. Auf 
diese Feststellungen wird zurückgegriffen, um 
das Ausmaß der Problematik sichtbar zu ma-
chen. 

I Was dann auch dankenswerterweise in dem Bericht 
geschieht. 

An einer anderen Stelle findet sich der Hinweis 
darauf, daß „eine positive Raumordnungspolitik eher 
als Verbote und Beschränkungen" dazu beiträgt, 
„unerwünschte Entwicklungen zu hemmen", und daß 
„die von der Bundesregierung anerkannte gleich-
artige Verpflichtung gegenüber a 11 e n Räumen des 
Bundesgebietes" auch die Förderung aller Maßnah-
men einschließt, die geeignet sind, strukturelle Schä-
den abzubauen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das sind 
Grundsätze, die man durchaus akzeptieren kann, weil 
sie sich wertfrei mit den Sachverhalten zu beschäfti-
gen scheinen und die Möglichkeit einer objektiven 
Prüfung eröffnen. Auch die sonstige Sprache des 
Raumordnungsberichtes scheint frei von ideologi-
schen Vorstellungen zu sein. Sie hebt sich wohltuend 
von manchem ab, was gelegentlich aus dem Munde 
oder der Feder von Bundesoberen an raumordnungs-
politischen Erwägungen in der Vergangenheit fest-
zustellen war. 

Allerdings kann auch der Raumordnungsbericht 
keineswegs kritiklos hingenommen werden. So fin-
den wir auf Seite 37 die fürwahr kühne Behauptung, 
daß die Bundesressorts ihre Maßnahmen auf die 
Raumordnung ausrichten. Das ist doch wohl ein 
Wechsel auf die Zukunft; das ist doch nicht die 
Wahrheit von heute. Die dazu im Raumordnungs-
bericht für die einzelnen Ressorts angeführten Bei-
spiele befinden sich auf den Seiten 38 bis 53 und 

enthalten, wenn man die Fakten einmal kritisch 
betrachtet, im wesentlichen nichts anderes als den 
Nachweis, daß die dort aufgeführten Maßnahmen 
raum wirks am  sind, also auf den Raum gewirkt 
haben. Daß dabei eine Raumordnungspolitik zum 
Tragen gekommen wäre, kann bestenfalls für einige 
bescheidene Sachbereiche behauptet werden, so z. B. 
für die regionale Wirtschaftspolitik im Rahmen des 
regionalen Förderungsprogramms der Bundesregie-
rung. 

(Abg. Baier [Mosbach] : Das ist auch der An-
fang, Herr Jacobi! Die Richtlinien sind doch 

erst im letzten Jahr herausgekommen!) 

— Verzeihen Sie, hier spreche ich gar nicht von den 
Richtlinien. Es ist Ihrer Aufmerksamkeit entgangen, 
daß ich auf eine Darstellung im Raumordnungs-
bericht Bezug genommen habe, in der ziemlich kühn 
behauptet wurde, es sei schon Gegenwart, was viel-
leicht Zukunft ist. Es ist nämlich mit der Koordi-
nierung der Bundesressorts nach wie vor eine Crux; 
darüber könnte Ihnen Herr Minister Lücke ein Pri-
vatkolleg lesen. Er nickt zustimmend. 

(Heiterkeit. — Abg. Baier [Mosbach] : Er 
schafft's!) 

Es kann also -  wirklich nicht davon die Rede sein, 
daß 'hier schon alles in Ordnung wäre. Folgt man 
den Angaben über das  Gesamtvolumen der raum-
wirksamen Maßnahmen, so sollen das in diesem 
Jahre zirka 9 Milliarden DM sein. Diese Zahlen hat 
Georg Müller in Heft 2 der Zeitschrift „Raumord-
nung und Raumforschung" vor einiger Zeit genannt. 
Von dieser erheblichen Summe aus gewinnt man 
die richtige Bewertung der Höhe der raumordnungs-
politisch eingesetzten Bundesmittel. Aber in dem 
einzigen raumordnungspolitisch gezielten Bereich 
des regionalen Förderungsprogramms werden jähr-
lich, im Verhältnis zu den anderen Beträgen, kann 
man sagen, „nur" zirka 140 Millionen DM  einge-
setzt. Das weitaus erdrückende Übergewicht der 
raumwirksamen Maßnahmen wird im Gegensatz 
hierzu nach wie vor allein nach Ressortgesichts-
punkten, nicht aber nach übergeordneten raum-
ordnungspolitischen Motiven eingesetzt. 

Auch nach der Lektüre des Raumordnungsberichts 
behält man das Gefühl, daß die vor eineinhalb Jah-
ren erfolgte Aufstellung der Raumordnungsgrund-
sätze, Herr Kollege Baier, der Bundesregierung 
zwar sehr verdienstvoll war, daß sich diese Grund-
sätze aber in der Praxis der Ressortentscheidungen, 
wenn überhaupt, so nur unzulänglich ausgewirkt 
haben. Es ist daher festzustellen, daß die inner-
halb der Bundesregierung ergriffenen Mittel bis-
lang zur echten Aktivierung der Raumordnung 
nicht ausreichen. Es dürfte daher notwendig sein, 
innerhalb der Bundesregierung wirksame Sicherun-
gen für den raumordnungspolitisch richtigen Einsatz 
der Bundesmittel zu schaffen. 

Erst, Herr Minister Lücke, wenn dies geschehen 
ist, werden wir feststellen können, ob es der 
Bundesregierung mit ihren Erklärungen auf die-
sem Gebiete wirklich ernst ist. Hier stehen schließ-
lich keine verfassungsrechtlichen Hindernisse im 
Wege. Durch einfache organisatorische Maßnahmen, 
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zu denen es keines Gesetzes bedarf, können die 
notwendigen interministeriellen Beteiligungs- und 
Meldepflichten eingeführt werden. Ergeben sich 
Kollisionsfälle oder unterschiedliche Auffassungen, 
so ist hier entweder über die Richtlinienkompetenz 
des Herrn Bundeskanzlers oder über einen Kabi-
nettsbeschluß die Entscheidung möglich. Das setzt 
allerdings voraus, daß die für die Raumordnung 
interessanten Maßnahmen der einzelnen 'Ressorts 
dem Minister, der für die Raumordnung verantwort-
lich ist, zur Prüfung bekanntgegeben werden. Vor-
sichtige Äußerungen in den Presseorganen des für 
gewöhnlich auf diesem Gebiet gut informierten 
Landkreistages nähren meine Zweifel, ob der 
Raumordnungsminister bisher von den übrigen Res-
sorts exakt oder in einem solchen Maße unterrich-
tet worden ist, daß er die ihm zugewiesene Ko-
ordinationsaufgabe überhaupt erfüllen kann. 

Wenn sich diese Vermutung bestätigt, täten 
Herr Minister Lücke und die ganze Bundesregie-
rung gut daran, das Nötige schnell zu tun, um mit 
ihren Forderungen an  die  Länder glaubwürdig zu 
werden. Dann erst, wenn die Bundesregierung in 
Sachen Raumordnung ihr eigenes Haus bestellt hat 
oder glaubhaft macht, daß sie alles in ihrer Macht 
Stehende unternimmt, erscheinen die gegenüber den 
Ländern erhobenen Informations- und Beteiligungs-
ansprüche gerechtfertigt. 

Dabei wird sich schließlich auch noch zeigen müs-
sen, ob die dem Raumordnungsminister zur Ver-
fügung stehende technisch-verwaltungsmäßige Aus-
stattung überhaupt ausreicht, die zu erwartende 
Fülle von Maßnahmen und Planungen in dieser 
Richtung zu bearbeiten. Ist das nicht sichergestellt, 
so lohnt sich der  ganze Aufwand nicht. Meine Da-
men und Herren, ich möchte allerdings klarstellen, 
daß das keine Aufforderung an den Raumordnungs-
minister ist, mit neuen Stellenanforderungen in 
einem außerordentlich weitgehenden Maße zu 
kommen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte vielmehr anregen, zu prüfen, ob wirklich 
alle vorhandenen Leistungsreserven richtig ausge-
nutzt und eingesetzt worden sind. Das gilt einmal 
für das Ministerium selbst, in das ich keinen so 
tiefen Einblick habe, um feststellen zu können, ob 
da solche Möglichkeiten bestehen. Mit Rücksicht 
darauf, daß einige Aufgabengebiete in letzter Zeit 
nicht mehr so sorgfältig 'gepflegt werden, wie das 
bisher der Fall war, möchte ich aber untersucht 
haben, ob unter Umständen nicht gewisse haus-
interne Möglichkeiten geschaffen werden können. 

Unter Umständen gibt es auch Möglichkeiten an-
derer Art. So würde ich Überlegungen etwa dahin 
anstellen, ob die bislang noch immer dem Innen-
ministerium nachgeordnete Bundesanstalt für Lan-
deskunde und Raumforschung nicht einen gewissen 
Wechsel in der ministeriellen Zuständigkeit erfah-
ren sollte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Denn diese Bundesanstalt verfügt über zwei Insti-
tute, die jahrelang im theoretisch-wissenschaftlichen 
Raum bemerkenswerte Vorarbeiten für die Raum

-

ordnung geleistet haben. Beide Einrichtungen könn-
ten mit ihrem hervorragenden Personal direkt und 
wirksam für die Raumordnung eingesetzt werden. 
Wenn solche Überlegungen etwa bereits schweben 
— bei der Institutsbesichtigung durch den Woh-
nungsbauausschuß im Januar dieses Jahres war die 
Rede davon —, dann sollte der Vollzug nicht länger 
verzögert werden. Ob solche Maßnahmen ausrei-
chen, mag dann beurteilt werden, wenn ernsthafte 
Versuche, Leistungen zu erbringen, gemacht worden 
sind. Der außenstehende interessierte Beobachter 
hat jedenfalls den Eindruck, daß es an der notwen-
digen Entschiedenheit im verwaltungsmäßigen Voll-
zug der raumordnungspolitischen Vorstellungen der 
Bundesregierung noch erheblich mangelt. 

Unter den angedeuteten Vorbehalten kann kein 
Zweifel daran bestehen, daß die noch in den aller-
ersten Anfängen stehende Koordination zwischen 
Bund und Ländern der Regelung bedarf. Auch hier 
besteht die erste Voraussetzung darin, daß beide 
Partner überhaupt voneinander erfahren, was sie 
beabsichtigen. Hier haben die Länder von vornher-
ein eine bessere Ausgangsposition; das muß man 
klar sehen. Die einschlägigen Bundesgesetze haben 
ihnen hinsichtlich der Bundesfachplanungen — man 
denke an das Bundesfernstraßen-, Bundesbahn-, 
Landbeschaffungs- und Schutzbereichsgesetz — 
weitreichende Beteiligungsrechte verschafft. Die 
Landesfachminister wissen um diese Planungen 
meist eher etwas als der Bundesraumordnungsmini-
ster. Umgekehrt lassen die Länder nach der gegen-
wärtigen Übung den Bund ihre Programme, Pläne 
und Einzelmaßnahmen grundsätzlich nur dann wis-
sen, wenn Bundesmittel oder andere Bundeshilfen 
gefordert werden. Bezüglich der Informationsver-
pflichtung ist daher eine gesetzliche Grundlage 
zweifellos zweckmäßig, ja, ich meine sogar, not-
wendig. Daß sie nur sinnvoll ist, wenn der Raum-
ordnungsminister diese Meldungen auch verarbei-
ten kann, möchte ich nochmals betonen. 

Über die Information hinaus erscheint eine stän-
dige Kooperation zwischen dem Bund und den Län-
dern notwendig. Die in beiden Entwürfen vorge-
sehene Konferenz für Raumordnung läßt allerdings 
kaum Hoffnung, daß sie durch die vorgesehene 
Legalisierung wirksamer wird. Hier ist die Institu-
tionalisierung zur Sicherung der Kontinuität einfach 
unverzichtbar. Die Konferenz muß in einem regel-
mäßigen Turnus tagen. Sie muß mit Ministern oder 
deren Bevollmächtigten besetzt sein. Sie muß eine 
ständige Geschäftsstelle haben. Derartiges oder Ähn-
liches gibt es in anderen Ländern seit langem. So 
findet in der holländischen Praxis in jedem Monat 
eine gemeinsame Sitzung der leitenden Raumord-
nungsbeamten des Reiches und der Provinzen statt. 
Dort werden echte Entscheidungen getroffen oder 
vorbereitet und keine theoretischen Erwägungen 
ausgetauscht. Dort und in anderen Ländern fragt 
man nicht in erster Linie wie bei uns nach den ver-
fassungsrechtlichen oder verfassungspolitischen Be-
denken und sucht sie nicht wie bei uns sozusagen 
mit der Lupe bei jeder sich bietenden Gelegenheit, 
sondern dort sieht man das allgemein Erforderliche 
und setzt sich ohne Prestigeerwägungen um der ge-
meinsamen Sache willen zusammen. Wir sollten uns 
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das zur Lehre nehmen und sollten versuchen, zwi-
schen Bund, Ländern und allen Beteiligten ein neues 
Klima zu schaffen; da kann jeder etwas tun. 

Übrigens sind beide Entwürfe hier in einem 
Punkte unvollständig. Es wird nicht geregelt, was 
geschehen soll, wenn Bund und Länder in einer Sach-
frage nicht zu einer Übereinstimmung gelangen. Der 
Vorschlag des Entwurfs der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft, daß dann eine Rechtsverord-
nung der Bundesregierung mit Zustimmung des Bun-
desrats den Streit schlichten solle, wird  nur selten 
wirken; da kann man wirklich keine große Hoffnung 
haben. Wir wissen, wie mühselig es ist, Rechtsver-
ordnungen dieser oder ähnlicher Art zustande zu 
bringen. Es wird in den Ausschußberatungen sorg-
fältig geprüft werden müssen, ob die Verfassung 
wirklich keine bessere Lösung dieses Problems zu-
läßt. 

Es sollte sichergestellt werden, daß zu den Bera-
tungen nicht nur Sachverständige aus Theorie und 
Praxis, sondern als ständige Gäste auch Vertreter 
des Bundesrates hinzugezogen werden. Auch das 
dient neben der Mehrung des Sachverstandes der 
Kooperation. 

Lassen Sie mich noch einige allgemeine Bemer-
kungen anschließen. Während es das Ziel einer ge-
sunden Wirtschaftspolitik ist, allen Gliedern des 
Volkes die Möglichkeit der wirtschaftlichen Entfal-
tung und der Teilhabe an der wirtschaftlichen Expan-
sion nachhaltig zu sichern, sollte das Ziel der Raum-
ordnungspolitik darin bestehen, annähernd gleich-
wertige Lebenschancen in allen Regionen des Lan-
des zu ermöglichen. Dabei kann es nur auf die sozu-
sagen saldierte Gleichwertigkeit, keinesfalls aber 
auf eine Gleichartigkeit der Lebensbedingungen an-
kommen. Daß dazu mehr erforderlich ist als die 
Aufstellung einer These, daß hier schwierige Pro-
bleme zu lösen sind, ist selbstverständlich. Wir wis-
sen, daß sich die Wohlstandskonzentrations- einer-
seits und die Erosionsgebiete andererseits zuneh-
mend auseinanderzuentwickeln drohen. Wir wissen 
aus Untersuchungen — etwa von Professor Jürgen-
sen —, daß die Tendenz der Auseinanderentwick-
lung mit der Aktivierung der europäischen Zusam-
menarbeit wahrscheinlich noch weiter verschärft 
wird. Es scheint ziemlich deutlich zu sein, daß die 

 Gebiete mit zunehmender Wohlstandskonzentration 
auch im EWG-Raum ihre wirtschaftlichen Erfolgs-
chancen noch vergrößern werden, während die Ero-
sionsgebiete, auch weite Teile der rein landwirt-
schaftlich orientierten Räume, schärfstem Druck aus-
gesetzt werden. 

Es dürfte außer Zweifel stehen, daß eine zielbe-
wußte Sozial- und Gesellschaftspolitik sich auch in 
dem raumpolitischen Grundsatz bewähren muß, der 

 Bevölkerung ,der Notstandsgebiete solidarische Hilfe 
zu gewähren und in den Gebieten, denen Notstände 
drohen, mit ,geeigneten Maßnahmen zu wirken. 

Was die Wahl der Mittel anlangt, dürften alle die 
Maßnahmen den Vorzug verdienen, die die Struktur 
und die Entwicklungsmöglichkeiten fördern. Sub-
ventionen auf Dauer können nur in solchen Räumen 
verantwortet werden, die, wie unsere Zonenrand

-

gebiete oder Berlin, das Opfer politischer Willkür-
maßnahmen geworden sind. 

Meine Damen und Herren, es ist eine umstrittene 
Frage, ob man zur Ballung und Entballung überhaupt 
mit allgemeinen Grundsätzen Stellung nehmen kann. 
Ich meine — gemeinsam mit meinen Freunden —, 
daß es vielmehr auf die Entscheidung über den kon-
kreten Einzelfall ankommt. Hier ist die klare Frage 
zu stellen, ob im bestimmten Raume für bestimmte 
Maßnahmen eine weitere Ballung hinzunehmen, viel-
leicht sogar im Einzelfall zu empfehlen oder ob sie 
zu verhindern ist. Das ist ein vielschichtiges, diffe-
renziertes Problem. Der richtige Ansatzpunkt dürfte 
die objektive wirtschaftliche Wägung und womöglich 
die Berechnung der Ballungsvor- und -nachteile am 
konkreten Objekt sein. Bevölkerungsdichte und So-
zialprodukt als statistische Merkmale sind keine aus-
reichenden Maßstäbe für eine Entscheidung darüber, 
ob ein Ballungsraum überlastet ist. 

Wir haben mit Interesse vermerkt, daß der Herr 
Minister bei jüngsten Gelegenheiten zu diesem Pro-
blem Ausführungen gemacht hat, die sich deutlich 
von mancher Formulierung abheben, die wir gele-
gentlich in der Vergangenheit hörten. Hier scheint 
also auch die Vernunft auf dem Marsche zu sein. Wir 
werden aber sorgfältig zu beobachten wissen, ob es 
sich hier nur um Worte handelt und wie sich die 
tatsächliche Entwicklung und das Verhalten der Bun-
desregierung, vor allem des für die Raumordnung 
zuständigen Ministers, auswirken. 

Wir sind der Meinung, daß mit den ideologischen 
Hintergründen aufgeräumt werden muß, die bei der 
Erörterung der Entballungs- und Ballungsproblema-
tik immer wieder wieder aufzuspüren sind. Hier hat 
sich, glaube ich, doch auch allgemein eine vernünf-
tigere, den sachlichen Erfordernissen entsprechen-
dere Einstellung bei vielen, die das bisher ein wenig 
schematisch sahen, durchgesetzt. Ich habe schon an-
gedeutet, daß der Raumordnungsbericht der Bundes-
regierung vor allem auch hierzu vorsichtige Thesen 
anbietet. Sie stellen, wie ich finde, eine brauchbare 
Diskussionsgrundlage dar. Dasselbe gilt von den 
Darlegungen, die wir von der Seite des Städtetages 
und von den Kommunen hierzu in letzter Zeit zur 
Kenntnis nehmen konnten. Es gibt also eine Fülle 
von Materialien, die uns über die beiden heute hier 
vorliegenden Gesetzentwürfe hinaus zur Verfügung 
stehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es muß 
aber auch ein Wort des Vorbehaltes gesagt werden, 
das notwendig ist, weil nicht der Eindruck entstehen 
darf, daß wir nicht auch verfassungsrechtlich gezo-
gene Grenzen zu beachten wüßten und im Übereifer 
vielleicht in Kompetenzen eingriffen, die die Länder 
mit Recht als die ihren beanspruchen. Wir wissen, 
daß Entballung in einem begrenzten Umfang durch-
geführt werden kann durch die Stadtsanierung, die 
mit einer Entkernung und Auflockerung der städte-
baulichen Zustände, die es zu überwinden gilt, ver-
bunden ist. Wenn überhaupt, so kann die raumord-
nerische Dezentralisation aber nur so verstanden 
werden, daß die industrielle und wohnungsbaumä-
ßige Zuwachsrate nach vernünftigen Gesichtspunk-
ten hier und zu diesem Zwecke gelenkt und gestaltet 
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wird. Die Erkenntnis, daß längst nicht mehr Groß-
städte Zentren der Ballungsräume, sondern deren 
Randkreise das Ziel der industriellen und bevölke-
rungsmäßigen Wanderung sind, bezeichnet eine der 
konkreten und dringlichen Gegenwartsaufgaben der 
Raumordnung, nämlich die Gestaltung der Stadt-
region durch die Schaffung attraktiver Unter- und 
Nebenzentren, wobei nicht nur die Großstädte, son-
dern auch Mittel- und Kleinstädte mit ihrem Um-
land gemeint sind. Das hat mit einem Für und Wider 
bezüglich der Großstadt, der Mittelstadt, der Klein-
stadt und dem Lande nicht das Geringste zu tun. 
Allerdings liegt hier — das sei deutlich gesagt — 
keine Lenkungsfunktion des Bundes vor. Die Ord-
nung der Stadtregion ist und bleibt eine Gemein-
schaftsaufgabe der beteiligten Kommunen und, wenn 
diese sie nicht zu lösen vermögen, der Landespla-
nung. Etwas anderes mag allenfalls für die zwei 
oder drei Agglomerationsräume gelten, die über 
Landesgrenzen hinausreichen, sofern sich hier die 
beteiligten Kommunen und Länder nicht zu einigen 
vermögen. Diese raumordnerische Aufgabe geht den 
Bund aber wohl auch nur insoweit an, als er seine 
Wohnungsbau-, Städtebau- und Sanierungsförde-
rungsmittel einsetzt. Die Frage, ob dem Bund hier 
eine Beteiligung bei der Mittelvergabe zugestanden 
werden sollte, darf zumindest insoweit bejaht wer-
den, als es sich um die Aufstellung von Förderungs-
richtlinien handelt, die eine gewisse prinzipielle 
Gleichartigkeit der Objektwertung sicherzustellen 
hätten. 

Während die konkrete Gestaltung der einzelnen 
Stadtregionen gewiß keine Aufgabe der Bundes-
raumordnung ist, muß eine Mitverantwortung des 
Bundes jedoch in Anspruch genommen werden für 
die Harmonisierung der Notstands- und Sanierungs-
programme der einzelnen Länder und des Bundes. 
Dasselbe gilt für die Bestimmung der besonders zu 
fördernden Klein- und Mittelstädte in solchen Re-
gionen, bei denen eine drohende Erosion abzuwen-
den ist. Zu all dem sollte sich die Bundesregierung 
eine laufende Unterrichtung des Bundestages vor-
nehmen und dem ersten Raumordnungsbericht wei-
tere umfassende Darstellungen in angemessenen 
Abständen nachfolgen lassen. 

Wir möchten schon jetzt darauf hinweisen, daß 
wir darüber hinaus möglichst konkrete Darstellun-
gen der Bundesregierung über einige bedeutsame 
Punkte erwarten, über die wir bisher keinerlei Auf-
schluß erhalten haben. So ergibt sich die Frage, ob 
und in welchem Umfang und für welche regionalen 
Räume Raumstrukturanalysen angestellt worden 
sind oder angestellt werden sollen. Wir wissen, daß 
sich die Organe der EWG um solche Untersuchun-
gen bemühen. Was ist von deutscher Seite an Akti-
vitäten erfolgt oder zu erhoffen? 

Die Bundesregierung spricht betont von zurückge-
bliebenen Gebieten vor allem im Sinne agrarischer 
Problemräume. Ist sie sich, wenn ja, mit welchen 
Vorstellungen, klar darüber, daß raumordnungs-
politisch auch an bisher gut entwickelte Gebiete zu 
denken ist, die durch Konjunkturschwankungen oder 
Strukturänderungen in Schwierigkeiten geraten sind 
oder gar geraten können? Denken wir nur an Wirt

-

schaftszweige, die, wie der Steinkohlen- oder Erz-
bergbau oder die Textilindustrie Verschlechterun-
gen erfahren haben oder erfahren können, Ver-
schlechterungen, mit denen wesentliche raumwirk-
same Veränderungen verbunden sind. 

Bestehen Vorstellungen über die Maßnahmen, 
die getroffen werden müssen, falls etwa konjunk-
turelle Rückschläge Zweigbetriebe großer Firmen 
in geförderten zentralen Orten empfindlich treffen? 

Das sind einige Einzelfragen, über die wir im 
Ausschuß gern Aufschluß erhalten möchten — nur 
einzelne Fragen neben vielen anderen, über die ich 
nicht sprechen kann —, die andeuten, wie schwierig 
die Aufgaben sind und wieviel Möglichkeiten auch 
ohne Gesetz schon jetzt bestehen, Vorstellungen 
der Bundesregierung hinsichtlich ihrer raumord-
nungspolitischen Absichten zu entwickeln. Der Herr 
Bundeskanzler hat ja betont davon gesprochen, und 
Herr Minister Lücke hat das heute wiederholt, daß 
es die Absicht der Bundesregierung sei, die Raum-
ordnung zu aktivieren. Bitte, hier sind einige 
Punkte, bei denen die Bundesregierung mit den 
Parteien, auch mit der Oppostion, gemeinsame 
Überlegungen anstellen kann, wie wir weiterkom-
men. 

Ich darf nun ein paar Bemerkungen zu den heuti-
gen Ausführungen von Herrn Minister Lücke ma-
chen, soweit mir die Zeit gestattete, Notizen zu 
machen. 

Herr Minister Lücke hat von den großen Gemein-
schaftsaufgaben der Erneuerung unserer Dörfer und 
Städte im Rahmen einer wirksamen Raumordnung 
gesprochen. Er erklärte in diesem Zusammenhang, 
das Bundesbaugesetz habe als Grundgesetz der 
Ortsplanung seine Bewährungsprobe bestanden. In-
soweit möchte ich ihm nicht widersprechen. Obwohl 
die Zeit für ein abschließendes Urteil nicht aus-
reicht, kann nicht geleugnet werden, daß das Bun-
desbaugesetz in vielerlei Hinsicht, besonders was 
die Planungsvoraussetzungen anbelangt, eine Ver-
besserung der Situation gebracht hat. Aber mit die-
sem Bundesbaugesetz sind bekanntlich auch Ver-
zichte der Bundesregierung und der Mehrheit dieses 
Hauses verbunden gewesen, gewisse bodenpoliti-
tische Bestimmungen, die Erfolg versprachen, ein-
zuführen. Wir haben nach wie vor festzustellen, daß 
hier ein Versäumnis geschehen ist, dessen Folgen 
wir allesamt zu spüren bekommen haben. 

Ich sehe Herrn Staatssekretär Ernst neben dem 
Herrn Minister als sein „getreuer Ekkehard" sitzen. 
Wenn mich die Presse heute richtig unterrichtet hat, 
dann hat Herr Staatssekretär Ernst vor wenigen 
Tagen vor einem Kreis von Kommunalfachleuten 
Ausführungen über die traurige Entwicklung  de  
Bodenpreise gemacht. Als wir in einer Aussprache 
zu Beginn des vorigen Jahres — es war die zweite 
große Aussprache über die Baulandpreise — über 
diese Fragen sprachen, war er immer noch der Mei-
nung, die Bestimmungen, die Hilfsmittel des Bun-
desbaugesetzes reichten hier aus. Wir haben von 
vornherein bezweifelt, daß das der Fall ist. Ich 
könnte Ihnen — ich will mit Rücksicht auf die Zeit 
darauf verzichten; ich werde das im Ausschuß tun 
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— einige neue Hinweise darauf geben, wie schlimm 
die Entwicklung geworden ist und daß leider auch 
Institutionen, die dem Bunde nahestehen oder vom 
Bund beeinflußt werden könnten, an diesem Auf-
trieb der Bodenpreise ohne Rücksicht auf Regie-
rungserklärungen teilhaben. Hier kann einiges ver-
bessert werden. 

Der Minister hat eindeutig unterstrichen, daß es 
zur Ordnung der Verhältnisse eines Gesetzes be-
darf. Damit hat er gleichsam einen Akt der tätigen 
Reue vollzogen. Herr Kollege Dr. Schmidt hat schon 
darauf hingewiesen, daß es die Bundesregierung 
war, die im zweiten Bundestag eine Gesetzesinitia-
tive aus den Reihen der Interparlamentarischen Ar-
beitsgemeinschaft förmlich torpediert hat. Sie war 
es, die damals — allerdings unter der Federführung 
des schlecht beratenen Innenministeriums — alles 
Heil in einem Verwaltungsabkommen zwischen Bund 
und Ländern suchte. Sie hat es infolgedessen mit zu 
vertreten, da hierdurch Zeit verlorengegangen ist, 
die vielleicht nicht wieder eingeholt werden kann. 
Die diesbezügliche Passivität der Bundesregierung 
hat die Länder geradezu ermuntert, sich gegen ein 
Rahmengesetz zu wehren. Allerdings dürften zum 
Teil auch gewisse von mir angedeutete unklare Dar-
legungen der von der Bundesregierung mit einem 
Gesetz verbundenen Absichten bei den Ländern 
Widerstände hervorgerufen haben. 

Was die gelegentlich geltend gemachten verfas-
sungsrechtlichen Bedenken gegen eine Raumord-
nungsgesetzgebung des Bundes anlangt, so dürften 
auch hier weitaus überwiegend materielle und nicht 
rechtliche Zweifel den Hintergrund ablehnender Stel-
lungnahmen bilden. Wir sind in bezug auf die Be-
urteilung der Rechte des Bundes mit Ihnen, Herr 
Minister, völlig einig. Wir sind der Auffassung, daß 
ein solches Rahmengesetz möglich ist. Wir halten es 
— das habe ich, wie ich glaube, schon klar genug zum 
Ausdruck gebracht — auch für zweckmäßig, ja für 
notwendig. 

In einigen Punkten aber haben auch Ihre heutigen 
Ausführungen keine restlos befriedigende Klarheit 
geschaffen. Es wird einer sorgfältigen Prüfung Ihrer 
Darlegungen, Herr Minister, bedürfen, beispiels-
weise über die wirtschaftsschwachen Gebiete, über 
die Bruttoinlandsproduktszahlen, vor allem aber 
über die nur angedeutete Problematik der städti-
schen Bereiche, um festzustellen, ob sich nicht auch 
jetzt noch bestimmte sachfremde Erwägungen und 
Motivationen bei Ihnen finden. Ich hoffe, Sie sind 
in der Beziehung doch ein ganz klein wenig beein-
druckt von kritischen Hinweisen, die es in der 
Zwischenzeit gegeben hat. Vieles von dem, was Sie 
ausgeführt haben, deckt sich so sehr mit den jahre-
langen Mahnungen der Opposition, daß man sich 
fragen muß, warum es bei einer solchen Überein-
stimmung der Auffassungen nicht schon längst zu 
einer Verbesserung einiger raumordnungspolitischer 
Ausgangspositionen gekommen ist. Ich meine die 
von der Bundesregierung seit vielen Jahren immer 
wieder angekündigte und immer wieder auf Eis ge-
legte Ordnung des Finanzausgleichs zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden. Hier liegen Versäumnisse 
vor, die von der Bundesregierung und der Mehrheit 

dieses Hauses in entscheidender Weise mitverant-
wortet werden müssen. Sie bieten den Schlüssel für 
die Erkenntnis zahlreicher für raumordnungspoliti-
sche Mängel wesentlich mitverantwortlicher Fak-
toren. 

Raumordnung, Stadt- und Dorferneuerung sind 
zur Stunde wohlklingende Vokabeln, die auch heute 
wieder aus dem Munde des Ministers zu hören 
waren. Außer dem Regierungsentwurf zur Raum-
ordnung hat der Minister auch den Entwurfeines 
Städtebauförderungsgesetzes erwähnt, das der Stark-
und Dorfgebietserneuerung dienen soll. Wir meinen 
— ich sage das ganz knapp, ohne ,auf die Einzel-
heiten einzugehen —: mit programmatischen Thesen 
ist es hier nicht getan; für sie ist der Bund und ein 
Gesetz kaum vonnöten. Die Hilfen des Bundes müs-
sen echte Hilfen sein. Sie müssen auch in der Bereit-
schaft bestehen, die finanziellen Lasten mitzutragen. 
Was wir in  dieser Beziehung seit Beginn der Degres-
sion der Bundesmittel für den Wohnungsbau erle-
ben, gibt nicht sehr zu Hoffnungen Anlaß. Den wohl-
klingenden, so leicht aus Mund und Feder gleiten-
den Vokabeln muß auch die klingende Münze beige-
sellt werden. Mit anderen Worten, nicht die Dekla-
ration von Thesen, sondern das praktische Handeln 
ist entscheidend. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 

(Abg. Dr. Hammersen: Bravo!) 

— Ich glaube, da hat eben jemand „Bravo!" gerufen. 

(Zurufe: Jawohl!) 

Ich verstehe das durchaus, aber andererseits kann 
nicht jahrelang von der Wichtigkeit dieses Themas 
gesprochen werden und dann bei einer Generalde-
batte gewünscht werden, daß darauf verzichtet wird, 
auf problematische Dinge, wenn auch nur kurz, zu 
sprechen zu kommen. Es ist ein Thema, das nicht 
nur abendfüllend ist. Es wird uns Wochen und Mo-
nate beschäftigen, hoffentlich nicht solange, daß die 
Verabschiedung eines uns allen probat erscheinen-
den Entwurfs in dieser Legislaturperiode dadurch 
unmöglich wird. 

Sie dürfen darauf bauen, daß die Opposition nach 
dieser Richtung hin nicht tätig wird. Sie wird alles 
tun, um ihre Bereitschaft zu bekunden, an einer als-
baldigen Verabschiedung allerdings eines ihr ge-
nehmen Gesetzes mitzuwirken. Wir haben hier 
einige Anregungen. Wir bitten, bei den Ausschuß-
beratungen etwa zu überlegen, ob es nicht der ge-
meinsamen Sache, vor allen Dingen auch der Zu-
sammenarbeit von Bund und Ländern, dienen 
könnte, wenn wir uns auf lange Sicht gesehen, dazu 
verstehen würden, uns zur Begutachtung der raum-
ordnungspolitischen Situation eines ständigen, aber, 
Herr Minister, völlig unabhängigen Sachverständi-
gengremiums zu bedienen. Ich sage: auf lange Sicht. 
Hier könnten wir, ähnlich wie dies durch einen Be-
schluß dieses Hauses hinsichtlich der Begutachtung 
der Entwicklung der Gesamtwirtschaft geschehen 
ist, vielleicht doch zur Erleichterung der Urteilsbil-
dung bei allen verantwortlichen Instanzen und in 
der Öffentlichkeit wesentlich beitragen und uns zu-
sätzliche Hilfen schaffen. Mit der Einrichtung eines 
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solchen Gremiums kann vielleicht auch die heute so 
schwierige Entscheidung der Zweifelsfrage erleich-
tert werden, ob sich die im Grundsätzlichen weitge-
steckten Ziele der Bundesraumordnung allein mit 
dem Mittel weniger Grundsätze erreichen lassen. 

Ich will hierzu nicht mehr sagen. Ich finde mit 
meinen Freunden, daß der Vorteil, daß jetzt vier 
Entwürfe vorliegen, ja, wenn man die Sachverstän-
digenentwürfe dazunimmt, sogar fünf oder sechs, in 
den parlamentarischen Beratungen genutzt werden 
sollte. Besonders dem von Minister Lücke bereits 
erwähnten Umstand, daß sich jetzt im kommunalen 
Bereich ebenfalls eine Linie gemeinsamer Vorstel-
lungen abzeichnet, kann positive Bedeutung zukom-
men. Die Vorschläge des Deutschen Städtetages ent-
halten vor allem zwei wichtige Gesichtspunkte, 
nämlich die Sicherung der Beteiligung der kommu-
nalen und wirtschaftlichen Selbstverwaltung einer-
seits und die klarere Regelung des Planungsver-
fahrens andererseits. Wir erwarten in der General-
debatte im Ausschuß von der Bundesregierung zu-
nächst vor allem klare Auskünfte über den Stand 
der Raumordnungspraxis innerhalb der Bundes-
regierung. Es muß erreicht werden, daß mit der 
Verabschiedung des Gesetzes, wenn möglich noch 
innerhalb dieser Legislaturperiode, auch die Bundes-
regierung selbst das Nötige im eigenen Bereich ver-
anlaßt. Das scheint uns die beste Voraussetzung 
dafür zu sein, die Länder, ohne deren Mitwirkung 
nichts gelingen wird, zu gewinnen. 

Der Minister hat an die Opposition appelliert, an 
dem Zustandekommen eines Rahmengesetzes für die 
Raumordnung mitzuwirken. Ich habe bereits erklärt, 
daß dieser Appell offene Ohren findet. Wir haben 
uns bereits vor Jahren bereit gefunden, als die Bun-
desregierung noch zögerte. Wir werden auch hin-
sichtlich richtlinienmäßiger Grundsätze mit uns 
reden lassen. Auch da haben wir vor Jahren einige 
Beispiele gegeben. Wir haben für wirtschaftswirk-
same, sozial wirksame und kulturelle Zielsetzungen 
präzise Vorschläge gemacht; sie stehen nach wie vor 
zur Verfügung. Um so mehr dürfen wir als Opposi-
tion das Recht für uns beanspruchen, die raumord-
nungspolitische Zielsetzung der Bundesregierung auf 
die Vereinbarkeit mit unseren eigenen Vorstellun-
gen sachlich und kritisch zu prüfen. Hierzu wird 
sich in den Ausschußberatungen die Gelegenheit 
bieten. 

Es geht, meine Damen und Herren, nicht um die 
Frage, ob ein Rahmengesetz geschaffen werden soll 
und kann, sondern um das Wie seiner Ausgestal-
tung. Wir meinen hierbei, daß es keiner neuen und 
großen Theorien bedarf, sondern daß es darauf an-
kommt, sichere und feste Grundlagen für das prak-
tische Handeln im Geiste des allgemeinen Wohls zu 
schaffen. Hierzu sind wir bereit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Hammersen. 

Hammersen (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mein verehrter Herr 
Vorredner hat soeben ziemlich am Schluß seiner 

Ausführungen bemerkt, daß bei seinem Hinweis auf 
das baldige Ende seiner Ausführungen jemand im 
Zuhörerraum Bravo gerufen habe. Er hat nicht da-
nach gefragt, wer der Zurufer sei. Ich bekenne mich, 
Herr Kollege Jacobi, zu diesem Zuruf, hoffe aber, 
daß Sie mir Ihre bisherige Gewogenheit deswegen 
nicht entziehen werden. 

Ich kann aber das Hohe Haus beruhigen: nach 
den sehr erschöpfenden, und ich muß gestehen, auch 
mich ein wenig erschöpfenden Ausführungen des 
Herrn Kollegen Jacobi werde ich mich so kurz 
fassen, wie es die Materie nur eben erlaubt. 

Ich las heute morgen in einem deutschen Nach-
richtenmagazin, dessen Zitierung hier und dort als 
etwas suspekt oder gar als Schleichwerbung emp-
funden wird, einen Leserbrief, in dem der § 38 der 
alten preußisch-deutschen Felddienstordnung zitiert 
wurde: „Unterlassen", so heißt es dort, „und Ver-
säumnis belasten schwerer als ein Fehlgreifen in der 
Wahl der Mittel." An diesem altbewährten Grund-
satz mußte ich denken, als ich mir nochmals die 
Argumente vor Augen hielt, die der Deutsche Bun-
desrat in seiner 255. Sitzung bei der Beratung des 
Regierungsentwurfs eines Raumordnungsgesetzes 
gegen die Gesetzesinitiative der Bundesregierung 
ins Feld geführt hat und die in der ablehnenden 
Begründung des Bundesrates nur recht summarisch 
ihren Niederschlag gefunden haben. 

Die Fraktion der Freien Demokratischen Partei, 
für die hier zu sprechen ich die Ehre habe, begrüßt 
es daher besonders, daß sich die neue Bundesregie-
rung in ihrem Bemühen um eine rahmengesetzliche 
Ordnung hierdurch nicht hat beirren lassen, sondern 
in der Regierungserklärung des Kabinetts Erhard-
Mende vom 18. Oktober 1963 und durch die heuti-
gen Ausführungen des Herrn Bundesministers 
Lücke klar zu erkennen gegeben hat, daß sie in 
einer wirksamen Raumordnung — ich zitiere — 
einen notwendigen Bestandteil, und ich möchte hin-
zufügen, sogar einen der wesentlichen Bestandteile 
einer verantwortungsbewußten Gesellschaftspolitik 
und eine unerläßliche Voraussetzung für die Er-
neuerung unserer Städte und Dörfer sowie für die 
Fortführung des Wohnungsbaus sieht. Selbstver-
ständlich wird man sich in den Ausschüssen — ich 
plädiere als alter Kommunalpolitiker verständ-
licherweise dafür, daß neben dem 24. Ausschuß 
auch der Ausschuß für Kommunalpolitik und Sozial-
hilfe zur Mitberatung hinzugezogen wird, weil die 
Auswirkungen eines jeden Gesetzes mit raumord-
nender Zielsetzung neben den landesplanerischen 
Bemühungen der Bundesländer in erster Linie und 
überwiegend die Gemeinden und die Gemeindever-
bände berühren — sehr eingehend darüber unter-
halten müssen, inwieweit man den Vorschlägen des 
Regierungsentwurfs und der drei anderen vorlie-
genden Entwürfe, nämlich der Entwürfe des Bundes-
rats und neuerdings des Entwurfs des Deutschen 
Städtetages, folgen will. 

Hierüber heute schon im einzelnen zu sprechen 
dürfte nach meiner Ansicht den Rahmen einer 
ersten Lesung sprengen. Ich beschränke mich daher 
bewußt auf die Behandlung einiger weniger grund-
sätzlicher Fragen. 
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Als zu Beginn der jetzigen Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages das bisherige Bundesmini-
sterium für Wohnungsbau in Bundesministerium für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung um-
benannt wurde, ist dieser Vorgang in der Öffent-
lichkeit in seiner Absicht und Tragweite zunächst 
nicht allgemein erkannt worden. Teilweise wurde 
diese Aufgabenerweiterung sogar mit Mißtrauen 
aufgenommen. Der Dreiklang „Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung" enthält nämlich eine 
sehr große Aufgabe nicht nur für den Techniker, 
den Soziologen und den Finanzwirtschaftler, son-
dern insbesondere auch für den Politiker. In allen 
Ländern der Welt, sowohl in alten Industriestaaten 
wie in den Entwicklungsländern, wird der in diesen 
Dreiklang zusammengefaßte Themenkreis aus den 
verschiedensten Perspektiven behandelt. 

So stand z. B. im Mittelpunkt eines im vergan-
genen Jahr in Paris veranstalteten Weltkongresses 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumplanung 
bei einer Beteiligung von mehr als 1500 Persönlich-
keiten aus 30 Ländern der Erde das Thema „Mensch-
liche Behausung und Zivilisation" an. Eine der wich-
tigsten Thesen dieses in der deutschen Öffentlich-
keit leider viel zu wenig beachteten Kongresses 
lautete: Moderner Städtebau kann nicht ausschließ-
lich nach architektonischen Gesichtspunkten betrie-
bener Wohnungsbau sein; ihm muß vielmehr eine 
Raumordnung — und zwar unter Berücksichtigung 
sozialer, wirtschaftlicher und investitionspolitischer 
Erfordernisse — zugrunde liegen. 

Man muß Herrn Bundesminister Lücke auch zu-
stimmen, wenn er in seinem bekannten Aufsatz 
'„Raumordnung tut not" unterstreicht, daß bis vor 
kurzem die Erkenntnis, Raumordnung sei in der 
Bundesrepublik notwendig, noch keineswegs All-
gemeingut war. Seiner Feststellung, daß die Kennt-
nis der Zusammenhänge bis vor kurzem auf einen 
kleinen Kreis von Fachleuten beschränkt gewesen 
sei, die zudem noch in dem Ruf standen, Träumer 
und Spintisierer zu sein, und daß demgegenüber 
heute jedermann, der die Hand am Puls der Bun-
desrepublik hat, fühle, daß etwas nicht in Ordnung 
sei und daß man die Dinge nicht so weitertreiben 
lassen könne, kann man ebenfalls nur beipflichten. 
Das hat ja auch der Berichterstatter in der 255. Bun-
desratssitzung, der Berliner Bausenator Herr Dipl.- 
Ing. Schwedler, getan, als er nämlich feststellte, daß 
man auf dem bisher beschrittenen administrativen 
Weg, der mit dem 1961 verlängerten Verwaltungs-
abkommen von 1957 eingeschlagen worden sei, we-
sentliche Ergebnisse nicht — ich darf heute wohl 
sagen: überhaupt keine Ergebnisse — erzielt habe. 

Allerdings ist diese Erkenntnis auch bei der Bun-
desregierung erst verhältnismäßig jungen Datums; 
denn schließlich ist sie, wie hier heute schon aus-
geführt, seinerzeit mit die treibende Kraft dafür ge-
wesen, daß der administrativen Regelung vor der 
gesetzgeberischen der Vorzug gegeben wurde. 

Andererseits meinen manche, vor allem auch frei-
heitlich denkende und handelnde Mitbürger, Raum-
ordnung verstoße vom Prinzip her gegen liberale 
Gedankengänge. Denen, die so argumentieren, seien  

die lesenswerten Gedankengänge und Feststellun-
gen von Staatssekretär Prof. Dr. Ernst im Bulletin 
Nr. 102 vom 12. Juni 1963 zur Lektüre empfohlen. 
Dort führt er nämlich unter der Überschrift „Raum-
ordnung und Freiheit" den meines Erachtens schlüs-
sigen Beweis, daß Raumordnung eben nicht eine 
Sonderform der Planung ist, sondern Planung immer 
die Freiheit des einzelnen beengen und sie schließ-
lich abtöten muß infolge der ihr zwangsläufig inne-
wohnenden Tendenz, alles zu verplanen. Schließ-
lich bannt das Grundgesetz mit seinen unabding-
baren Freiheitsrechten nach meiner Ansicht eine 
solche Gefahr, die allerdings nicht von vornherein 
geleugnet werden soll. Aber ich möchte doch mei-
nen, daß wir Politiker schon Manns genug sind, um 
derartigen Gefahren, die besonders für die beruf-
liche und betriebliche Freizügigkeit aus der falsch, 
nämlich als gemeindliche Bauleitplanung oder Fach-
planung verstandenen Raumordnung entstehen 
könnten, von vornherein zu begegnen. Die Vertre-
ter der Fraktion der Freien Demokraten werden 
bei den Beratungen in den Ausschüssen wesentlich 
mit darauf zu achten haben, daß hier nicht etwa des 
Guten zuviel getan wird. 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
fordert in Art. 29 den Bundesgesetzgeber auf, das 
Bundesgebiet unter Berücksichtigung der landsmann-
schaftlichen Verbundenheit, der geschichtlichen und 
kulturellen Zusammenhänge, der wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeit und des sozialen Gefüges durch 
Bundesgesetz neu zu gliedern. Die Neugliederung 
soll Länder schaffen, die nach Größe und Leistungs-
fähigkeit die ihnen obliegenden Aufgaben wirksam 
erfüllen können. Die Leistungsfähigkeit des einzel-
nen Bundeslandes hängt nun aber nicht allein von 
seinen äußeren Grenzen, sondern gleichermaßen 
auch von einer sinnvollen Landesplanung innerhalb 
der Landesgrenzen ab. Die Kompetenz für den Er-
laß von Landesplanungsgesetzen innerhalb der ein-
zelnen Bundesländer steht grundsätzlich gemäß 
Art. 70 Abs. 1 des Grundgesetzes dem Landesgesetz-
geber zu. Der Bund hat jedoch unter den Voraus-
setzungen des Art. 75 die Befugnis, ein Bundesraum-
ordnungsrahmengesetz zu erlassen, das natürlich der 
anschließenden Ausfüllung durch Ländergesetze be-
darf. Das Bundesgesetz muß die Leitgedanken der 
Raumordnung und das Prinzip ihrer späteren Durch-
führung normieren. 

Hierum geht in erster Linie der Streit zwischen 
Bund und Ländern, auf den meine Herren Vorredner 
schon eingehend hingewiesen haben, so daß ich mir 
Wiederholungen ersparen darf. Zudem hat auch Herr 
Staatssekretär Dr. Ernst in der wiederholt erwähn-
ten Bundesratssitzung sowie in verschiedenen 
grundsätzlichen Stellungnahmen über Rechtsgestal-
tung der Raumordnung die Auffassung der Bundes-
regierung hierzu so eindeutig dargelegt, daß ich mich 
in diesem Zusammenhang heute auf die Feststellung 
beschränke, daß auch die Fraktion der Freien De-
mokraten die Voraussetzungen und die Notwendig-
keit für eine bundesgesetzliche Rahmengesetz-
gebung im Sinne des Art. 75 in Verbindung mit 
Art. 72 des Grundgesetzes bejaht. Ein zur Bekräf-
tigung dieses Rechtsstandpunktes erstattetes Rechts- 
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gutachten, von dem Herr Bundesminister Lücke 
sprach — eines namhaften deutschen Staatsrechts-
lehrers, wie er sagte —, wird uns sicher in den Aus-
schüssen noch eingehend zu beschäftigen haben. 
Aber ich möchte meinen, daß auch die Bundesländer 
und ihre Repräsentanz und zugleich das Gesetz-
gebungsorgan des Bundes, der Bundesrat, bei einer 
nochmaligen Beschäftigung mit diesen Problemen 
zu der Erkenntnis gelangen werden, daß der vom 
Deutschen Bundestag nunmehr zu beschreitende Weg 
auch in ihrem Interesse liegt. 

Das Grundgesetz definiert bekanntlich den Begriff 
der Raumordnung nicht, was in Anbetracht der Tat-
sache, daß es sich hierbei um einen äußerst kom-
plexen Begriff handelt, nicht weiter verwunderlich 
erscheint. Infolgedessen wird dieser Begriff Raum-
ordnung je nach den konkreten Einzelvorstellungen 
in verschiedenstem Sinne gebraucht. Während man 
auf der einen Seite unter den Begriff Raumordnung 
eine sinnvolle Wohnungspolitik, eine zweckmäßige 
Industrieansiedlungspolitik und damit eine Entbal-
lung der Wirtschaftszentren subsumiert, versteht 
man auf der anderen Seite darunter eine Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse oder eine wirksame 
Unterstützung der finanzschwachen Gemeinden. Zu-
gegeben, daß auch alle diese Punkte die Raumord-
nung berühren. Sie umreißen sie jedoch nicht annä-
hernd in ihrem Aufgabenbereich. Aus diesem Grunde 
wird man kaum umhin können, auf die genaue De-
finition des Begriffs Raumordnung zu verzichten, und 
sie statt dessen vom Ziel her zu begreifen suchen. 

Das Ziel der Raumordnung — und aus diesem 
Grunde widme ich diesem Punkt ein wenig meine 
Aufmerksamkeit — läßt sich mittelbar aus Art. 29 
des Grundgesetzes entnehmen, nämlich der Vor-
schrift, leistungsfähige Länder zu schaffen. Zwar be-
faßt sich, wie von mir bereits erwähnt, diese Vor-
schrift nur mit der Neugliederung des Bundes in 
Länder, also mit der Frage der äußeren Länder-
grenzen, die die Bundesregierung und uns in diesem 
Hause in der Zukunft ohnehin noch verschiedentlich 
wird beschäftigen müssen. Das Ziel der Neugliede-
rung des Bundesgebiets, nämlich die Voraussetzun-
gen für leistungsfähige Länder zu schaffen, muß aber 
für die  Landesplanung innerhalb der Ländergrenzen 
ebenfalls gelten. Mithin werden unter dem Begriff 
Raumordnung neben Ausweisung von Erholungs- 
und Landschaftsschutzgebieten sowie neben einer 
Verbesserung der Agrarstruktur letztlich alle die-
jenigen Maßnahmen zu verstehen sein, die auf die 
Schaffung eines in jeder Beziehung leistungsfähigen 
Landes abzielen. Die Leistungsfähigkeit eines Lan-
des hängt nun einmal, ob man das wahrhaben will 
oder nicht, im wesentlichen von seinen industriellen 
Verhältnissen ab. Eine blühende Industrie bringt 
bekanntlich Steuern, mit denen das Land seine staat-
lichen Aufgaben erfüllen kann. Ferner bringt sie mit 
ihrer hohen Beschäftigtenzahl allgemeinen Wohl-
stand, der sich letztlich zugunsten der gesamten ge-
werblichen Wirtschaft auswirkt. Wie einerseits aber 
das Land auf die Industrie angewiesen ist, so ist 
andererseits auch die Industrie auf die Hilfe des 
Landes angewiesen. Das Land muß im staatlichen 
Bereich die Voraussetzungen schaffen, unter denen 
die Industrie nutzbringend arbeiten kann. 

Jede Raumordnung greift notwendig in vorge-
gebene Verhältnisse ein. Wird diesen vorgegebenen 
Verhältnissen nicht hinreichend Rechnung getragen, 
so wird die Raumordnung ihr Ziel verfehlen und sich 
nicht selten in ihr Gegenteil verkehren. Aus diesem 
Grunde muß nach meiner Ansicht bei der Bildung 
von  Gremien, die die Grundsätze ,der Raumordnung 
anzuwenden haben, dafür Sorge getragen werden, 
daß durch entsprechenden Einbau von Vertretern 
der Gemeinden und Gemeindeverbände auf die vor-
gegebenen räumlichen Verhältnisse Rücksicht ge-
nommen wird und daß die Raumordnung in engem 
Zusammenwirken mit den Institutionen der gewerb-
lichen und der Agrarwirtschaft erfolgt. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich schlie-
ßen mit einem Zitat des Herrn Bundesministers 
Lücke, da ich leider in der schöngeistigen Literatur 
keinen passenden Reim gefunden habe. 

Die Gesundung 

— so sagt Bundesminister Lücke an .einer Stelle — 

unserer räumlichen Ordnung ist eine der drin-
gendsten und größten Aufgaben in der Bundes-
republik Deutschland, die nur bewältigt werden 
kann, wenn alle Beteiligten, Bund, Länder und 
Gemeinden, mit dem ganzen Volk zusammen 
die äußersten Anstrengungen unternehmen, um 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß wir 
und unsere Kinder weiter in unserem Lande als 
freie Menschen leben und sich entfalten können. 

Meine Damen und Herren, schaffen wir diese Vor-
aussetzungen, indem wir uns zügig an die Beratung 
dieses Gesetzgebungswerkes begeben, das die freie 
Entfaltungsmöglichkeit unserer Mitbürger gewähr-
leisten soll! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Hesberg. 

Dr. Hesberg (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Grundsatzfragen der Bun-
desraumordnung haben im Deutschen Bundestag 
stets ein lebhaftes Echo gefunden. Es war schon von 
der Entschließung die Rede, die der Deutsche Bun-
destag in seiner 116. Sitzung am 20. Mai 1960 bei 
Gelegenheit der Verabschiedung des Bundesbau-
gesetzes gefaßt hat, nämlich von dem Ersuchen an 
die Bundesregierung, in Abstimmung mit den Län-
dern gegebenenfalls auch die gesetzlichen Maßnah-
men in die Wege zu leiten, die erforderlich sind, 
um die Raumordnung wirksamer zu gestalten. Die-
sem Ersuchen, das aus den Beratungen des Bundes-
baugesetzes resultiert, wird mit der Vorlage des 
Regierungsentwurfs zu einem Raumordnungsgesetz 
entsprochen. Ebenso ist der Initiativgesetzentwurf 
der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Margulies und Genossen auf Drucksache IV/472 
Ausdruck des besonderen Interesses des Bundes-
tages an der Raumordnung. 

Im Interesse der Sache ist es zu begrüßen, daß 
diese beiden Entwürfe, der Initiativentwurf und der 
Entwurf der Bundesregierung, in den grundlegenden 
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Fragen übereinstimmen. Übereinstimmung sehe ich 
in erster Linie in der rückhaltlosen Bejahung des 
Gesetzes als der notwendigen Grundlage für die 
Bundesraumordnung. Auch darin, daß beide Ent-
würfe sich nicht auf Organisations- und Verfahrens-
recht beschränken, sondern materielle Grundnormen 
der Raumordnung einbeziehen, sehe ich eine wich-
tige Übereinstimmung. Im übrigen erscheinen mir 
die Unterschiede zwischen diesen beiden hier zu er-
örternden Entwürfen mehr juristischer Natur, ohne 
daß ich damit deren Bedeutung bagatellisieren will. 

Zunächst möchte ich den politischen Kräften, die 
hinter dem Initiativentwurf stehen, meine besondere 
Dankbarkeit bekunden. Abgeordnete aller drei in 
diesem Hause vertretenen Parteien haben sich mit 
der Forderung einer bundesgesetzlichen Regelung 
der Raumordnung miteinander verbunden. Daß die-
ser Erfolg erzielt werden konnte, ist ebenso dem 
politischen Verantwortungsbewußtsein der Unter-
zeichner wie den nachhaltigen Bemühungen der 
Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft zu ver-
danken, deren Vorsitzender den Initiativgesetzent-
wurf begründet hat. Einer Initiative desselben 
Kreises ist auch der Antrag Drucksache IV/473 zu 
verdanken, mit dem die Bundesregierung aufgefor-
dert worden war, bis zum 1. Oktober 1963 den so-
genannten Ersten Raumordnungsbericht zu erstatten. 
Dieser Antrag hat der Bundesregierung Anlaß ge-
geben, ihre Maßnahmen und Absichten auf dem 
Gebiet der Raumordnungspolitik im einzelnen dar-
zustellen, zu belegen und zu begründen. Daß diese 
umfangreiche Arbeit auf den Tag genau vorgelegt 
wurde, ist von den an der Sache interessierten Kol-
legen dankbar begrüßt worden. Mit diesem Ersten 
Raumordnungsbericht auf Drucksache IV/1492 ist 
uns ein Dokument auf den Tisch gelegt worden, 
welches die Ausschußberatungen auch des Raum-
ordnungsgesetzes wesentlich befruchten wird. 

Die eingehende öffentliche Diskussion der Raum-
ordnung bietet ein gutes Beispiel dafür, daß eine 
jede Sache zu ihrer Reife ihre Zeit braucht. Schien 
es noch vor Jahren so, als prallten in der Raumord-
nungspolitik die Interessen der Wirtschaft und des 
Staates hart aufeinander, als stünden die Stand-
punkte des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
unvereinbar einander gegenüber und als könnten 
die Ressort- und Fachverwaltungen hier nicht auf 
eine Linie kommen, so zeigen die letzten Monate 
eine erfreuliche Zunahme der Verständigung. Dies 
konnte u. a. auch festgestellt werden bei den Be-
suchen in den Ländern, die der Ausschuß für Woh-
nungswesen, Städtebau und Raumordnung im letzten 
Jahr gemacht hat. Sie galten u. a. auch dem Studium 
der Raumordnungsprobleme. 

Wichtig erscheint mir nicht zuletzt, daß in allen 
westlichen Industriestaaten eine im Grundsatz 
gleichartige Politik verfolgt wird, was im Hinblick 
auf die künftige Entwicklung Europas bedeutsam 
sein dürfte. Das ist eine Raumordnungspolitik, die 
die wirtschaftlich schwachen Regionen fördert und 
damit das Gefälle zwischen diesen und den wirt-
schaftsstarken Konzentrationsräumen mindert und 
zugleich auf diesem Wege den auf den Verdichtungs-
gebieten ruhenden Bevölkerungs- und Industriali-

sierungsdruck abschwächt. Weil dies die einzige 
Raumordnungspolitik ist, die in den dicht besiedelten 
Industriestaaten möglich ist, stimmen die raum-
ordnungspolitischen Grundvorstellungen in unserem 
Lande und in den Nachbarländern miteinander über-
ein. 

Auch in den Kreisen der Wirtschaft und ihrer 
Organisationen hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, 
daß die geläuterte Raumordnungspolitik von heute 
mit der Planwirtschaft nichts mehr gemein hat. Die 
Raumordnungspolitik von heute muß so gestaltet 
sein, daß sie mit den Grundprinzipien der Markt-
wirtschaft vereinbar bleibt. Ich bin der Überzeu-
gung, daß die raumordnerischen Vorstellungen der 
Bundesregierung diese Bedingung nicht nur erfül-
len, sondern gerade dazu beitragen, die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit auch in den zurückgeblie-
benen Gebieten zu beflügeln und damit einen Bei-
trag zur Entfaltung der noch versperrten Leistungs-
reserven bieten. 

Die positiven Erklärungen, die der Bundesver-
band der Deutschen Industrie und der Deutsche 
Industrie- und Handelstag zur raumordnungspoliti-
schen Aktivität der Bundesregierung abgegeben ha-
ben, bestätigen sinnfällig diese Auffassung. Die von 
diesen Kreisen bekundete Einstellung sollte auch 
dazu Anlaß geben, jegliche Privatinitiative zu för-
dern, die im Sinne der Grundsätze des Gesetzent-
wurfs entfaltet wird. 

Gestatten Sie mir, die Dringlichkeit der Raumord-
nung vor allem aus dem Blickwinkel der Woh-
nungspolitik zu begründen. Der Verwirklichung un-
serer eigentumsbetonten Wohnungspolitik sind in 
den Verdichtungsräumen Grenzen gesetzt, wie eine 
echte Stadterneuerung ebenfalls zum Scheitern ver-
urteilt sein würde, wenn wegen Raummangels kein 
neuzeitlichen Ansprüchen gerecht werdender Städte-
bau möglich ist. Wir wissen alle von den Folgen 
des Baulandmangels für die Verwirklichung von 
Familienbauvorhaben in den Verdichtungsräumen 
und waren uns schon bei der Verabschiedung des 
Bundesbaugesetzes darüber im klaren, daß der 
Mehrung des Baulandangebotes durch umfassen-
dere Planung und Erschließung durch das Gemeinde-
areal Grenzen gezogen sind. Wir verschließen uns 
nicht der Tatsache, daß die Eigentumsbildung ge-
rade der Arbeitnehmer und auch des Mittelstandes 
dadurch gehemmt wird bzw. sich teilweise zu Be-
dingungen vollzieht, die leicht dazu führen, daß 
das Familienheim zur Last wird. Wenn dazu in Ver-
dichtungsräumen Sanierungsmaßnahmen unabweis-
bar sind, wird hier sogar die Eigentumserhaltung in 
Frage gestellt. Unsere auf weitestgehende Eigen-
tumserhaltung ausgerichtete Gesellschaftspolitik 
würde unglaubwürdig, wenn in den Verdichtungs-
räumen nicht nachdrücklich auf eine Gesundung im 
Sinne der Grundsätze des zur Beratung anstehenden 
Gesetzentwurfs hingewirkt würde. 

Gesunde Wohnverhältnisse und weitestmögliche 
Eigentumsbildung sind aber nicht nur in den Ver-
dichtungsräumen gefährdet. Auch in unzähligen 
kleinen Gemeinden, insbesondere Dörfern, würden 
sie in Frage gestellt, wenn in solchen wesentlich 
hinter der allgemeinen Entwicklung zurückgeblie- 
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benen Bereichen nicht durch eine Raumordnungs-
politik im Sinne des Gesetzentwurfs ein wirtschaft-
licher Aufstieg angebahnt würde, mit dem sinn-
volle Wohnungsbaupolitik einhergehen müßte. Ge-
rade in diesen Bereichen — ich denke dabei nicht 
zuletzt an das Zonenrandgebiet — eröffnen sich bei 
konsequenter Anwendung der Raumordnungs-
grundsätze des Gesetzentwurfs außergewöhnliche 
Chancen für weitgehende Eigentumsbildung. 

Gestatten Sie mir auch noch einige grundsätzliche 
Bemerkungen zur Raumordnungspolitik allgemein. 
Ich glaube, wir stimmen hier alle darin überein, daß 
das Raumordnungsgesetz zwar eine entscheidende 
Grundlage für eine sinnvolle Raumordnungspolitik 
darstellt, aber bei weitem nicht die einzige. Auch 
auf dem Gebiet der Finanzpolitik wird noch einiges 
geschehen müssen. Da ist z. B. jener weite Bereich 
des Steuerrechts, der die finanziellen Verhältnisse 
der Gemeinden entscheidend bestimmt. Ich glaube, 
daß wir möglichst bald nicht nur eine Grundstücks-
neubewertung als Grundlage für eine richtige Be-
wertung des Grundvermögens beschließen müssen. 
Noch wichtiger ist die Frage der Gewerbesteuer, 
vor allem der gegenwärtigen Regelung des Ge-
werbesteuerausgleichs. Jeder Kenner der Verhält-
nisse wird mit mir darin übereinstimmen, daß in 
den heutigen Regelungen auf diesem Gebiet zu 
einem großen Teil die Ursache für Fehlentwicklun-
gen in der räumlichen Ordnung liegt, da sie in 
einigen Fällen eine übermäßige industrielle Ver-
dichtung in Arbeitsplatzgemeinden oder, anders 
ausgedrückt, in Industriegemeinden fördern, auf der 
anderen Seite aber den Wohnsitzgemeinden — man 
könnte sie auch als Schlafgemeinden bezeichnen — 
nur wirtschaftliche Lasten aufbürden, denen kein 
entsprechendes Entgelt gegenübersteht. Der über-
mäßige Sog mancher Industriestädte könnte durch 
eine entsprechende Neuregelung ebenso vermieden 
werden wie die Spannungen zwischen den Arbeits-
platz- und den Wohnsitzgemeinden vor allem im 
Umland der Verdichtungsgebiete. Hier müssen 
Bund und Länder bald zu gemeinsamen Lösungen 
kommen, denn weitere räumliche Fehlentwicklungen 
und die volkswirtschaftlichen Verluste, die sich dar-
aus ergeben, können wir nicht mehr länger hin-
nehmen. 

Wie sehr die scheinbar unbedeutenden Regelun-
gen im Steuerrecht große negative räumliche Aus-
wirkungen haben, zeigt auch die gegenwärtige Rege-
lung über die Pflicht zur Aktivierung stiller Reserven 
bei der Veräußerung der Grundstücke und Anlagen 
im § 6 b des Einkommensteuergesetzes. Da gegen-
wärtig Industriebetriebe im Falle einer Standort-
verlagerung aus einer Gemeinde, in der wegen 
Arbeitskräftemangels oder Platzmangels nicht mehr 
ausreichende Entwicklungsmöglichkeiten gegeben 
sind, in eine andere Gemeinde mit besseren Stand-
ortbedingungen, z. B. in eine Entwicklungsgemeinde 
in den agrarischen Problemgebieten, für den Unter-
schied zwischen dem Buchwert und dem erzielten 
Preis bei der Veräußerung der Grundstücke und 
Anlagen zur Einkommensteuer veranlagt werden, 
auch wenn der gleiche Betrag aufgewendet wird, 
um solche Anlagen am neuen Standort zu schaffen, 
unterlassen heute die meisten Betriebe eine Ver-

lagerung zum besseren Standort. Das ist weder im 
Sinne der Raumordnungspolitik, noch im Sinne der 
sozialen Marktwirtschaft, noch im Sinne der Finanz-
politik. 

Es könnten hier noch einige Beispiele dafür ange-
führt werden, wie die Raumordnungspolitik eine 
Flurbereinigung in der Gesetzgebung einleiten muß. 
Andere Hemmnisse einer vernünftigen räumlichen 
Entwicklung liegen auf administritativem Gebiet. 
Das heißt jedoch nicht, daß sie schneller beseitigt 
werden könnten, weil fast immer nicht nur mehrere 
Ressorts koordiniert werden müssen, sondern auch 
eine Zustimmung aller Länder herbeigeführt wer-
den muß. 

Ich hoffe hier auf die Kraft der guten Argumente. 
Wenn der gute Wille, der allenthalben sichtbar 
wird, anhält, werden wir diese dringenden Aufga-
ben auch gemeinsam zwischen Parlament und Re-
gierung, gemeinsam zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden, unterstützt von der Öffentlichkeit, so 
erfüllen können, wie man es von uns erwarten 
kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete von Bodelschwingh. 

von Bodelschwingh (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Man könnte nach einer Reihe von Ausführungen 
des heutigen Abends glauben, daß die Raumord-
nung etwas Akademisches sei. Lassen Sie mich des-
halb etwas Handgreifliches aus der Sicht des prak-
tischen Landwirts sagen, der ja nun auch sehr stark 
betroffen ist. Meine Damen und Herren, wir haben 
mit dem Ausschuß für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung mehrere Reisen gemacht, um 
das Problem der Raumordnung zu studieren. Wir 
sind in großen Städten gewesen, im Industriegebiet 
an der Ruhr, an Rhein-Main, an Rhein-Neckar, auch 
in Holland. Wir haben eine Reise in ein Zonen-
randgebiet, in ein sogenanntes landwirtschaftliches 
Problemgebiet, gemacht. Ich hätte gewünscht, daß 
die Beteiligung dabei noch größer gewesen wäre, 
und ich hätte gewünscht, daß auch Mitglieder die-
ses Hauses etwas mehr körperlich erlebt hätten, 
was wir da gesehen haben. 

Stellen Sie sich bitte einmal eine der schönsten 
deutschen Landschaften vor, wie wir sie haben, eine 
typische Landschaft mit Wald, Bergen, Wiesen und 
Feldern. Stellen Sie sich einmal vor, wie man in ein 
solches hübsches, malerisches Dorf, das vielleicht 
noch aus dem Mittelalter stammt, hineinkommt. 
Stellen Sie sich dann vor, wie eng es da ist, wie 
schmutzig es da ist, wie es in den Gebäuden, in die 
man hineinschaut, aussieht. Es ist wirklich so, daß 
man eigentlich niemandem zumuten sollte, in sol-
cher Umgebung zu arbeiten und zu leben. 

Dieses traurige Bild ist nun Gott sei Dank nicht das 
Bild der deutschen Landwirtschaft. Es ist aber das 
Bild so vieler Problemgebiete, wie wir sie hier ge-
nannt haben, gerade in den schönen Landschaften 
des deutschen Mittelgebirges. Die deutsche Land- 
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wirtschaft steht — das brauche ich nicht noch ein-
mal zu sagen — allgemein in einem sehr, sehr tief-
greifenden Umstellungsprozeß. Wenn schon in den 
besten Gegenden mit den guten Böden, wo groß-
bäuerliche Betriebe sind, die Agrarpolitik vor 
schwerwiegenden Aufgaben und vor fast unlösba-
ren Problemen steht, können Sie ermessen, wie 
schwer, wieviel schlimmer es erst in solchen Gebie-
ten sein muß, wie ich sie eben beschrieben habe. 

Dort ist es so, daß die klassischen Mittel der 
Strukturverbesserung, wie sie im Grünen Plan ge-
fördert werden — die Flurbereinigung, die Aussied-
lung, der Wegebau, die Wasserversorgung, die 
Elektrifizierung usw. —, keinen rechten Erfolg ha-
ben, wenn man nicht weiß, wo die Menschen bleiben 
sollen. Um diese Fragen geht es. Es hat keinen 
Zweck, die alten Betriebsgrößen einfach nur zu er-
halten und nur die Felder zusammenzulegen, wenn 
keine Maßnahmen vorgesehen sind, die in die Zu-
kunft weisen. Die Menschen müssen wissen, wohin 
sie sollen, was aus ihnen werden wird. Es ist von 
den Fernpendlern gesprochen worden. Alle diese 
Menschen müssen wissen, was sie tun sollen: Sollen 
sie einen anderen Beruf ergreifen? Welchen Beruf? 
Sollen sie das Dorf, ihre Heimat, nun wirklich ver-
lassen? Soll die verdünnte Zone noch dünner wer-
den, als sie vorher schon war? 

Die Unruhe ist gewaltig. In der Landwirtschaft ist 
es schon so — das ist auch fast nicht bekannt —, daß 
die Hoferben das Erbe nicht mehr antreten wollen; 
die Mädchen wollen nicht mehr in solche Verhält-
nisse hineinheiraten, tüchtige junge Leute kehren 
der Landwirtschaft den Rücken. Übrig bleiben auf 
dem Lande die Alten, die unter der Last der Arbeit 
schließlich zusammenbrechen. 

Darum kommt es uns so darauf an, daß die wirt-
schaftliche Kraft auf dem Lande gehoben wird. Das 
kann nur dadurch geschehen — ich will das deut-
lich sagen —, daß neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Die Raumordnung muß direkt oder indirekt 
helfen, daß die entsprechenden Landes- und Bezirks-
planungen zustande kommen, daß entsprechende 
Maßnahmen bezüglich des Verkehrs, der Versor-
gung usw. ergriffen werden. Man kann natürlich 
nicht verlangen, daß in jedem Dorf neue Arbeits-
plätze geschaffen werden; das sollte nur in den zen-
tralen Orten geschehen, die von den verschiedenen 
Dörfern aus erreichbar sind. Wichtig ist aber, daß 
solche Ansätze für neue Arbeitsplätze da sind. Dann 
kann man hoffen, daß auch der Grundstücksverkehr 
mobilisiert wird. Wer einen industriellen Arbeits-
platz hat, wird seine kleine Landwirtschaft im Ne-
benberuf ausüben. Er wird gut dabei fahren, solange 
seine Angehörigen mitmachen. Ist das aber nicht der 
Fall, dann wird er verpachten und teilweise auch 
Land verkaufen. Dazu sollten wir Prämien geben. 
Versuche in dieser Richtung haben sich in der Ver-
gangenheit bewährt. 

Schon durch die Ankündigung von solchen Ent-
wicklungsplänen werden die Menschen, die in die-
sen bedrängten Verhältnissen leben, neue Hoffnun-
gen bekommen. Sie werden sich zusammen in ihren 
Gedanken mit den Fragen beschäftigen und werden 
eine entsprechende Einstellung zu den Dingen be

-

kommen. Darum möchte ich wünschen, daß keine 
Zeit verloren wird und daß die Beratung zügig vor-
angeht. Die Planungsarbeiten sollten bald beginnen, 
damit zusammen mit den Maßnahmen der Agrar-
politik die Ziele erreicht werden, die wir uns vor-
stellen. Dann wird es dazu kommen, daß dem Lande 
und vor allem diesen benachteiligten Gebieten die 
wirtschaftliche Sicherung wiedergegeben wird, und 
dann werden auch die kulturellen Dinge in Ordnung 
kommen können. Dann wird es zu der Dorfsanie-
rung kommen, zu einer Auflockerung der zu engen 
Bebauung, der Anlage von neuen Wohngebieten 
und dem Bau von öffentlichen Einrichtungen, die 
wir auf dem Lande genauso gut haben müssen, wie 
sie in der Stadt selbstverständlich sind. 

Meine Damen und Herren! Wir wollen das Gefälle 
vom Land zur Stadt nicht etwa ganz beseitigen. Wir 
wollen es nur abflachen. Wir wollen den großen 
Städten nichts nehmen. Sie bleiben weiter die 
lebenswichtigen Zentren der Wirtschaft, der Kultur 
und der Verwaltung. Wir sehen allerdings als Land-
wirte mit etwas Besorgnis, daß die Bedürfnisse der 
Städte jährlich mehr als 1000 Bauernhöfe in der Grö-
ßenordnung von 100 Morgen verschlingen, und wir 
sähen es gern, wenn solche Opfer an Grund und 
Boden, die nun einmal notwendig sind, nicht so sehr 
an die Großstädte gingen, sondern als Beitrag ge-
nommen werden könnten für die wirtschaftliche und 
kulturelle Zukunft des Landes und hier wieder ge-
rade seiner schwächsten Glieder. 

Ich möchte zum Schluß noch beantragen, die Ge-
setzentwürfe zur Mitberatung auch an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu über-
weisen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es liegen keine 
Wortmeldungen mehr vor. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen zu-
erst vor, die beiden Gesetzentwürfe Drucksachen 
IV/472 und IV/1204 — federführend — an den Aus-
schuß für Wohnungswesen, Städtebau und Raum-
ordnung zu überweisen. — Dagegen erhebt sich kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Dann schlage ich Ihnen vor, mitberatend den Aus-
schuß für Kommunalpolitik und Sozialhilfe heran-
zuziehen. — Es erfolgt kein Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Sodann kommen wir zu dem soeben gestellten An-
trag, den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mitzubeteiligen. Erfolgt hiergegen ein 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall; dann ist so 
beschlossen. 

Schließlich liegt noch der Antrag des Abgeord-
neten Dr. Dittrich vor, den Ausschuß für Wirtschaft 
zu beteiligen. Erfolgt hiergegen ein Widerspruch? 
- Das ist nicht der Fall; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den zurückgestellten Punkt 4 
der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
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Änderung des § 556 a des Bürgerlichen Gesetz-
buches (Drucksache IV/1554). 

Wer begründet den Antrag? — Herr Abgeordneter 
Jahn! 

Jahn (SDD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich habe die Ehre, namens 
der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei den 
Antrag auf Drucksache IV/1554 zu begründen. Die 
SPD wünscht, mit diesem Antrag einen Beitrag zur 
Gestaltung eines modernen und, wie es auch einmal 
hier im Hause übereinstimmend geheißen hat, sozia-
len Mietrechts zu leisten, d. h. das jetzt gültige Miet-
recht sozial zu gestalten. Wir meinen — um Ein-
wendungen in dieser Richtung gleich zuvorzukom-
men —, daß der geeignete Zeitpunkt zur Einbringung 
eines solchen Antrages jetzt gegeben ist, weil jetzt 
erstmals im Rechtsausschuß dieses Hauses die Fra-
gen des Mietrechts in einer dem Gegenstand ange-
messenen ruhigen und ausführlichen Beratung be-
handelt werden können. Das war in der Vergangen-
heit leider nicht möglich, wie ja die Behandlung 
unserer früheren Anträge insbesondere im Woh-
nungsbauausschuß gezeigt hat. 

Worum geht es? An Stelle des alten Mieterschutz-
rechts ist der  neue § 556 a in das Mietrecht des  Bür-
gerlichen Gesetzbuchs eingefügt worden. Ich habe 
zweimal in diesem Hause Gelegenheit gehabt, mich 
mit dieser Bestimmung ausführlich auseinanderzu-
setzen. Ich werde versuchen, meine früheren Ein-
wendungen jetzt mehr in Stichworten als noch ein-
mal in aller Ausführlichkeit darzustellen. 

Was nach unserer Auffassung gegen die jetzt gül-
tige Fassung spricht, ist folgendes. Zunächst einmal 
ist die Kündigung frei, d. h. ohne jede Angabe von 
Gründen möglich. Selbst wenn man der Meinung 
ist, daß das eine notwendige Gestaltung dieses Rech-
tes sei, selbst wenn man der Meinung ist, darüber 
ließe sich debattieren, bei der Konstruktion, die die 
Mehrheit dieses Hauses für die Ausgestaltung des 
§ 556 a gefunden hat, kommt diese Regelung nahe-
zu einer Rechtsverweigerung für den Mieter gleich, 
nämlich deshalb, weil er zwar gezwungen ist, eine 
Kündigung durch Erhebung des Widerspruchs abzu-
wehren, aber gar nicht weiß, welche Gründe den 
Vermieter zur Kündigung veranlaßt haben. Diese 
Regelung ist nicht nur unzureichend, sondern sie ist 
auch rechtspolitisch nach unserer Auffassung so nicht 
tragbar. 

Zum anderen: Die jetzige Fassung des § 556 a 
Abs. 1 ist in hohem Maße unklar. Sie enthält min-
destens vier unbestimmte Rechtsbegriffe — ich ver-
zichte darauf, sie hier noch einmal zu zitieren — und 
ist nichts anderes als eine Flucht, die berühmte 
Flucht in die Generalklausel. Sie geben damit allen 
Beteiligten, den Vermietern wie den Mietern, und 
allen denjenigen, die sie beraten müssen, nur Steine 
statt Brot. Denn nur mit Generalklauseln können 
Sie ein so schwieriges Rechtsgebiet zur hinreichen-
den Gewißheit und zur hinreichenden Überzeugung 
der Betroffenen nicht regeln, ganz abgesehen davon, 
daß der Gesetzgeber — ich werde darauf nachher 
noch zu sprechen kommen — sich im Grunde damit 

seiner eigentlichen Verpflichtung zur Rechtsklarheit 
entzieht. 

Das dritte, was wir einzuwenden haben, ist, daß 
bei dieser so gestalteten Regelung die Beweislast 
nicht bei ,demjenigen liegt, der die Regelung in einer 
bestimmten Richtung wünscht, nämlich beim Vermie-
ter, der die Kündigung und damit die Lösung des 
Mietverhältnisses haben will, sondern bei demjeni-
gen, dessen Rechte betroffen werden, beim Mieter; 
eine Lösung, die wir in dieser Form in unserem Recht 
ansonsten auch nicht kennen. 

Der vierte und nicht zuletzt wohl auch gewichtig-
ste Einwand ist, daß die Kündigung so, wie sie jetzt 
ausgestaltet ist, praktisch — ich betone „praktisch" 
— unbedingt wirksam ist. Der Widerspruch, den Sie 
hier zum Schutze des Mieters vorgesehen haben, hat 
ja nicht die Folge — wie es ursprünglich einmal in 
der Regierungsvorlage hieß —, daß damit die Kün-
digung unwirksam, d. h. beseitigt wird, sondern der 
Widerspruch hat nur eine aufschiebende Wirkung. 
Er führt dazu, daß das Mietverhältnis auf eine mehr 
oder weniger lange, im Einzelfall zu entscheidende 
Dauer verlängert wird, schließlich und endlich die 
Kündigung aber auf jeden Fall wirksam wird. Sie 
berauben den Mieter darüber hinaus jeglichen 
Schutzes dadurch, daß Sie sogar eine Wiederholung 
des Widerspruchs ausschließen. 

Zur Rechtfertigung für diese Lösung werden vor 
allen Dingen zwei Gründe angeführt. Das eine- ist — 
das ist eine Begründung, die  man  insbesondere 
häufig aus dem Bundeswohnungsbauministerium zu 
hören bekommt —, daß diese Regelung mit der Fülle 
von Generalklauseln besonders gut geeignet sei, 
allen Umständen des praktischen Lebens gerecht zu 
werden. 

Ich bestreite das. Ich bestreite das deshalb, weil 
man mit solchen Generalklauseln gar nichts regelt, 
sondern nur Rechtsunsicherheit und schließlich Ver-
wirrung schafft. Ganz abgesehen davon haben wir, 
glaube ich, allen Anlaß, eine Mahnung ernst zu 
nehmen, die einer der unstreitig auch in diesem 
Hause anerkannten großen lebenden deutschen 
Rechtslehrer vor einiger Zeit an  den Gesetzgeber 
gerichtet hat: er dürfe sich nicht durch die ständige 
Verwendung von Generalklauseln dem Auftrag 
entziehen, da, wo Rechtsgrundsätze zu gestalten 
seien, die Auslegung den Gerichten zu überlassen. 
Der Bürger dieses Landes hat einen Anspruch dar-
auf, vom Gesetzgeber zu erfahren, was er eigentlich 
will. Diesen Anspruch erfüllen Sie nicht, wenn Sie 
in ganz unbestimmten Generalklauseln sagen: dies 
ist möglich, jenes aber auch, und einer klaren Be-
antwortung der Frage, wie ein bestimmter Einzel-
fall gelöst werden soll, ausweichen. 

Es kommt hinzu, daß, da Mietsachen in der Regel 
nur im Bereiche eines einzigen Landgerichts im 
Rechtswege verfolgt und geklärt werden können, 
Sie zu einer sehr auf die Rechtsprechung abgestell-
ten Klärung der Streitfragen, zu sehr unterschied-
lichen Ergebnissen in den verschiedenen Land-
gerichtsbezirken zwangsläufig kommen müssen. Das 
bedeutet praktisch, daß Sie die Rechtszersplitterung 
und die Rechtsunsicherheit gerade auf einem so 
wichtigen Lebensgebiet fördern. 
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Als zweite Begründung wird angeführt, nur in 

der Gestaltung, wie sie die Mehrheit vorgenommen 
habe, sei eigentlich der Anspruch des Bürgers, über 
sein Eigentum frei verfügen zu können, wirklich zu 
realisieren, nur in dieser Form werde die freie Ver-
fügung über das Eigentum in vollem Umfang an-
erkannt. 

Es ist eigentlich von Ihnen nie gesagt worden, in 
welchem Verhältnis diese Auslegung zu der Klausel 
der Sozialbindung des Eigentums in Art. 14 des 
Grundgesetzes steht. Lassen Sie mich, um hier viel-
leicht einmal eine Auslegungshilfe zu geben, zitie-
ren, was einer der großen deutschen Rechtslehrer 
der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, von 
Ihering, zur Frage des Eigentums gesagt hat: 

Der Grundsatz der Unantastbarkeit des Eigen-
tums heißt die Dahingabe der Gesellschaft an 
den Unverstand, Eigensinn und Trotz, an den 
schnödesten, frevelhaftesten Egoismus des ein-
zelnen. 

An anderer Stelle heißt es: 

Es gibt kein absolutes, d. h. der Rücksicht auf 
die Gemeinschaft entbundenes Eigentum. Das 
höchste Gesetz der Geschichte ist die Gemein-
schaft. Es ist nicht wahr, daß das Eigentum sei-
ner Idee nach die absolute Verfügungsgewalt 
in sich schlösse. Ein Eigentum in solcher Gestalt 
kann die Gesellschaft nicht dulden und hat sie 
nie geduldet. Die Idee des Eigentums kann 
nichts mit sich bringen, was mit der Idee der 
Gesellschaft in Widerspruch steht. 

(Abg. Dr. Dittrich: Das stammt aber nicht 
aus einem sozialen Rechtsstaat!) 

Meine Damen und Herren, die Überlegungen, die 
hier vorgetragen worden sind, sind in der geltenden 
Fassung, wie ich meine, nicht berücksichtigt worden. 
Hier ist daran, daß Eigentum nicht nur Rechte, son-
dern auch Pflichten mit sich bringt, nicht gedacht 
worden. 

Ich will an dieser Stelle keineswegs polemisieren. 
Aber ich glaube, man muß sich auch einmal vor 
Augen führen, wie die praktischen Auswirkungen 
sind. Wir haben ein Schreiben aus der Stadt Worms 
bekommen, aus dem ich Ihnen ein paar Beispielfälle 
zitieren möchte, die zeigen, wohin eine derartige In-
terpretation, eine derartig begründete Auslegung 
des neuen Mietrechts führen muß. So heißt es bei-
spielsweise in diesem Brief: Einer Frau von 67 Jah-
ren, die über eine Monatsrente von 325 DM ver-
fügt, wird gekündigt. Sie hofft, eine freifinanzierte 
Wohnung zu finden, und ist bereit, um überhaupt 
unterkommen zu können, dafür von den 325 DM, 
die sie insgesamt zum Lebensunterhalt hat, 200 DM 
Miete zu zahlen. 

(Abg. Dr. Czaja: Sie bekommt ja Wohn- 
beihilfe!) 

— Meine Damen und Herren, ohne Rücksicht dar-
auf, ob sie Wohnbeihilfe bekommt oder nicht, ist 
eine solche Konsequenz wirklich das, was Sie und 
wir haben wollen? 

Ein anderer Fall: Einer 77jährigen Frau, die von 
Fürsorgeunterstützung lebt, ist zu Ende Februar  

1964 gekündigt worden. Infolge eines im letzten 
Winter erlittenen Unfalls ist sie sehr gehbehindert. 
Sie hat offenbar erhebliche Differenzen mit dem 
Hausbesitzer. Sie hat nichts anzubieten, um eine 
Wohnung finden zu können, und erklärt selber, 
wenn sie gezwungen sei, die Wohnung zu verlas-
sen, müsse sie sich das Leben nehmen. 

(Abg. Dr. Dittrich: Ach, jetzt kommt so et-
was! Was soll denn das mit der Gesetzes-

vorlage zu tun haben?) 

Ein dritter Fall: Einer 84jährigen Witwe ist die 
Wohnung von der Vermieterin wegen Eigenbedarfs 
gekündigt worden. Die Vermieterin verfügt über 
eine ausreichende Wohnung außerhalb der Stadt. 
Sie unterhält in diesem Hause eine zweite Woh-
nung. Seit 40 Jahren wohnt die Mieterin in diesem 
Hause. Sie hat eine kleine Rente und ist nicht in 
der Lage, ohne weiteres aus eigener Kraft eine an-
dere Wohnung zu finden. 

Lassen wir es bei diesen drei Beispielen bewen-
den. Ich will damit nur deutlich machen: wenn Sie 
den Grundsatz der völlig freien Kündigung auf-
rechterhalten wollen, dann müssen Sie sich darüber 
im klaren sein, daß eine wirksame Nachprüfungs-
möglichkeit dahin, ob in solchem Falle wirklich 
auch noch der Gerechtigkeit Genüge getan wird, 
nicht möglich ist. 

Deshalb legen wir Ihnen unseren Antrag vor, des-
sen wesentliche Elemente in folgendem bestehen. 
Erstens. Die Kündigung ist dann frei, wenn der 
Vermieter ein berechtigtes Interesse an der Kündi-
gung hat. Das heißt: hier wird in einem konkreten 
Falle deutlich gemacht: die freie Verfügbarkeit über 
die vermietete Wohnung findet da ihre Grenzen, 
wo ein berechtigtes Interesse nicht vorhanden ist. 
Mit anderen Worten, an dieser Stelle muß die Frage 
der Sozialbindung des Eigentums wirksam werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch eine 
Generalklausel!) 

Zweitens. Aus diesem Grunde ist es notwendig, 
damit das auch nachgeprüft werden kann, daß die 
Kündigung schriftlich und unter Angabe von Grün-
den ausgesprochen wird. Auf diese Weise werden 
also die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß im 
Einzelfalle nachgeprüft werden kann, ob ein be-
rechtigtes Interesse vorliegt. Was insbesondere als 
berechtigtes Interesse geltend gemacht werden 
kann, haben wir in Absatz 2 in drei Unterziffern 
aufgeführt. Ich fasse es zusammen in die beiden 
Begriffe a) grobe Belästigung und b) Eigenbedarf 
aus zwei verschiedenen Gesichtspunkten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Czaja.) 

— Das ist doch eine besondere Form des Eigen-
bedarfs, Herr Dr. Czaja. 

(Abg. Dr. Czaja: Aber eine sehr massive!) 

Weiter wird von uns als wesentliches Element 
angesehen, daß der Mieter das Recht hat, dann eine 
Fortsetzung des Mietverhältnisses zu verlangen mit 
der Folge, daß die Kündigung unwirksam wird, wenn 
er in der Lage und willens ist, einer Neugestaltung 
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des Mietvertrages seinerseits zuzustimmen und ent-
sprechende Regelungen zu akzeptieren. 

Meine Damen und Herren, wir haben damit das, 
was wir bisher als Mieterschutz hatten, weit hinter 
uns gelassen. Wir haben die engen Bindungen des 
Mieterschutzgesetzes dabei nicht wieder erneuern 
wollen. Wir beschränken uns in diesem Antrag dar-
auf, den Vorschlag zu machen, das, was bereits im 
Grundgesetz über die Bindungen enthalten ist, 
denen das Eigentum auch im Mietrecht, im Ver-
hältnis zwischen dem Wohnungseigentümer und 
dem Mieter, unterliegt, wirklich so zur Geltung zu 
bringen, daß es für alle Beteiligten praktikabel und 
übersichtlich ist, daß heißt in eine Form zu gießen, 
die es demjenigen, der mit diesem Gesetz umzuge-
hen hat, sei es als Vertragspartei, sei es als Anwalt, 
sei es als Richter, ermöglicht, zu ersehen, wie sinn-
vollerweise und zumindest mit einiger Wahrschein-
lichkeit im Einzelfall entschieden werden wird. 

Ich bitte, der Überweisung unseres Antrages an 
den Rechtsausschuß — federführend — und an den 
Wohnungsbauausschuß — mitberatend — zuzu-
stimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Antrag ist be-
gründet. Wir treten in die Aussprache ein. Das Wort 
hat der Herr Bundesminister der Justiz. 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Der Herr Abge-
ordnete Jahn hat an die Spitze seiner Begründung 
dieses Antrages die Absicht seiner Fraktion gestellt, 
zu einem modernen und sozialen Mietrecht zu kom-
men. Nun, darüber, was moderner ist, dieser Vor-
schlag oder der Weg, den bis jetzt die Bundesregie-
rung und die Regierungskoalition beschritten haben, 
kann man von verschiedenen Standpunkten aus 
selbstverständlich verschiedener Meinung sein. Aber 
zu dem Wort „sozial" hat Herr Kollege Jahn, wenn 
ich ihn recht verstanden habe, die Anmerkung ge-
macht, es sei wenigstens bisher in diesem Hause von 
einem sozialen Mietrecht die Rede gewesen. Ich lege 
Wert auf die Feststellung, daß wir doch alle nach wie 
vor darüber einig sind, daß wir ein soziales Miet-
recht haben und es weiter vervollkommnen wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mit dem vorliegenden Entwurf sucht die SPD-
Fraktion nach Auffassung der Bundesregierung eine 
Entscheidung zu revidieren, die das Hohe Haus im 
Jahre 1960 in größerem Zusammenhang mit dem 
Gesetz über den Abbau der Wohnungszwangswirt-
schaft und über ein soziales Miet- und Wohnrecht, 
dem sogenannten Abbaugesetz, getroffen hat. In der 
Zwischenzeit hat sich nichts dafür ergeben, daß die 
damals getroffene Entscheidung falsch war. Damals 
ist sehr zu Recht entschieden worden, daß in dem 
Maße, in dem die Mangellage auf dem Wohnungs-
markt beseitigt wird, die Wohnungszwangswirt-
schaft abgebaut wird und an ihre Stelle ein soziales 
Miet- und Wohnrecht tritt. Zu der Wohnungs-
zwangswirtschaft gehören nicht nur die Wohnraum-
bewirtschaftung und die Mietpreisbindung, sondern 

auch das Mieterschutzgesetz. Die entscheidende Be-
deutung des Mieterschutzgesetzes lag darin, daß 
die freie Kündigung des Vermieters abgeschafft und 
das Verlangen des Vermieters auf Beendigung  eines 
Mietverhältnisses von vornherein gerichtlicher Kon-
trolle unterstellt waren. Eine solche Art des Mie-
terschutzes kann für Zeiten und Gegenden, in denen 
eine Wohnungsnot nicht mehr besteht, nicht hinge-
nommen werden. 

Es ist nun sicher so, daß ein großer Teil von uns 
— alle, die im Alter von 40 bis 50 Jahren sind — 
mit dem System des Mieterschutzes sozusagen groß-
geworden ist, und ich habe Verständnis dafür, daß 
sich mancher gar nicht vorstellen kann, daß man 
auch ohne eine solche Möglichkeit Wohnungspoli-
tik betreiben kann. Aber gerade deshalb, glaube 
ich, lohnt es sich, ganz kurz auf die Entwicklung 
der Mieterschutzgesetzgebung einzugehen, weil sich 
aus dieser Entwicklung ergibt, daß der Mieterschutz 
von vornherein immer als etwas Ausnahmsweises, 
als etwas Vorübergehendes gedacht war. 

Das Mieterschutzgesetz ist im Jahre 1923 ge-
schaffen worden, ausdrücklich als Zeitgesetz auf we-
nige Jahre. Von vornherein galt es auch nicht für 
alle Mietverhältnisse, ließ vielmehr für einen Teil 
der Mietverhältnisse die freie Kündigung zu. Ob-
wohl es sehr lange in Geltung war, hat es seinen 
Charakter als Übergangsgesetz nie verloren. Es ist 
in den 20er Jahren wiederholt kurzfristig verlängert 
worden, aber andererseits ist der sachliche Anwen-
dungsbereich auch mehrfach eingeschränkt worden. 

Noch in der Notverordnung vom 8. Dezember 
1931 wurde die Kündigungsfreiheit ausgedehnt und 
außerdem gleichzeitig bestimmt, daß innerhalb von 
16 Monaten das Mieterschutzgesetz außer Kraft tre-
ten sollte, auch damals unter der Voraussetzung, 
daß das Mietrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches 
unter sozialen Gesichtspunkten ausgestaltet werden 
sollte. Dazu kam es dann allerdings nicht mehr. 
Vielmehr mußte wegen der ungünstigen Auswir-
kungen, die die letzten Jahre vor dem zweiten 
Weltkrieg und der Krieg selbst auf dem Wohnungs-
markt hatten, der Mieterschutz dann wieder ausge-
dehnt werden. 

Die Rückkehr zur freien Kündigung wurde dann 
aber bereits mit den ersten bundesgesetzlichen Maß-
nahmen zur Förderung des Wohnungsbaues, mit 
dem Ersten Wohnungsbaugesetz aus dem Jahre 1950, 
wieder eingeleitet, in dem insbesondere die frei 
finanzierten Neubauwohnungen vom Mieterschutz 
freigestellt wurden. Im Jahre 1960 kam dann das 
Abbaugesetz. Dadurch wurde das stufenweise Aus-
laufen des Mieterschutzgesetzes und damit die Wie-
derherstellung der Kündigungsfreiheit bestimmt. Das 
kann nur als folgerichtig angesehen werden. 

Diese Konzeption des Abbaugesetzes liegt also 
insoweit auf der gleichen Linie wie die eben von mir 
erwähnte Notverordnung des Jahres 1931, als die 
Wiederherstellung der Kündigungsfreiheit damit ge-
koppelt ist, daß das Mietrecht des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs unter sozialen Gesichtspunkten geändert 
wird. Man hat dabei — das erwähne ich nur neben-
bei — sogar in Kauf genommen, daß diese sozialen 
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Bestimmungen des BGB jetzt auch für frei finan-
zierte Wohnungen gelten, die zunächst überhaupt 
völlig frei von jeglicher Bindung waren. 

Bereits das Abbaugesetz hat für den Schutz des 
Mieters Sorge getragen, indem es in das Bürgerliche 
Gesetzbuch die Vorschriften über die verlängerten 
Kündigungsfristen und die sogenannte Sozialklausel 
eingefügt hat. Die verlängerten Kündigungsfristen 
geben allgemein dem Mieter nach Kündigung mehr 
Zeit, sich nach einer angemessenen anderen Woh-
nung umzutun. Für Fälle, in denen gleichwohl die 
Beendigung des Mietverhältnisses wegen besonde-
rer Umstände eine erhebliche Härte für den Mieter 
oder seine Familie bedeuten würde, ist zu ihrem 
Schutz die Sozialklausel geschaffen worden. Durch 
das inzwischen ergangene Erste Gesetz zur Ände-
rung mietrechtlicher Vorschriften, das dieser Bun-
destag verabschiedet hat, ist das Mietrecht des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs unter sozialen Gesichtspunk-
ten weiter ausgestaltet worden. Schließlich ist auf 
die den Mieter schützenden Maßnahmen in dem 
noch anhängigen Teil des Regierungsentwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften 
hinzuweisen. Mit der baldigen Verabschiedung auch 
dieses Teils darf wohl gerechnet werden. 

Mit den vorgenannten Maßnahmen wird das 
Eigentum von Beschränkungen befreit, die für Zeiten 
und Gegenden, in denen eine Wohnungsnot nicht 
mehr besteht, nicht notwendig sind. Art. 14 des 
Grundgesetzes läßt zwar zu, Schranken des Eigen-
tums zu bestimmen. Ich glaube, die von Ihnen, Herr 

I. Kollege Jahn, zitierten Sätze von Ihering, die ja 
auch ziemlich generalklauselhaft abgefaßt sind 

(Abg. Jahn: Kein Gesetzestext, Herr 
Minister!) 

— Professoren können sich auch genereller oder 
spezieller ausdrücken —, lassen sich durchaus mit 
unserer Konzeption vom Eigentum und von seinen 
Schranken auf Grund unseres Grundgesetzes ver-
einbaren. Aber ein Gesetz, das dem Eigentum all-
gemeine Schranken setzt, ist nicht immer schon dann 
verfassungsmäßig, wenn es formell ordnungsgemäß 
ergangen ist. Ein solches Gesetz muß vielmehr mate-
riell den Grundentscheidungen des Grundgesetzes 
entsprechen. Danach wird das Eigentum gewähr-
leistet. Ihm dürfen nur solche Schranken gesetzt 
werden, die das Gemeinwohl, insbesondere im Hin-
blick auf die sozialen Verhältnisse, erfordert. Die 
bereits getroffenen und in dem anhängigen Entwurf 
noch vorgesehenen Maßnahmen halten sich in die-
sem Rahmen, indem sie dem Mieter den Schutz 
gewähren, dessen er auch bei einem ausgeglichenen 
Wohnungsmarkt bedarf. 

Der Ihnen jetzt vorliegende Entwurf der Oppo-
sition lehnt sich einerseits eng an die Grundgedan-
ken des Mieterschutzgesetzes an, wenn man davon 
absieht, daß er nicht gerichtliche Geltendmachung 
einer Mietaufhebung verlangt; aber dem Vermieter 
wird die Kündigungsfreiheit insoweit versagt, als die 
Wirksamkeit jeder Kündigung des Vermieters von 
einem berechtigten Interesse seinerseits abhängig 
gemacht wird. Jede Kündigung des Vermieters wird 

hinsichtlich der Rechtfertigung einer gerichtlichen 
Nachprüfung unterstellt. 

Andererseits geht der Entwurf der SPD sogar über 
das Mieterschutzgesetz hinaus, da die in ihm vor-
gesehenen Maßnahmen nicht nur für Zeiten eines 
Wohnungsmangels, sondern für dauernd gelten sol-
len. Er geht auch deswegen weiter als das Mieter-
schutzgesetz, weil dieses Gesetz niemals, wie ich 
schon ausführte, für Mietverhältnisse jeglicher Art 
die Kündigungsfreiheit beseitigt hat. 

Unter Verhältnissen, unter denen sich ein Woh-
nungsmangel nicht mehr auswirkt, ist es nicht ge-
rechtfertigt, das Eigentum in dieser Weise zu be-
schränken. Der Mieter hat nun einmal die Wohnung 
nur auf gewisse Zeit, auf Abruf durch Kündigung, 
inne. Kann er ohne besondere Schwierigkeiten auch 
in einer anderen Wohnung unterkommen, so darf 
der Wirksamkeit der im Rahmen des Vertrags 
stehenden Kündigung nichts entgegenstehen. Einem 
Mieter, der sich einer solchen Kündigung nicht aus-
gesetzt sehen möchte, ist es unter den Verhältnissen 
eines ausgeglichenen Wohnungsmarktes überlassen, 
einen Vertrag auf bestimmte Zeit oder doch mit 
Kündigungsbeschränkungen auszuhandeln. 

Ich glaube, es ist heute nicht unsozial, den Satz 
auszusprechen: Will der Mieter eine noch stärkere 
Stellung, so muß er Eigentum anstreben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich sage, es ist nicht unsozial, weil ich in diesem 
Zusammenhang auf die gesetzlichen Förderungsmaß-
nahmen, insbesondere für das Familienheim, hin-
weisen kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Jahn? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Bitte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte, Herr Abge-
ordneter Jahn. 

Jahn (SPD) : Herr Bundesminister, sind Sie der 
Meinung, daß es mit dem Auftrag des Grundgesetzes 
zum Schutz der Familie wie mit vielfältigen Erklä-
rungen der Bundesregierung in den letzten Jahren 
vereinbar ist, daß der Lebensmittelpunkt der Fami-
lie, die Wohnung, ausschließlich zur freien Disposi-
tion eines der an diesem Vertrag Beteiligten, näm-
lich des Vermieters, stehen soll und willkürlich wie 
irgendeine andere Sache gehandhabt werden kann? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich glaube, 
Herr Kollege Jahn, daß sich aus meinen weiteren 
Ausführungen, die ich zu der Frage machen werde, 
ob Ihre Formulierung mit den „berechtigten Interes-
sen des Vermieters" das Richtige ist, die Antwort 
ergeben wird, daß sich der jetzige Rechtszustand 
keineswegs familienfeindlich auswirkt. Und im übri-
gen: auch Vermieter haben ja Familien. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
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Selbst wenn unsere derzeitige Gesetzgebung ver-
mieterfreundlich und mieterfeindlich wäre — was 
sie sicher nicht ist —, könnten wir das nicht mit Fa-
milienpolitik verquicken. Es gibt außerdem heute 
eine ganze Reihe von Menschen, die zugleich Ver-
mieter und Mieter sind, und zwar auch in Kreisen 
der Angestellten und der Arbeiter. 

Ich darf also fortfahren. Ich komme jetzt gerade 
auf das, was ich soeben angedeutet habe. Der Ent-
wurf der SPD ist nämlich auch deswegen abzuleh-
nen, weil er trotz der Versagung der Kündigungs-
freiheit den Mieter nicht genügend schützt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Man kann zunächst zweifeln, was mit der in Abs. 1 
Ihrer vorgeschlagenen Neufassung enthaltenen 
Generalklausel gemeint ist. Das sage ich nicht etwa 
erst jetzt, sondern das Wort Generalklausel hatte 
ich bereits in meinen Redenotizen. Sie, Herr Abge-
ordneter Jahn, haben so viel von der Generalklausel 
gesprochen. Ich finde, Ihr Entwurf enthält eine viel 
unbestimmtere Generalklausel 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

als das bisher geltende Recht. 

(Abg. Jahn: Immerhin aber nur eine statt 
vier, wie in der jetzt geltenden Fassung!) 

- Sie wenden sich gegen den Satz: Viel hilft viel. 
Aber ich darf zum Vergleich nochmals aus dem gel-
tenden Recht vorlesen: 

Würde die vertragsmäßige Beendigung des 
Mietverhältnisses . . . wegen besonderer Um-
stände des Einzelfalles einen Eingriff in die Le-
bensverhältnisse des Mieters oder seiner Fa-
milie bewirken, dessen Härte auch unter voller 
Würdigung der Belange des Vermieters nicht 
zu rechtfertigen ist, ... 

während bei Ihnen die Rede ist von einem berech-
tigten Interesse des Vermieters, das allerdings dann 
in Abs. 2 mit dem Wort „insbesondere" an Beispie-
len illustriert wird, aber doch nur illustriert. Es 
bleibt bei der schlichten Fassung berechtigtes In-
teresse des Vermieters. Ich räume ohne weiteres 
ein, das geltende Recht enthält auch eine General-
klausel, die, wie alle Generalklauseln, etwas unbe-
stimmt ist; aber die Ihre ist mindestens genauso 
unbestimmt. 

(Abg. Jahn: Aber das geltende Recht ent

-

hält vier Generalklauseln in einem Absatz!) 

— Vier Generalklauseln, die unbestimmt sind, oder 
eine kommt im Ergebnis auf dasselbe hinaus. Diese 
vier Generalklauseln beinhalten aber schließlich 
deutlich die Tatsache, daß abgewogen werden muß, 
abgewogen zwischen den Interessen des Vermieters 
und des Mieters, während in Ihrer Fassung zunächst 
nur der Vermieter angesprochen wird, der ein be-
rechtigtes Interesse darlegen muß. Vom Mieter steht 
nichts darin. Die Beispiele, die Sie in Abs. 2 anfüh-
ren, führen in die Nähe der früheren §§ 2 und 4 des 
Mieterschutzgesetzes. Aber man muß ja die Gene-
ralklausel und das Wort „insbesondere" so ausle-
gen, daß jedes Interesse, für das vom Standpunkt 

des Vermieters Gründe geltend gemacht werden 
können, als berechtigt anzusehen ist. 

Der kündigende Vermieter wird in aller Regel 
— allerdings z. B. nicht in dem Fall, den Sie zitiert 
haben, daß er eine zweite Wohnung hat — keine 
Mühe haben, für seine Kündigung ein solches be-
rechtigtes Interesse darzutun. 

Der Entwurf der SPD scheint nun von der Vor-
stellung auszugehen, daß der Vermieter ohne eine 
Beschränkung der Kündigungsfrist grundlos kündi-
gen würde. Aber das wird kein Vermieter tun. 
Jeder hat selbstverständlich einen Grund, wenn er 
eine Kündigung ausspricht, und von einem solchen 
Grund bis zu einem berechtigten Interesse ist kein 
weiter Weg. Ich kann mir denken, Sie legen das 
anders aus. Aber ich möchte damit nur zeigen, wel-
chen Auslegungsschwierigkeiten bei den Gerichten 
dieser Entwurf den Weg bahnt. Ist aber ein berech-
tigtes Interesse nach Ihrem Entwurf für die Kündi-
gung zu bejahen, so muß sie der Mieter selbst 
dann hinnehmen, wenn wegen besonderer Um-
stände die Beendigung des Mietverhältnisses eine 
Härte für ihn darstellen würde. 

(Abg. Dr. Czaja: Sehr richtig!) 

Also wenn ich auf die drei Witwen zurückkomme, 
die Sie vorhin zitiert haben, so mag zwar in diesen 
Fällen kein berechtigtes Interesse des Vermieters 
für die Kündigung vorhanden gewesen sein, aber 
diese drei alten Damen, die Sie beispielhaft ge-
schildert haben, könnten nach Ihrem Entwurf ge-
nauso ungünstig dastehen, wenn nun tatsächlich 
im Einzelfall ein berechtigtes Interesse des Vermie-
ters da ist und sie sich dann nicht einmal auf die 
besondere Härte, die für sie in der Kündigung liegt 
— in dem einen Fall sagten Sie: 40 Jahre in der 
Wohnung —, berufen könnten. 

Ihr Entwurf beseitigt also nach unserer Meinung 
zwar generell die Kündigungsfreiheit, zugleich aber 
den Schutz gegen Härten, den die Sozialklausel des 
§ 556 a dem Mieter gewährt. 

Der Entwurf hätte weiter zur Folge, daß Streitig-
keiten und Prozesse geradezu hervorgerufen wür-
den. Da nämlich die Wirksamkeit jeder Kündigung 
vom berechtigten Interesse abhängt, sieht sich der 
Vermieter stets genötigt, seine Gründe anzugeben. 
Das gibt dann Anlaß zu Auseinandersetzungen auch 
in den Fällen, in denen der Mieter auf die Wohnung 
gar nicht angewiesen ist, in denen er vielmehr in 
der Lage ist, sich eine andere Wohnung zu be-
schaffen. Dabei würde sich der Mieter, der sich auf 
einen Prozeß einläßt, nur zu oft von falschen Vor-
stellungen über seine Prozeßaussichten leiten las-
sen. Die Mieterschaft würde enttäuscht feststellen 
müssen, daß sie in Fällen, in denen eine besondere 
Härte vorliegt, zumeist schutzlos gestellt ist. 

Schließlich würde der Entwurf der sozialdemokra-
tischen Fraktion oft noch die nachteilige Folge ha-
ben, daß sich der Mieter bei der Wohnungssuche 
unnötigen Schwierigkeiten ausgesetzt sähe. Manch 
ein Hauseigentümer, an den sich der Wohnungs-
suchende wendete, würde ihn ja wohl nach den 
Gründen fragen, aus denen das bisherige Mietver-
hältnis beendigt worden ist. 
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Bundesminister Dr. Bucher 
Ich darf also zusammenfassend sagen: Wir be-

grüßen den SPD-Entwurf nicht, weil einmal die Ein-
schränkung der Kündigungsfreiheit nach verfas-
sungsrechtlichen Grundsätzen nur insoweit zulässig 
ist, als dies zum Schutz des Mieters erforderlich 
ist — was wir verneinen —, weil zweitens der Ent-
wurf in sachlicher Hinsicht dem Mieter keinen hin-
reichenden Schutz bietet und weil er drittens zu 
einer Vielzahl von Prozessen führen würde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Ab-
geordneten Berger-Heise? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Eine 
Schlußfrage! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ach, Sie sind fertig. 
Bitte, Frau Abgeordnete Berger-Heise! 

Frau Berger-Heise (SPD) : Herr Minister, ge-
rade weil Sie zum Schluß kommen: Sie haben nicht 
erwähnt, daß auch der Bundesrat mit dem Gesetz, 
das wir im Bundestag verabschiedet haben — dem 
Sie zugestimmt und das wir von der SPD abgelehnt 
haben —, nicht einverstanden war. Der Bundesrat 
hat vielmehr den Bundestag aufgefordert — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine Empfehlung 
gegeben!) 

— Er hat den Bundestag um Unterstützung bei der 
Verwirklichung seines Anliegens gebeten, weil er, 
der Bundesrat, einstimmig der Meinung war, daß 
das Gesetz so, wie es ist, nicht bleiben kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das eine 
Frage?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Frau Abgeordnete, 
ich weiß nicht, ob das eine Frage ist. 

Frau Berger-Heise (SPD) : Bitte, ich frage Sie, 
Herr Minister, ob Sie nicht vielleicht doch noch im 
Anschluß an Ihre Schlußausführungen darauf ein-
gehen wollen. Denn schließlich liegt hier sozusagen 
ein Auftrag oder eine Empfehlung oder doch min-
destens eine Bitte des Bundesrates vor. 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich habe 
leider die Empfehlung, die Sie ja auch nicht im 
Wortlaut zitiert haben, nicht im Kopf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wiederholter 
Widerspruch!) 

Ich glaube, Frau Kollegin, es ist besser, wenn ich 
mir das, statt es hier zu lesen, zunächst ansehe und 
dann vielleicht nachher noch einmal Gelegenheit 
nehme, darauf zurückzukommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Hauser. 

Dr. Hauser (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zur Begründung seines Antrags 
hat Herr Jahn eigentlich eine recht gedämpfte Ka

-

nonade auf die Wohnungsbaupolitik und damit zu-
sammenhängend auch auf das Mietrecht und seine 
Ausgestaltung niedergehen lassen. Es war wahr-
haftig keine Kanonade von Valmy. Man kann auch 
bestimmt nicht sagen wie einstens Goethe: „Von 
hier und heute geht eine neue Epoche der Welt-
geschichte aus, und Ihr könnt sagen, Ihr seid dabei-
gewesen." 

(Heiterkeit.) 

Ich habe an sich eine Kanonade mit viel stärkerem 
Kaliber von Ihnen, Herr Jahn, erwartet, zumal diese 
Kanonade ja vorbereitet war, indem die SPD zu-
nächst die Hilfstruppen ins vermeintliche Gefecht 
geschickt hat, sei es den Mieterbund, seien es an-
dere Organisationen. 

Wenn ich mir nur die Schlagzeilen aus den letzten 
Wochen und Monaten vorstelle, wie etwa „Die 
Mieter sind jetzt so schutzlos wie zu Wilhelms Zei-
ten", „Wir Mieter werden Freiwild, weil Minister 
Lücke es will", „Ihr soziales Mietrecht, Herr Lücke, 
ist unsozial", „Brieflawine soll Lücke zudecken", 
„Mieterbund regt an, bei Schikanen der Haus-
besitzer gleich nach Bonn zu schreiben", „Mieter-
bund alarmiert Kommunen", „Schwarzer Tag für 
die Mieter" — um nur einige Überschriften zu nen-
nen —, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, fällt mir in der Tat immer jenes Wort ein, 
das Professor Carlo Schmid vor geraumer Zeit ein-
mal sagte: „Unruhe ist des Bürgers erste Pflicht". 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dies scheint in der Tat die Devise zu sein, ja, nicht 
nur die Devise, sondern vielmehr das Wahlgeschäft, 
das man nun mit dem zweiten Schritt des Lücke-
Plans eröffnen möchte. Wenn ich mich recht erinnere, 
war es Ihr stellvertretender Parteivorsitzender, der 
sagte: Den Lücke, den wollen wir noch in Gold fas-
sen lassen. Ich kann mir doch nicht gut vorstellen, 
daß Sie unseren Minister für sich okkupieren wollen, 
um ihn als Ihren großen Wohnungsbaupolitiker her-
auszustellen und ihn damit auf das Podest der SPD 
zu erheben. Man weiß zwar nicht, was bei Ihnen 
noch alles in der Entwicklung liegt; denn wenn Sie 
jetzt auf der Suche nach einem neuen Kanzlerkandi-
daten sind, bleibt vielleicht Herr Lücke noch als Not-
lösung für Sie. 

(Heiterkeit in der Mitte. — Zurufe von der 
SPD.) 

— Nein, als Sie von der Opposition dieses Wort 
prägten, da wurde zur gleichen Zeit auch jenes an-
dere Wort in die Welt gesetzt: „Mußt du am Ersten 
mehr Miete zahlen, denke daran bei den nächsten 
Wahlen!" 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Hauser, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Jahn? 

Dr. Hauser (CDU/CSU) : Bitte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Jahn! 
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Jahn (SPD) : Herr Kollege Hauser, sind Sie ganz 
sicher, daß Sie das richtige Manuskript mitgebracht 
haben? 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Dr. Hauser (CDU/CSU) : Sollte diese Stimmungs-
mache nicht ein Wahlgeschäft sein? Was aber 1960 
Ihnen nicht glückte, das soll jetzt erneut versucht 
werden, in der Hoffnung, irgendwann müsse es zu 
Buche schlagen; leben wir doch — wie Professor 
Röpke sagte — in einem Zeitalter der Massen-
emotionen, der kollektiven Vorurteile. Und so gilt 
es nur, die erste Bürgerpflicht der Unruhe ja nicht 
untergehen zu lassen. Was aber die Mieterzeitung 
erst jetzt, im Oktober dieses Jahres, voll tiefer Re-
signation feststellte, die Mietwelle des ersten 
Schrittes beim Lücke-Plan sei Ende 1960 ausgerollt 
und bis zu den Bundestagswahlen 1961 nun schon 
fast ganz vergessen gewesen, das, hoffe ich voll 
ehrlicher Zuversicht, wird die gleiche Zeitung nach 
den Bundestagswahlen 1965 mit noch tieferer Ent-
sagung erneut konstatieren können; denn wie oft 
schon haben Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, erklärt, die Wohnungsbaupolitik der 
Bundesrepublik habe restlos Schiffbruch erlitten! Ich 
darf nur daran erinnern, daß Kollege Jacobi 1956 
hier von dieser Stelle aus wohl in vollem Ernst mit 
Blick auf den Minister gesagt hat: „Wir stellen in 
aller Öffentlichkeit noch einmal fest, daß Ihre Woh-
nungsbaupolitik aus vielerlei Gründen gescheitert 
ist." 

(Abg. Dr. Czaja: Er ist ein schlechter Prophet!) 

Trotz all Ihrer Unkenrufe — und auch die Wieder-
holungen haben das nicht bekräftigen können — 
brauchte Minister Lücke keineswegs sein ramponier-
tes Schiff durch die Wellen der Wohnungsbaupolitik 
zu steuern; ganz im Gegenteil. All die Jahre her gab 
es eine so stolze Bilanz, daß selbst der verewigte 
Kollege Dr. Brecht im März 1961 uneingeschränkt 
anerkennen und zugeben mußte, wie enorm die Lei-
stungen gerade im Wohnungsbau sind. 

(Abg. Jahn: Zur Sache!) 

Und so ist das Ziel in nicht allzu großer Ferne 
erreicht, daß tatsächlich ein Ende der absoluten 
Wohnungsnot abzusehen ist, bei der der Staat die 
Verpflichtung trägt, alles zu tun, um sie zu beseiti-
gen.  Sicherlich gibt ,es noch viele Probleme auf dem 
Wohnungsmarkt zu lösen. Ich denke an die Bruch-
budenbeseitigung, ich denke an die Altstadtsanie-
rungen, die Althausinstandsetzungen. Aber hat die 
Bundesrepublik nicht auch die gleiche Verantwor-
tung, dort, wo die allerdrängendste Wohnungsnot 
bald behoben sein wird, Vorsorge zu treffen, damit 
sich der Wohnungsmarkt, der als letztes Requisit 
aus der Zwangswirtschaft übriggeblieben ist, aus 
sich selbst heraus soweit als möglich regeneriert? 
Lassen wir doch nicht außer acht, daß es sich bei der 
Wohnungswirtschaft um einen ganz entscheidenden 
Teil unseres Volksvermögens handelt mit nicht we-
niger als 320 Milliarden DM! Und denken wir nur 
an die über 1,5 Millionen Rentner und Arbeitnehmer, 
die Hausbesitzer sind, Menschen also, die über keine 
Kapitalrücklagen verfügen, mit denen sie ihr Haus

-

eigentum erhalten und renovieren können. Sind 
diese Leute vielleicht ein Krösus, weil sie es mit 
äußerster Anstrengung zu einem Haus gebracht oder 
ein Haus ererbt haben? Man soll doch endlich mit 
der Schwarzweißmalerei aufhören, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

als ob rundweg jeder Vermieter stets der wirtschaft-
lich Stärkere wäre! 

(Abg. Jacobi  Köln]:  Wer ist denn „man" in 
diesem Zusammenhang?) 

Sollen gerade die kleinen Hauseigentümer immer 
zugunsten der übrigen Bevölkerungskreise die  Be-
nachteiligten sein und sollen sie eines Tages auf der 
Strecke bleiben, weil es ihnen einfach nicht möglich 
war, ihre Wohnungen so instand zu setzen, daß 
diese neben anderen, neueren Wohnungen noch 
einigermaßen attraktiv sind? 

Schließlich bleibt es zu bedenken, daß man nicht 
einseitig auf Jahre hinaus einer bestimmten Gruppe 
von Staatsbürgern, wie etwa den Hausbesitzern, 
außerordentliche Lasten aufbürden kann. In Not-
zeiten ist es zweifellos gerechtfertigt, vorüberge-
hende Eigentumseinschränkungen zu statuieren und 
insbesondere die Nutzung aus zwingenden Gründen 
des Gemeinwohls zu begrenzen. Aber jede hoheit-
liche Beschränkung, die ihrer Art nach über das 
hinausgeht, was unter den gegebenen Umständen 
unvermeidbar ist, wird zur Enteignung. Dies ist aber 
wiederum unvereinbar mit der institutionellen 
Eigentumsgarantie, wie sie Art. 14 des Grundge-
setzes gibt. Es ist aber die verfassungsrechtliche 
Grundentscheidung, daß dieser unser Staat in glei-
cher Weise der Staat aller Gruppen und Schichten 
der Bevölkerung ist und somit verpflichtet bleibt, in 
seiner Politik auf gleichmäßige Förderung aller 
Glieder der Gesellschaft hinzuwirken. Die sozial-
staatliche Verpflichtung auch dieses Hohen Hauses 
gilt deshalb ebenso den Vermietern wie den Mietern. 

Gerade diese Aufgabe hat das Wohnungsbau-
ministerium, an seiner Spitze Herr Minister Lücke, 
in so vorbildlicher und ausgewogener Weise in An-
griff genommen, daß wir ihm für diese Fürsorge 
nur danken können, ist doch gerade die diesem 
Staate von Verfassungs wegen aufgegebene Pflicht 
zur Verwirklichung der zuteilenden Gerechtigkeit — 
um einen längst anerkannten alten Gedanken auf-
zugreifen — in die Tat umgesetzt worden, und zwar 
in beispielhafter Weise. 

Dies will die Opposition nicht sehen. Es geht ihr 
aber hier um keinen Deut anders als ehedem, da 
sie aus allen Rohren gegen die Wirtschaftspolitik 
unseres Bundeskanzlers zu schießen versuchte. Wie 
oft haben Sie Herrn Professor Erhard zu attestieren 
versucht, er stehe vor den Trümmern seiner Wirt-
schaftspolitik. Noch 1951, als die Erfolge sich ab-
zeichneten, glaubte unser Kollege Dr. Kreyssig sich 
berufen, erklären zu müssen, die Wirtschaftspolitik 
und damit auch der Herr Bundeswirtschaftsminister 
seien zum größten sozialen Ärgernis unserer Re-
publik geworden. 

(Abg. Dr. Deist: Das ist doch das falsche 
Manuskript! — Heiterkeit bei der SPD.) 
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Dr. Hauser 
Heute, in der wohltemperierten Luft der Wirt-

schaftspolitischen Tagung der SPD in Essen vor 
knapp acht Wochen, hat Herr Professor Schiller zu-
geben müssen, daß die Wirklichkeit auf die Gret-
chenfrage „Wie hältst du's mit der Marktwirt-
schaft?" längst eine Antwort erteilt habe und daß 
die Marktwirtschaft die Lösung sei, die sich — ich 
zitiere wörtlich — auf der Höhe der Zeit befinde. 

Ich hoffe, daß Sie, meine Damen und Herren von 
der SPD, in nicht allzu weiter Ferne ein gleiches 
„pater peccavi" auch bezüglich der Wohnungsbau-
politik sprechen müssen, und zwar deswegen, weil 
Sie an den Erfolgen unserer Wohnungsbaupolitik 
einfach nicht vorbeigehen können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Hauser, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Jahn? 

Jahn (SPD) : Herr Kollege Hauser, beabsichtigen 
Sie, diesen Antrag zur Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuches — das muß ich Ihren Ausführungen 
entnehmen — auch an den Wirtschaftsausschuß 
überweisen zu lassen? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Hauser (CDU/CSU) : Ich wollte nur zur Be-
leuchtung der allgemeinen Situation einiges vor-
weg sagen. 

(Zurufe von der SPD: „Einiges"? — Zur 
Sache!) 

Meine Freunde und ich sind dankbar dafür, jetzt, 
wenn auch reichlich spät, endlich einmal Ihre Vor-
stellung, wie Sie sich die Weiterentwicklung der 
Wohnungsbaupolitik auf dem Gebiete des Miet-
rechts denken, schwarz auf weiß mit dem Antrag 
Drucksache IV/1554 vor uns liegen zu haben. Denn 
was bis dahin geschehen ist, waren lediglich Pro-
testationen. Bei Verabschiedung der einzelnen No-
vellen haben Sie ja nie einen Sachantrag einge-
bracht, 1960 so wenig wie am 27. Juni 1963. Dort 
hat zuletzt Herr Jahn nur angekündigt, die SPD 
werde — ich zitiere wörtlich — „in sehr detaillier-
ter Form" ihre Meinung und ihre Vorstellung zu 
diesem Gesetz noch vorlegen. Dabei stellt man sich 
unwillkürlich mindestens ein halbes Kompendium 
vor, das auf uns zukommen würde, insbesondere da 
Herr Jahn sagte, eine ganze Menge hätten Sie dazu 
zu sagen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Hauser, gestatten Sie eine Zwischenfrage, von 
der ich nicht weiß, ob sie von dem Herrn Abgeord-
neten Jacobi oder von der Frau Abgeordneten 
Berger-Heise gestellt werden soll? 

Dr. Hauser (CDU/CSU) : Dann sollen sich die 
beiden Herrschaften zuerst einmal überlegen, wer 
die Frage stellen will. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Statt dessen ist es nur zu dem Vorschlag gekom-
men, eine einzige gesetzliche Bestimmung neu zu 

fassen, die das ganze in Bewegung gekommene 
Mietrecht einfangen soll, und von der Ankündigung 
mit der sehr detaillierten Form ist wirklich wenig 
übrig geblieben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gar nichts!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Hauser, nachdem offensichtlich die Herrschaften 
— wie Sie die Kollegen benennen — sich geeinigt 
haben: gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Abgeordneten Berger-Heise? 

Dr. Hauser (CDU/CSU): Bitte! 

Frau Berger-Heise (SPD) : Herr Kollege Hauser, 
nachdem ich den Herrn Minister mit Material aus-
statten durfte, möchte ich auch Ihnen etwas über-
reichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frage!) 

Darf ich Ihnen das Protokoll der 44. Sitzung des 
Ausschusses für Wohnungswesen vom 12. Juni 1963 
überreichen, in dem unser zu § 556 a gestellter Än-
derungsantrag verzeichnet ist? 

Dr. Hauser (CDU/CSU) : Im Plenum haben Sie 
nie einen Änderungsantrag gestellt! 

(Abg. Frau Berger-Heise: Davon haben Sie 
nicht gesprochen! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 

Aber selbst bei diesem überaus mageren Ergebnis, 

(Lachen bei der SPD) 

wie es nun in Ihrem Vorschlag vorliegt, muß ich 
eine sorgfältige Ausarbeitung Ihres Antrags ver-
missen. So haben Sie unter den Einzelbeispielen, 
nach denen insbesondere eine Kündigung ausge-
sprochen werden könnte, etwa den Tatbestand des 
bisherigen § 2 mit der erheblichen Belästigung im 
wesentlichen übernommen, dabei aber ganz außer 
acht gelassen, daß in § 554 a des Ersten Gesetzes 
zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften vom Juli 
1963 der gleiche Sachverhalt als Vorschrift des Bür-
gerlichen Gesetzbuches schon statuiert worden ist. 
Bei einiger Sorgfalt, Herr Jahn, hätte es zumindest 
einer Abstimmung Ihres Antrags mit dieser schon 
Gesetz gewordenen Bestimmung bedurft, denn schon 
rein tatbestandsmäßig würde sich Ihr Vorschlag mit 
dieser Vorschrift überschneiden. 

Dabei lasse ich zunächst außer acht, daß bei Ihnen 
nichts darüber gesagt ist, in welcher Frist gerade in 
diesem Falle eine Kündigung wirksam werden soll. 
Wollen Sie einem renitenten Mieter, der sich einer 
schweren Verfehlung seiner Mieterpflichten schuldig 
gemacht hat, erst in der gesetzlich verankerten ver-
längerten Kündigungsfrist des neuen § 565 eine 
Räumung konzedieren? Dies bleibt nämlich der 
zwingende Schluß, wenn ich sehe, daß Sie zu § 565 
BGB keine Vorschläge unterbreiten, diese Bestim-
mung also im BGB anerkennen wollen und damit 
selbst bei einer eklatanten Störung des mietrecht-
lichen Vertrauensverhältnisses nur diese Fristen ge-
wahrt wissen wollen. Herr Jahn, ich kann nur sagen, 
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Dr. Hauser 

daß hier wirklich entsetzlich oberflächlich gearbeitet 
worden ist. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Nicht aufregen!) 

Aber abgesehen davon sind meine Freunde und 
ich gern bereit, jede gute, jede tragbare Idee auf-
zunehmen, die dem Ziel dient, den notwendigen 
Ausgleich unter den Mietparteien — vom Gesetz-
geber her gesehen — zu erreichen und zu unter-
streichen, also jenes Partnerschaftsverhältnis vorzu-
bereiten, das die menschlichen Beziehungen unter 
den Mietparteien wirklich zu einer vertrauensvollen 
Zusammenarbeit zu führen vermag. Das ist das Ziel, 
das wir anstreben: ein soziales Mietrecht zu 
schaffen, bei dem das zentrale Prinzip unseres 
Verfassungsrechts, nämlich der sozialstaatliche 
Grundgedanke, verwirklicht ist. Sozialer Rechtsstaat 
bedeutet aber — um es nochmals zu betonen —, 
daß allen von einer Rechtsetzung betroffenen Krei-
sen gegenüber die Gewichte gerecht verteilt werden. 
Das haben wir mit der Sozialklausel erreicht. Hier 
werden Interessenkollisionen zwischen Vermieter 
und Mieter wirklich ausgeglichen. 

Nun aber zum Inhalt dieses Vorschlages! Meine 
ersten Bedenken setzen dabei ein, daß ich Ihren Vor-
schlag nicht für verfassungskonform ansehen kann, 
weil er nämlich der Eigentumsgarantie des Art. 14 
des Grundgesetzes widerstreitet. Mit der Einführung 
Ihres Vorschlages in das Bürgerliche Gesetzbuch 
wollen Sie ein endgültiges Mietrecht für Wohnräume 
schaffen, also nicht nur ein Notrecht neu fassen, wie 
es _das Mieterschutzgesetz darstellt. Darum müssen 
wir in unserer Beurteilung insbesondere die Zeiten 
einschließen, in denen ein ausgeglichener Woh-
nungsmarkt besteht. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Wie alt sollen wir dann 
sein?) 

Ist es dann aber noch zu rechtfertigen, daß eine der 
allgemeinen Grundbefugnisse, die laut Verfassungs-
garantie in der Tat jedem Sacheigentümer gewähr-
leistet sind, nämlich das Recht zur freien Verfügung, 
für immer aufgehoben wird? Unweigerlich ist es eine 
Eigentumseinschränkung, wenn Sie vom Vermieter 
schlechthin in jedem Falle den Nachweis eines be-
rechtigten Interesses für seine Kündigung fordern, 
— eine Eigentumseinschränkung, die inhaltlich auf 
die Dauer gesehen zur glatten Enteignung wird, weil 
eben der Eigentümer in der leitenden Disposition 
über sein Eigentum nicht mehr frei ist. 

Gegen diese Feststellung, die übrigens schon 
mehrfach von unseren obersten Gerichten getroffen 
wurde, können Sie auch nicht das sozialstaatliche 
Prinzip ins Feld führen und sagen, gerade dieses 
Prinzip rechtfertige eine Einschränkung, eine Relati-
vierung der Eigentumsgarantie etwa im Mietrecht. 
Unter Berufung auf das Sozialstaatsprinzip kann man 
grundsätzlich nicht unterscheiden zwischen entzieh

-

barem und unentziehbarem, zwischen einschränkba-
rem  und uneinschränkbarem Eigentum. Denn Rechts-
prinzipien wie etwa das Sozialstaatsprinzip haben 
ihre Grenzen in den geprägten, inhaltlich eindeutig 
festgelegten Rechtsinstituten. Unser Bürgerliches Ge-
setzbuch hat einen klaren Begriff vom Eigentum mit 

dem Recht auf Besitz, mit dem Recht auf Gebrauch 
und Nutzung, mit dem Recht zur Verwaltung, aber 
auch mit dem Recht zur freien Verfügung. Wenn Sie 
aber gerade dieses dem Eigentum immanente Recht 
zur freien Verfügung hier für alle Zeiten antasten 
wollen, nicht nur auf die Dauer einer gewissen be-
rechtigten Übergangszeit, wenn Sie mit Ihrem An-
trag verlangen, der Hauseigentümer dürfe sein 
Eigentum nur geltend machen, wenn er bei einer 
Kündigung sein berechtigtes Interesse nachweist, 
dann widerstreitet diese Forderung einfach unserem 
Grundgesetz. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Und was ist mit dem 
sozialen Mietrecht, von dem Sie immer noch 

sprechen?) 

— Warten Sie einen kleinen Augenblick! — Sicher-
lich hat die Ausübung des Eigentums seine Grenzen 
dort, wo eben soziale Härten entstehen, und hier 
haben wir mit der Sozialklausel die Gewichte richtig 
verteilt. Die Rechte des Vermieters aus dem Miet-
vertrag werden grundsätzlich nicht angetastet. Er 
kann rechtlich wie wirtschaftlich über sein Eigentum 
frei verfügen. Jedoch wird von ihm unter Beachtung 
der Sozialpflichtigkeit seines Eigentums eine beson-
dere Rücksichtnahme gefordert, wenn auf seiten des 
Mieters außerordentliche Umstände vorliegen, die 
eine Kündigung zu dieser Zeit nicht rechtfertigen, 
selbst unter voller Würdigung der Belange des Ver-
mieters. 

Ich kann also nur als Resümee feststellen: Ihre 
Vorlage ist rechtsstaatlich nicht zu begründen. 

Sie fordern nun darüber hinaus: „Die Kündigung 
ist schriftlich unter Angaben von Gründen zu er-
klären." Nun, die schriftliche Form der Kündigung 
bei einem Wohnmietsverhältnis ist auf Antrag der 
CDU — ich möchte das ausdrücklich betonen — 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD) 

schon in dem § 564 a BGB verankert. 

(Fortgesetzter Widerspruch bei der SPD. — 
Abg. Jacobi (Köln): Sie haben nicht anders 
gekonnt! Auf unseren Druck hin! Das kann 

nachgewiesen werden!) 

— Ich glaube, die beachtlichen Gründe, die uns ver-
anlaßt haben, hier die Schriftlichkeit festzulegen, 
sind im Protokoll des Rechtsausschusses eindeutig 
festgehalten. 

(Abg. Jacobi (Köln) : Es gibt nicht nur den 
Rechtsausschuß, es gibt auch andere Aus-

schüsse!) 

— Der Rechtsausschuß ist der federführende Aus-
schuß gewesen. 

Hinter der zweiten Forderung, die schriftliche 
Kündigung nur unter Angabe von Gründen zuzu-
lassen, steht die Vorstellung des Mieterbundes, nun 
den Bestandschutz für Wohnungsmiete wie für den 
Arbeitsplatz gleich zu gestalten. Sicherlich ist die 
Wohnung nicht nur Obdach, sondern sie bedeutet für 
den Mieter den Mittelpunkt seiner Lebensverhältnis-
se, sein Heim, in dem die Familie ihr Eigenleben in 
gesunder Weise entfalten kann. Und doch kann 
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man nicht außer acht lassen, daß das soziale Band 
zwischen Mieter und Vermieter sehr viel schwächer 
ist als das zwischen Arbeitnehmer und Arbeit-
geber. Im Mietrecht besteht keine gegenseitige 
Fürsorge- und Treuepflicht wie im Arbeitsrecht. Die 
Fürsorge des Vermieters beschränkt sich auf die 
rechtliche Garantie gesunder Wohnungsverhältnisse 
und auf den ungestörten vertragsmäßigen Ge-
brauch, während der Arbeitgeber besondere Für-
sorgepflichten zu erfüllen hat, die sich in den 
Pflichtbeiträgen zur Kranken- und Invalidenver-
sicherung und in den Schutzvorschriften im Arbeits-
vorgang äußern. 

Wenn man aber schon diese Unterscheidung be-
achtet, darf man erst recht im Mietrecht nicht mehr 
verlangen, als es das Kündigungsschutzgesetz for-
dert. Dort fehlt es an einer gesetzlichen Vorschrift 
über die Kündigungserklärung, geschweige denn, 
daß dort gar die Gründe beim Ausspruch der Kün-
digung angegeben werden müssen. Es ist lediglich 
gefordert, daß die Kündigung sozial gerechtfertigt 
sein muß, was notfalls in einem nachfolgenden Kün-
digungsschutzverfahren vor dem Arbeitsgericht 
nachzuweisen bleibt. Zudem müssen wir bei dem 
neu in das BGB zu übernehmenden Mietrecht von 
einer Zeit ausgehen, in der bei ausgeglichenem 
Wohnungsmarkt jeder Vermieter ein besonderes 
Interesse daran hat, seinen vertragstreuen Mieter 
zu behalten. Schon aus diesem Grunde werden will-
kürliche Kündigungen selten sein. Denn welcher 
Vermieter wollte ein möglicherweise längeres Leer-
stehen der vermietbaren Wohnung in Kauf neh-
men? 

(Abg Jacobi (Köln) : Das ist ein Idealtraum

-

bild heute!) 

Der Normalfall wird vielmehr sein, daß der Mie-
ter die Dispositionen seines Vermieters kennt und 
sich überlegen kann, ob etwa bei Eigenbedarf des 
Vermieters ein Widerspruch Erfolg haben wird. So 
sollten wir auch nicht die Übernahme einer begrün-
deten Kündigung in das Mietrecht verlangen, die 
unter dem Eindruck eines jahrzehntelangen Man-
gels nützlich, ja vielleicht notwendig wäre. Wir 
sollten nichts verlangen, was bei einem normalen 
Wohnungsmarkt überflüssig ist. Herr Minister Bu-
cher hat schon auf die psychologischen Momente 
aufmerksam gemacht, daß etwa eine begründete 
Kündigung nun den Widerspruch des Mieters her-
ausfordern könnte, obwohl der Mieter sonst an sich 
gar nicht dagegen anginge, und damit die Abwick-
lung des Mietverhältnisses unnötig erschwert 
würde, weil er eben gegen die Begründung in der 
Kündigung nun angehen wird. 

Darüber hinaus darf ich zur Erwägung stellen: 
Wie steht es dann mit dem Nachschieben von Kün-
digungsgründen in einem Mietprozeß? Schon im 
Arbeitsrecht ist diese Frage sehr wohl offen, ob-
wohl dort höchstenfalls vertragliche Vereinbarun-
gen vorsehen, daß schon beim Ausspruch der Kün-
digung Gründe anzugeben sind. Wird aber die An-
gabe von Gründen bei einer Kündigung im Miet-
recht zwingend vorgeschrieben, ist jeder Vermieter 
gehalten, all seine Trümpfe von vornherein auf den 

Tisch zu legen, obwohl er aus manchmal sicherlich 
recht verständlichen Erwägungen davon absehen 
möchte, um den Mieter einmal nicht unnötig zu tref-
fen und zum anderen auch die Atmosphäre zwischen 
den beiden Parteien nicht über Gebühr zu belasten. 
Unterließe es aber der Vermieter, gleich im Kündi-
gungsschreiben alle seine Gründe vorzutragen, so 
ginge er das Risiko ein, daß erst mit dem Vorbrin-
gen weiterer Gründe eine neue Kündigungsfrist 
nach § 565 BGB in seiner nunmehr geltenden Form 
in Gang käme. In der Tat würde damit die Abwick-
lung eines Mietverhältnisses nur unnötig erschwert 
werden. 

Noch ein Letztes! In dem „Sozialpolitischen 
Presse - und Informationsdienst", der der SPD be-
stimmt nicht fernsteht, 

(Abg. Jacobi [Köln] : Wieso?) 

war zu lesen, die SPD-Fraktion habe diese Vorlage 
eingebracht, um der einseitigen Bevorzugung des 
Vermieters und der Benachteiligung des Mieters 
entgegenzuwirken. Unter dieser Prämisse habe ich 
mir den Antrag angesehen, und um es gleich vor-
wegzunehmen: davon ist wirklich nichts zu finden. 
Ganz im Gegenteil kann man nur sagen: Armer 
Mieter! Wenn ihm, was Gott verhüten möge, auf 
Grund dieser Vorschrift gekündigt würde, er wäre 
verloren und verkauft. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Gewiß scheint Ihre Vorlage zunächst das alte 
Mieterschutzgesetz verewigen zu wollen — mit 
einigen abgeschwächten Nuancen, wie sie in der 
temperierten Luft der Essener Wirtschaftstagung 
geboten erscheinen mögen. Bei näherem Zusehen 
ergeben sich aber viel, viel weiter gehende Be-
denken. 

So heißt es in Abs. 1 der Vorlage: 

Der Vermieter kann nur unter Nachweis eines 
berechtigten Interesses kündigen. 

Was ist nun, Herr Jahn, ein berechtigtes Interesse? 
Diese Frage stellt sich unweigerlich, nachdem dieser 
Begriff lediglich mit dem Tatbestandmerkmal des 
dringenden Interesses in § 4 des Mieterschutz-
gesetzes bei der Eigenbedarfsklage ausgetauscht 
worden ist. Es soll also hier ein entschieden weiter 
gefaßter Raum abgesteckt werden. 

Erst recht stellt sich die Frage nach dem Sinn-
gehalt der gewählten Begriffe bei dem Vorschlag, 
daß ein berechtigtes Interesse zur Kündigung ins-
besondere dann gegeben sein soll, wenn der Ver-
mieter sonst an einer gerechtfertigten wirtschaft-
lichen Verwertung gehindert wäre. Was ist aber 
ein wirtschaftlich gerechtfertigtes Interesse? 

Welche Wirkungen lösen derartige Begriffe im 
System des Mietrechts aus? Sind dies keine außer-
ordentlich allgemein gehaltenen Begriffe, die erst 
einer recht weitgehenden Interpretation und Aus-
füllung durch die Gerichte bedürfen? Sind das nicht 
ganz entschieden Generalklauseln, die keine hin-
reichend sichere Rechtsgrundlage haben? Waren 
nicht Sie es, Herr Kollege Jahn, der so sehr be-
klagte, die Regierungsvorlage arbeite mit so un- 
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bestimmten Bestimmungen, wie es ein Gesetzgeber 
nicht tun dürfe? Waren es nicht gerade Sie, der im 
Jahre 1960 den Vorwurf erhob, die damals ver-
abschiedeten Bestimmungen, die den Kern des so-
zialen Mietrechts ausmachen, seien gummiartig, 
seien völlig verwaschen, unklar und unscharf? 

(Zurufe von der SPD: Sind sie auch!) 

Angesichts solcher Rügen aber überlegt man sich 
wahrhaftig, wenn man Ihren jetzigen Entwurf auf 
Drucksache IV/1554 vor sich hat: haben die Väter 
dieser Vorlage inzwischen einsehen müssen, daß 
die Vielfalt der Lebensverhältnisse gerade im Miet-
recht sich schwerlich anders denn in allgemeinen 
Normen fassen läßt und daß man gerade auch den 
Richtern der unteren Instanz soviel Vertrauen ent-
gegenbringen muß, sie würden diesen und ähn-
lichen Prämissen einen lebendigen Inhalt geben 
können, so wie sie unter der Herrschaft des Mie-
terschutzgesetzes eine weithin einheitliche und 
recht befriedigende Rechtsprechung entwickelt ha-
ben? 

Wenn die Erarbeitung Ihres Entwurfs, meine Da-
men und Herren von der Opposition, diese Erkennt-
nis erbracht hat, dann ist schon dies ein recht be-
deutsames Ergebnis. Man muß also fragen: Was 
ist unter berechtigtem Interesse zu verstehen, wie 
der Begriff in Ihrer Vorlage gebraucht wird? Dies 
um so mehr, als der Begriff auch nicht durch die 
drei angeführten Einzeltatbestände umrissen wird, 
die Sie nachfolgen lassen. Diese drei Einzeltatbe-
stände führen doch nur vielleicht naheliegende 
Sachverhalte auf, ohne aber den recht weitgreifen-
den Begriff des berechtigten Interesses irgendwie 
zu erschöpfen. Berechtigtes Interesse ist, wie schon 
gesagt, sehr viel schwächer als der Begriff des drin-
genden Interesses, gegen den jener Begriff in Ihrem 
Vorschlag nur ausgetauscht worden ist. Berechtigtes 
Interesse ist auch sehr viel schwächer, als wenn Sie 
dem Vorschlag von Professor Roquette gefolgt wä-
ren, der anregte, eine Kündigung nur aus wichti-
gem Grund zuzulassen. Aber schon der Begriff wich-
tiger Grund würde zur Interessenabwägung der 
Parteien nötigen und im Ergebnis einem dringenden 
Interesse nahekommen. 

Wenn Sie zumindest von einem zu beachtenden 
sozial berechtigten Interesse im Entwurf selber ge-
sprochen hätten — Sie haben es heute nur so inter-
pretiert; falls Sie diesen Formulierungsvorschlag 
überhaupt annehmen wollen —, dann wären Ihre 
Vorstellungen in diesem Punkt entschieden klarer. 
So aber sprechen Sie im Entwurf nur vom berech-
tigten Interesse. 

Was soll erst recht der Begriff des gerechtfertig-
ten wirtschaftlichen Interesses beinhalten, der dem 
Oberbegriff berechtigtes Interesse unterstellt sein 
soll? 

(Abg. Jahn: Wollen Sie ihn streichen?) 

Ist damit im Zeichen der Respektierung der sozia-
len Marktwirtschaft durch die SPD nicht schon ohne 
weiteres gemeint, daß ein gerechtfertigtes wirt-
schaftliches Interesse bereits dann vorliegt, wenn 
der Vermieter sagt: „Von einem anderen Wohnungs

-

interessenten bekomme ich eine höhere Miete; des-
halb kündige ich" ?! Oder er wandelt Wohnräume 
einfach in Geschäftsräume um, um eine höhere Ren-
dite zu erreichen! All das ist doch durch diesen Be-
griff im SPD-Entwurf gedeckt; denn gerechtfertigt 
ist schließlich alles, was nicht Willkür und was 
nicht Wucher ist. 

(Abg. Dr. Czaja: Sehr richtig!) 

Was also dadurch nicht ausgeschlossen ist, muß der 
Mieter einfach schlucken. Der Vermieter hat die 
Klage noch gar nicht erhoben, und er hat sie schon 
gewonnen, weil für den Mieter überhaupt keine 
Möglichkeit bleibt, dagegen etwas einzuwenden. 

Darauf gilt es insbesondere deshalb hinzuweisen, 
weil mit einer möglichen Einführung des von der 
SPD vorgeschlagenen neuen § 556 a die dort vorge-
sehene Sozialklausel einfach entfallen soll. Wo 
bleibt dann eine Abwägung der Interessen zwischen 
den Mietparteien? Der Mieter vermag sich nach 
Ihren Vorstellungen nicht einmal auf eine nicht zu 
rechtfertigende Härte zu berufen, die ihn bei einer 
Räumung treffen müßte. Absatz 3 Ihres Vorschlages 
räumt nämlich lediglich einen Anspruch des Mieters 
auf Fortsetzung des gekündigten Mietverhältnisses 
dann ein, wenn unter angemessener Änderung der 
Vertragsbedingungen 'den  berechtigten Interessen 
der Vermieters Rechnung getragen werden kann, 
wenn also mit anderen Worten der Mieter bereit 
ist, die geforderte Mieterhöhung einfach hinzuneh-
men. 

(Abg. Jacobi (Köln): Angemessen!) 

Bei den anderen angeführten Sachverhalten hat 
der Mieter überhaupt keine Möglichkeit, sich irgend-
wo gegen das Kündigungsverlangen zur Wehr zu 
setzen. Erst recht bleibt er wehrlos, wenn ganz all-
gemein ohne Bezugnahme auf die konkreten Einzel-
sachverhalte eine Kündigung auf ein darüber hin-
ausgehendes berechtigtes Interesse gestützt wird. 
Ich kann nur nochmals sagen: armer Mieter, wenn 
ihm nach einer solch undurchdachten, mehr als ober-
flächlichen Bestimmung gekündigt würde! 

(Abg. Dr. Dittrich: Hört! Hört!) 

Davor aber wollen wir den Mieter bewahren. 

(Lachen bei der SPD.) 

Für uns zumindest bietet Ihre Vorlage keinen Hin-
weis, auch nur einen Deut von unserer Konzeption 
zum sozialen Mietrecht abzugehen. 

Ich kann Ihnen, meine Damen und Herren von der 
Opposition, nur raten: Bleiben Sie bei der so löb-
lichen Erkenntnis des Herrn Senators Schiller auf 
der Essener Wirtschaftstagung Ihrer Partei, der da-
von sprach, „im Zeichen des Strebens" — um ihn 
wörtlich zu zitieren — „der wirtschaftlichen Ent-
wicklung unaufhörlich auf den Fersen zu sein". 

 Wenn Sie, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, diesem Vorsatz getreulich folgen, werden 
Sie auch in aller Bälde erkennen müssen, daß Sie 
mit dem Wohnrecht noch einen ganzen gewaltigen 
Sprung nach vorn machen müssen, um auch hier der 
wirtschaftlichen Entwicklung auf den Fersen zu sein. 
Denn hier hinken Sie noch ganz gewaltig nach. Wir 
auf alle Fälle sind zufrieden, wenn bei Ihnen diese 



4580 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 98. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den  4. Dezember 1963 

Dr. Hauser 
Erkenntnis, wenn auch freilich recht spät, so doch 
überhaupt nur kommt. Ich meinerseits wünsche 
Ihnen dazu einen recht guten und vollen Erfolg. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Wohnungswesen, Städte-
bau und Raumordnung. 

Lücke, Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und  Herren!  Ich darf zunächst 
für meinen Kollegen Bucher die Frage der verehrten 
Frau Kollegin Berger-Heise beantworten. 

(Abg. Jahn: Wo bleibt der Dank an Herrn 
Hauser?) 

Der Bundesrat hat bereits im ersten Durchgang ge-
fordert — so heißt es hier in dem Antrag des Landes 
Niedersachsen, den der Bundesrat behandelt hat —, 
das Widerspruchsrecht des Mieters gegen die Kün-
digung müsse wiederholt ausgeübt werden können. 
Das ist ein Antrag, der nichts mit dem von Ihnen 
vorgelegten Antrag zu tun hat. 

(Zuruf: Abänderung von § 556 a!) 

— Im Rahmen der noch anstehenden Behandlung 
der mißbilligten Klauseln wird sicherlich diese Frage 
mit behandelt werden. 

Herr Kollege Jahn, Sie werden es mir sicherlich 
abnehmen, daß ich mich in der Sorge um den Schutz 
des Mieters nicht von Ihnen und der Opposition 
übertreffen lasse. 

(Beifall in der Mitte.) 

Warum sage ich das? Hier liegt eine Frage vor, die 
uns alle gemeinsam sehr interessieren sollte, näm-
lich die Frage: Wie kann man das Bürgerliche Ge-
setzbuch in Richtung der Sozialpflichtigkeit des 
Gutes Wohnung weiterentwickeln? 

Ihre Beispiele aus Worms spekulierten, was ich 
bei Ausführungen aus Ihren Reihen immer wieder 
feststelle, mit der Angst. Sie werden die Antwort auf 
diese Beispiele von meinen ,Herren schriftlich be-
kommen, da sie zum Teil unrichtig sind. Ich kann 
deshalb im Augenblick hier dazu keine verbindliche 
Auskunft geben. 

(Abg. Jahn: Ach, Sie kennen sie schon?) 

— Sie haben sie ja vorgetragen; sie sind aber un-
richtig, und damit Sie das ganz genau erhalten — 
Sie sind doch ein Jurist, 'und hier wurde breit juri-
stisch diskutiert —, bekommen Sie das schriftlich. 

Meine Damen und Herren, was schwebte mir, was 
schwebte der Koalition nicht nur jetzt, sondern schon 
vor zehn, zwölf Jahren vor, als wir darangingen, 
mit der ungeheuren Wohnungsnot fertigzuwerden? 
Ich habe die Auffassung vertreten, daß es bei dem 
Gut Boden wie auch bei dem Gut Wohnung keinen 
Rückfall in den Liberalismus der Gründerzeit geben 
dürfe. 

(Zuruf des Abg. Jacobi [Köln].) 

— Ich bin kein Jurist und habe deshalb das Recht, 
mich politisch auszudrücken. Was wir nicht wollen, 

ist, daß wieder einmal gegen Menschenwürde, gegen 
die Familie aus Gewinnstreben, aus Gewinnsucht 
gebaut werden darf. Zeugen dieser scheußlichen 
Baupolitik sind der Berliner Wedding und der 
Alexanderplatz. Sie wissen, was ich damit meine. 
Dort wurden Häuser und ganze Blöcke gebaut mit 
vier oder fünf Hinterhöfen ohne Rücksicht darauf, 
daß hier Familien leben mußten, die dann — Zille 
hat das oft dargestellt — zugrunde gingen. Es be-
durfte nur noch eines Demagogen wie Goebbels oder 
eines Demagogen wie Thälmann, um bei einer wirt-
schaftlichen Depression daraus politisches Kapital 
zu schlagen. 

Weil sich das in unserer Sozialordnung nicht wie-
derholen darf, habe ich beim Bundesbaugesetz die 
Sozialpflichtigkeit beim Boden und beim sozialen 
Mietrecht durchgesetzt, daß die berechtigten Be-
lange der Familie und des einzelnen unter Ab-
wägung der Interessen des Vermieters zu wahren 
sind; anders ausgedrückt: die Grenzen der freien 
Verfügbarkeit über das Gut Wohnung liegen für 
den Hausbesitzer bei Kündigung usw. dort, wo diese 
berechtigten Belange der Familie berührt werden. 
Das steht in dieser Generalklausel. Keine bessere 
ist mir serviert worden, auch von Ihnen nicht, Herr 
Kollege Jahn; auch in diesem Antrag nicht, der 
weit hinter das zurückgeht, was ich hier fordere: 
daß nämlich in unserer Sozialordnung nicht Fami-
lien unter die Räder kommen dürfen, weil einige 
skrupellose Hausbesitzer Mißbrauch treiben. 

Wenn ich mir vorstelle, daß wir jetzt vier Jahre 
an dieser Vorlage arbeiten und Ihr Antrag erst 
heute kommt, — nun, meine Damen und Herren, 
dann kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß hier ein Zipfel Ihrer alten politischen Farbe doch 
etwas zum Durchbruch kommt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Hier geht es nicht um das Wohl der Mieter; dann 
hätte man sich den Antrag besser überlegt und 
man hätte dem Antrag eine bessere Fassung gege-
ben. Sie ist schlechter. Hier geht es, glaube ich, etwas 
darum, mit der Angst politisches Geschäft zu ma-
chen. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zurufe von 
der SPD. — Abg. Jacobi [Köln] meldet sich 

zu einer Zwischenfrage.) 

Meine Damen und Herren, auch hier haben die Mie-
ter 

(Abg. Dr. Schäfer: Auch Minister werden 
unterbrochen!) 

— ich antworte jetzt auf keine Zwischenfrage —

(Abg. Jacobi [Köln] : Sehr interessant!) 

u n d Vermieter gezeigt, daß sie sehr wohl den 
Segen der sozialen Marktwirtschaft auch auf diesem 
Sektor zu schätzen wissen. Denn alle Spekulatio-
nen mit Panikkündigungen haben sich ebensowenig 
erfüllt wie alle anderen Spekulationen, die an diese 
Fragen geknüpft worden sind. 

(Zuruf von der SPD: Aber was noch kommt, 
das wissen Sie nicht!) 
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derjenigen, die die berechtigte Sorge, die ich im-
mer zugestanden habe, mißbrauchen, um politische 
Geschäfte zu machen, haben nicht zu dem geführt, 
was man erwartet hat. Warum nicht, meine Damen 
und Herren? Es wird weiter gebaut. Ich habe diese 
Politik immer davon abhängig gemacht, daß nur in 
dem Maße, in dem die Wohnungsnot beseitigt wird, 
die Zwangswirtschaft fällt. 

Ich kann deshalb erwarten, meine Damen und 
Herren, auch von der Opposition, daß Sie bessere 
Vorschläge machen. Darum schlage ich auch Ihnen 
vor, daß Sie diese Anträge in den Rechtsausschuß 
bringen, der ja noch die sogenannten mißbilligten 
Klauseln behandeln muß. Das ist eine schwierige 
Aufgabe. Es geht um die Bestimmungen des BGB. 
Ich wäre dankbar, wenn Sie bessere Lösungen fän-
den. Ich habe das immer gesagt. Bis zur Stunde 
liegen keine vor. 

Ich darf noch einmal ganz kurz zusammenfassend 
sagen, warum Ihr Antrag schlechter ist als die bis-
herige Lösung. 

Erstens. Die freie Verfügungsgewalt wäre dem 
Hausbesitzer genommen, auch dann, wenn das Wohl 
der Allgemeinheit es nicht erforderlich machte. Da-
mit wird die Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz 
und den Grundsätzen der sozialen Marktwirtschaft 
ernstlich in Frage gestellt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Ver

-

drehung!) 

Zweitens. Die Vorschrift würde aber auch die Mie-
ter nicht besser stellen als der jetzt in den weißen 
Kreisen geltende § 556 a. 

(Unruhe bei der SPD.) 

— Ich bitte, doch zuzuhören; das ist sehr wichtig. 

(Zuruf von der SPD: Wir hören doch zu!) 

— Herzlichen Dank, das dient der Geschäftsführung. 

(Zuruf von der SPD: Vielleicht antworten 
Sie auch einmal auf eine Zwischenfrage!) 

In Fällen, in denen der Vermieter berechtigtes In-
teresse dartut, läßt der SPD-Vorschlag die Möglich-
keit vermissen, trotzdem den Mieter zu schützen, 
wenn seine Interessen bei sorgfältiger Abwägung 
schwerer wiegen. Das ist doch sozialpolitisch nicht 
vertretbar. 

Drittens sollte man, meine Damen und Herren, 
nach 44 Jahren Zwangswirtschaft die Vertragspar-
teien nicht zwingen, sich Dinge vorzuwerfen, die am 
besten unausgesprochen bleiben. Was sich hier bei 
Mietern und Vermietern angesammelt hat, sollten 
wir behutsam sich in Freiheit abwickeln lassen. 

((Abg. Jacobi [Köln] : Was für Freiheit? 
Im Freien? — Weitere Zurufe.) 

— Meine Damen und Herren und Herr Jacobi, mit 
dieser Art von Zurufen können Sie keine soziale 
Ordnung auf diesem Gebiet herstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich vermisse Ihren Beitrag. 

Das letzte. Es wird so getan, als ob der rechtliche 
Schutz, also die Bestimmungen, die hier noch an-
hängig geblieben sind, das neue soziale Mietrecht 
und Wohnrecht allein darstellten. Die Kernbestim-
mungen sind doch im Gesetz zur Zahlung von Miet- 
und Lastenbeihilfen enthalten, dem sich die Op-
position im Ausschuß erfreulicherweise angeschlos-
sen hat. Hier im Plenum hat sie, aus wer weiß wel-
chen Gründen auch immer, ihre Zustimmung versagt. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Weil die Beihilfen 
nicht sozial gestaffelt sind!) 

— Dann hätten Sie das im Ausschuß sagen müssen. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Das haben wir immer 
gesagt. Sie haben es nur nicht befolgt!) 

In dem Gesetz wird zum erstenmal sichergestellt, 
daß jede Familie ihre Miete zahlen kann. Hier, 
Herr Jahn, liegt der Schutz der Familie, hier wird 
möglich gemacht, 

(Zuruf von der SPD) 

daß die Familien auch dann, wenn sie in eine un-
verschuldete Notlage geraten, in der Lage sind, ihre 
Miete zu zahlen. 

Das, meine Damen und Herren, ist das soziale 
Miet- und Wohnrecht, das sich jetzt in fast 400 Krei-
sen Schritt für Schritt bewähren muß. Ich habe den 
Willen und werde ihn auch weiter haben, alles zu 
tun, um zu verhindern, daß mit der Unwissenheit 
Mißbrauch getrieben wird. Ich habe in Schleswig-
Holstein ein Beispiel gesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Ach du lieber Gott!) 

Aber ich erwarte auch von der sozialdemokratischen 
Opposition, daß sie mithilft aufzuklären und nicht 
mitwirkt, größere Verwirrung zu stiften. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Dr. Diemer -Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Antrag der 
SPD, den § 556 a abzuändern, war vorauszusehen. 
Mich hat aber gewundert, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, warum Sie damit so lange 
gewartet haben. Ich habe festgestellt, daß alle Red-
ner sehr sorgfältig das Protokoll der Sitzung vom 
24. Mai 1960 studiert haben. Damals hatte ich den 
Beifall der SPD gefunden. Ich bezweifle, ob ich heute 
wieder ihren Beifall bekomme. Den Beifall hatte ich 
deswegen, weil ich mich auch für die Rückverwei-
sung eingesetzt hatte. Ich stehe auch heute noch da-
zu, daß es besser gewesen wäre, man hätte damals 
dem Rückverweisungsantrag stattgegeben und das 
ganze soziale Mietrecht im Rechtsausschuß zusam-
menhängend behandelt und verabschiedet. Ich sage 
noch einmal mit aller Offenheit und Eindeutigkeit: 
Ich halte es für nicht gut, daß so grundlegende und 
wichtige Gesetze stückweise verabschiedet werden. 
Damals also hatte ich den Beifall der SPD, weil ich 
für die Rückverweisung war. Aber, meine Damen 
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und Herren von der Opposition, wenn damals dem 
Rückverweisungsantrag stattgegeben worden wäre 
und wir uns dann im Rechtsausschuß über die Ge-
staltung des sozialen Mietrechts unterhalten hätten, 
hätte ich wohl nicht mehr Ihren Beifall gefunden. 

Seinerzeit hat der Herr Kollege Hamacher namens 
der SPD-Fraktion eindeutig erklärt, der Mieterschutz 
sollte aus gesellschaftspolitischen Gründen auch 
über den vorgesehenen Auslauftermin hinaus be-
stehenbleiben. Ich habe damals, als ich darlegte, wa-
rum die Freien Demokraten für die Rückverweisung 
seien, darauf hingewiesen, daß wir es begrüßt hät-
ten, wenn die Problematik geklärt worden wäre, die 
nun einmal in der Frage liegt, wieweit die Sozial-
klausel des Art. 14 des Grundgesetzes und die 
darin liegende Eigentumsbeschränkung es rechtfer-
tigt, einen Vermieter anders zu behandeln als einen 
Eigentümer von anderen Sachwerten. Diese Pro-
blematik ist noch vorhanden. Sie sind der Auffas-
sung, daß die jetzt in § 556 a BGB enthaltene Sozial-
klausel nicht dem Art. 14 des Grundgesetzes ent-
spricht. Sie meinen, es sei eine stärkere Bindung 
des Eigentümers gerechtfertigt. Wir Freien Demo-
kraten hatten damals Bedenken, ob der Eigentümer 
nicht zu stark gebunden wird und ob diese Rege-
lung noch durch die Sozialverpflichtetheit des Art. 
14 des Grundgesetzes gedeckt wird. 

Mit Ihrem Antrag wird jetzt auch wieder die 
schon damals von uns behandelte Frage der Schaf-
fung eines prozeßrechtlichen Novums angeschnit-
ten, daß nämlich der Richter in einem Mietprozeß ein 
gestaltendes Urteil ergehen lassen kann. Auch Sie 
wollen haben, daß der Richter gegebenenfalls einen 
Mietvertrag angemessen abändern und in seinem 
Urteil bestimmen kann, daß der Mietvertrag mit 
einem anderen Inhalt, als er zwischen den Parteien 
vereinbart war, fortgesetzt wird. Ein derartiges No-
vum hätte auch vom Dogmatischen her noch einer 
Erörterung bedurft. 

Die Einzelheiten Ihres Gesetzentwurfs möchte ich 
von mir aus nicht nochmals behandeln. Sie können 
natürlich sicher sein, daß wir als Freie Demokraten 
in vollem Umfang hinter dem stehen, was Herr 
Justizminister Bucher in dieser Hinsicht zu den Ein-
zelproblemen gesagt hat. 

Aber etwas anderes: Sie wußten schon seinerzeit, 
daß diese Bestimmungen erst im Jahre 1963 wirk-
sam werden, und wenn Ihnen wirklich daran gele-
gen war, daß § 556 a, so wie er im Mai 1960 be-
schlossen wurde, nicht zum Tragen kommt, wenn Sie 
ihn wirklich für so völlig untragbar gehalten haben, 
warum haben Sie dann nicht schon wesentlich früher 
in den vergangenen drei Jahren Ihren Antrag vorge-
legt? 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Obwohl wir damals mit unserem Antrag auf Zu-
rückverweisung nicht durchkamen, haben wir keinen 
entsprechenden Antrag eingereicht, und zwar des-
halb, weil es nach meiner Auffassung zu einer fai-
ren Demokratie gehört, wenn man in einem Parla-
ment überstimmt wird, sich nachher diesen par

-

lamentarisch-demokratischen beschlossenen Tatsa-
chen und Gesetzen zu fügen. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Auch wenn die Mehr-
heit sich geirrt hat?) 

— Herr Kollege Jacobi, an und für sich haben sich 
die Sozialdemokraten in den letzten Jahren als aus-
gesprochene Realpolitiker erwiesen; besonders in 
der Außen- und der Wehrpolitik haben sie sich doch 
entgegen ihrer früheren Haltung durchaus auf den 
Boden der jetzt gegebenen Tatsachen und Verträge 
gestellt. 

(Zuruf von der SPD: Was hat das mit einem 
Gesetzesbeschluß zu tun?) 

— Und was für die Außenpolitik gilt, warum sollte 
das nicht auch für innenpolitische Fragen gelten? 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Jetzt erst, am 1. November, ist der im Jahre 1960 
beschlossene § 556 a mit seiner Sozialklausel in 
Kraft getreten. Es liegen also noch gar keine Er-
fahrungen darüber vor, wie er sich auswirkt. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Ist man überstimmt worden, gehört es auch zu einem 
fairen demokratischen Stil, zuerst einmal die Aus-
wirkung eines Gesetzes abzuwarten. So ist es doch 
auch in diesem von mir so verehrten Hohen Hause 
bisher von allen Seiten gehandhabt worden. Darauf 
möchte ich hinweisen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Herr Kollege Jahn hatte am 24. Mai 1960 der 
Regierungspartei gesagt, ob nicht propagandistische 
Gründe — — 

(Ironische Zurufe von der SPD: Aber nein!) 

— Er hat sogar gesagt, daß es propagandistische 
Gründe seien, die zu der Verabschiedung des § 556 a 
geführt hätten. Aber wenn Sie erst jetzt, nachdem 
diese Bestimmung gerade rechtswirksam geworden 
ist, Ihre Neufassung vorlegen und es nicht schon in 
den vergangenen drei Jahren getan haben, wodurch 
es gegebenenfalls gar nicht zu dem Inkrafttreten 
hätte kommen können, dann dürfen Sie sich nicht 
wundern, wenn auch gefragt wird, ob nicht auf Ihrer 
Seite insofern propagandistische Gründe vorhanden 
sind. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien. 
— Lachen bei der SPD.) 

Da das soziale Mietrecht im Rechtsausschuß an-
hängig ist — — 

(Abg. Jacobi [Köln] : Das sogenannte!) 

— Die Auffassungen gehen eben auseinander. 

(Ab. Jacobi [Köln] : Allerdings!) 

Wir werden uns in der Frage, Herr Kollege Jacobi, 
was sozial ist und was nicht sozial ist, wahrschein-
lich nie völlig einig werden. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Ich mit Ihnen nie; das 
weiß ich!) 

— Ja, Herr Kollege Jacobi, das glaube ich Ihnen 
gern. Hier kommt die geschichtliche Entwicklung 
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unserer beiden Parteien zum Ausdruck. Ihre Einstel-
lung zum Eigentum war früher eine ganz andere, 
und erst allmählich bekennen Sie sich zu dem 
wirklichen Sinn des Eigentums, wie wir es nicht im 
Sinne des Liberalismus der Gründerzeit, sondern 
mit unserem modernen verpflichtenden Liberalismus 
für richtig erachten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Da sich die SPD auf dem Wege dahin befindet, Herr 
Kollege Jacobi, gebe ich die Hoffnung nicht auf, daß 
wir im Laufe der Jahre vielleicht auch noch zu der 
gleichen Auffassung über die soziale Verpflichtet

-

heit des Eigentums kommen. 

Die Einzelheiten Ihres Antrags werden uns im 
Rechtsausschuß noch eingehend beschäftigen. Es wird 
dann noch über manches zu sprechen sein. Aber ich 
kann Ihnen schon heute sagen: trotz der Bedenken, 
die wir Freien Demokraten damals gegen den § 556 a 
BGB hatten, sind wir, nachdem er in dieser Form 
verabschiedet worden ist, der Meinung — das kam 
auch schon in den Ausführungen von Herrn Bundes-
justizminister Bucher ganz klar zum Ausdruck —, 
daß jetzt zunächst einmal abgewartet werden sollte, 
wie sich diese gesetzliche Regelung auswirkt. Ich bin 
allerdings der felsenfesten Überzeugung, daß — zu-
mal bei einem immer stärker ausgeglichenen Woh-
nungsmarkt — die Dinge hier einen Verlauf nehmen 
werden, der nicht zu Untragbarkeiten führen wird. 

Herr Kollege Jahn, noch ein letztes Wort zu Ihren 
Beispielen aus Worms! Erstens weiß ich nicht, ob 
Worms schon zu den „weißen" Kreisen gehört — und 
dann gilt ja § 556 a —, und zweitens haben Sie bei 
Ihren Beispielen völlig übersehen — worauf Herr 
Minister Lücke hingewiesen hat —, daß in der Zwi-
schenzeit das Gesetz über die Miet- und Lastenbei-
hilfen verabschiedet worden ist. Und nehmen Sie 
mir ein offenes Wort nicht übel: Wenn ich als allein-
stehende Frau nur ein Einkommen oder eine Rente 
von 325 DM habe, nehme ich mir nicht eine frei 
finanzierte Wohnung für 200 DM; dann finde ich auch 
noch eine billigere. 

(Zuruf von der SPD: Wo finden Sie die?) 

Oder man muß davon ausgehen, daß diese Frau 
nicht nur die Rente von 325 DM, sondern schon jetzt 
oder in Zukunft noch andere Einkommen hat. Sonst 
wäre es sicher unvernünftig. Ich rechne insofern, 
Herr Kollege Jacobi, doch immer noch auf die Ver-
nunft und letzten Endes auch auf den guten Willen 
von Hausbesitzern, Vermietern und Mietern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Noch eine Wort-
meldung: Herr Abgeordneter Jahn! 

Jahn (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Diese Debatte war für uns bemerkenswert 
aufschlußreich. Sie stand in wesentlichen Punkten 
stark im Widerspruch zu dem, was hier früher ge-
sagt worden ist. Wenn das, was wir mit diesem 
Antrag zu formulieren versucht haben, alles so 
schlecht, so untauglich, so eindeutig ungeeignet 
wäre, ein soziales Mietrecht darzustellen, kann ich 

nur sagen: Warum wird dann hier die Kanonade 
aufgeführt — mit zwei Ministern und zwei zusätz-
lichen Debatterednern —, die der Herr Kollege 
Hauser vorhin, wie er sagte, bei mir vermißt hat? 

(Abg. Dr. Czaja: Um den Nebel zu ver-
treiben!) 

Natürlich kann man bei jedem Gesetzentwurf eine 
Kritik ansetzen. Aber ich wäre Herrn Minister 
Bucher doch sehr dankbar dafür, wenn er sich einmal 
die Frage vorlegte, ob alles das, was er zur Kritik 
an unserem Entwurf gesagt hat und worüber wir 
im Ausschuß zu sprechen haben, nicht eigentlich in 
erster Linie Selbstkritik ist. Sie kritisieren nämlich 
die Formulierung des § 556 a BGB, den Sie hier so 
in seiner alten Fassung glaubten verteidigen zu 
müssen. 

Ich meine, wir haben hier die Pflicht, in aller Ruhe 
und Sachlichkeit eine Frage zu erörtern, von der in 
dieser Debatte deutlich geworden ist, welches Ge-
wicht sie hat. Ich verstehe deshalb nicht, weshalb in 
diesem Zusammenhang hier mit solcher Heftigkeit 
Grundsatzfragen aufgeworfen werden, die zur Sache 
überhaupt nichts aussagen. 

Ich habe den Kollegen Hauser nicht ohne Grund 
gefragt, ob er sich nicht doch das falsche Manu-
skript mitgebracht hat. Ich sehe mich leider außer-
stande, auch nur auf eine seiner Einwendungen 
hier einzugehen, weil ich meine, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist billig!) 

wir sollten das sachliche Gespräch suchen, um hier 
eine vernünftige Lösung zu finden, und nicht mit 
einer an den Haaren herbeigezogenen Polemik über 
Dinge reden, die mit dieser Sache nichts zu tun 
haben. 

(Abg. Dr. Hauser: Ist das Ihrer würdig, 
Herr Jahn?) 

Herr Minister Lücke hat hier gesagt, er lasse 
sich in der Sorge um den Schutz des Mieters von 
uns nicht übertreffen. Sehr schön, Herr Minister! 
Dann wollen wir in Ruhe darüber reden, wie das 
am sinnvollsten geschehen kann. Ich habe nur etwas 
Sorge, wie es möglich sein soll, in Ruhe darüber 
zu reden, wenn Sie einen Antrag, von dem hier 
mehrfach gesagt worden ist, er werde von Ihnen 
seit einiger Zeit schon vermißt, wenn Sie einen An-
trag, den wir vorbringen, als das politische Geschäft 
mit der Angst bezeichnen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Herr Minister, die Menschen draußen im Land ha-
ben Angst, und es geht gar nicht darum, ob hier etwa 
ein politisches Geschäft damit gemacht werden soll, 
sondern es geht einfach um die nüchterne Feststel-
lung, daß Sie auch diese Angst zur Kenntnis neh-
men müssen und daß wir als Gesetzgeber verpflich-
tet sind, dem Rechnung zu tragen und nicht Formu-
lierungen vorzulegen und Gesetzesvorschläge zu 
machen, die diese Angst nur begründen und unter-
stützen. Denn lassen Sie mich das eine einmal fra-
gen: Wenn Sie so überzeugt davon sind, daß diese 
Angst unbegründet ist, warum haben Sie sich dann 
eigentlich veranlaßt gesehen, sich in den letzten 
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Wochen und Monaten so intensiv um Hilfstruppen 
zur Unterstützung Ihrer Vorstellungen zu be-
mühen? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wie kam es denn oder warum war es denn not-
wendig, daß Sie sich an den Arbeitgeberverband, 
an den Bundesverband der Deutschen Industrie ge-
wandt haben, daß Sie den Zentralverband der Haus-
und Grundbesitzer herangezogen haben und daß 
alle mit Ihnen gemeinsam beschwörende Appelle an 
die Vermieter richten mußten, 

(Abg. Dr. Hauser: Und Sie, Herr Jahn?) 

keinen Mißbrauch zu treiben? 

Ich glaube, Herr Minister, das Eingeständnis, daß 
die gesetzliche Lösung, die Sie vorgeschlagen und 
durchgesetzt haben, diesen Mißbrauch ermöglichen 
kann, konnte nicht deutlicher als durch diesen 
Appell gemacht werden. 

Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob Sie 
sich sehr viel davon versprechen, wenn Sie die Be-
mühungen um ein soziales Mietrecht in dieser Ton-
lage führen. Ich meine, hier gibt es eine Reihe 
sachlicher Überlegungen anzustellen. Sie sagen, es 
sei nicht möglich, die berechtigten Interessen auch 
des Mieters zu berücksichtigen. Nun, die Formulie-
rung, die wir gewählt haben, geht genau darauf 
hinaus, daß, wenn wir von den berechtigten Inter-
essen des Vermieters sprechen, damit selbstver-
ständlich die Notwendigkeit des Abwägens der 
Interessen zwischen Vermieter und Mieter gemeint 
ist. 

(Zuruf von der Mitte: Wo steht das?) 

— Wenn Sie meinen, das sei nicht in eindeutiger 
Form damit ausgesagt, 

(Zuruf von der Mitte: Das Gegenteil!) 

nun gut, dann wollen wir das gern ergänzend dazu 
nehmen. 

(Abg. Dr. Hauser: Deshalb ist Ihr Antrag 
so oberflächlich!) 

Darüber wird im Ausschuß gesprochen werden. 

Daß keine Gründe angegeben werden sollen und 
dazu nach Ihrer Auffassung ein Dienst am Rechts-
frieden geleistet werden muß, Herr Minister, das 
ist eine Bewertung und das ist eine Forderung, von 
der ich nur sagen kann, daß sie die eigentlichen 
Vorstellungen, die eigentlichen Zielsetzungen zu 
kaschieren scheint. Ich glaube, derjenige, der in 
einer unserer Besprechungen über dieses Thema  — 
es  handelte sich hier um einen Ihrer Parteifreunde 
— gesagt hat: „Ja, wenn der Vermieter verpflichtet 
ist, die Gründe in die Kündigung hineinzuschreiben, 
dann weiß der Mieter ja Bescheid", der hat es ehr-
licher gemeint als Sie, der Sie dies hier zur Recht-
fertigung der unbegründeten Kündigung gesagt 
haben. 

Dann haben Sie davon gesprochen, daß doch 
eigentlich der Kern des sozialen Mietrechtes die 
Gesetzgebung über die Miet- und Lastenbeihilfen 
sei. Ich glaube, das ist eine sehr ernste und sehr 
grundsätzliche Frage. Wenn Sie meinen, die sozialen 

Verpflichtungen seien mit fürsorgerechtlichen Rege-
lungen in unserer Gesellschaft zu erledigen, 

(Abg. Dr. Hauser: Das sind doch keine 
fürsorgerechtlichen Regelungen!) 

dann gibt es da allerdings sehr grundsätzliche Unter-
schiede in unseren Vorstellungen. 

(Abg. Dr. Czaja: Lesen Sie es einmal durch!) 

Darüber möchte ich keinen Zweifel lassen. Für uns 
geht jedenfalls die soziale Verpflichtung auch ge-
genüber dem Mieter weiter als mit solchen Für-
sorgeüberlegungen. 

(Abg. Dr. Czaja: Dann haben Sie das Gesetz 
nicht gelesen! Rechtsanspruch!) 

Lassen Sie mich zum Schluß zitieren, was jemand, 
der sicherlich nicht als ein Sozialdemokrat von Ihnen 
verdächtigt werden kann, Professor Dr. Bettermann, 
über Ihre Vorstellungen zu diesem Mietrecht gesagt 
hat. Er meinte: 

Arbeit und Wohnung sind keine Ware sowenig 
wie Grund und Boden. Arbeitsleistung und 
Wohnraumüberlassung sind daher keine Han-
delsgeschäfte und können folglich nicht aus-
schließlich marktwirtschaftlichen Gesetzen un-
terstellt werden. Wie der Arbeitsplatz für den 
Arbeitnehmer die Stätte seines beruflichen Wir-
kens und seine wirtschaftliche Existenzgrund-
lage bildet, so ist die Wohnung für den Mieter 
der Mittelpunkt seines außerberuflichen Lebens, 
des eigentlich menschlichen und familiären 
Lebens. Sie ist sein Heim. So wie der Arbeits-
platz dem Arbeitnehmer nicht willkürlich ent-
zogen werden kann, so darf auch der Mieter 
nicht beliebig aus seiner Wohnung vertrieben 
werden. Eine Kündigung ohne hinreichenden 
Grund ist hier wie dort unsozial. Das Sozial-
staatsprinzip fordert daher hier wie dort Kün-
digungsschutz. 

Dem habe ich nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Lücke. 

Lücke, Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Heute ist Bar-
bara-Tag, und als alter Waffenoffizier und Feuer-
werker müßte ich heute um diese Zeit zur Barbara-
Feier bei der Bundeswehr sein. Vielleicht ist es so 
zu verstehen, Herr Kollege Jahn, daß die Kanonade 
zweier Minister, von der Sie hier sprachen, sich nun 
hier entladen muß, wenn ich dort keine Gelegenheit 
habe. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Jahn hat 
erneut davon gesprochen, daß ich in der Öffentlich-
keit wiederholt gewarnt habe, mit der Angst und 
Unwissenheit der Mieter und Vermieter Geschäfte 
zu machen. Ich füge hinzu, daß ich erklärt und ge-
fordert habe — und ich wiederhole diese Forderung 
hier —, daß nach wie vor alle, die mit dieser Angst 
und Unwissenheit Geschäfte machen — ich habe das 
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zuerst ausgesprochen —, an den öffentlichen Pranger 
gehören. Warum? Wir haben 44 Jahre Zwangswirt-
schaft. Die Menschen kennen die Gesetze nicht, sie 
kennen die Bestimmungen nicht. Es ist ein ganz ver-
ständlicher Prozeß, daß Unwissenheit und Angst 
herrschen, nicht nur bei Mietern, auch bei Vermie-
tern. Daß man mit dieser Angst und Unwissenheit 
keine Geschäfte treiben darf, darüber herrscht doch 
Übereinstimmung. Daß man diese Angst und Unwis-
senheit aber auch nicht unverantwortlich schüren 
darf, das gehört hierher. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Das tun wir aber nicht!) 

— Ich habe das Gefühl — und das möchte ich mit 
Schärfe hier betonen —, daß Sie, Herr Abgeordneter, 
in unverantwortlicher Weise gegen bestehendes 
Recht dadurch gehandelt haben, daß Sie wider bes-
seres Wissen hier erklärt haben, das Gesetz über 
Miet- und Lastenbeihilfen sei eine Regelung der Für-
sorge. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von der 
SPD: Das hat er nicht gesagt!) 

Sie wissen, daß wir in jahrelangen Beratungen be-
müht waren, das ganz klar rechtlich abzugrenzen, 
weil auf die Zahlung der Miet- und Lastenbeihilfen 
ein Rechtsanspruch besteht. Bund und Länder brin-
gen die Beträge je zur Hälfte auf. Diese Gelder ha-
ben nichts mit der Sozialhilfe oder, wie Sie es hier 
zu formulieren beliebten, mit der Fürsorge zu tun. 
Meine Damen und Herren, wer so etwas sagt und 
es als Jurist ausführt, der hat nicht die notwendige 
Verantwortung, die ein Volksvertreter gegenüber 
rechtmäßig zustande gekommenen Gesetzen — — 

(lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

— der besitzt als gewählter Abgeordneter nicht die 
nötige Verantwortung, die jeder, auch die Opposi-
tion, gegenüber rechtmäßig zustandegekommenen 
Gesetzen haben muß. 

Wir sind in diesem Augenblick dabei, die Woh-
nungszwangswirtschaft abzubauen, und ich frage 
hier: Sind die Sozialdemokraten plötzlich dagegen, 
daß die Wohnungszwangswirtschaft abgebaut und 
durch ein soziales Miet- und Wohnrecht abgelöst 
wird? Sie sind doch nicht dagegen, sondern Sie 
drücken hier aus, daß Sie nicht mit § 556 a zufrie-
den seien. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich habe vorhin gesagt: Die bessere Lösung haben 
Sie nicht vorgelegt. Sie kommen spät, Sie haben vier 
Jahre gebraucht. 

(Abg. Jacobi [Köln]: Das ist ja zu untersuchen!) 

Ich bin bereit, Ihren jetzigen Vorschlag, der hinter 
dem bestehenden Recht zurückbleibt, 

(Widerspruch bei der SPD) 

im Ausschuß im Zusammenhang mit der Beratung 
der mißbilligten Klauseln, die anhängig geblieben 
sind, zu diskutieren. Ich darf das Hohe Haus und vor 
allem den Rechtsausschuß sehr herzlich und drin-
gend bitten, diese Bestimmungen bald mit der not-
wendigen Sorgfalt zu verabschieden, deren nun ein- 

mal ein Recht bedarf, das Dauerrecht werden und 
Eingang in das BGB finden soll. Diese Bestimmun-
gen sollten bis Ende des Jahres verabschiedet wer-
den. Sie würden hier noch bestehende Rechtsunsi-
cherheiten beseitigen helfen, entsprechend meiner 
politischen Forderung, die die Koalition vollinhalt-
lich übernommen hat, daß Kindergeschrei kein Kün-
digungsgrund sein darf. In rechtlicher, aber auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht wird dieser Schutz ver-
stärkt werden. Ich habe nicht davon gesprochen, wie 
das hier so beiläufig unterstellt wird, daß ich in den 
Miet- und Lastenbeihilfen den stärkeren Rechts-
schutz sehe. Den Schutz in rechtlicher Hinsicht haben 
wir im BGB. In wirtschaftlicher Hinsicht werden in 
der Praxis die Miet- und Lastenbeihilfen der ent-
scheidende Faktor sein. 

(Zuruf des Abg. Jacobi [Köln].) 

— Wenn Sie bessere Vorschläge haben, dann brin-
gen Sie sie in den Rechtsausschuß; dort werden sie 
diskutiert werden. 

Ich wehre mich nur dagegen, daß man die Über-
gangsperiode, die bis jetzt so erfolgreich verlaufen 
ist, so darstellt, wie Sie es getan haben. Sicherlich 
zeigen sich Härten. Ich bitte aber zu bedenken, daß 
hier 2,2 Millionen Familien direkt betroffen sind. 
Die Zahl der Übergriffe, die leider geschehen, ist 
Gott sei Dank gering. Dennoch sind wir nicht über 
den Berg. Wir können dieses bedeutsame Rechts-
institut nicht schaffen, wenn wir die Unruhe und 
Unsicherheit erhöhen, sondern wir können mit dem 
Gesetzeswerk nur gut fertig werden, wenn wir hel-
fen, die Unruhe und Unsicherheit zu beseitigen. 

Ich darf Sie sehr, sehr herzlich darum bitten, sehr 
bald die noch anhängig gebliebenen Bestimmungen 
über die mißbilligten Klauseln zu verabschieden. 
Ich hoffe, daß damit dieses Kapitel zur Zufriedenheit 
aller und zum Wohle unserer Familien abgeschlos-
sen werden kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Bevor ich dem nächsten Redner das Wort 
erteile, möchte ich Sie bitten, einen Blick auf die 
Uhr zu werfen. Das Wort hat der Abgeordnete 
Könen. 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Herr Präsident, so ist 
das immer: Einer, der  sich vornimmt, nur drei Sätze 
zu sagen, ist derjenige, der gemahnt wird, sich kurz 
zu fassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
ich habe nicht Sie, sondern das Haus gemahnt. 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Schönen Dank. 

Ich habe nicht die Absicht, dem Herrn Minister 
Lücke und seinen Freunden zu folgen, die hier in 
den letzten Minuten so trefflich mit Verdächtigungen 
um sich geworfen haben 

(Zurufe von der Mitte) 

— es dauert länger, wenn Sie mich mit Zwischen-
rufen attackieren; ich gehe darauf ein, verlassen Sie 
sich darauf! — über die Beweggründe der SPD für 
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das, was hier beabsichtigt wird. — Ich möchte Ihnen 
eine Aufklärung geben. Herr Minister, ich verdäch-
tige Sie nicht, daß Sie mit Absicht den Kollegen 
Jahn falsch interpretiert haben. Er hat nämlich nicht 
gesagt, daß das Wohn- und Mietbeihilfengesetz ein 
Fürsorgegesetz ist, sondern er hat gesagt, daß in 
diesem Mietbeihilfengesetz fürsorgerechtliche Rege-
lungen vorgenommen worden sind. 

(Abg. Dr. Czaja: Das stimmt nicht!) 

— Herr Dr. Czaja, ich habe schon einmal bewiesen, 
daß ich ein bißchen mehr davon verstehe. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Moment, ich bin in bester Gesellschaft. Dieses 
Gesetz über Wohnbeihilfen ist — auch wenn man 
sagt, es sei keine Fürsorge, was hier geleistet wird 
— nach fürsorgerechtlichen Prinzipien aufgestellt. 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 

— Lassen  Sie mich mal ausreden. 

(Fortgesetzte Zurufe von der Mitte.) 

— Nein, lassen Sie mich erst einmal ausreden. Wenn 
Sie mir das nicht glauben — — 

(Zuruf von der Mitte: Seit wann ist denn 
Fürsorge eine schlechte Sache?) 

— Entschuldigen Sie, davon spricht doch kein 
Mensch. Wir reden hier von dem gesellschaftpoli-
tischen Morgenrot des Herrn Ministers Lücke, wenn 
Sie es genau wissen wollen. — Meine Rede dauert 
also doch länger, wenn das so weitergeht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum haben 
Sie das bekämpft? — Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte um Ruhe. Folgen Sie dem Redner! 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Ja, hören Sie mir ein 
wenig zu! — Daß dieses Wohnbeihilfengesetz für-
sorgerechtliche Regelungen enthält, das behauptet 
nicht der SPD-Abgeordnete Könen oder seine Frak-
tion, sondern das können Sie sich von einem in der 
ganzen freien Welt anerkannten Fachverband be-
stätigen lassen: vom Deutschen Verein für öffent-
liche und private Fürsorge. Unsere Auseinander-
setzungen mit dem Hause des Herrn Ministers hat-
ten ja gerade mit diesen Dingen zu tun. Bitte sehr, 
Sie können es nehmen, wie Sie wollen. Ich verstehe 
auch etwas davon. Verlassen Sie sich darauf: dieses 
Gesetz über Wohn- und Lastenbeihilfen enthält für-
sorgerechtliche Regelungen. Das hat mit einer Ab-
wertung oder Aufwertung von Sozialhilfe, lieber 
Herr Kollege, überhaupt nichts zu tun. Ich wollte 
hier nur keinen falschen Zungenschlag in bezug auf 
Behauptungen gegenüber dem Kollegen Jahn auf-
kommen lassen, da so viel von Verdächtigungen 
geredet worden ist. Das war der Grund, weshalb ich 
hier heraufkam. Im übrigen können wir zwei, Herr 
Dr. Czaja, uns einmal fachlich unterhalten. Sie wer-
den sich wundern! 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Beifall bei 
der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort 
weiter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich schlage Ihnen vor, den Antrag Drucksache 
IV/1554, über den soeben diskutiert wurde, an den 
Rechtsausschuß — federführend — und zur Mitbera-
tung an den Ausschuß für Wohnungswesen, Städte-
bau und Raumordnung zu überweisen. — Wider-
spruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet 
der Landbeschaffung (Drittes Änderungsgesetz 
LBG) (Drucksache IV/1648). 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 

Ich schlage Ihnen Überweisung an den Ausschuß 
für Inneres vor. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, sich 
noch einen Augenblick zu gedulden, damit wir die 
für heute vorgesehenen Punkte der Tagesordnung 
erledigen können. 

Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Aufhebung von Erwerbsbeschränkungen für 
Staatsangehörige und Gesellschaften der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (Drucksache IV/1650). 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 

Ich schlage Ihnen Überweisung an den Wirt-
schaftsausschuß vor. — Widerspruch erfolgt nicht; 
es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 11 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 4. August 1962 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Kolumbien über deutsche Ver-
mögenswerte in Kolumbien (Drucksache 
IV/1653). 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 

Ich schlage Ihnen Überweisung an den Finanzaus-
schuß — federführend —, an den Ausschuß für Aus-
wärtige Angelegenheiten — mitberatend — vor. — 
Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 12 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Spar-Prämiengesetzes (Druck-
sache IV/1654). 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 

Ich schlage vor, den Entwurf an den Wirtschafts-
ausschuß zu überweisen. — Widerspruch erfolgt 
nicht; es ist so beschlossen. 

Von der SPD ist beantragt, den Entwurf zur Mit-
beratung an den Finanzausschuß zu überweisen. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 98. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den  4. Dezember 1963 	4587 

Vizepräsident Dr. Jaeger 

Wird dagegen Widerspruch erhoben? — Das ist 
nicht der Fall; dann ist auch das beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 13 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Luftverkehrsgesetzes (6. Än-
derung) (Drucksache IV/1646). 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 

Ich schlage Ihnen Überweisung an den Ausschuß 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen vor. — 
Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Wollen Sie noch fortfahren? 

(Zustimmung in der Mitte.) 

— Dann rufe ich auf Punkt 14 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. April 1962 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Guinea über die Förderung 
von Kapitalanlagen (Drucksache IV/1394); 

Schriftlicher Bericht des Wirtschaftsausschus-
ses (16. Ausschuß) (Drucksachen IV/1512, zu 
IV/1512). 

(Erste Beratung 84. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter, dem Abgeordne-
ten Matthöfer, für seinen Schriftlichen Bericht. 

Ich rufe in zweiter Beratung auf Art. 1, — 2, —
3, — Einleitung und Überschrift. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das Wort 
wird nicht gewünscht. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Schlußabstimmung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu er-
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine 
Gegenstimmen! Enthaltungen? — Auch keine Ent-
haltungen! Einstimmig angenommen! 

Ich rufe auf Punkt 15 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 13. Dezember 
1961 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Königreich Thailand über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen (Drucksache IV/1231); 

Schriftlicher Bericht des Wirtschaftsausschus-
ses (16. Ausschuß) (Drucksachen IV/1513, 
zu IV/1513). 

(Erste Beratung 76. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter, dem Abgeordne-
ten Matthöfer, für seinen Schriftlichen Bericht. 

Ich rufe in zweiter Beratung auf Art. 1, — 2, — 3, 
— Einleitung und Überschrift. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer in der Schluß-
abstimmung dem Gesetzentwurf zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen, auch 
keine Enthaltungen. Einstimmig angenommen! 

Ich rufe auf Punkt 16: 

Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Einschränkung der Bautätigkeit (Druck-
sache IV/1083); 

Schriftlicher Bericht des Wirtschaftsausschus-
ses (16. Ausschuß) (Drucksache IV/1651). 

(Erste Beratung 76. Sitzung) 

Ich danke Herrn Abgeordneten Mertens für sei-
nen Schriftlichen Bericht. Ich rufe in zweiter Bera-
tung § 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — 6, — 7 und 8, —
Einleitung und Überschrift auf. Der Antrag des Aus-
schusses geht auf Ablehnung. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Dann werden wir es in der Form machen, daß 
wir über die Paragraphen abstimmen. Wer mit dem 
Ausschuß stimmt, der stimmt mit Nein. 

(Zuruf von der SPD: Wer dafür ist, muß 
dagegen sein!) 

Wer den Paragraphen entgegen dem Antrag des 
Ausschusses zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer mit dem Ausschuß ab-
lehnen will, den bitte ich nunmehr um das Hand-
zeichen. — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Der Gesetzentwurf ist einstimmig abgelehnt. Damit 
erübrigt sich eine dritte Beratung. 

Ich rufe auf Punkt 17: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes 
(Drucksachen IV/1229, IV/1457), 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
(Drucksache IV/1634) ; 

b) Schriftlicher Bericht des Wirtschaftsaus-
schusses (16. Ausschuß) (Drucksache 
IV/1563). 

(Erste Beratung 76. und 84. Sitzung) 

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Seume für 
seinen Schriftlichen Bericht. Ist eine Ergänzung durch 
den Haushaltsausschuß veranlaßt? — Das ist nicht 
der Fall. Ich komme zur Abstimmung. 

Ich rufe auf die §§ 1 bis 21, Einleitung und Über-
schrift. Wer den Bestimmungen zuzustimmen 
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wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. - Angenommen 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der 
Fall. Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe? — Soweit ich sehe, keine Gegenstim-
men. Enthaltungen? — Auch keine Enthaltungen. 
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 18: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. Dezem-
ber 1962 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Großherzogtum Luxem-
burg über den Verzicht auf die Beglaubigung 
und über den Austausch von Personenstands-
urkunden sowie über die Beschaffung von 
Ehefähigkeitszeugnissen (Drucksache IV/1596); 

 Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Inneres (6. Ausschuß) (Drucksache IV/1624). 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

Ich danke Herrn Abgeordneten Schmitt-Vocken-
hausen für seinen Schriftlichen Bericht. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung Artikel 1, — 2, —
3, — Einleitung und Überschrift. Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer den Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe! — Angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz-
entwurf in der Schlußabstimmung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe! — Eine Gegen-
stimme. Enthaltungen? — Keine. Bei einer Gegen-
stimme ahne Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 19: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Protokoll vom 15. Septem-
ber 1962 zur Änderung des Abkommens vom 
7. Dezember 1944 über die Internationale 
Zivilluftfahrt (3. Änderung des Abkommens 
über die Internationale Zivilluftfahrt) (Druck-
sache IV/1573); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ver-
kehr, Post- und Fernmeldewesen (23. Aus-
schuß) (Drucksache IV/1633). 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

Ich danke Herrn Abgeordneten Müller (Norden-
ham) für seinen Schriftlichen Bericht. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung Artikel 1, — 2, — 
Einleitung und Überschrift. Das Wort wird nicht be-
gehrt. Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wer dem Gesetzentwurf im ganzen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Diesmal offen-
sichtlich keine Gegenstimme. Enthaltungen? — Keine 
Enthaftungen. Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 20: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Um-
satzsteuergesetzes (Drucksache IV/1371);  

Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) (Drucksache IV/1639). 

(Erste Beratung 83. Sitzung) 

Ich danke der Berichterstatterin, der Abgeordne-
ten Frau Beyer  (Frankfurt), für ihren Schriftlichen 
Bericht. 

Ich eröffne die zweite Beratung und rufe auf 
Artikel 1 bis 6, Einleitung und Überschrift. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Wer in der Schlußabstimmung dem Gesetzentwurf 
als ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine Ent-
haltungen. Einstimmig angenommen. 

Ich komme zum Antrag des Ausschusses unter 
Ziffer 2, den Entschließungsanträgen unter a) 
und b) zuzustimmen. Wird das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Wer diesen Entschließungs-
anträgen unter 2 a) und b) zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthal-
tungen? — Auch keine Enthaltungen. Einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 21 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 16. März 
1962 zur Ergänzung des Abkommens vom 
26. August 1952 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidge- 
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nossenschaft zum deutschen Lastenausgleich 
(Drucksache IV/1451); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für den 
Lastenausgleich (15. Ausschuß) (Drucksache 
IV/1553). 

(Erste Beratung 84. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter, dem Abgeordneten 
Kuntscher, für seinen Schriftlichen Bericht. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung die Art. 1, — 2, 
— 3, — 4 — sowie Einleitung und Überschrift. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgeru-
fenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Angenommen. 

Wir kommen zur 

Dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz-
entwurf in der Schlußabstimmung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Ent-
haltungen? — Auch keine Enthaltungen; einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 22: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über das Amtsgehalt der Mit-
glieder des Bundesverfassunggerichts (Druck-
sache IV/1345); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für In-
neres (6. Ausschuß) (Drucksache IV/1666). 

(Erste Beratung 83. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter, dem Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen, für seinen Schriftlichen Be-
richt. 

Ich rufe in zweiter Beratung auf §§ 1, — 2, — 3, 
— 4 — sowie Einleitung und Überschrift. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Angenommen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Eine Gegenstimme rechts. Enthaltungen? — Eine 
Enthaltung links. Das Gesetz ist bei einer Gegen-
stimme und einer Enthaltung angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 23 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun

-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zu dem Protokoll vom 7. November 
1962 zur Verlängerung der Geltungsdauer 
der Erklärung vom 18. November 1960 über 
den vorläufigen Beitritt Argentiniens zum All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(Drucksache IV/ 1583) ; 

Schriftlicher Bericht des Außenhandelsaus-
schusses (17. Ausschuß) (Drucksache IV/1667). 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter, dem Abgeordne-
ten Werner, für seinen Schriftlichen Bericht. 

Ich rufe in zweiter Beratung auf die Art. 1, — 2, 
— 3 — sowie Einleitung und Überschrift. — Das 
Wort wird nicht begehrt. Wer den aufgerufenen Be-
stimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz-
entwurf im ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — 
Keine Enthaltungen. Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf Punkt 24: 

a) Beratung der von der Bundesregierung vor
-gelegten Vierundzwanzigsten Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 
(Zollkontingent für Sulfat- oder Natronzell-
stoff) (Drucksache IV/1635), 

b) Beratung  der  von der Bundesregierung vor-
gelegten Fünfundzwanzigsten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 
(Zollaussetzung für Fische und Krebstiere - 
Rizinusöl) (Drucksache IV/1636), 

c) Beratung der von der Bundesregierung vor-
gelegten Sechsundzwanzigsten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 
(Zollkontingent für Heringe und Sprotten) 
(Drucksache IV/1637), 

d) Beratung der von der Bundesregierung vor-
gelegten Siebenundzwanzigsten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 
(Zollkontingent für Pampelmusen) (Druck-
sache IV/1638), 

e) Beratung der von der Bundesregierung vor-
gelegten Dreißigsten Verordnung zur Ände-
rung des Deutschen Zolltarifs 1963 (Zollaus-
setzung für Tee, Mate und tropische Hölzer) 
(Drucksache IV/1662). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen die Überweisung 
der unter den Buchstaben a) bis e) aufgeführten 
Verordnungen an den Außenhandelsausschuß vor. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. — Es erhebt sich 
auch kein Widerspruch. Es ist so beschlossen. 
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Ich rufe auf Punkt 25 der Tagesordnung: 

Beratung der von der Bundesregierung vor-
gelegten Verordnung über die Senkung von 
Abschöpfungssätzen bei der Einfuhr von ge-
schlachteten Hühnern nach Berlin (Drucksache 
IV/1617). 

Vom Ältestenrat ist vorgeschlagen Überweisung 
an den Außenhandelsausschuß und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Erhebt 
sich Widerspruch? — Es ist so beschlossen. 

Es ist fraglich, wer von den beiden Ausschüssen 
federführend sein soll. 

(Zurufe: Außenhandelsausschuß!) 

Der Außenhandelsausschuß wird vorgeschlagen. 
Wird ein anderer Antrag gestellt? — Das ist nicht 
der Fall. Erhebt sich Widerspruch? — Das ist auch 
nicht der Fall. Dann ist der Außenhandelsausschuß 
federführend. 

Ich rufe nunmehr auf Punkt 26 Buchstaben a) bis d) : 

a) Beratung des Schriftlichen Berichts des Au-
ßenhandelsausschusses (17. Ausschuß) über 
die von der Bundesregierung vorgelegte 
Achte, Zwölfte und Dreizehnte Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 
(Drucksachen IV/1517, IV/1518, IV/1519, IV/ 
1626), 

b) Beratung des Schriftlichen Berichts des Au-
ßenhandelsausschusses (17. Ausschuß) über 
die von der Bundesregierung vorgelegte 
Fünfte und Sechste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1963 (Drucksachen 
IV/1514, IV/1515, IV/1627), 

c) 'Beratung des Schriftlichen Berichts des Au-
ßenhandelsausschusses (17. Ausschuß) über 
die von der Bundesregierung vorgelegte 
Fünfzehnte, Siebzehnte und Zwanzigste Ver-
ordnung zur Änderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1963 (Drucksachen IV/1520, IV/1521, IV/ 
1523, IV/1628), 

d) Beratung des Schriftlichen Berichts des Au-
ßenhandelsausschusses (17. Ausschuß) über 
die von der Bundesregierung vorgelegte Sie-
bente und Neunzehnte Verordnung zur Än-
derung des Deutschen Zolltarifs 1963 (Druck-
sachen IV/1516, IV/1522, IV/1629). 

Die Berichterstatter verzichten auf das Wort. — 
Eine Aussprache wird auch nicht gewünscht. Der 
Ausschuß schlägt vor, den aufgerufenen Verordnun-
gen unverändert zuzustimmen. Wer das tun will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen! Enthal-
tungen? — Keine Enthaltungen! Einstimmig ange-
nommen! 

Ich komme gesondert auf Punkt 26 e: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Außen

-

handelsausschusses (17. Ausschuß) über die 
von der Bundesregierung vorgelegte Neun

-

undzwanzigste Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1963 (Zollkontingent für 
feste Brennstoffe) (Drucksachen IV/1612, IV/ 
1664). 

Wer dem Antrag im Mündlichen Bericht des Aus-
schusses auf unveränderte Annahme zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen! 
Enthaltungen? — Einige Enthaltungen links! Ange-
nommen! 

Ich rufe auf Punkt 27 der Tagesordnung: 

Beratung des Berichts des Außenhandelsaus-
schusses (17. Ausschuß) über die von der Bun-
desregierung erlassene Einundzwanzigste 
Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1963 (Angleichungszölle für Waf-
feln und Kekse) (Drucksachen IV/1532, IV/ 
1663). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Bäumer. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Eine Abstimmung 
ist nicht notwendig, es genügt die Kenntnisnahme 
durch das Haus. Das Haus hat Kenntnis genommen. 

Punkt 28 der Tagesordnung wird bis Freitag zu-
rückgestellt. 

Ich rufe Punkt 29 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Entschließungen der 52. Jahres-
konferenz der Interparlamentarischen Union 
(Drucksache IV/1640). 

Ich schlage Ihnen Überweisung an den Ausschuß 
für auswärtige Angelegenheiten vor. — Das Wort 
wird nicht gewünscht, Widerspruch nicht erhoben; 
es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 30 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Bericht der Bundesregierung über die 
EURATOM-Forschungsstätten (Drucksache 
IV/1620). 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Ich schlage Ihnen Überweisung an den Ausschuß für 
Atomkernenergie und Wasserwirtschaft vor. — 
Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 31 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Sozialpolitik (20. Ausschuß) über 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der Kommission 
der EWG für eine Verordnung des Rates zur 
Festlegung der Anhänge zur Verordnung Nr. 
36/63/EWG des Rates über die Soziale Sicher-
heit der Grenzgänger (Drucksachen IV/1591, 
IV/1674). 

Ich danke dem Berichterstatter, dem Abgeordneten 
Klein (Saarbrücken), für seinen Schriftlichen Bericht. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 
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Dann stimmen wir ab über den ersten Punkt des 

Antrags des Ausschusses, die Verordnung zustim-
mend zur Kenntnis zu nehmen. Ich bitte diejenigen 
um Handzeichen, die damit einverstanden sind. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstim-
me. Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Die Ver-
ordnung ist einstimmig zustimmend zur Kenntnis 
genommen. 

Wir kommen zu den Entschließungen; das sind die 
Punkte 2 und 3 des Ausschußantrages. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer den 
Entschließungen unter Punkt 2 und 3 des Ausschuß-
antrages zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Keine Gegenstimme. Enthaltungen? — Keine Enthal-
tungen; einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 32 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Sozialpolitik (20. Ausschuß) über 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der Kommission 
der EWG für eine Verordnung des Rats zur 
Ergänzung von Anhang D der Verordnung 

Nr. 3 und Anhang 6 der Verordnung Nr. 4 
(besondere bilaterale Bestimmungen für Sai

-

sonarbeiter) (Drucksachen IV/1603, IV/1675). 

Ich danke der Berichterstatterin, der Abgeordne-
ten Frau Döring, für ihren Schriftlichen Bericht. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Meine Damen und Herren, wer dem Antrag 
des Ausschusses, die Verordnung zustimmend zur 
Kenntnis zu nehmen, zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Keine Gegenstimme. Enthaltungen? 
— Keine Enthaltung. Der Antrag des Ausschusses 
ist einstimmig angenommen. 

Damit stehen wir am Ende der heutigen umfang-
reichen Tagesordnung. Ich danke Ihnen dafür, daß 
Sie ausgehalten haben. 

Ich berufe die nächste Sitzung auf Donnerstag, den 
5. Dezember, 14 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.24 Uhr.) 

Berichtigungen 

Es ist zu lesen: 

94. Sitzung Seite 4302 C Zeile 19/20 statt „nach-
träglicher Gerichtsstandsvereinbarungen gegenüber 
dem Käufer" : der für den Käufer nachteiligen Ge-
richtsstandsvereinbarungen; 

96. Sitzung Seite 4428 D Zeile 14 statt „und  in": 
 und den in; 

97. Sitzung Seite 4468 D Zeile 21 statt „1592": 1565. 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Achenbach * 6. 12. 

Dr. Arndt (Berlin) 31. 12. 

Dr. Atzenroth 6. 12. 

Bauer (Würzburg) * 6. 12. 

Berkhan * 6. 12. 

Fürst von Bismarck * 6. 12. 
Blachstein * 6. 12. 

Dr. Bleiß 6. 12. 
Frau Blohm 6. 12. 
Dr. h. c. Brauer * 6. 12. 

Corterier * 6. 12. 

Deneke 4. 12. 
Erler * 6. 12. 

Faller 6. 12. 
Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) * 5. 12. 

Frau Funcke (Hagen) 4. 12. 
Dr. Furler * 6. 12. 
Gerlach 4.12. 
Gewandt 6. 12. 
Gscheidle 6. 12. 

Freiherr zu Guttenberg 15. 12. 

Frau Dr. Hubert * 6. 12. 

Jacobs 6. 12. 
Kahn-Ackermann * 6. 12. 
Kalbitzer 6. 12. 

Klein (Saarbrücken) 4. 12. 
Dr. Kliesing (Honnef) * 6. 12. 

Dr. Knorr 4. 12. 

Dr. Kopf * 6. 12. 

Kriedemann ** 6. 12. 
Kulawig 4. 12. 

Lenze (Attendorn) * 6. 12. 
Lermer * 6. 12. 

Lücker (München) ** 5. 12. 

Margulies 4. 12. 

Mauk ** 5. 12. 

Frau Dr. Maxsein * 6. 12. 

Memmel * 6. 12. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 6. 12. 

Dr. von Merkatz * 6. 12. 

Metzger 4. 12. 

Dr. Meyer (Frankfurt) * 6. 12. 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 4. 12. 

Dr. Müller-Hermann 15. 12. 
Ollenhauer 31. 12. 

Paul * 6. 12. 

Frau Dr. Rehling * 6. 12. 

Frau Renger * 6. 12. 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Schlee 4. 12. 
Dr. Schmid (Frankfurt) * 6. 12. 

Schmidt (Kempten) 4. 12. 

Schoettle 31. 12. 
Dr. Seffrin * 6. 12. 
Seidl (München) * 6. 12. 
Seifriz 15. 12. 
Dr. Serres * 6. 12. 
Dr. Starke 6. 12. 
Storch** 6. 12. 

Frau Strobel ** 6. 12. 
Sühler 6. 12. 
Dr. Süsterhenn * 6. 12. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 15. 12. 
Dr. Wahl * 6. 12. 
Wienand * 6. 12. 
Wischnewski 6. 12. 
Dr. Zimmer * 6. 12. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. von Brentano 15. 12. 
Goldhagen 15. 12. 
Klinker ** 13. 12. 
Steinhoff 15. 12. 

* Für die Teilnahme an einer Tagung der Versammlung 
der Westeuropäischen Union. 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments. 

Anlage 2 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Ausgaben für Verbraucherberatung und 
Ernährungsaufklärung 
im Rechnungsjahr 1963 

(Stand 29. 11. 63) 

a) Broschüren 	 rund 447 000 DM 

b) Merkblätter 	 rund 96 000 DM 

c) Großküchenrezeptdienst 	rund 16 600 DM 

d) Monatsweiser Kochen und 
Ernähren 	 rund 15 500 DM 

e) Wanderschauen und Mario-
nettentheater 	 rund 68 000 DM 

f) Filme, Dia-Reihen 	rund 11 700 DM 

g) Sonstige Lehrmittel (Lehrtafel

-

serie und Flanellbildserie) 	rund 303 000 DM 

h) Presse- und Informations-
dienste 	 rund 240 000 DM 

rund 1 197 800 DM 
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Anlage 3 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Zusammenstellung 

der bis Ende 1963 in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesausschuß für volkswirtschaftliche Aufklärung 
e. V. Köln u. a. durchgeführte Maßnahmen zur Ver-
braucherberatung und Ernährungsaufklärung 

I. Broschüren 

Gesamtauflage 

1. Mit Verstand essen (Leporello) 	28 300 

2. Ernähren wir uns richtig? 	321 895 

3. Quark 	 295 200 

4. Fisch 	 284 500 

5. Brot 	 562 793 

6. Gemüse 	 309 600 

7. Obst 	 253 800 

8. Kartoffeln 	266 290 

9. Flüssiges Obst 	 279 120 

10. Länger leben durch Diät 	 161 390 

11. Beim Älterwerden sich richtig ernähren 127 311 

12. Die gute Sieben 	 376 052 

13. Schutz unserer Nahrung 	 136 100 

14. Mit Verstand essen 	 236 850 

15. Dein Kunde sucht Rat 	 50 425 

16. Ernährung unter der Lupe 	139 021 

17. Energiespender Zucker 	 295 050 

18. Pilze 	 399 000 

19. Lebensmittelrecht - Sonderausgabe 
VD/B 	 117 760 

20. Textausgabe Lebensmittelrecht 	10 200 

21. Handelsklassen - A B C 	 552 300 

22. Fleisch 	 106 310 

23. Süße Geheimnisse 	 1 114 263 

24. Tiefkühlkost 	 90 700 

25. Lebe recht - leb nicht schlecht 	332 560 

26. Schutzkost für den Kraftfahrer 	30 991 

27. Sind vorgefertigte Gerichte rationell? 30 690 

28. Gesundheit durch Milch 	 41 550 

29. Handgeräte - Helfer im Haushalt 	51 365 

30. Beiträge zum neuen Lebensmittelrecht 50 521 

31. Die Ernährung unserer Jugend 	205 000 

32. Die Ernährung der werdenden Mutter 150 000 

33. Wildfrüchte 	 210 000 

34. Wo steht die Verbraucheraufklärung? 	8 900 

35. Kochen auf Fahrt 	 75 350 

36. 10 Regeln für eine richtige Ernährung 254 500 

37. Vorratswirtschaft im Haushalt 	105 000 

38. Auch du kannst kochen (Kochfibel) 	210 000 

II. Merkblätter 
Gesamtauflage 

1. Vorratsschutz bei Kartoffeln 	18 500 

2. Kartoffeltips für den Winter 	1 000 000 

3. Welche Kartoffeln kaufen wir heute 	528 650 

4. Sago 	 478 200 

5. Kinder der Kartoffel 	 551 900 

6. Nordseekrabben I und II 	 489 000 

7. Fisch bereiten - spielend leicht 	583 200 

8. Für Dich und für Mich 	611 650 

9. Fischvollkonserven 	 519 000 

10. Tiefkühlkost - frische Kost 	639 900 

11. Kochfertige Suppen 	 596 900 

12. Täglich Frischkost 	 837 875 

13. Das süße Brevier 	 532 550 

14. Bienenhonig 	 599 100 

15. Handelsklassen A B C für Spargel 	5 200 000 

16. Handelsklassen A B C für Tomaten 	528 650 

17. Handelsklassen A B C für Äpfel 	2 221 250 

18. Handelsklassen A B C für Äpfel, 
Birnen 	 7 016 137 

19. E 1 - Die gute Sieben 	 880 035 

20. E 2 - Vitamintabelle 	 421 875 

21. E 3 - Gutes Brot aus reinem Korn 	766 150 

22. E 4 - ... Fremdstoffe, die keine sind 516 050 

23. E 5 - ... mit Konservierungsstoff 	599 400 

24. E 6 - ... mit Farbstoff 	 525 000 

25. E 7 - Schale nicht zum Verzehr ge

-

geeignet 	 513 000 

26. E 8 - . . . mit Aromastoff 	497 400 
27. E 9 - Ernährungsratschläge für den 

Kraftfahrer 	 5 127 800 

28. E 10 - Wie decke ich meinen tägl. 
Vitaminbedarf 	 525 000 

29. E 11 - Frühstück - das Sprungbrett 
in den Tag 	 1 050 000 

30. Wir fressen Pflanzen und liefern 
Fleisch (Fleischmerkblatt) 	1 048 000 

31. Die Haltbarkeit der Lebensmittel im 
Kühlschrank 	 2 100 000 

32. Gute Lebensmittel - klare Kennzeich-
nung 	 2 096 000 

33. Schon die alten Griechen .. . 
(Eiermerkblatt) 	 3 007 220 

34. Gäns'lich unbeschwert 	 51 155 
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35. Nahrungsmittel Kartoffeln 	2 100 000 

36. Nahrung aus dem Meer 	 206 000 

37. Abendessen, das Tüpfelchen auf 
dem i 	 1 050 000 

38. Zwischenmahlzeiten 	 1 050 000 

III. 'Flugblätter 
Gesamtauflage 

1. Kirschen 	 534 000 

2. Pflaumen-Zwetschgen 	 261 000 

3. Äpfel 	 558 500 

4. Birnen 	 758 500 

5. Tomaten 

	

	 528 650 

IV. 

a) Großküchenrezeptdienst 

(in Zusammenarbeit mit Bundesausschuß für 
volkswirtschaftliche Aufklärung u. Deutscher Ge

-

sellschaft für Ernährung) erscheint zweimonatlich 

Auflage 30 000 Stück 

Kostenlose Verbreitung über Werkküchen, Kan-
tinen und sonstige Einrichtungen der Großver-
pflegung 

b) Monatsweiser Kochen und Ernähren 

erscheint zweimonatlich 

Auflage 20 000 Stück 

Kostenlose Verteilung an Heime, Jugendherber

-

gen und sonstige Einrichtungen der Jugendarbeit 

V. Wanderschauen 

1. Mit Verstand essen 

2. Werte erhalten — mit Verstand kochen 

3. Die gute Sieben 

4. Der weiße Strom und seine Quellen 

5. Pilze 

6. Vitamine 

VI. Filme, Lichtbildreihen und Diareihen 

1. Film: Die gute Sieben 

2. Lichtbildreihe „Die gute Sieben" 1 375 Serien 
mit 10 400 Textheften 

3. Dia-Reihe: Grundlagen der Ernährung 
1 000 Serien 

VII. 

Marionettenspiel „Die gute Sieben" 

VIII. Sonstige Lehrmittel 

1. Flanellbildserie „Richtige Ernährung" 
20 332 Bogen 

2. Lehrtafelserie „Grundlagen der Ernährung" 
54 000 Tafeln 

IX. Presse- und Informationsdienste 

1. Verbraucherdienst A (Pressedienst) 

erscheint 14täglich, Auflage 2 100 Stück 

Auf Grund der vorliegenden Abdruckbelege kann 
mit einer jährlichen Gesamtauflage von rund 
380 Millionen gerechnet werden. 

2. Verbraucherdienst B (Informationsdienst zur Un-
terrichtung der Lehr- und Beratungskräfte auf 
dem Gebiet der Ernährungsaufklärung und Ver-
braucherberatung) 

erscheint monatlich, Auflage 17 500 Stück 

3. Laufende Mitarbeit bei 

der Verbraucher-Politischen Korrespondenz 
(VPK) 

der Verbraucher-Rundschau (VR) 

den Rundfunk- und Fernsehanstalten 

führenden Hausfrauen-Zeitschriften, 

z. B. „Constanze", „Brigitte", „Film und Frau", 

„Für Sie" u. a. 

und ca. 90 Kundenzeitschriften. 
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Anlage 4 

Bundesminister 
für Wohnungswesen, Städtebau 

und Raumordnung Maßnahmen zum Verbraucherschutz 

Thema bzw. Titel Herausgeber Verfasser 

Broschüren 

1. Alle 5 Minuten 4 neue Wohnungen BMWo 

2. Mein Finanzamt baut mit mir BMWo 

3. Ausstellungsflugblatt für Darstellung von BMWo 
Ausstellungstafeln 

4. Das Eigenheim in der Etage BMWo 

5. Besser und billiger bauen Deutsches Bauzentrum, 
Köln 

6. Bautechnische Merkhefte 

Heft 	1 — Wirtschaftliche Vorbereitung der Beirat für Bauforschung 
Wohnungsbauten 

Heft 	2 — Frauenwünsche zum Wohnungsbau 

Heft 	3 — Das Haus nach Normen 

Heft 	4 — Wärmeschutz im Hochbau 

Heft 	5 — Schallschutz im Hochbau 
Heft 	6 — Schüttbeton im Wohnungsbau 
Heft 	7 — Gas- und Schaumbeton 

Heft 	8 — Massivdecken 

Heft 	9 — Die Bauselbsthilfe 

Heft 10 — Planmäßige Herstellung von Beton 

Heft 11 — Rationelle Küchen 

Heft 12 — Neuzeitlicher Ziegelbau 

7. Das Eigenheim in der Etage BMWo 

8. Baut ruhige Wohnungen Deutsches Bauzentrum,. 
Köln 

9. Wärmeschutz, aber richtig Deutsches Bauzentrum, 
Köln 

10. Das Familienheim kein Wunschtraum mehr BMWo 

11. Die Küche als Arbeitsplatz BMWo 	 Prof. Meyer-Ehlers, 
Die Küche in der Wohnung Institut für Film und Bild, Berlin 

Berlin 

12. Das neue Miet- und Wohnrecht zur Aufklärung BMWo 
über das sog. Abbaugesetz 

13. Für Jedermann BMWo 

14. Müllbeseitigung im Wohnungsbau Beirat für Bauforschung 	Tope 
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und zur Verbraucheraufklärung 

Verlag Erscheinungs

-jahr 

 Auflage Bundesmittel 

Franz-Windek-Industrie-Werbekontor, Düsseldorf 1953 102 000 19 862,50 

Gebr. Müller-KG, Druckerei-Verlag, Kassel 1953 100 000 7 000,- 

Gebr. Müller-KG, Druckerei-Verlag, Kassel 1953 50 000 1 852,55 

Druckerei Westfälische Vereinsdruckerei, Münster 1953 100 000 7 215,— 

Brüder Hartmann, Berlin 1953 115 000 45 000,- 

Bauwelt-Verlag, Berlin 1951 bis 1954 10 221 400,- 

5 000 400,- 

10 216 400,- 

10 174 400,- 

7 776 400,- 

10 032 400,- 

 10 127 400,- 

7 852 400,- 

5 200 400,- 

3 787 400,- 

3 070 400,- 
15 286 400,— 

Hans Meister, Kassel 1957 100 000 10 457,— 

Brüder Hartmann, Berlin 1957 125 000 35 500,— 

Brüder Hartmann, Berlin 1958 120 000 37 000,- 

Industrie-Druck-AG, Essen 1959 bis 1961 1 500 000 89 000,- 

1959 5 000 6 500,— 

Druckerei Ritter, Gelsenkirchen, 1960 17 000 000 1 100 000,— 
Druckerei Schmücker, Löningen/Old., 

Maul & Co., Nürnberg 

Giradet, Essen 
Druckhaus Deutz 

Kölner Verlagsdruckerei Köln, 

Verlagsgeschäft R. Müller, Köln-Braunsfeld, 

Druckerei Heider, Berg.-Gladbach, 

Druckerei Schiefeling, Engelskirchen b. Köln 

Broschek & Co., Hamburg 1961 600 000 90 563,10 

E. Schmidt-Verlag, Berlin 1962 10 000 11 000,— 
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Thema bzw. Titel Herausgeber Verfasser 

15. Es geht um Ihre neue Küche BMWo Kraatz, Berlin, 
Prof. Meyer-Ehlers, 
Berlin, 
Dr. Jensen 

16. Das neue Miet- und Wohnrecht zur Aufklärung BMWo 
über die neuen Gesetze zur Überführung der 
Wohnungswirtschaft in die soziale Marktwirt-
schaft in den sog. weißen Kreisen 

17. Fertighausverzeichnis Rationalisierungsgemein

-
schaft Bauwesen im (bisher 12 Hefte erschienen)  
RKW 

18. Es geht um Ihre Wohnung BMWo Prof. Meyer-Ehlers, 
Berlin, 
Dr. Giachi 

Forschungsarbeiten 

1. Rationelle Wohnungsgestaltung unter Anpassung Dipl.-Ing. Architekt 
an den Wohnungsgrundriß (Wir richten unsere Hans Stolper, 
Wohnung ein) Tegernsee 

2. Erprobung der Arbeitsküche Dr. Sabine Scherinski, 
Bonn 

3. Küchenmöbel Innenarchitektin 
Else Osterloh, 
Prien/Chiemsee 

4. Darstellung der lebens- und hauswirtschaftlichen Architektin 
Vorgänge für die Wohnungsplanung (Menschlich Lotte Tiedemann, 
wohnen) Oberkassel/Sieg 

5. Ausstattung und Nutzung von Haushaltküchen Dr. Margarete Müller, 
Hannover, 
KR Kräntzer, Arch., 
Hannover 

6. Lüftungseinrichtungen in Haushaltsküchen Forschungsgemeinschaft 
Bauen und Wohnen, 
Stuttgart 

7. Nutzungsuntersuchungen im Hansaviertel Prof. Meyer-Ehlers, 
(Wohnerfahrungen) Berlin 

 

Filme 

1. Die zweckmäßig eingerichtete Küche nach DIN BMWo 
18022 Institut für Film und Bild, 

Berlin 

2. Bauplatz Zukunft BMWo 
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Verlag Erscheinungs

-jahr 

 Auflage Bundesmittel   

Buchdruckerei Brüder Hartmann 1959 bis 1963 150 604 102 489,- 

Broschek & Co., Hamburg, 1963 8 500 000 350 000,— 

Druckerei Heider, Berg.-Gladbach 
Druckerei und Verlag Schiefeling, Gelsenkirchen 
Druckerei H. A. Brauer, Berlin, 
Druckerei Schmücker, Löningen/Old. 

Bauverlag, Wiesbaden 1963 60 000 70 000,— 

Buchdruckerei Brüder Hartmann, Berlin 1963 30 000 48 575,- 

2 079 914,15 

Georg D. W. Callwey 1954 2 000 3 000 

Frank'sche Verlagsanstalt, Stuttgart, 1955 1 000 2 000,— 
Schriftenreihe Fortschritte und Forschungen im 
Bauwesen" 

Domus-Verlag, Bonn,  1955 1 500 2 000,— 
Schriftenreihe „Die Frau und ihre Wohnung" 

Domus-Verlag, Bonn 

Druckerei Schwenk & Co. GmbH, Frankfurt, 1958 1 500 8 097,— 
Versuchs- und Vergleichsbauten des BMWo Heft 5 

Deutsche Bauzeitung Heft 11, Nov. 1961 1961 6 000 9 847,85 
Deutsche Verlagsanstalt GmbH Stuttgart (Sonderdruck) 

Bauverlag GmbH, Wiesbaden 1963 47 566,66 

 72 511,51 

1963 45 500,— 

1963 21 605,— 

67 105,— 
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Thema bzw. Titel Herausgeber Verfasser 

Lichtbildreihen 

1. BR 188 Die Küche als Arbeitsplatz BMWo 
BR 189 Die Küche in der Wohnung Institut für Film und Bild, 

Berlin 

2. Lichtbildreihe zum Thema „Wohnen" BMWo 
Institut für Film und Bild, 
Berlin 

Wohnberatungen 

1. Mannheim Deutscher Werkbund Architektin 
Baden-Württemberg Trude Matl 

2. München Deutscher Werkbund Architektin Agnes Neuner 
Bayern 

3. Düsseldorf Verband Deutsche Architektin 
Frauenkultur e. V. Erika Heinemann 

4. a) Darmstadt a) Sozialwerk für Woh

-

nung und Hausrat 
Baden-Baden Architektin 

Johanna Richard 
b) Frankfurt b) Frankfurter Bund für 

Volksbildung e. V. 

5. Hannover Deutscher Hausfrauen- Dr. Margarete Müller 
bund e. V. 

6. Stuttgart Landesgewerbeamt Architektin 
Baden-Württemberg R. Kandzora 

7. Nürnberg Deutscher Werkbund Architektin 
Bayern Inge Bankel-Völker 
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Verlag Erscheinungs

-

jahr Auflage Bundesmittel 
DM 

1957 5 500,- 

1963 s. Seite 4598 
lfd. Nr. 18 

5 500,- 

1954 bis 1959 40 000,- 

1955 bis 1963 76 750,— 

1957 bis 1963 39 250,- 

a) 1956 bis 1960 

a) 109 500,- 
b) 

b) 1961 bis 1963 

1958 bis 1963 51 750,- 

1959 bis 1963 80 000,- 

1961 bis 1963 14 000,- 

411 250,— 
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Anlage 5 

Bundesminister für Wirtschaft 

Maßnahmen zum Verbraucherschutz und zur Verbraucheraufklärung 

a) Broschüren 

Titel Herausgeber Auflage Seiten

-zahl 

 Druck und 
Versand 

DM 
Jahr 

„Wirtschaftskunde Bundesausschuß 125 000 32 40 000,— 1957 
im Unterricht" für volkswirtschaftliche 

Aufklärung e. V. 
Köln, Sachsenring 55 

„Neue Textilien begegnen Bundesausschuß 200 000 26 107 727,96 1957/58 
uns" für volkswirtschaftliche 

Aufklärung e. V. 
Köln, Sachsenring 55 

„Richtig Einkaufen — Bundesausschuß 500 000 31 123 612,52 1959/61 
aber wie?" für volkswirtschaftliche 

Aufklärung e. V. 
Köln, Sachsenring 55 

„Wer's weiß — kauft Bundesausschuß 535 000 45 154 220,49 1962/63 
besser ein" für volkswirtschaftliche 

Aufklärung e. V. 
Köln, Sachsenring 55 
zusammengestellt 
von der Verbraucherzentrale 
Niedersachsen, Hannover 

„Der Verbraucher und Bundesausschuß 40 000 40 20 183,92 1960/63 
sein Recht" für volkswirtschaftliche 

Aufklärung e. V. 
Köln, Sachsenring 55 

b) Demoskopische Untersuchungen 

Titel Herausgeber Auflage Seiten

-

zahl 
Druck 
DM Jahr 

Das Verhalten des Verbrauchers Intermarket, Gesellschaft 3 000 104 18 744,40 	1957/58 
Ergebnisse einer Bevölkerungs

-

umfrage bei 2000 Personen im 
für Internationale Markt-  
und Meinungsforschung 

Bundesgebiet durchgeführt für das mbH, Düsseldorf 
BMWi 

Das Verhalten des Verbrauchers Intermarket, Gesellschaft Teil A 25 116,— 	1958/60 
Ergebnisse einer Repräsentativ

-

Umfrage bei 3500 Personen in der 
für Internationale Markt- 
und Meinungsforschung 

121 
Teil B 

Bundesrepublik für das BMWi mbH, Düsseldorf 238 
Berichtsteil A 
Sozialpsychologie 350 
Berichtsteil B 
Sozialökonomie 350 
Tabellenteil A 50 111 
Tabellenteil B 50 231 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 98. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. Dezember 1963 	4603 

c) Tonbildschauen 

Titel Hersteller  
Dia

-

positive  
Kopien Kosten DM Jahr 

„Müssen Frauen so sein" Doc-Verkaufsförderung, 97 10 14 292,83 1958/59 
Einkaufsverhalten der Hans König, 
Verbraucher Frankfurt/Main, 

Hansa Allee 

„Schmidt, Schmidt, Schmidt & Co., Assindia Film, 100 12 13 936,— 1962/63 
ein Familienabenteuer" Jo Lobschat, 

Essen, Werderstr. 

d) Filme 

Titel Hersteller Prädikat Filmdauer Kopien Kosten 
DM Jahr 

„Hamburger Buttjes" Rhythmoton Film, „Wertvoll" 12 Minuten 20 an 59 434,29 1958/61 
Decker & Co., Hamburg Landes-

filmdienste 
. 

Die Filmrechte wurden his 31. 12. 1964 einer Film-
gesellschaft zur Vorführung als Kulturfilm in der 
Bundesrepublik Deutschland, Berlin und Osterreich 
übertragen. 
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Anlage 6 

Bundesminister für Wirtschaft 

Maßnahmen zum Verbraucherschutz und zur Verbraucheraufklärung 

Druckschriften, Filme, Tonbildschauen, 
techn. Geräte, Seminare, Veranstaltungen 

Förderung der  Jahresbeträge 
Jahr Verbraucherzentralen durch Ist 

die Arbeitsgemeinschaft 
der Verbraucherverbände 

DM DM DM DM 

1956 - 2 500,- 17 000,- 19 500,- 

1957 17 315,- 74 033,55 44 800,- 136 148,55 

1958 116 721,50 166 822,65 45 420,- 328,964,15 

1959 207 668,86 193 048,06 69 280,- 469 996,92 

1960 187 745,45 118 484,40 53 200,- 359 429,85 

1961 260 192,91 121 379,10 67 600,- 449 172,01 

1962 352 800,- 85 153,39 61 910,- 499 863,39 

1963 355 116,86 79 663,14 65 220,- 500 000,- 

1956 
bis 1 497 560,58 841 084,29 424 430,- 2 763 074,87 

1963 
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Anlage 7 

Bundesminister für Wirtschaft 

Maßnahmen zum Verbraucherschutz und zur Verbraucheraufklärung 
Förderung der Verbraucherzentralen 

Beträge in DM 

Jahr 1957 	1958 1959 1960 1961 1962 1963 

Baden
-Württemberg 	 - 	25 000,- 25 000,- 18 750,- 25 000,- 25 000,- 25 000,- 

Bayern 	 - 	25 000,- 18 750,- 25 000,- 40 000,- 40 000,- 40 000,- 
Berlin 	 - 	8 100,- 15 000,- 18 750,- 25 000,- 40 000,- 40 000,- 
Bremen 	 - 	- - - 7 500,- 25 000,- 25 000,- 
Hamburg 	 11 200,- 	12 200,- 25 000,- 18 750,- 25 000,- 25 000,- 25 000,- 
Hessen 	 - 	17 200,- 25 000,- 18 750,- 25 000,- 30 500,- 40 000,- 
Niedersachsen 	 6 115,- 	35 521,50 32 668,86 24 095,45 31 192,91 40 000,- 40 000,- 
Nordrhein

-Westfalen 	 - 	10 000,- 40 000,- 32 400,- 42 000,- 41 000,- 45 116,86 

Rheinland-Pfalz 	 - 	- - 18 750,- 22 000,- 28 000,- 25 000,- 
Saarland 	 - 	- - - 7 500,- 25 000,- 25 000,- 
Schleswig-Holstein . - 	8 700,- 20 000,- 18 750,- 25 000,- 33 300,- 25 000,- 
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Anlage 8 

Maßnahmen zum Verbraucherschutz und zur Verbraucheraufklärung 

Unterstützung der hauswirtschaftlichen Beratungsstellen 

Zuwendungsempfänger 1952  1953  1954  1955 

Soll 40 000,— 40 000,— 40 000,— 35 000,— 

Ist 36 000,— 36 000,— 38 400,— 27 784,- 

1. Hausfrauenvereinigung des KDFB Köln für die 
hauswirtschaftliche Beratungsstelle Bonn 	 9 000,— 9 000,— 9 600,— 6 946,- 

2. Arbeitsgemeinschaft heimatvertriebener und ge
-

flüchteter Frauen e. V. im BdV Bonn, für die 
hauswirtschaftliche Beratungsstelle Bremen 	 — — — — 

3. Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Hausfrauen 
der Evang. Frauenarbeit in Deutschland, Han-
nover für die hauswirtschaftliche Beratungsstelle 
Essen   9 000,— 9 000,— 9 600,— 6 946,- 

4. Frankfurter Hausfrauen-Verband e. V., Frank

-

furt, für die hauswirtschaftliche Beratungsstelle 
Frankfurt 	  9 000,— 9 000,— 9 600,— 6 946,- 

5. Deutscher Hausfrauen-Bund e. V., Ortsverband 
Deutscher Hausfrauen, Herford, für die haus

-

wirtschaftliche Beratungsstelle Herford und 	 — — — — 

6. Hamburg (DHB - Landesverb. Hamburg) 	 — — — — 

7. Berufsorganisation der Hausfrauen e. V. Mün

-

chen, für die hauswirtschaftlichen Beratungs

-

stellen 	  — — — — 

8. Bayerische Hausfrauenvereinigung des KDFB 
e. V., München, für die hauswirtschaftlichen Be

-

ratungsstellen München, R  Regensburg und Passau — — — — 

9. Zentralverband der kath. Frauen- und Mütter

-

gemeinschaften Deutschlands e. V., Düsseldorf, 
für die hauswirtschaftliche Beratungsstelle 
Osnabrück 	  — — — — 

10. Sozialwerk kath. Frauenbund e. V. Saabrücken, 
für die hauswirtschaftliche Beratungsstelle Saar

-

brücken 	  — — — — 

11. Berufsverband der Hausfrauen, Landesverband 
Württemberg e. V., Stuttgart, für die hauswirt

-

schaftliche Beratungsstelle Stuttgart 	 9 000,— 9 000,— 9 600,— 6 946,- 

12. Verband Deutsche Frauenkultur e. V., Güters

-

loh 	  — — — — 

13. Gesellschaft für Hauswirtschaft e. V., München — — — — 

14. Arbeitsgemeinschaft Hauswirtschaft e. V., Bonn — — — — 

15. Deutscher Hausfrauen-Bund e . V. - Ortsverband 
Augsburg 	  — — — — 

16. Hausfrauenvereinigung des KDFB Augsburg 	 — — — — 
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1956  1957 1958  1959 1960 1961 1962 1963 

35 000,- 50 000,- 50 000,- 50 000,- 100 000,- 90 000,- 90 000,- 90 000,- 
75 000,- 

(75 %) 
35 000,- 50 000,- 50 000,- 50 000,- 71 500,- 90 000,- 89 700,- 

8 500,- 10 200,- 9 000,- 9 000,- 9 000,- 12 000,- - 12 000,- 12 000,- 

- 8 700,- 9 000,- 9 000,- 9 000,- 12 000,--- 12 000,- 12 000,- 

5 000,- 8 700,- 9 000,- 9 000,- 9 000,- 10 000,- 12 000,-- 12 000,- 

9 000,- 8 700,- 9 000,- 9 000,- 9 000,- 12 000,- 8 000,- 6 000,- 

- 500,- - - 3 500,- 3 500,- 
5 500,- 7 500,-  

- - - - 4 000,- 8 000,- 

3 500,- 2 500,- 5 000,- 5 000,- 6 000,- - - - 

- - - - 5 500,- 7 500,- 7 500,- 7 500,- 

- 500,- - - 5 500,- 8 500,- 12 000,- 12 000,- 

- 500,- - - 3 000,- 2 000,- - - 

9 000,- 8 700,- 9 000,- 9 000,- 9 000,- 12 000,- 11 700,- 12 000,- 

- 500,- - - 1000,- 2 000,- 2 000,- 2 000,- 

- - -- - - 4 000,- - 2 000,- 

- - - - - 500,- 1000,- 1000,- 

- - - - - - 4 000,- - 

- 500,- - - - - - - 
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